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VORWORT. 


Die  Geschichte  und  die  heutige  Gestalt  des  positiven 
Staatsrechts  des  Grossbritannischen  Reiches,  insbesondere 
diejenige  der  inneren  Staatsverwaltung  und  der  Selbstver- 
waltung, bietet  dem  Darsteller  Schwierigkeiten  dar,  die  ich 
vor  einem  Menschenalter  einem  „Gang  durch  den  Urwald" 
wohl  vergleichen  durfte.  Es  gilt  dies  auch  von  dem  englischen 
Gerichtswesen,  trotz  der  sehr  zahlreichen  englischen  Schriften 
darüber. 

Der  Verfasser  der  nachfolgenden  Darstellung  der  Engli- 
schen Rechtspflege  wird  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen 
können,  diesen  sehr  schwierigen  Theil  des  öffentlichen  Rechts, 
für  welchen  in  Deutschland  noch  immer  ein  gewisses  Interesse 
vorhanden  ist,  in  einer  für  deutsche  Leser  wohl  verständlichen, 
und  ebenso  für  wissenschaftliche,  wie  für  praktische  Zwecke 
ausreichenden  Gestalt  gegeben  zu  haben.  Gerichtsverfassung 
und  Prozess  machen  in  ihren  englischen  Darstellungen  auf 
den  deutschen  Leser  in  der  That  den  Eindruck,  welchen  der 
Herr  Verfasser  in  seiner  Einleitung  treffend  schildert.  Dies 
wundersame  Gebilde  erschien  mir  jederzeit  wie  ein  alter 
Park  aus  den  Zeiten  des  Zopfstyls  mit  seinen  barocken,  ver- 
witterten, zum  Theil  stark  beschädigten  Sandsteinfiguren, 
mit  vielem  Gestrüpp  und  \ 'erwachsenen  Wegen  und  Neben- 
wegen, in  welchen  der  Fremde,  auch  mit  der  äussersten 
Mühe  sich  zurecht  zu  finden  ausser  Stande  ist.    Und  doch 
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machte  das  Ganze  einen  behaglichen,  den  Beschauer  an- 
muthenden  Eindruck. 

Für  das  englische  Strafverfahren  hat  seiner  Zeit  der 
Hanno ver'sche  Jurist  Mühry  durch  die  Uebersetzung  des 
Compendiums  von  Stephens  uns  eine  Art  von  System  zu 
geben  versucht,  in  welchem  aber  doch  nur  die  eigenen  Noten 
des  Uebersetzers  ein  annäherndes  Bild  geben.  Eine  kurze, 
systematische  Darstellung  des  früheren  österreichischen  Justiz- 
ministe rs  Dr.  Glaser  ergab  zwar  ein  zusammenhängendes 
Ganze,  in  welchem  aber  durch  die  dem  Original  aufgedrungene 
Systematik  zahlreiche  Inkorrektheiten  entstehen  mussten. 
Ein  Bericht  des  schweizerischen  Staatsanwalts  Rüttimann 
hat  die  wichtigsten  legislatorischen  Gesichtspunkte  treffend 
hervorgehoben.  Die  zahlreichen  Schriften  Mittermaie  rs 
und  der  Fleiss,  welchen  die  deutsche  Gelehrtenwelt  der  Ver- 
gleichung  des  englischen  Strafverfahrens  gewidmet  hat,  haben 
die  wichtigeren  Einzelfragen  wohl  geklärt.  An  einer  syste- 
matischen Darstellung  des  heute  geltenden  Strafverfahrens 
fehlt  es  jedoch  noch  bis  heute. 

Der  noch  schwerer  darzustellende  bürgerliche  Pro- 
zess,  welcher  auch  in  England  technisch  feiner  entwickelt 
ist  als  das  Strafverfahren,  fand  vor  einem  Menschen  alter 
eine  für  diese  Zeit  musterhafte  Bearbeitung  in:  Rüttimann, 
der  englische  Civilprozess,  Leipzig  1851.  Allein  schon  da- 
mals hatten  eingreifende  Reformen  des  Systems  begonnen, 
infolge  deren  die  grosse  Mehrzahl  der  Civilprozesse  bereits 
dem  summarischen,  stark  modernisirten  Verfahren  vor  den  neu 
errichteten  Kreisgerichten  unterlag.  Seit  jener  Zeit  sind  nun 
aber  die  radikalen  Umgestaltungen  vor  sich  gegangen,  welche, 
mit  einer  bewunderungswürdigen  Energie  vorschreitend, 
die  englischen  Obergerichte  der  Gestalt  der  beamteten  Ge- 
richtskollegien des  Kontinents  und  ihrer  Senate  innner  mehr 
assimiliren.  Hand  in  Hand  damit  geht  im  Prozessverfahren 
die  vorsichtige  Verschmelzung  des  bisherigen  Verfahrens  der 
Gerichtshöfe  des  gemeinen  Rechts  und  der  „Billigkeitsge- 
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richte",  sowie  die  fortschreitende  Tendenz  zur  Einheit  und 
zur  Vereinfachung  des  Verfahrens,  um  eine  dem  Publikum 
zugängliche  praktikable  Civiljustiz  zu  Wege  zu  bringen. 

Diese  Fortschritte  der  Gesetzgebung  sind  indessen  stück- 
weise vor  sich  gegangen.  Sie  wurden  vermittelt  durch  ein 
schwer  übersichtliches  Ineinandergreifen  der  Parlaments  - 
gesetzgebung  mit  den  Regulativen  (Rules)  der  oberen  Ge- 
richtshöfe und  der  aus  den  Lord- Oberrichtern  gebildeten 
Kommissionen.  In  einzelnen  Gebieten,  wie  in  denen  des 
Bankeruttverfahrens,  zeigt  diese  Gesetzgebung  sogar  ein  so 
unsicheres,  experimentales  Hin-  und  Herschwanken,  dass  in 
den  letzten  Jahrzehnten  auch  der  aufmerksamste  Beobachter 
den  Faden  in  dieser  Reformbewegung  wohl  verloren  haben 
wird.  Die  in  Deutschland  gangbaren  Klagen  über  das  Zu- 
viel der  Reformen,  über  die  Inkongruenz  und  Unübersicht- 
lichkeit der  Reformgesetzgebung  sind  für  den  heutigen 
Gang  der  Dinge  in  England  weit  mehr  berechtigt,  als  für 
Deutschland. 

Um  ein  für  Deutschland  nutzbares  System  der  englischen 
Civiljustiz  zu  gewinnen,  bedarf  es  unter  diesen  Umständen 
einer  mühevollen  Arbeit.  Es  ist  nicht  möglich,  aus  einer 
Uebersetzung  und  Zusammenstellung  der  heutigen  Gesetze 
und  Regulative  ein  irgend  verständliches  Bild  zu  gestalten, 
weil  die  moderne  Legislatur  überall  die  technischen  Einzel- 
heiten des  älteren  Verfahrens  voraussetzt,  welches  wiederum 
nur  aus  den  zerstreuten  Präjudizien  der  Gerichtshöfe  und 
im  Zusammenhang  mit  den  äusserst  verwickelten  Bureau- 
einrichtungen der  englischen  Gerichtsbehörden  verständlich 
zu  machen  ist.  Eine  solche  Darlegung  mit  vollständigen 
Erläuterungen  aus  der  Vorgeschichte  des  englischen  Pro- 
zesses würde  aber  wieder  den  übersichtlichen  Zusammen- 
hang verlieren.  Ich  selbst  habe  dies  zur  Genüge  empfun- 
den bei  der  Bearbeitung  des  englischen  Verwaltungsrechts, 
in  welchem  eine  Masse  technischer  Einzelheiten  über- 
gangen  und  manche  Ungenauigkeit  in  Kauf  genommen 
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werden  muss,  wenn  überhaupt  ein  leidlich  verständliches 
Bild  von  dem  Wesen  der  Sache  entstehen  soll.  Für  den 
praktischen  Kenner  der  feinen  Technik,  die  sich  in  jedem 
Civilprozess  entfaltet,  bedarf  es  wohl  nicht  der  Versicherung, 
dass  diese  Schwierigkeiten  in  erhöhtem  Masse  sich  einer 
speziellen  Darstellung  der  englischen  Rechtspflege  entgegen- 
stellen. Um  sie  zu  überwinden,  bedarf  es  einer  längeren 
Umschau  an  Ort  und  Stelle,  eines  stetigen,  persönlichen  Ver- 
kehrs nicht  blos  mit  Richtern  und  Advokaten,  sondern  auch 
mit  Anwälten  und  den  überaus  zahlreichen  und  wichtigen 
Bureaubeamten,  welche  dort  einen  erheblichen  Theil  der 
Prozessleitung  und  andere  Geschäfte  unseres  Richteramts 
besorgen.  Infolge  der  Konzentration  der  Rechtsprechung 
und  der  sehr  geringen  Zahl  des  Richterpersonals  beschränkt 
sich  der  englische  Richter  im  Wesentlichen  auf  Entscheidung 
durch  Interlokut  oder  Endurtheil  über  einen  Status  causae  et 
controversiae,  welcher  ihm  fertig  präparirt  von  Anwälten  oder 
Parteien  vorgelegt  wird.  Er  überlässt  auch  alle  zeit- 
raubenden Beweisaufnahmen  Kommissarien,  welche  nicht 
zu  dem  Richterpersonal  gehören,  soweit  nicht  die  Fesstellung 
der  question  of  fact  durch  eine  Civiljury  beantragt  wird,  deren 
Anwendung  freilich  nach  den  statistischen  Uebersichten  von 
Jahr  zu  Jahr  seltener  eintritt  und  auf  ein  Verschwinden  in 
nicht  ferner  Zukunft  deutet.  Ueberraschend  für  viele  deutsche 
Leser  wird  das  Resultat  sein,  dass  der  neueste  englische 
Civilprozess  mit  seinen  obligatorischen  Schriftsätzen  nach 
dem  Grundsatz  der  Eventualmaxime,  an  welche  sich  das 
mündliche  Hauptverfahren  anschliesst,  so  vielfache  Analogien 
mit  dem  preussischen  Civilprozess  darbietet,  wie  solcher  sich 
durch  die  Gesetzgebung  von  1833/1846  gestaltet  hatte. 

Im  Uebrigen  kann  ich  auf  die  Einleitung  des  Herrn 
Verfassers  verweisen,  welche  die  charakteristischen  Grund- 
züge dieses  Verfahrens  ebenso  anschaulich  gibt,  wie  in  dem 
weiteren  Verlauf  die  Einzelheiten  der  Prozedur.  Dass  dabei 
in  der  Regel  nur  die  Citate  aus  den  heute  geltenden  Ge- 
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setzen  gegeben  sind,  unter  einer  äusserst  knappen  Verwei- 
sung auf  die  früheren  Verhältnisse,  auf  die  Präjudizien  der 
Gerichtshöfe  und  die  heutige  englische  Prozessliteratur,  ist 
durch  den  Zweck  der  Schrift  genügend  gerechtfertigt,  welche 
übrigens  auch  unserer  Rechtsanwaltschaft  in  ihrem  Verkehr 
mit  den  Englischen  Gerichtshöfen  sich  als  ein  nützlicher, 
zuverlässiger  Rathgeber  bewähren  wird. 

BERLIN  im  Mai  1887. 


RUDOLF  GNEIST. 
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„     216     ,,      2     „     3  von  unten  statt  Hypothekengläubigern  hes 

Hypothekengläubiger. 

„      „     222  Zeile  11  von  oben  statt  Sequestration  lies  sequestrators. 
„      „     279  Ueberschrift  von  §  152  statt  um  lies  und. 
„      „     282  Anm.  1  Zeile  1  von  oben  statt  businem  lies  btisiness. 
„      „     286  Zeile  3  von  oben  statt  common  lies  summons. 

„     288  Anm.  3  Zeile  1  von  oben  statt  deeeased  lies  deceased. 


Zwei  Gesetzentwürfe  liegen  dem  jetzt  tagenden  Parlamente  vor,  deren 
Annahme  Aenderungen  in  Bezug  auf  die  bürgerliche  Rechtspflege  her- 
beiführen würde.  Die  Appellate  Jurisdiction  Bill  1887  ändert  die  äusser- 
liche  Stellung  der  Lords  of  Appeal  in  Ordinary  (vgl.  S.  41)  und  schlägt 
einige  unwesentliche  Modifikationen  in  der  Organisation  der  gerichtlichen 
Abtheilung  des  House  of  Lords  vor.  Die  Land  Transfer  Bill  1887,  ein 
Gesetzentwurf  von  grosser  Tragweite,  bestimmt  (s.  30J,  dass  real property, 
wenn  keine  letztwillige  Verfügung  vorhanden  ist,  nicht  mehr  wie  früher 
unmittelbar  auf  den  heir-at-law  übergehen,  sondern  vielmehr  dem  Nach- 
lassverwalter zufallen  soll,  und  dass  letzterer  darüber  in  derselben  Weise 
wie  über  personal  property  zu  verfügen  hat.  Die  auf  diesen  Gegenstand 
bezüglichen  Angaben  auf  S.  243  und  258  wären  daher,  wenn  der  Gesetz- 
entwurf in  seiner  jetzigen  Fassung  angenommen  werden  sollte,  ent- 
sprechend zu  berichtigen. 
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Das  englische  Recht  ist  nicht  systematisch  nach  einem  über- 
sichtlichen Grundriss  aufgebaut;  es  gleicht  vielmehr  einem  jener 
Häuser,  wie  man  sie  überall,  aber  in  England  besonders,  an 
vielen  Orten  sieht,  bei  welchen  an  ein  unscheinbares  Haupt- 
gebäude Flügel  und  Ausbau,  Stockwerk  und  Thurm  angefügt 
wurden,  wie  es  gerade  die  Laune,  der  Geschmack  oder  die  Be- 
quemlichkeit des  jeweiligen  Bewohners  gebot.  Der  Engländer 
liebt  die  Kontinuität  der  ihn  umgebenden  Verhältnisse  zu  sehr, 
um  das  Haus  niederzureissen;  er  ist  zu  thätig,  um.  sich  mit  dem 
alten  Zustand  zufrieden  zu  geben.  Jemand,  der  ein  solches  Haus 
von  aussen  anschaut,  bleibt  über  seine  inneren  Einrichtungen 
vollkommen  im  Dunkeln;  selbst  das  Studium  der  Baupläne  würde 
ihn  wenig  aufklären.  Erst  wenn  er  mit  jedem  inneren  Räume 
vertraut  ist,  das  Ziel  jeder  Treppe  und  die  Richtung  jedes  Fen- 
sters kennt,  wird  er  sich  in  dem  Labyrinth  zurechtfinden.  Das 
Verständniss  des  englischen  Rechts  kann  durch  allgemeine 
Uebersichten  nicht  gewonnen  werden.  Nur  wer  die  Einzel- 
heiten beherrscht,  beherrscht  das  Ganze,  da  dieses  Ganze  nicht 
in  gegebene  Umrisse  eingefügt,  sondern  aus  lose  mit  einander 
verbundenen  Theilen  entstanden  ist. 

Die  Wissenschaft  kann  sich  freilich  nicht  damit  begnügen, 
Bruchstücke  zu  beschreiben;  sie  muss  aber  zuerst  die  Bruch- 
stücke erkennen  und  ihre  Entstehung  historisch  verfolgen,  ehe 
sie  dieselben  zu  einem  Systeme  zu  ordnen  vermag.  Dies  System 
muss  sich  vor  Allem  aus  dem  Material  selbst  herausbilden,  nicht 
von  aussen  hereingebracht  werden.    Jeder  Versuch,  die  fremd- 
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artigen  Erscheinungen  des  englischen  Rechts  in  das  Prokrustes- 
Bett  einer  aus  anderen  Rechtssystemen  entlehnten  Begriffsbildung 
zu  zwängen,  muss  unfehlbar  misslingen. 

Diese  Wahrheiten  gelten  für  alle  Theile  des  englischen  Rechts, 
besonders  aber  für  das  Prozessrecht.  Hier  kommt  jedoch  noch 
ein  weiterer  Faktor  verstärkend  hinzu.  Gerichtswesen  und  Pro- 
zess  haben  in  England  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  so  viele 
und  rasch  auf  einander  folgende  Wandlungen  durchgemacht,  dass 
eine  wissenschaftliche  Durcharbeitung  des  geltenden  Rechts  schon 
aus  diesem  Grunde  kaum  möglich  gewesen  wäre.  Unter  den  be- 
sonderen in  England  herrschenden  Verhältnissen  und  bei  der  ge- 
ringen Anzahl  Derer,  welche  ihre  Kräfte  der  Pflege  der  eng- 
lischen Rechtswissenschaft  widmen,  war  diese  Unmöglichkeit  noch 
zwingender.  Eine  importirte  Systematik  würde  nach  dem  oben 
Gesagten  die  Erkenntniss  nicht  fördern,  eine  von  der  heimischen 
Wissenschaft  durchgebildete  gibt  es  nicht,  und  es  bleibt  daher 
nichts  übrig,  als  die  konkreten  Einrichtungen  möglichst  über- 
sichtlich aneinanderzureihen.  Einige  Hauptpunkte  seien  indess, 
in  Gegenüberstellung  mit  dem  deutschen  Prozessrecht,  hier  ein- 
leitungsweise kurz  skizzirt,  um  die  spätere  Orientirung  in  der 
Einzeldarstellung  zu  erleichtern. 

Es  muss  vorausgeschickt  werden,  dass  das  vorliegende  Buch 
nur  die  Rechtspflege  in  England  und  Wales  umfasst,  und  also 
Schottland  und  Irland,  ebenso  wie  die  Channel  Islands  und  die 
Insel  Man,  nicht  berücksichtigt;  ferner,  dass  die  an  einzelnen 
Orten  erhaltenen,  in  den  Gesammtorganismus  nicht  einbegriffenen 
Gerichtshöfe,  welche  eine  örtlich  begrenzte  und  nirgends  eine 
ausschliessliche  Zuständigkeit  haben,  ebenfalls  übergangen  wer- 
den; endlich,  dass  die  Strafrechtspflege  und  die  Verwaltungs- 
rechtspflege, auch  insoweit  sie  von  den  in  diesem  Werke  be- 
sprochenen Gerichtshöfen  gehandhabt  werden,  ausser  Betracht 
gelassen  sind.  Gegenstand  der  Darstellung  ist  vielmehr  nur  die 
bürgerliche  Rechtspflege,  wie  sie  in  England  von  den 
ordentlichen  Gerichten  gehandhabt  wird. 

I.  Als  charakteristisch  für  die  Gerichtsverfassung  ist  in 
erster  Linie  ihre  Zentralisirung  zu  erwähnen.    Die  Grafschafts- 
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gerichte  sind  zwar  in  Prozessen  von  geringerer  Bedeutung  zu- 
ständig, aber  der  Obergerichtshof  (High  Court)  in  London  hat 
auch  in  Bezug  auf  diese  eine  konkurrirende  Zuständigkeit.  Alle 
wichtigen  Prozesse  kommen  in  erster  Instanz  vor  diesen  Ober- 
gerichtshof. Die  Assisengerichte,  welche  in  den  Provinzen  tagen, 
werden  als  Abtheilungen  desselben  angesehen,  und  sind  mit  den- 
selben Richtern  besetzt,  welchen  die  Rechtsprechung  in  London 
obliegt.  Es  wird  also  jeder  einigermassen  wichtige  Rechtsstreit 
in  erster  Instanz  in  der  Regel  vor  einem  der  23  Richter  ver- 
handelt, welche  Mitglieder  des  High  Court  sind. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  eben  erwähnten  Punkte 
steht  die  Bedeutung  der  Person  der  einzelnen  Richter.  Die 
Vielseitigkeit  ihrer  Thätigkeit  lässt  sich  schon  aus  dem  Gesagten 
ermessen.  Sie  ganz  darzustellen,  ist  hier  unmöglich,  weil  wir 
sonst  auf  ihre  staatsrechtlichen  und  strafrechtlichen  Befugnisse 
eingehen  müssten,  welche  nicht  zu  unserer  Aufgabe  gehören. 
Die  Bedeutung  des  einzelnen  Richters  wird  dadurch  erhöht,  dass 
er  in  erster  Instanz  sein  Amt  fast  stets  allein  ausübt;  kollegialisch 
sind  die  Gerichte  in  der  Regel  nur  in  den  Oberinstanzen  organi- 
sirt.  Ferner  ist  zu  beachten,  dass  der  Richter  in  England  nicht 
nur  das  bestehende  Recht  auslegt,  sondern  geradezu  neues  Recht 
schafft.  Nur  die  Grundlagen  des  Verfahrens  sind  durch  das 
Gesetz  geregelt.  Die  Einzelbestimmungen  des  Prozessrechts  sind 
in  den  sogenannten  Rules  enthalten,  welche  eine  aus  Richtern 
zusammengesetzte  Kommission,  zu  erlassen,  abzuändern  und  auf- 
zuheben befugt  ist.  Die  Gesetze  lassen  so  viel  Spielraum,  dass 
Veränderungen  des  Prozessrechts  von  der  grössten  Tragweite 
durch  diese  Kommission  eingeführt  werden  können.  Aber  auch 
in  Bezug  auf  das  materielle  Recht  ist  der  Richter  in  einem  ge- 
wissen Sinne  Gesetzgeber.  Das  gemeine  Recht  {common  law  — 
im  Gegensatz  zu  dem  durch  Gesetze  bestimmten  Statute  law)  be- 
steht thatsächlich  aus  den  in  Präjudizien  enthaltenen  Rechts- 
sätzen. Das  Präjudiz  eines  Gerichtshofs  ist  für  das  nach- 
geordnete Gericht  stets,  für  das  beigeordnete  meistens  bindend. 
Der  Richter  entscheidet  demnach  nicht  nur  für  den  ihm  vor- 
liegenden Fall,  sondern  für  alle  Fälle,  in  welchen  die  gleichen 
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thatsächlichen  Umstände  obwalten.  Das  Urtheil  selbst  enthält 
keine  Gründe;  aber  wenn  es  sich  um  zweifelhafte  oder  neue 
Rechtssätze  handelt,  gibt  der  Richter  bei  der  Verkündung  des 
Urtheils  eine  ausführliche  mündliche  Begründung.  Wichtige 
Entscheidungen  werden  in  einem  der  sogenannten  Reports  ver- 
öffentlicht. Diese  Reports  wurden  bis  1865  von  Privaten  heraus- 
gegeben. In  diesem  Jahre  bildete  sich  eine  aus  Vertretern  der 
Advokaten-Innungen  und  des  Anwaltsstandes  zusammengesetzte 
Körperschaft,  das  Incorporated  Council  of  Law  Reporting,  welche 
eine  officiöse  Stellung  einnimmt,  und  in  etwa  neun  jährlichen 
Bänden  die  von  besoldeten  Berichterstattern  gesammelten  wichti- 
geren Entscheidungen  veröffentlicht.  Daneben  gibt  es  weiter 
eine  Reihe  von  Reports,  welche  von  Privaten  herausgegeben 
werden.  - 

Die  erwähnten  Reports  sind  die  Hauptquelle  des  englischen 
Rechts,  insoweit  es  nicht  in  Gesetzen  enthalten  ist.  In  ihnen 
kommt  aber  die  Person  eines  jeden  Richters  in  ihrer  ganzen 
Eigenart  zur  Geltung.  Die  Kenntniss  des  Rechts  bringt  eine 
Kenntniss  der  Personen  mit  sich,  welche  dieses  Recht  geschaffen 
und  gehandhabt  haben.   Der  englische  Dichter  erwähnt: 

„das  grelle  Licht,  das  einen  Thron  bescheintu; 
ein  grelles  Licht  bescheint  auch  den  Richterstuhl;  wer  sich 
seinen  blendenden  Strahlen  aussetzt,  muss  mit  seltenen  Fähig- 
keiten ausgerüstet  sein. 

Die  Arbeitslast  der  Richter  wird  dadurch  erleichtert,  dass 
eine  Anzahl  juristisch  gebildeter  Subalternbeamten  Befugnisse 
ausübt,  welche  auf  dem  Festlande  grösstentheils  den  Richtern 
zufallen.  Den  Missständen  der  Zentralisirung  wird  durch  die 
Rundreisen  der  Richter  und  durch  die  Einrichtung  der  in  den 
Provinzen  zerstreuten  Gerichtsschreibereien  {District  Registries) 
entgegengewirkt.  In  Folge  hiervon  kann  sowohl  die  Hauptverhand- 
lung als  auch  das  vorbereitende  Verfahren  in  einem  Theil  der 
vor  dem  Obergericht  geführten  Prozesse  in  der  Provinz  erledigt 
werden. 

Die  auffallendste  der  Besonderheiten  der  englischen  bürger- 
lichen Rechtspflege  ist  die  Unterscheidung  zwischen  common  law 
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und  equity  (vgl.  S.  9).  Die  Judicature  Act  1873  hat  dieser  Unter- 
scheidung einen  grossen  Theil  ihrer  Wichtigkeit  benommen.  Es 
kann  jetzt  nicht  mehr  vorkommen,  dass  ein  Kläger  abgewiesen 
wird,  weil  sein  Recht  nur  in  einem  anderen  Gerichtshofe  aner- 
kannt wird,  oder  dass  ein  Beklagter  ein  ihm  zustehendes  Ver- 
theidigungsmittel  nicht  anders  zur  Geltung  bringen  kann,  als 
indem  er  einen  anderen  Gerichtshof  veranlasst,  durch  Interdikt 
den  Kläger  zur  Einstellung  der  Klage  zu  zwingen.  Die  gleichen 
Rechtsgrundsätze  gelten  jetzt  in  allen  Abtheilungen  des  Ober- 
gerichts, wenn  auch  das  Recht,  das  früher  in  den  Chancery  Courts 
gehandhabt  wurde,  zum  Unterschied  von  der  in  den  gemein- 
rechtlichen Gerichtshöfen  verwalteten  common  laiv,  noch  heute 
als  equity  bezeichnet  wird.  Der  Unterschied  zwischen  den 
Common  Law  Courts  und  den  Chancery  Courts  bestand  aber  auch 
darin,  dass  eine  Reihe  von  Angelegenheiten  nur  vor  die  letzteren 
gebracht,  eine  Reihe  von  Ansprüchen  nur  bei  ihnen  geltend  ge- 
macht werden  konnten.  Diese  Angelegenheiten  und  diese  An- 
träge gehören  auch  heute  zum  Geschäftskreis  der  Chancery  Di- 
vision des  High  Court,  und  da  ihre  Erledigung  besondere  Einrich- 
tungen erfordert,  ist  diese  Abtheilung  wesentlich  anders  organisirt, 
als  die  Queen  s  Berich  Division,  welche  die  Nachfolgerin  der  ge- 
meinrechtlichen Gerichtshöfe  ist.  Eine  dritte  Abtheilung  des 
High  Court,  die  Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division,  hat 
ebenfalls  einen  besonderen  Geschäftskreis  und  eine  besondere 
Organisation. 

Das  Institut  der  jury  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
findet  in  den  vor  der  Chancery  Division  verhandelten  Rechts- 
streitigkeiten keine  Anwendung.  Der  Einfluss  dieses  Instituts 
auf  das  Recht  und  das  Gerichtswesen  ist  sehr  bedeutend.  Die 
Scheidung  der  Fragen,  welche  der  Richter,  und  derjenigen,  welche 
die  jury  zu  entscheiden  hat,  ist  selbst  ein  Problem,  welches  in 
allen  Rechtsgebieten  wiederkehrt.  Die  Notwendigkeit  dieser 
Scheidung  gebietet  die  Aufstellung  einer  Reihe  von  Regeln, 
weiche  überflüssig  wären,  wenn  der  Richter  allein  zu  entscheiden 
hätte.  Der  kasuistische  Charakter  des  englischen  Rechts  ist; 
zweifelsohne  zum  grossen  Theile  diesem  Umstände  zuzuschreiben. 
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Ein  weniger  direkter  Einflnss  wird  auf  die  Entwicklung  des 
Rechts  dadurch  ausgeübt,  dass  die  Advokaten,  welche  in  ihrer 
Praxis  vor  Geschworenen  auftreten,  andere  Eigenschaften  aus- 
bilden müssen,  als  die  sind,  welche  vor  rechtsgelehrten  Richtern 
zur  Geltung  kommen;  Schlagfertigkeit  und  Beredtsamkeit,  Men- 
schenkenntniss,  nicht  nur  bei  der  Behandlung  der  Zeugen,  son- 
dern auch  bei  der  Anwendung  der  auf  den  Bildungsgrad  der 
jury  berechneten  Argumente,  helfen  bei  Verhandlungen  vor  der 
letzteren  mehr  als  juristische  Kenntnisse.  Es  ist  leicht  einzusehen, 
dass  die  Rechtswissenschaft,  und  in  Folge  dessen  die  Rechts- 
entwickelung, unter  diesem  Umstände  leidet.  Das  Verfahren 
selbst  ist  durch  die  Einrichtung  der  jury  ebenfalls  vielfach  be- 
einflusst  worden.  Zu  erwähnen  ist  in  dieser  Beziehung  die 
Konzentrirung  des  ganzen  Rechtsstreits  in  eine  Hauptverhand- 
lung, in  welcher  in  der  Regel  die  ganze  Beweisaufnahme,  die 
Vorträge  der  Advokaten,  der  Spruch  der  jury  und  die  Urtheils- 
fällung  erfolgen ;  ferner  die  eigenthümliche  Gestaltung  der  Rechts- 
mittel, welche  damit  zusammenhängt,  dass  gegen  den  Spruch 
einer  jury  keine  Berufung,  sondern  nur  —  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen —  ein  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
zulässig  ist  (vgl.  die  Uebersicht  auf  S.  194).  —  Die  Beurthei- 
lung  des  Instituts  in  juristischen  Kreisen  ist  eine  sehr  getheilte. 
Die  Anwendung  desselben  nimmt  stetig  ab,  und  eine  im  Jahre 
1883  eingeführte  Neuerung  (vgl.  S.  156)  ist  auch  bezüglich  der 
Entwickelung  der  Gesetzgebung  ein  Wegweiser,  dessen  Richtung 
nicht  verkannt  werden  kann.  Würden  die  Geheimnisse  der  Be- 
rathungszimmer  verrathen,  so  würde  das  Ziel  des  betretenen 
Pfades  wohl  noch  rascher  erreicht  werden,  als  es  sonst  der  Fall 
sein  wird. 

IL  Eine  Wissenschaft  des  Prozessrechts  gibt  es  in  Eng- 
land nicht.  Das  schriftliche  Verfahren  der  älteren  Zeit  war  ur- 
sprünglich einfach,  wurde  aber  später  ein  Tummelplatz  dialek- 
tischer Künste;  die  Kasuistik  des  Beweisrechts  hat  viele  Schrift- 
steller beschäftigt;  jede  Prozesshandlung  hat  ihre  besondere 
Literatur.  Es  fehlt  aber  auf  den  meisten  Gebieten  jeder  Ver- 
such   wissenschaftlicher    Begriffsbestimmung,    und    der  Name 
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„Practice'*,  unter  welchem  das  Prozessrecht  zusammengefasst 
wird,  drückt  schon  die  Auffassung  aus,  nach  welcher  eine 
einheitliche  theoretische  Behandlung  dieses  Rechtsgebiets  un- 
möglich ist.  Es  darf  indessen  nicht  verkannt  werden,  dass 
eine  neue  Zeit  im  Anzüge  ist.  Seit  einem  halben  Jahrhundert 
ist  man  damit  beschäftigt,  die  Absonderlichkeiten  des  Verfahrens 
zu  beseitigen,  die  ganze  Rechtspflege  einheitlicher  zu  gestalten. 
Auch  die  Rechtswissenschaft  hat  andere  Bahnen  betreten;  wenn 
auch  die  neuere  Methode  bis  jetzt  hauptsächlich  auf  anderen 
Gebieten  angewandt  wurde,  so  wird  doch  das  Prozessrecht  von 
ihr  auf  die  Dauer  nicht  unberührt  bleiben.  Justice  Stephen's 
Digest  of  the  Law  of  Evidence  beweist,  was  auch  hier  geleistet 
werden  kann. 

Der  heutige  englische  Prozess  zerfällt  in  zwei  Haupttheile : 

1)  das  Verfahren,  in  welchem  die  Streitpunkte  festgestellt  werden ; 

2)  das  Verfahren,  in  welchem  über  die  so  festgestellten  Streit- 
punkte verhandelt  wird.  Das  erstere  Verfahren  ist  schriftlich, 
das  zweite  mündlich.  Die  Schriftsätze,  welche  zum  Zwecke  der 
Feststellung  der  Streitpunkte  gewechselt  werden,  heissen  pleadings; 
die  Verhandlung  über  die  Streitpunkte  heisst  trial. 

Auf  der  Aufschrift  der  Prozessladung  (writ  of  summons)  und 
in  der  Klageschrift  werden  der  Klageanspruch  und  die  That- 
sachen,  auf  welche  sich  derselbe  stützt,  angeführt.  Die  Ver- 
teidigungsschrift muss  sich  über  diese  Thatsachen  äussern; 
insoweit  dies  nicht  geschieht,  gelten  die  Behauptungen  des 
Gegners  als  zugestanden.  Alle  vorzubringenden  Einreden  müssen 
in  der  Verteidigungsschrift  dargelegt  werden.  Der  Kläger  hat 
dann  in  der  Replik  auf  die  einredeweise  in  der  Verteidigungs- 
schrift vorgebrachten  Behauptungen  sich  zu  erklären.  Dieser 
Austausch  von  Schriftsätzen  wird  fortgesetzt,  bis  gewisse  That- 
sachen oder  gewisse  Rechtssätze  hervortreten,  welche  auf  der 
einen  Seite  behauptet,  und  auf  der  andern  geleugnet  werden; 
bei  der  Verhandlung  hat  jede  Partei  ihre  Behauptungen  nach- 
zuweisen und  auf  Grund  dieser  Beweisführung  erfolgt  die  Ent- 
scheidung. Es  gibt  indessen  —  auch  abgesehen  von  Versäum- 
nissurtheilen  und  gewissen  summarischen  Prozeduren  —  Fälle, 
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in  welchen  die  Entscheidung  bereits  vor  Feststellung  der  Streit- 
punkte erfolgt. 

Es  erhellt  aus  dem  Vorhergehenden,  dass  der  englische 
Prozess  theoretisch  insofern  ein  schriftliches  Verfahren  ist,  als 
nur  die  schriftlich  von  den  Parteien  vorgebrachten  Angriffs-  und 
Vertheidigungsmittel  bei  der  Verhandlung  berücksichtigt  werden. 
Da  ferner  ein  einziger  Schriftsatz  die  ganze  Begründung  der 
Klage  und  ebenso  ein  einziger  Schriftsatz  die  ganze  Vertheidigung 
enthalten  muss,  indem  die  Replik  und  die  etwa  weiter  gewechselten 
Schriftsätze  nur  dazu  bestimmt  sind,  die  im  vorhergehenden 
Schriftsatze  einredeweise  vorgebrachten  selbständigen  Thatsachen 
zu  bestreiten,  kann  auch  die  Eventualmaxime  theoretisch  als 
Merkmal  des  englischen  Prozesses  angeführt  werden.  Für  den- 
selben gilt  ferner  im  Allgemeinen  das  Verhandlungsprinzip.  In 
der  praktischen  Anwendung  werden  indessen  diese  Grundsätze 
wesentlich  dadurch  modifizirt,  dass  in  jedem  Prozessstadium, 
also  auch  während  der  mündlichen  Hauptverhandlung,  eine  Ab- 
änderung der  Schriftsätze  vom  Richter  genehmigt  werden  kann, 
ferner  dadurch,  dass,  wenigstens  nach  neuerem  Recht,  der  Richter 
von  Amtswegen  dem  Kläger  eine  andere  als  die  in  der  Klage 
beantragte  Rechtshülfe  gewähren  darf. 

Der  Grundsatz  der  Beweisverbindung  besteht  im  englischen 
Rechte  nicht.  Die  Parteien  haben  sich  über  die  vorzulegenden 
Beweismittel  nicht  zu  erklären;  es  ist  vielmehr  ausdrücklich 
untersagt,  in  den  pleadings  die  anzuwendenden  Beweismittel  auf- 
zuführen. Die  ganze  Beweisaufnahme  soll  regelmässig  in  der 
Hauptverhandlung  stattfinden.  Von  einer  vorbereitenden  Beweis- 
aufnahme kann  man  insofern  sprechen,  als  die  Gewinnung  der  Be- 
weismittel durch  die  Parteien  mit  Hülfe  des  Gerichts  vor  der  Haupt- 
verhandlung unter  Umständen  zulässig  ist.  Die  Vernehmung  von 
Zeugen  vor  der  Hauptverhandlung  kann  zur  Sicherung  des  Beweises 
oder  wegen  der  Abwesenheit  von  Zeugen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen gestattet  werden.  Ferner  kann  eine  Partei  —  in  einigen 
Fällen  ohne  Weiteres,  in  anderen  mit  gerichtlicher  Genehmigung  — 
die  andere  schriftlich  auffordern,  über  erhebliche  Thatsachen  oder 
Urkunden  durch  eidliche  Erklärung  Aufschluss  zu  geben  (disco- 


EINLEITUNG. 


XXXI 


very  und  interrogatories).  Das  Verfahren  erinnert  zwar  an  die 
Eideszuschiebung  des  deutschen  Prozesses,  ist  aber  in  seiner 
juristischen  Bedeutung  von  derselben  durchaus  verschieden;  die 
eidliche  Aussage  des  Gegners  bindet  die  Partei  nicht,  sie  kann 
dieselbe  nach  Belieben  bei  der  Verhandlung  benutzen  oder  nicht, 
und  kann  auch  andere  Beweismittel  beibringen,  um  das  eidliche 
Zeugniss  des  Gegners  zu  widerlegen.  — ■  In  Ausnahmsfällen  kann 
endlich  auch  von  Dritten  vor  der  Verhandlung  ein  schriftliches, 
eidlich  erhärtetes  Zeugniss  erwirkt  und  bei  der  Verhandlung  dem 
Gericht  und  der  jury  vorgelegt  werden. 

Den  Parteieneid  kennt  das  englische  Prozessrecht  nicht;  die 
Parteien  können  sich  bei  der  Verhandlung  als  Zeugen  vernehmen 
lassen  und  ihr  Zeugniss  hat  dieselbe  Bedeutung,  wie  das  der 
Unbetheiligten.  Die  Aussage  eines  Sachverständigen  wird  ebenso 
wie  ein  gewöhnliches  Zeugniss  aufgefasst. 

Bei  der  oben  erwähnten  Aufzählung  der  Punkte,  welche 
durch  das  Institut  der  Civiljury  beeinflusst  worden  sind,  haben 
wir  das  Beweisrecht  nicht  erwähnt.  Auch  für  letzteres  ist  jener 
Einfluss  unverkennbar.  Eine  objektive  Beweistheorie  existirt 
nicht;  die  Würdigung  der  vorgelegten  Beweismittel  ist  der  jury 
beziehungsweise  dem  Richter  überlassen;  wohl  aber  besteht  eine 
kasuistisch  entwickelte  Anzahl  von  Regeln  darüber,  welche  Be- 
weismittel als  erheblich  anzusehen  sind  —  eine  Vorkehrung 
welche  vor  einem  aus  Laien  bestehenden  Gerichte  dringend 
nothwendig  ist.  Nicht  erhebliche  Beweismittel  dürfen  überhaupt 
nicht  vorgebracht  werden,  da  die  jury  unwillkürlich  von  der- 
selben beeinflusst  werden  würde. 

Eine  Uebersicht  der  verschiedenen  Arten  der  Rechtsmittel 
findet  sich  auf  S.  194.  Zu  beachten  ist,  dass  in  einer  Reihe  von 
Fällen  der  judex  a  quo  zu  entscheiden  hat,  ob  die  Einlegung 
eines  Rechtsmittels  statthaft  ist. 

Das  Verhältniss  der  freiwilligen  zur  streitigen  Gerichtsbarkeit 
endlich  ist  auf  S.  271  besprochen.  Nur  in  der  Probate- Abtheilung 
besteht  eine  strenge  Scheidung  zwischen  den  beiden  Gebieten; 
in  der  (Chancery- Abtheilung,  in  welcher  die  Angelegenheiten,  die 
in  das  Gebiet  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehören,  hauptsäch- 
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lieh  vorkommen,  werden  auch  für  diese  die  Formen  des  strei- 
tigen Verfahrens  durchgängig  angewandt,  allerdings  mit  beson- 
deren Modifikationen,  wenn  nur  die  verwaltende  Thätigkeit  des 
Gerichtshofs  angerufen  wird. 

Die  verschiedenen  hier  erwähnten  Gegenstände  erschöpfen 
keineswegs  die  charakteristischen,  dem  Fremden  auffallenden 
Eigenthümlichkeiten  der  englischen  Rechtspflege;  wir  haben  — 
um  zu  unserem  früheren  Gleichnisse  zurückzukehren  —  nur 
einen  raschen  Gang  durch  die  Haupttheile  des  Hauses  gemacht 
und  die  Eindrücke  geschildert,  welche  dabei  zunächst  entstanden 
sind.  Demjenigen,  welcher  sich  mit  dem  Hause  näher  vertraut 
machen  will,  kann  eine  genauere  Besichtigung  der  einzelnen 
Räume  nicht  erspart  bleiben. 


Erstes  Buch. 


Die  Gerichtsvenfassung. 


EINLEITUNG. 

§  i.  Die  Gerichtshöfe  welche  in  Engiand  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  und  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit zuständig  sind,  zerfallen  (abgesehen  von  einigen 
vereinzelt  bestehenden  Gerichten  mit  örtlich  beschränkten  Be- 
fugnissen und  abgesehen  von  den  geistlichen  Gerichtshöfen)  in 
drei  Gruppen:1) 

I.  Die  Grafschaftsgerichte  (County  Courts);  dieselben  sind 
Gerichtshöfe  erster  Instanz  für  Rechtsangelegenheiten,  deren 
Gegenstand  einen  gewissen  Werth  nicht  überschreitet2);  sie  sind 
ferner  Konkursgerichtshöfe  für  die  Provinzen. 

IL  Der  Supreme  Court  of  Judicature,  der  aus  zwei  Unter- 
abtheilungen  besteht: 

1.  Her  Majestys  High  Court  of  Justice;  derselbe  ist: 

a)  erste  Instanz  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und 
zwar  in  Konkurrenz  mit  den  Grafschaftsgerichten  in  Angelegen- 
heiten für  welche  letztere  zuständig  sind  (vgl.  §  2); 

1)  Da  die  Gerichtshöfe  mit  ausschliesslich  örtlicher  Zuständigkeit 
hier  nicht  erörtert  werden,  braucht  nicht  auf  die  Unterscheidung  zwischen 
„Courts  of  Record"  und  „Courts  not  of  Record"  hingewiesen  zu  werden. 
Die  Gerichtsprotokolle  der  „Courts  of  Record"  haben  eine  besondere 
Wirkung  und  die  Missachtung  des  Gerichtshofes  kann  bei  ihnen  mit 
Geld-  oder  Freiheitsstrafe  gerügt  werden.  Die  hier  besprochenen  Ge- 
richtshöfe sind  alle  „Courts  of  Record." 

2)  Der  Höchstbetrag  hängt  von  der  Natur  der  Angelegenheit  ab. 
Klagen  auf  Rückgabe  einer  aussergerichtlich  gepfändeten  Sache  (repleviri) 
sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Streitgegenstandes  bei  den  County 
Courts  zulässig. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  j 
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b)  er  hat  gewisse  Befugnisse  in  Sachen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  ist  Konkursgerichtshof  für  London; 

c)  er  ist  Verwaltungsgerichtshof  und  hat  ein  Aufsichtsrecht 
über  die  ihm  untergeordneten  Gerichtshöfe; 

d)  er  ist  Beruf ungsgerichtshof  für  die  Grafschaftsgerichte. 

2.  Her  Majestys  Court  of  Appeal;  er  ist  Berufungsinstanz 
für  den  High  Court 

III.  Die  Revisionsgerichtshöfe  und  zwar: 

1.  das  House  of  Lords,  welches  zuständig  ist  für  die  Revision 
gegen  Entscheidungen  des  Court  of  Appeal  und  der  entsprechen- 
den Gerichtshöfe  in  Schottland  und  Irland; 

2.  das  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council;  dasselbe  ist 
de  jure  kein  Gerichtshof,  sondern  ein  Staatsrath,  welcher  den 
Souverän  in  den  Sachen  zu  berathen  hat,  in  welchen  er  selbst 
höchste  Instanz  ist;  de  facto  fällt  dasselbe  statt  seiner  die  Ent- 
scheidungen.   Der  Souverän  ist  höchste  Instanz 

a)  in  Prozessen,  welche  in  den  Kolonien,  den  Channel 
Islands,  der  Insel  Man  und  in  Indien  geführt  werden; 

b)  in  Prozessen,  welche  in  den  geistlichen  Gerichtshöfen 
geführt  werden. 

Erstes  Kapitel: 

Die  Grafschaftsgerichte.1) 

a)  Allgemeines. 

§  2.  Dieselben  sind  nicht  zu  verwechseln  mit  den  mittel- 
alterlichen Volksgerichten,  welche  den  gleichen  Namen  führten, 
sie  sind  vielmehr  eine  Schöpfung  der  modernen  Gesetzgebung 
und  wurden  zuerst  im  Jahre  1846  errichtet.  Ihre  Befugnisse 
sind  seitdem  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  erweitert  worden. 
England  ist  durch  das  Gesetz  von  1846  in  eine  Reihe  von  County 
Court  Districts  eingetheilt  worden  (der  Lord  Chancellor  hat  die 
Befugniss,  die  Einth eilung  der  Districts  zu  verändern;  gegen- 
wärtig giebt  es  ca.  500  solcher  Districts),  jeder  District  hat  ein 
Grafschaftsgericht;  eine  Anzahl  von  Districts  bildet  in  der  Regel 

l)  Gneist,  Verwaltungsrecht  II.  §  147;  Maitland,  Justice  and  Police 
2j  ff.  Das  ausführlichste  Werk  ist :  Pitt-Lewis,  Complete  County  Court 
Practice  2  Bände;  kürzer  Archbold 's  County  Court  Practice  ed  Fiisgerald. 
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einen  Circuit;  gewöhnlich  hat  jeder  Circuit  nur  einen  County  Court 
Judge.  Die  Zahl  der  County  Court  Judges  darf  die  Ziffer  60  nicht 
überschreiten  (gegenwärtig  giebt  es  59). 

b)  Sachliche  Zuständigkeit. 

§  3.  Die  den  County  Courts  zustehende  Gerichtsbarkeit  ist  th eil- 
weise von  den  gemeinrechtlichen  und  Billigkeits-Gerichten  (vgl. 
§  6)  auf  sie  übergegangen;  einzelne  Sachen  sind  ihnen  ferner 
durch  Specialgesetze  direct  übertragen;  sie  sind  ausserdem  in 
Konkurssachen  und  gewissen  Nachlass-Sachen  zuständig.  Einigen 
County  Courts  ist  auch  eine  beschränkte  seerechtliche  (Admira- 
litäts)-Gerichtsbarkeit  (vgl.  §  12  u.  §  138)  übertragen.  Im  Einzel- 
nen ist  zu  bemerken: 

a)  Die  gemeinrechtliche  Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  auf 
die  meisten  Klagen  aus  Forderungsrechten,  deren  Object  den 
Werth  von  £  50  nicht  überschreitet  (9  u.  10  Vict.  c.  95  s.  58; 
13  u.  14  Vict.  c.  61  s.  1);  für  Klagen  auf  Freigabe  aussergericht- 
lich  gepfändeter  Gegenstände  sind  die  County  Courts  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Werth  des  Streitgegenstandes  zuständig  (19  u.  20 
Vict.  c.  108  s.  63;  23  u.  24  Vict.  c.  126  s.  22).  Andererseits 
sind  die  County  Courts  nicht  zuständig  bei  Klagen  wegen 
böswilliger  Erhebung  einer  Strafklage,  Verleumdung,  Ver- 
führung oder  Nicht-Erfüllung  eines  Eheversprechens.  Besitzklagen 
in  Bezug  auf  Grundstücke  bei  welchen  der  Titel  in  Frage  kommt, 
waren  früher  ebenfalls  von  ihrer  Zuständigkeit  ausgeschlossen, 
sind  aber  jetzt  in  den  County  Courts  zulässig,  wenn  weder  der 
Werth  des  Grundstücks  noch  der  Betrag  der  jährlichen  Rente 
die  Summe  von  £  20  überschreitet  (9  u.  10  Vict.  c.  95  s.  58; 
30  u.  31  Vict.  c.  142  ss.  11  u.  12). 

ß)  Die  Billigkeitsgerichtsbarkeit  der  Grafschaftsgerichte  beruht 
hauptsächlich  auf  28  u.  29  Vict.  c.  99  und  Judic.  Act  1873  s.  89. 
Sie  kommt  zur  Anwendung  in  Prozessen  über  die  Verwaltung 
eines  Nachlasses  oder  eines  üdeicommissum  inter  vivos;  über  die 
Wiedereinlösung  von  Hypotheken  oder  die  Einweisung  in  das 
verpfändete  Grundstück,  über  die  specifische  Erfüllung  ("specific 
Performance"  vgl.  §  6)  von  Verträgen  über  den  Kauf  oder 
die  Miethe  von  Grundstücken,  über  die  Auflösung  von  Ge- 
sellschaften, bei  Theilungsklagen  etc.,  wenn  der  Streitgegenstand 
den  Werth    von   £  500  nicht    überschreitet.      Die  freiwillige 

1* 


4 


ERSTES  BUCH:  DIE  GERICHTSVERFASSUNG.        §  3. 


Gerichtsbarkeit  des  Chancery  Court  ist  ebenfalls  theilweise  auf  die 
County  Courts  übertragen;  £  500  ist  auch  hier  die  Werths- 
grenze. 

7)  Unter  den  Gesetzen,  welche  unmittelbar  die  Grafschafts- 
gerichte für  die  betreffenden  Materien  zuständig  gemacht  haben, 
sind  zu  erwähnen  das  Haftpflichtgesetz  von  1880  (Employers 
Liability  Act)  und  das  Pachtgesetz  von  1883  f Agricultural  Holdings 
Act).  Letzteres  Gesetz  ermächtigt  die  Pächter  zum  Anspruch 
auf  Ersatz  für  gewisse  Aufwendungen;  bei  Streitigkeiten  ent- 
scheidet ein  Schiedsgericht,  und  wenn  der  beanspruchte  Betrag 
£  200  überschreitet,  ist  eine  Berufung  an  den  County  Court 
zulässig.1) 

6)  Die  County  Courts  sind  Konkursgerichte  für  das  regel- 
mässige Verfahren  in  den  Provinzen;  auch  sind  sie  bei  gewissen 
Klassen  von  Prozessen,  welche  in  Zusammenhang  mit  dem  Kon- 
kursverfahren stehen,  zuständig  (vgl.  Näheres  §  160).  Der  Lord 
Chancellor  ist  befugt,  einem  County  Court  die  Konkursgerichts- 
barkeit zu  entziehen  und  dieselbe  auf  einen  andern  zu  über- 
tragen (Bankruptcy  Act  1883;  ss.  92,  95,  102). 

s)  Einige  County  Courts  haben  auch  die  sogenannte  Ad- 
miralitätsgerichtsbarkeit (vgl.  §  12  a)  a)  bei  Ansprüchen  wegen 
Bergung  und  Hülfeleistung  in  Seenoth,  wegen  Lieferung  von 
Schiffsbedürfnissen  und  auf  Zahlung  von  Heuer,  wenn  der  bean- 
spruchte Betrag  die  Summe  von  £  300  bezw.  £  150  nicht  über- 
schreitet, und  wenn  im  Fall  der  Bergung  der  Werth  der  gebor- 
genen Sache  den  Betrag  von  £  1000  nicht  überschreitet;  b)  bei 
Ansprüchen  wegen  Beschädigung  der  Ladung  und  Ansprüchen 
wegen  des  Zusammenstosses  von  Schiffen;  bei  Klagen  aus  Fracht- 
verträgen und  aus  Delikten,  welche  die  Ladung  betreffen,  wenn  der 
Betrag  der  Forderung  £  300  nicht  überschreitet  (31  u,  32  Vict. 
c.  71  s.  3).  Den  einzelnen  County  Courts  wird  diese  Gerichts- 
barkeit durch  königliche  Verordnung  forder  in  Council)  auf  Antrag 
des  Lord  Chancellor  übertragen. 

C)  In  streitigen  Nachlassangelegenheiten  sind  Grafschafts- 
gerichte zuständig,  wenn  der  Werth  des  Mobiliarnachlasses 
£  200  und  der  des  Immobiliarnachlasses  £  300  nicht  erreicht. 


a)  Eine  Aufzählung  anderer  hierher  gehöriger  Gesetze  hat  Stephen, 
Commentaries  III  296  c. 
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Ausnahmsweise  sind  die  County  Courts  zuständig: 

1.  wenn  die  Parteien  eine  dahingehende  Vereinbarung  treffen 
[19  u.  20  Vict.  c.  108  s.  23;  31  u,  32  Vict.  c.  71  s.  3  (4);  32  u.  33 
Vict.  c.  öl  s.2  (2)]; 

2.  wenn  der  Richter  die  Sache  vom  High  Court  an  den  County 
Court  verweist.  Es  kann  dies  geschehen,  wenn  der  Beklagte 
in  einer  Deliktsklage  ein  affidavit  (vgl.  §  68  I.)  einreicht,  in  welchem 
er  aussagt,  dass  der  Kläger,  falls  er  unterliege,  voraussichtlich  nicht 
im  Stande  sein  werde,  die  Kosten  zu  zahlen.  Es  ergeht  dann 
eine  Verfügung,  in  welcher  dem  Kläger  anbefohlen  wird,  inner- 
halb einer  festgesetzten  Frist  Sicherheit  für  die  Kosten  zu  stellen, 
oder  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Klage  besser  zur  Ver- 
handlung im  High  Court  geeignet  ist,  und  in  welcher  für  den 
Fall,  dass  Beides  unterbleibt,  die  Verweisung  an  den  County  Court 
angeordnet  wird  (30  u.  31  Vict.  c.  142  s.  10). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dieser  Uebertragung  eines  Prozesses 
an  den  County  Court  ist  die  blosse  Verweisung  der  mündlichen 
Verhandlung  an  einen  solchen.  Dieselbe  kann  im  Fall  einer 
Kontraktsklage  auf  Antrag  jeder  Partei  nach  Feststellung  der  Streit- 
punkte ßoinder  of  issue  vgl.  §  65 ^  erfolgen  (19u.20  Vict.  c.  108 
s.  26).  Der  High  Court  bleibt  in  einem  solchen  Falle  das  Pro- 
zessgericht und  das  Urtheil  wird  im  High  Court  eingetragen  (vgl. 
das  Formular  R.  S.  C.  app.  F.  No.  13). 

Wird  ein  Prozess  im  High  Court  eingeleitet,  für  welchen  ein 
County  Court  zuständig  wäre,  so  treten  nachstehende  Folgen  ein: 

1.  Die  Verweisung  an  den  County  Court  kann  angeordnet 
werden: 

a)  bei  Prozessen,  welche  in  der  Chancery  Division  schweben 
auf  Antrag  einer  Partei,  aber  auch  ex  officio. 

b)  bei  Prozessen,  welche  in  der  Queen 's  Beench  Division 
schweben,  wenn  es  sich  um  einen  £  50  nicht  überschreiten- 
den Anspruch  ex  contractu  handelt  auf  Antrag  des  Beklagten, 
über  welchen  in  Chambers  unter  Anhörung  des  Klägers  verhandelt 
wird  (30  u.  31  Vict.  c.  142  ss.  8  u.  7  bestätigt  durch  Jud.  Act 
1873  s.  67). 

2.  Es  treten  nachtheilige  Folgen  für  den  Kläger  in  Bezug 
auf  die  Kosten  ein : 

a)  wenn  dem  Kläger  bei  einer  Kontraktsklage  nicht  mehr 
als  £  20  und  bei  einer  Deliktsklage  nicht  mehr  als  £  10  zuge- 
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sprochen  werden ,  hat  er,  wenn  nicht  ausdrücklich  das  Gegentheil 
verfügt  wird,  kein  Recht  auf  Ersatz  der  Kosten  (ibid.  s.  5  be- 
stätigt wie  oben), 

b)  wenn  dem  Kläger  bei  einer  Kontraktsklage  nicht  mehr 
als  £  50,  und  nicht  weniger  als  £  20  zugesprochen  werden, 
hat  er  kein  Recht  auf  Ersatz  der  Kosten,  insoweit  dieselben  die 
Kosten  übersteigen,  welche  zu  entrichten  gewesen  wären,  wenn 
der  Prozess  im  County  Court  geführt  worden  wäre  (R.  S.  C.  0. 
LV.  r.  12). 

c)  Organisation. 

§  4.  Die  circuits  der  County  Court  Judges  umfassen,  wie 
wir  gesehen,  in  der  Regel  mehrere  districts;  es  können  aber 
auch  für  einen  district  mehrere  Richter  ernannt  werden.  Die 
Richter  werden  vom  Lord  Chancellor  (für  gewisse  districts  vom 
Chancellor  of  the  Ducliy  of  Lancaster)  ernannt.  Sie  müssen  min- 
destens sieben  Jahre  vorher  als  Barristers  berufen  worden  sein. 
(9  u.  10  Vict.  c.  95  s.  16).  Bei  Verhinderung  kann  der  Richter 
—  nötigenfalls  statt  seiner  der  Lord  Chancellor  —  einen  Stell- 
vertreter bestellen  (ibid.  s.  20,  vgl.  auch  13  u.  14  Vict.  c.  61 
s.  3) x),  der  dieselbe  Befähigung  wie  der  Richter  selbst  haben 
muss  (19  u.  20  Vict.  c.  108  s.  6). 

Unter -Beamte  des  Grafschaftsgeriohts  sind  die  Registrars; 
ursprünglich  wurden  auch  Treasurers  und  High  Bailiffs  bestellt. 
Ein  im  Jahre  1866  erlassenes  Gesetz  wird  indessen  die  allmälige 
Beseitigung  dieser  Aemter  herbeiführen  (29  u.  30  Vict.  c.  14  s.  1). 
Die  Registrars  (deren  Titel  früher  Clerk  war)  werden  vom  Richter 
des  betreffenden  County  Court  vorbehaltlich  derZustimmung  desLord 
Chancellor  ernannt;  sie  müssen  Solicitors  des  Supreme  Court  sein 
(vgl.  §  34)  (9  u.  10  Vict  c.  95  s.  24).  Bei  Verhinderung  des 
Registrar  kann  dieser  (nötigenfalls  statt  seiner  der  Richter) 
einen  Stellvertreter  bestellen  (ibid.  s.  26);  er  hat  auch  das  Recht 
Bureaubeamte  (Assistant  Clerks)  zu  bestellen,  deren  Gehalt  in- 
dessen von  ihm  selbst  zu  zahlen  ist  (ibid.  s.  24).  Der  Registrar 
ist  mit   den   Geschäften   eines  Gerichtsschreibers  betraut,  hat 

J)  Die  Tendenz  der  neueren  Gesetzgebung  geht  dahin,  die  Befug- 
nisse der  County  Court  Judges  zu  erweitern.  Nach  dem  Jud.  Act 
1884  s.  j  sollen  sie  ebenso  wie  die  Queens  Counsel  befugt  sein,  als  Com- 
missioners  of  Assise  bestellt  zu  werden. 
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aber  auch  Befugnisse,  die  in  Deutschland  nur  dem  Richter  zu- 
stehen; er  kann  z.  B.  Versäumnissurtheile  erlassen. 

Ebenso  wie  für  den  High  Court  (Vgl.  §  5)  sind  für  die  County 
Courts  nur  die  Hauptpunkte  des  Verfahrens  durch  Gesetz  geregelt; 
die  Einzelnheiten  der  Prozessordnung  sind  hier  wie  dort  der 
Bestimmung  einer  aus  Richtern  zusammengesetzten  Kommission 
überlassen.  Diese  Kommission  besteht  aus  fünf  vom  Lord  Chan- 
cellor  ernannten  County  Court  Judges.  Die  von  derselben  er- 
lassenen Regeln  (Rules)  sind  der  Revision  des  Lord  Chancellor 
unterworfen  (19  u.  20  Vict.  c.  108  s.  132;  28  u.  29  Vict  c.  99 
s.  Iß;  30  u.  31  Vict.  c.  142  s.  15;  44  u.  45  Vict.  c.  68  s.  27 J. 
Die  nach  und  nach  erlassenen  Regeln  werden  von  Zeit  zu  Zeit 
codificirt.  Die  letzte  Codification  der  County  Court  Rules  erfolgte 
im  Jahre  1886.  Das  Verfahren  in  Konkurssachen  ist  den  ge- 
meinschaftlich für  den  High  Court  und  die  County  Courts  er- 
lassenen Rules  unterworfen  (Bankruptcy  Act  1883  s.  121).  Auch 
für  Nachlassangelegenheiten  giebt  es  besondere  Rules  (vgl.  §  137). 


Zweites  Kapitel. 

Her  Majesty's  High  Court  of  Justice. 

Einleitung. 

§  5.  Der  High  Court  ist  an  die  Stelle  folgender  Gerichtshöfe 
getreten : 

a)  The  high  Court  of  Chancery; 

b)  The  Court  of  Queen 's  Bench; 

c)  The  Court  of  Common  Pleas  at  Westminster; 

d)  The  Court  of  Exchequer ; 

e)  The  high  Court  of  Admiralty; 

f)  The  Court  of  Probate; 

g)  The  Court  for  Divorce  and  matrimonial  Causes; 

h)  The  London  Court  of  Bankruptcy; 

ferner  gehören  die  Gerichtshöfe  der  sogenannten  Commissioners 
of  Assize  (d.  h.  die  in  den  Provinzen  reisenden  Gerichte),  welche 
früher  ebenfalls  gesondert  waren,  nunmehr  auch  zum  High  Court 
(Jud.  Act  1873  s.  29). 
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An  diese  Entstehung"  des  High  Court  lehnt  sich  die  gegen- 
wärtige Eintheilung  desselben  in  folgende  Unterabtheilungen  an: 

a)  Chancery  Division. 

b)  Queens  Bench  Division,  welche  seit  1881  (in  Folge  von 
44  u.  45  Vict.  c.  68)  an  Stelle  der  durch  die  Jod.  Act  von 
1873  eingeführten  drei  Abtheilungen:  Queens  B.  Division, 
Common  Pleas  Division  und  Exchequer  Division  getreten  ist. 

c)  Probate  Divorce  and  Admiraity  Division. 

Die  Konkursangelegenheiten  sind  seit  1883  der  Queens  Bench 
Division  zugetheilt;  diese  Abtheilung  hat  aber  für  diesen  Zweck 
eine  besondere  Organisation;  es  wird  unsere  Darstellung  daher 
weiter  umfassen: 

d)  die  für  Konkurs  -  Angelegenheiten  bestimmte  Abtheilung. 
Die  Commissioners  of  Assize  bilden  zwar  Gerichtshöfe,  welche 

als  Gerichtshöfe  des  High  Court  anzusehen  sind,  aber  keiner  be- 
sonderen Abtheilung  angehören;  es  bedürfen  daher  ebenfalls 
einer  besonderen  Darstellung: 

e)  die  Gerichtshöfe  der  Commissioners  of  Assize  and  Nisi 
JPrius. 

Als  berathendes  Kollegium  sitzen  die  Richter  des  Supreme 
Court,  also  die  Richter  des  High  Court  sowohl  als  die  des  Court 
of  Appeal,  wenigstens  ein  Mal  im  Jahre  und  bilden  den  soge- 
nannten Council  of  Judges  of  the  Supreme  Court,  welcher  über 
etwaige  Mängel  im  Gerichtswesen  zu  berathen  hat.  Ein  Bericht 
ist  dem  Staatssekretär  für  das  Innere  einzureichen  und  eventuelle 
Reformvorschläge  sind  demselben  beizufügen.  Der  Council  of 
Judges  kann  ausserdem  zu  jeder  Zeit  vom  Lord  Chancellor  be- 
rufen werden.    {Jud.  Act  1873  s.  75). 

Einer  Kommission  bestehend  aus  dem  Lord  Chancellor,  dem 
Lord  Chief  Justice,  dem  Master  of  the  Rolls,  dem  Präsidenten  der 
Probate  D.  u.  A.  Division  und  4  andern  vom  Lord  Chancellor 
zu  bestellenden  Richtern  ist  das  Verordnungsrecht  über  das 
Verfahren  übertragen.  (Jud.  Act  1881  s.  19;  Jud.  Act  1876 
s.  17 J  (vgl.  §  28). 
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a)  Chancery  Division. 

I.  Allgemeines. ') 

§  6.  Wie  bereits  erwähnt  ist  die  Chancery  Division  an  die 
Stelle  des  ehemaligen  High  Court  of  Chancery  getreten.  Der 
Lord  Chancellor  war  ursprünglich  kein  Richter  sondern  ein 
politischer  Beamter.  Kraft  seines  Amtes  hatte  er  verschiedene 
Klassen  von  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  der  Krone 
und  Privaten  zu  prüfen  und  hieraus  entwickelte  sich  die  soge- 
nannte gemeinrechtliche  Jurisdiction  des  Kanzleigerichts.  Er 
hatte  ferner  richterliche  Funktionen  als  Mitglied  der  aula  regia 
und  des  Rechnungsgerichtshofs.  Seine  wichtigste  Funktion 
war  aber  die  als  Berather  des  Königs  in  Gnadensachen  „matters 
of  grace  and  favor(i  d.  h.  solchen  Sachen,  in  welchen  die  Starr- 
heit des  gemeinen  Rechts,  die  Rechtsbeziehungen  zwischen  den 
Parteien  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  den  Anschauungen  der 
Billigkeit  und  Gewissenhaftigkeit  ordnen  konnte.  Ursprünglich 
wurde  diese  Obliegenheit  vom  Lord  Chancellor  in  Gemeinschaft 
mit  anderen  Beamten  ausgeübt  und  in  wichtigen  Sachen  blieb 
die  Entscheidung  thatsächlich  beim  König;  allmälig  bildete  sich 
aber  die  Praxis  aus,  dem  Ljord  Chancellor  diese  Sachen  ganz 
zu  übertragen  und  unter  Edward  III.  wurde  diese  Gewohnheit 
durch  eine  endgültige  Bestimmung  befestigt2.  Es  entstand  nun 
ein  besonderes  Rechtssystem,  welches  in  diesen  Angelegenheiten 
gehandhabt  wurde  und  das  den  Namen  des  Billigkeits  -  Systems 
erhielt.  Unter  Richard  11.  wurde  zuerst  der  sogenannte  writ  of 
subpoena  vom  Chancellor  angewandt  und  dadurch  der  Gerichts- 
zwang gegen  die  Person  eingeführt,  welcher  stets  eines  der  cha- 
rakteristischsten Merkmale  des  Kanzleigerichtshofs  war. 

J)  Ueber  die  Geschichte  des  Kanzleigerichtshofs  siehe  namentlich 
Spence,  Equitable  Jurisdiction  oj  the  Court  oj  Chancery.  Interessante  aber 
nicht  sehr  zuverlässige  Notizen  finden  sich  in  dem  populär  gehaltenen 
Werke  von  Lord  Campbell  „Lives  oj  the  Lord  Chancellor  Jrom  the  earliest 
times  tili  the  Reign  oj  King  George  IV."    Vgl.  auch  Maitland  a.  a.  0.  34  ff. 

2)  Vgl.  Stubbs,  Constitutional  Hisiory  IL  26p;  daselbst  auch  ein  Citat 
aus  Fleia,  in  welchem  es  in  Bezug  auf  den  Chancellor  und  seine  Schreiber 
heist:  „quorum  officium  sil  supplicationes  et  querelas  conquerentium  audire 
et  examinare  et  eis  super  qualitatibus  injuriarum  oslensarum  debilum 
remedium  exhibere  per  brevia  regis". 
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Die  Bedeutung1  des  Kanzleigerichts  als  Billigkeitsgerichtshof 
wurde  eine  erheblich  grössere,  als  die  Anwendung  der  soge- 
nannten „uses"  an  Grundstücken  zur  Gewohnheit  wurde.  Der 
use3)  war  ein  bis  an  die  Grenzen  des  Eigenthums  erweitertes 
Nutzungsrecht,  vererblich  und  später  auch  veräusserlich,  dessen 
Bestellung  und  Übertragung  nicht  durch  die  Formalitäten  der 
Traditon  nach  Common  Law  erschwert  war.  Da  ein  derartiger 
use  auch  vor  Einziehung  durch  die  Krone  sicher  war,  so  wurde 
es  zur  allgemeinen  Gewohnheit,  statt  des  Eigenthums  den  use 
zu  erwerben.  An  einem  auf  diese  Weise  behandelten  Grund- 
stück waren  stets  zwei  Personen  berechtigt:  der  juristische 
Eigenthümer  (der  feoffee  to  the  use)  und  der  faktische  Eigen- 
tümer (cestui  que  use).  Ersterer  war  eine  Vertrauensperson; 
denn  es  stand  ursprünglich  in  seiner  Macht  alle  Eigenthums- 
rechte auszuüben,  indem  die  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfe  den 
use  nicht  anerkannten.  Im  Kanzleigerichtshof  als  „Court  of 
conscience"  entwickelte  sich  sodann  die  Praxis,  den  diesem  Ge- 
richtshof eigenthümlichen  Gerichtszwang  über  die  Person  anzu- 
wenden,  wenn   das  Vertrauen   missbraucht  wurde. 

Aus  der  Praxis  bei  diesen  und  anderen  Rechtsverhältnissen 
entwickelte  sich  das  Billigkeitssystem,  characterisirt 

1.  durch  ein  besonderes  Verfahren  und  besondere  Zwangs- 
mittel; 

2.  durch  die  Anerkennung  von  Rechtsverhältnissen,  welche 
in  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  nicht  anerkannt 
wurden ; 


3)  Uses  wurden  zuerst  zur  Umgehung  der  Gesetze  gegen  die  todte 
Hand  angewandt,  doch  wurde  dies  durch  weitere  Gesetzgebung  bald 
unmöglich  gemacht.  Heinrich  VIII.  erliess  ein  Gesetz  (den  sogenannten 
Statute  of  uses),  durch  welches  der  feoffee  to  the  use  beseitigt  wurde, 
und  der  cestui  que  use  auch  juristischer  Eigenthümer  wurde:  die  Findig- 
keit der  Anwälte  fand  aber  bald  Mittel,  das  gewohnte  Rechts verhältniss 
unter  enem  anderen  Namen  wieder  in's  Leben  zu  rufen.  Was  früher  die 
uses  waren,  sind  jetzt  die  „trusts".  Eine  gemeinverständliche  Darstellung 
über  die  Geschichte  der  uses  hat  Pollock,  The  Land  Laws  88—wL  Es  ist 
zu  beachten,  dass  der  use  kein  dingliches  Recht  gibt.  Das  Institut 
der  uses  erinnert  einigermaassen  an  das  Salmann-Institut  des  deutschen 
Rechts. 


§  6.  HER  MA  J EST  Ys  HIGH  COURT  OF  JUSTICE.  \\ 

3.  durch  die  Anwendung  besonderer  Rechtssätze;4) 

4.  durch   die   Erweiterung   der   Rechtshülfe,   welche  den 
Parteien  gewährt  wurde. 

Das  System  der  Equity  hatte  1.  ein  besonderes  Verfahren 
und  besondere  Vollstreckungsmittel.  Das  Verfahren  ist  mit 
dem  gemeinrechtlichen  verschmolzen;  besondere  Vollstreckungs- 
mittel sind  noch  erhalten  und  werden  an  der  geeigneten  Stelle 
besprochen  werden.  Es  bezieht  sich  2.  auf  besondere  Rechts- 
verhältnisse, so  namentlich  die  trusts,  welche  theilweise  den 
Platz  der  uses  eingenommen  haben,  aber  jetzt  noch  in  viel 
weiterem  Umfang  angewandt  werden,  indem  Fideikommisse,  unter 
Lebenden  wie  auf  Grund  testamentarischer  Bestimmungen,  sowohl 
in  Bezug  auf  bewegliches  als  unbewegliches  Eigenthum,  unter 
diese  Bezeichnung  fallen;  ferner  die  sogenannten  equitable  mort- 
gages,  d.  h.  die  Verpfändung  von  Grundstücken  durch  Deponirung 
der  Urkunden  über  das  Eigenthum  u.  s.  w.  Es  wendet  auch 
3.  besondere  Rechtsgrundsätze  an,  welche  sich  von  denen, 
welche  früher  in  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  angewandt 
wurden,  unterscheiden,  aber  jetzt  auch  in  diesen  angewandt 
werden;  z.  B.  ein  sogenanntes  legal  mortgage  überträgt  wie  die 
römische  fiducia  das  Eigenthumsrecht  der  verpfändeten  Sache  an 
den  Pfandgläubiger  unter  der  Bedingung,  dass  bei  pünktlicher 
Rückzahlung  der  Schuld  eine  neue  Uebertragung  an  den 
Schuldner  stattfindet.  War  der  Schuldner  im  Verzug,  so  war 
nach  Gemeinrecht  das  Eigenthum  für  ihn  verloren,  aber  die 
Courts  of  Equity  zwangen  den  Gläubiger  zur  Uebertragung,  wenn 
innerhalb  einer  angemessenen  Frist  die  Rückzahlung  angeboten 
wurde.  In  ähnlicher  Weise  verhinderte  das  Kanzleigericht  die 
Vollstreckung  eines  Urtheils  auf  Zahlung  einer  Conventional- 
strafe,  welche  das  Interesse  überstieg.    Eine  cedirte  Forderung 


4)  Ein  Kläger,  der  aus  einem  nur  in  den  Equity  Courts  anerkannten 
Rechte  klagte,  wurde  in  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  abgewiesen 
und  musste  sich  an  einen  Equity  Court  wenden.  Ein  Beklagter  konnte 
sich  einredeweise  nicht  auf  einen  nur  in  den  Equity  Courts  anerkannten 
Rechtssatz  stützen,  wenn  der  Prozess  in  einem  gemeinrechtlichen  Ge- 
richtshöfe geführt  wurde.  Er  musste  in  einem  solchen  Falle  einen 
selbständigen  Antrag  bei  einem  Equity  Court  stellen,  und  von  diesem 
Gerichtshof  erging  dann  ein  Befehl  an  den  Kläger,  den  Prozess  zu 
sistiren. 
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konnte  der  Cessionar  in  den  Courts  of  Common  Law  nur  als  procu- 
rator  in  rem  suam  einklagen;  in  den  Courts  of  Equity  konnte  er 
aus  eigenem  Rechte  klagen  etc.  etc. 

Das  System  der  Equity  unterscheidet  sich  4.  in  Bezug  auf 
die  Anträge,  welche  der  Kläger  stellen  kann.  Bei  Vertrags- 
bruch konnte  in  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  nur  auf 
Schadensersatz  geklagt  werden.  Bei  den  Courts  of  Equity 
konnte,  wenn  durch  die  Zahlung  von  Schadensersatz  der  Kläger 
nicht  genügend  entschädigt  werden  konnte,  der  Antrag  gestellt 
werden,  den  Beklagten  zur  „spe  cifisch  en  Erfüllung"  (specific 
Performance)  des  Vertrags  zu  verurtheilen.  Klagen  auf  Rechnungs- 
legung, Theilungsklagen,  Feststellungsklagen,  Klagen  auf  die  Ver- 
waltung gewisser  Vermögensmassen  unter  gerichtlicher  Aufsicht  etc. 
konnten  nur  in  den  Equity  Courts  erhoben  werden.  Bis  zum  Jahre 
1852  konnte  eine  „iryunctiön"  (prohibitorisches  Interdict),  sei  es  als 
Sicherungsmassregel  während  eines  Rechtsstreits,  sei  es  als  Urlheil 
in  der  Hauptsache  nur  in  diesen  Gerichtshöfen  erwirkt  werden. 
Wenn  auch  die  betreffende  Befugniss  durch  Common  Law 
Proc.  Act  1852  den  Common  Law  Courts  im  Allgemeinen  ertheilt 
wurde,  so  war  doch  der  Fall  drohenden  Schadens  ausgeschlossen, 
und  in  diesem  Falle  waren  die  Equity  Courts  allein  zuständig. 

Die  Hauptneuerungen,  welche  durch  die  Jud.  Act  von  1873 
in  Bezug  auf  das  Verhältniss  von  Common  Law  und  Equity  ein- 
geführt wurden,  lassen  sich  wie  folgt  resumiren: 

1.  Das  Verfahren  erfolgt  in  Prozessen  aus  beiden  Rechts- 
gebieten, soweit  möglich,  nach  gleichen  Grundsätzen. 

2.  Die  Rechtsverhältnisse,  die  bisher  nur  in  den  Courts  of 
Equity  anerkannt  wurden,  werden  jetzt  allgemein  anerkannt,  und 
die  auf  dieselben  begründeten  Rechte  können  klage-  und  ein- 
redeweise  allgemein  geltend  gemacht  werden.  (Jud.  Act  1873 
s.  24,  1  u.  2.) 

3.  Eine  Anzahl  materieller  Rechtssätze,  welche  bisher  nur 
in  Equity  Geltung  hatten,  sind  zu  allgemeinen  Rechtssätzen  erhoben. 
Eine  Reihe  dieser  Rechtssätze  ist  ausdrücklich  im  Gesetze  auf- 
geführt (Jud.  Act  1873  s.  2,  2—7,  10;  Jud.  Act  1875  s.  10),  und 
es  ist  ferner  bestimmt,  dass  in  allen  nicht  besonders  erwähnten 
Angelegenheiten,  bei  Widersprüchen  zwischen  den  Regeln  des 
Common  Law  mit  den  Regeln  der  Equity,  letztere  anzuwenden 
sind. 
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4.  Injunctions  können  auch  im  Falle  drohenden  Schadens 
in  allen  Abtheilungen  des  Supreme  Court  gewährt  werden  (Jud. 
Act  1873  s.  25,  8);  die  anderen  früher  nur  in  den  Equity  Courts 
statthaften  Anträge  sind  in  erster  Linie  der  Chancery  Division  zu- 
gewiesen, jedoch  sind  auch  die  anderen  Abtheilungen  des  High 
Court  für  dieselben  zuständig. 

2.  Sachliche  Zuständigkeit. 

§  7.  Es  ist  im  Allgemeinen  zu  bemerken,  dass  die  Zuthei- 
lung  einer  bestimmten  Kategorie  von  Sachen  an  eine  besondere 
Abtheilung  nicht  eine  ausschliessliche  Zuständigkeit  zur  Folge 
hat,  und  dass  daher  eine  Klage  nicht  abgewiesen  wird,  wenn 
sie  bei  einer  anderen  als  der  für  sie  bestimmten  Abtheilung 
eingebracht  wird.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  bei  einer  anderen 
als  der  durch  das  Gesetz  oder  die  Prozessordnung  vorgesehenen 
Abtheilung  hat  vielmehr  nach  Jud.  Act  1875  s.  11,  2  lediglich 
zur  Folge,  dass  der  Richter  die  Sache  auf  Antrag  einer  Partei  an 
die  richtige  Abtheilung  verweisen  kann.  Auch  hierzu  ist  er  in- 
dessen nicht  verpflichtet;  er  kann  vielmehr,  wenn  es  ihm  ange- 
messen erscheint,  die  Sache  in  seiner  Abtheilung  zurückbehalten. 

Der  Chancery  Division  sind  laut  Jud.  Act  1873  s.  34  1  (3)  die 
Sachen  zugetheilt,  für  welche  das  Kanzleigericht  gewohnheits- 
rechtlich nach  Massgabe  der  in  §  6  aufgeführten  Hauptkenn- 
zeichen seiner  Gerichtsbarkeit  zuständig  war.  Es  gehören  hier- 
her mit  Rücksicht: 

1.  auf  die  Anerkennung  besonderer  Rechtsverhältnisse:  die 
Sachen,  welche  sich  auf  die  Ausübung  eines  trust 
(Fideicommissum)  beziehen,  die  Verwaltung  von  Nach- 
lässen und  Vormundschaftsangelegenheiten; 

2.  auf  die  Anwendung  besonderer  Rechtssätze:  die  Wieder- 
einlösung von  verpfändeten  dem  Gläubiger  verfallenen 
Grundstücken  (vgl.  §  6)  oder  die  Einweisung  in  das  ver- 
pfändete Grundstück; 

3.  auf  die  Möglichkeit  besonderer  Anträge:  die  Auflösung 
von  Gesellschaften  und  die  Rechnungslegung  zwischen 
den  Theilhabern  unter  sich  und  mit  Dritten;  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  in  Bezug  auf  beur- 
kundete Obligationen  (auf  Grund  von  Irrthum,  Betrug 
und  Zwang);   die  specifische  Erfüllung  (vgl.  §  6)  von 
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Verträgen  zwischen  den  Käufern,  Verkäufern,  Miethern 
und  Vermiethern  von  Grundstücken;  Theilung  und  Zwangs- 
verkauf von  Grundstücken  und  von  Sachen  jeder  Art, 
falls  sie  mit  einem  Pfandrecht  belastet  sind. 
Ferner  ist  durch  Judicature  Act  1873  s.  34,  1  (2)  bestimmt, 
dass  alle  Angelegenheiten,  welche  nach  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Kanzleigerichts  ge- 
hörten, der  Chancery  Division  zuzutheilen  sind  (mit  Ausnahme  von 
Berufungen  aus  den  County  Courts).  Neuere  Gesetze  haben  eben- 
falls der  Chancery  Division  besondere  Sachen  zugewiesen. 
Es  sind  zu  erwähnen: 

1.  die  Jurisdiction  in  Bezug  auf  gemeinnützige  Stiftungen, 
welche  theilweise  an  die  Stelle  der  Jurisdiction  der  besonders 
dazu  eingesetzten  Behörde  (Charity  Commissioners  for  England 
and  Wales)  tritt,  theilweise  Berufungen  aus  den  Entscheidungen 
dieser  Behörde  betrifft  (25  und  26  Vict.  oh.  112); 

2.  die  Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Auflösung  von  Aktien- 
Gesellschaften  und  zwar  sowohl  auf  die  freiwillige,  als  auf  die 
zwangsweise  Auflösung.  In  Hinsicht  auf  letztere  erfüllt  die 
Chancery  Division  die  Befugnisse  eines  Konkursgerichtshofs, 
indem  das  gewöhnliche  Konkursrecht  auf  Aktiengesellschaften 
keine  Anwendung  findet  (Companies  Act  1862,  4ter  Theil). 

3.  die  neuere  Gesetzgebung  hat  dem  lebenslänglichem  Nutz- 
niesser  in  Bezug  auf  die  Veräusserung  und  Vermiethung  des  ihm 
zum  Niessbrauch  übergebenen  Grundstückes  weitgehende  Rechte 
gewährt;  in  Bezug  auf  die  Ausübung  dieser  Rechte  kann  die 
Chancery  Division  unter  gewissen  Voraussetzungen  angerufen  wer- 
den (Settled  Land  Act  1882.) 

4.  Die  Befugnisse  der  Chancery  Division  als  Obervormund- 
schaftsbehörde sind  ebenfalls  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen 
erweitert  worden. 

Die  erwähnten  Angelegenheiten  sind  hier  nur  beispielsweise 
aufgeführt,  eine  erschöpfende  Aufzählung  oder  nur  eine  Uber- 
sicht der  hauptsächlichen  Materien  zu  geben  ist  unmöglich.  Das 
elastische  Verfahren  im  Kanzleigericht  und  die  auch  für  rein 
verwaltende  Befugnisse  geeignete  Organisation  ermöglichen 
die  Zutheilung  einer  Reihe  verschiedenartigster  Aufgaben.  In 
der  obigen  Aufzählung  ist  eine  Scheidung  zwischen  Sachen  der 
streitigen   und   der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit  nicht  versucht 
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worden,  da  in  der  Chancery  Division  eine  strenge  Abgrenzung 
der  beiden  Gebiete  überhaupt  nicht  besteht,  und  bei  vielen  der 
genannten  Materien  ein  Verfahren  nach  beiden  Richtungen  mög- 
lich ist  (vgl.  §  148). 

3.  Organisation. 

§.  8.  Im  Court  of  Chancery  war  ursprünglich  der  Lord 
Chancellor  der  einzige  Richter;  später  kamen  hinzu  der  Master 
of  the  Rolls  und  die  Vice- Chancellor  s,  ferner  die  beiden  sogenannten 
Lord  Justices  of  Appeal.  Der  Master  of  the  Rolls  und  die  Vice- 
Chancellors  waren  Richter  erster  Instanz;  jeder  unter  ihnen  hatte 
seinen  eigenen  Gerichtshof,  zwischen  welchen  ein  Kläger 
oder  Antragsteller  wählen  konnte;  eine  Berufung  ging  entweder 
an  den  Lord  Chancellor  oder  an  den  Court  of  Appeal  in  Chancery, 
dessen  Mitglieder  der  Lord  Chancellor  und  die  Lords  Justices  of 
Appeal  waren,  und  in  welchem  zwei  Richter  ein  spruchfähiges 
Kollegium  bildeten. 

Die  Judicature  Acts  haben  hier  wesentliche  Änderungen 
gebracht.  Für  Berufungen  ist  ein  einziger  Gerichtshof  für  alle 
Abtheilungen  (Court  of  Appeal)  eingesetzt  worden,  bei  welchem 
der  Lord  Chancellor  und  der  Master  of  the  Rolls  „ex  officio  Mit- 
glieder" sind;1)  letzterer  hat  aufgehört  Richter  erster  Instanz  zu 
sein.  Die  Richter  der  Chancery  Division  sind  „Justices  of  the 
High  Court"  ebenso  wie  die  Richter  in  den  anderen  Abtheilungen. 

Es  sind  jetzt  5  Richter  in  der  Chancery  Division;  vier  der- 
selben ist  ein  besonderes  Bureau2)  beigegeben,  der  Fünfte  fungirt 
nur  in  öffentlicher  Gerichtssitzung. 

In  der  Chancery  Division  steht  jeder  Richter  seinem  eigenen 
Gerichtshof  vor,  während  in  den  anderen  Abtheilungen  der 
Richter  nur  als  Mitglied  der  Abtheilurig  fungirt.  In  der 
Queens  Bench  Division  z.  B.  wird  ein  Prozess  bei  der  Abtheilung 
als  solcher  eingeleitet;  in  der  Chancery  Division  bei  einem  be- 
stimmten Richter,  dessen  Namen  auf  dem  Ladungsformular  be- 
merkt sein  muss  (Jud.  Act  187 '3 ',  s.  42).  Früher  konnte  der 
Kläger  oder  Antragsteller  den  Richter  wählen  (Rules  S.  C.  181 
0.  V.  r.  4a)  die  neue  Processordnung  von  1883  bestimmt  aber 
(0.  V.  r.  ,9),  dass  dies  durch  den  Bureaubeamten,  der  die  Ladung 


*)    Vergl.  §  21. 

2)    Näheres  darüber  unten  S.  IG. 
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ausfertigt,  zu  geschehen  hat.  Übrigens  kann  stets  eine  Übertragung 
von  einem  Richter  an  den  andern  erfolgen. 

Für  Prozesse,  die  in  London  eingeleitet  werden,  ist  ein  allen 
Abtheilungen  gemeinsames  Central  Office  eingerichtet;  für  die 
Chancery  Division  werden  daselbst  Ladungen,  welche  einen  Pro- 
zess  einleiten  (writs)  ausgefertigt,  Ladungen,  Einlassungen  und 
Urtheile  eingetragen,  Beweisurkunden  eingereicht  etc.  Im  Bureau 
{Chambers)  des  betreffenden  Richters  werden  dagegen  Ladungen 
für  Termine  im  Vorverfahren  ausgefertigt  und  sonstige  Angelegen- 
heiten besorgt,  welche  den  Gang  des  Verfahrens  betreffen  (vgl. 
§  90).  Wichtige  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  werden 
in  diesem  Bureau  ganz  erledigt  (vgl.  §  156).  Demselben  steht 
der  sogenannte  Chief  Clerk  als  Vertreter  des  Richters  vor;  schwie- 
rige Angelegenheiten  werden  von  diesem  an  den  Richter  ver- 
wiesen; einige  sind  seiner  Zuständigkeit  überhaupt  entzogen. 
Die  Registrars  wohnen  den  Gerichtssitzungen  bei  und  haben 
später  die  (in  dieser  Abtheilung  häufig  verwickelten)  Urtheile 
unter  Mitwirkung  der  Parteien  abzufassen.  Die  Taxing  Masters 
haben  die  Kosten  zu  taxiren  (vgl.  §  111).  Diese  Beamten  sind 
alle  juristisch  gebildet  und  haben  eine  Anzahl  Schreiber  und 
Unterbeamten  unter  sich. 

Ein  im  High  Court  zu  führender  Prozess  braucht  nicht  in 
London  eingeleitet  zu  werden :  es  sind  vielmehr  in  den  Provinzen 
sogenannte  District  Registries  eingerichtet,  bei  welchen  das 
ganze  Verfahren  bis  zur  Hauptverhandlung  vorgenommen 
werden  kann,  und  auch  Versäumnissurtheile  erwirkt  werden 
können.  (Jud.  Act  1873  s.  64).  Diese  Bestimmung  findet  auch 
auf  die  Chancery  Division  Anwendung,  doch  wird  in  der  Praxis 
in  deren  Geschäftskreis  nicht  häufig  davon  Gebrauch  gemacht. 

In  Bezug  auf  die  Hauptverhandlung  vor  dem  Richter  ist 
noch  zu  bemerken,  dass  die  Richter  als  Einzelrichter  fungiren,  und 
zwar  ohne  Jury.  Der  Richter  kann  anordnen,  dass  ein  Fall, 
welcher  der  Chancery  Division  zugetheilt  ist,  mit  einer  Jury  ver- 
handelt werden  soll:  die  Verhandlung  erfolgt  dann  aber  nicht 
in  der  Chancery  Division  selbst,  sondern  entweder  bei  der 
Queens  Bench  Division  oder  bei  den  Assisen.  Es  kann  in  der- 
selben Weise  eine  einzelne  thatsächliche  Frage  vor  eine  Jury 
verwiesen    werden  ( R.  S.  C.  0.  XXX  VI  r.  3). 
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b)  Queen's  Bench  Division. 
I.  Allgemeines. 

§  9.  Die  Queen's  Berich  Division  ist  nach  geltendem  Recht  die 
Nachfolgerin  der  drei  gemeinrechtlichen  Obergerichtshöfe:  des 
Court  of  Queens  (resp.  King"  s)  Bench,  des  Court  of  Common 
Pleas  und  des  Court  of  Exchequer. ') 

Der  Court  of  Queen 's  Bench  war  vor  dem  Erlass  der  Judi- 
cature  Act  von  1873  zuständig  in  allen  gemeinrechtlichen  Civil- 
prozessen  mit  Ausnahme  der  (jetzt  nicht  mehr  zulässigen)  Real- 
klagen und  derjenigen  Prozesse,  bei  welchen  der  Fiskus  bethei- 
ligt war.  Er  hörte  ferner  Beschwerden  gegen  Verwaltungs- 
behörden und  gegen  die  ihm  untergeordneten  richterlichen  Be- 
hörden. Die  Beschwerde  wurde  auf  die  Weise  eingebracht,  dass 
ein  Befehl  auf  Vornahme  oder  Unterlassung  einer  Amtshandlung 
(durch  den  sogenannten  "prerogative  writ  of  mandamus")  nach- 
gesucht wurde.  Der  Court  of  Queen  s  Bench  konnte  auch  einen 
Rechtsstreit,  der  bei  einem  untergeordneten  Gerichtshof  eingeleitet 
war,  durch  iiwrit  of  certiorari""  an  sich  selbst  heranziehen. 

Der  Court  of  Common  Pleas  war  zuständig  für  alle  gemein- 
rechtlichen Civilprozesse  mit  Einschluss  der  Realklagen,  aber 
mit  Ausschluss  der  Sachen,  bei  welchen  der  Fiskus  bethei- 
ligt war;  ausserdem  waren  ihm  durch  Gesetz  einige  Angele- 
genheiten des»  öffentlichen  Rechts  (namentlich  Wahlrechtsangele- 
genheiten) zugetheilt. 

Der  Court  of  Exchequer  war  in  gemeinrechtlichen  Civil- 
prozessen  mit  Einschluss  der  Sachen,  welche  den  Fiskus  betrafen, 
aber  mit  Ausschluss  der  Realklagen  zuständig.  Derselbe  hatte 
vor  1842  auch  eine  Abtheilung,  in  welcher  nach  den  Grund- 
sätzen des  Billigkeitsystems  verfahren  wurde;  die  sogenannte 
Equity  side. 

2.  Sachliche  Zuständigkeit.1) 

§  10.  Die  Judicature  Act  von  1873  hatte  drei  Divisions:  die 
Queens  Bench,  Common  Pleas  und  Exechequer  Divisions  ein- 
gerichtet, welche  für  die  Sachen   zuständig  waren,  die  früher 

*)  Auf  die  Geschichte  dieser  Gerichtshöfe  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden;  vgl.  darüber  Gneist,  Verwaltungsrecht  II.  §  14G ;  Ver- 
fassungsgeschichte §  20. 

x)  Ueber  die  Zuständigkeit  in  Konkurssachen  cfr.  §  1(50. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  2 
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zur  Zuständigkeit  der  entsprechenden  Gerichtshöfe  gehörten. 
Durch  Königliche  Verordnung  vom  16.  December  1880  sind  die 
Common  Pleas  und  Exchequer  Divisions  der  Queen  s  Bench  Division 
einverleibt  worden;  dieselbe  ist  nun  für  alle  Sachen  zuständig, 
für  welche  die  drei  Abtheilungen  zuständig  waren  (Jud.  Act  1873 
s.  34). 

Ferner  ist  die  Queens  Bench  Division  Berufungsinstanz  für 
die  Grafschaftsgerichte  (Jud.  Act  1873  s.  45  R.  S.  C.  0.  LIX 
r.  4),  wenn  es  sich  nicht  um  Nachlass-  oder  Admiralitätsangele- 
genheiten handelt.  Während  bei  dem  Verfahren  in  erster  Instanz 
die  Richter  als  Einzelrichter  fungiren,  sitzen  hierfür  sogenannte 
Divisional  Courts  (vgl.  §  11). 

Diese  Divisional  Courts  haben  auch  über  Anträge  auf  Wie- 
deraufnahme des  Verfahrens  bei  Prozessen,  die  im  High  Court 
vor  einer  Jury  verhandelt  wurden,  zu  entscheiden;  ferner  gehen 
an  sie  die  Angelegenheiten  des  Fiskus.  Auch  können  die  Par- 
teien sich  dahin  vereinigen,  einen  Rechtsstreit  in  erster  Linie  vor 
den  Divisional  Court  zu  bringen  (R.  S.  C.  0.  LIX.  r.  1.). 

3.  Organisation. 

§  n.  Jeder  der  drei  gemeinrechtlichen  Obergerichtshöfe 
bestand  aus  einem  Vorsitzenden  und  fünf  anderen  Richtern.  Der 
Vorsitzende  im  Queen 's  Bench  Gerichtshof  war  der  Lord  Chief 
Justice  of  England,  der  Vorsitzende  im  Court  of  Common  Pleas 
der  Chief  Justice  of  the  Common  Pleas,  der  Vorsitzende  im  Court 
of  Exchequer  der  Chief  Baron.  Die  anderen  Richter  in  den 
beiden  erstgenannten  Gerichtshöfen  hatten  den  Titel  „Justices", 
die  Richter  im  Court  of  Exchequer  hiessen  „Barons".  Die  Jud. 
Act  von  1873  Hess  den  drei  Vorsitzenden  ihre  Titel,  bestimmte 
aber,  dass  die  anderen  Richter  in  allen  Abtheilungen  „Justices" 
genannt  werden  sollen.  Nachdem  die  drei  Abtheilungen  in  der 
Queens  Bench  Division  vereinigt  wurden,  fielen  die  Präsidenten 
der  Common  Pleas  und  Exchequer  Divisions  weg;  ihre  Befugnisse 
wurden  durch  die  Jud.  Act  von  1881  dem  L.ord  Chief  Justice  of 
England  übertragen.  Die  Zahl  der  anderen  Richter  (sie  werden 
Puisne  Judges  genannt)  in  dieser  Abtheilung  ist  15;  sie  führen 
den  Titel  Justices  of  the  High  Court  (die  aus  dem  früheren  Exchequer 
Court  übernommenen  Richter  führen  weiter  den  Titel  Baron). 
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Die  Richter  fungiren  entweder  als  Einzelrichter  oder  in  Divi- 
sional  Courts.  Als  Einzelrichter  fungiren  sie  entweder  mit  oder 
ohne  Jury,  mitunter  auch  mit  Nicht- Juristen  als  Beisitzern  {Asses- 
sors); für  die  Verhandlungen  mit  Jury  finden  besondere  Sitzungen 
statt  und  zwar  entweder  für  Middlesex  oder  für  London  (für  die 
Provinzen  sitzen  die  Assisengerichte,  vgl.  §  17). 

Die  Divisional  Courts  bestehen  aus  zwei  Richtern,  wenn  nicht 
der  Lord  Chief  Justice  mit  Zustimmung  von  zwei  Richtern  an- 
ordnet, dass  eine  grössere  Zahl  fungiren  soll  (Jud.  Act  1884  s.4; 
Appellate  Jurisdiction  Act  1876  s.  17);  die  Fälle,  in  welchen  Di- 
visional Courts  fungiren,  sind  bereits  erwähnt  worden.  (§  10.) 

Ebenso  wie  in  der  Chancery  Division  kann  eine  Anzahl  von 
Geschäften  der  Prozessleitung  durch  juristisch  gebildete  Unter- 
Beamten besorgt  werden.  Die  hiermit  in  London  betrauten  Per- 
sonen heissen  Masters  of  the  Supreme  Court;  sie  müssen  seit 
mindestens  fünf  Jahren  Barristers  oder  Solicitors  sein.  Die  Masters 
unterscheiden  sich  von  den  Chief  Clerks  dadurch,  dass  diese  stets 
als  Vertreter  des  Richters  handeln,  und  dass,  wenn  die  Parteien 
sich  mit  ihrer  Entscheidung  nicht  zufrieden  geben,  eine  Vertagung 
vor  den  Richter  stattfindet,  während  die  Masters  mit  selbständi- 
gen Funktionen  betraut  sind,  und  ihre  Entscheidungen  nur  durch 
regelmässige  Beschwerde  angefochten  werden  können.  Bei  der 
Chancery  Division  wird,  wie  wir  gesehen,  ein  Prozess  einem  be- 
stimmten Richter  zugewiesen.  Der  Richter  hat  sein  eigenes 
Bureau  (Chambers),  in  welchem  ein  Theil  der  vorbereitenden 
Handlungen  vorgenommen  wird,  (insofern  der  Prozess  in  London 
eingeleitet  wird),  und  der  Chief  Clerk  hat  nur  die  Geschäfte  zu 
besorgen,  welche  ihm  von  dem  betreffenden  Richter  zugewiesen 
sind  (R.  S.  C.  0.  LV.  r.  15).  In  der  Queens  Berich  Division  wird 
hingegen  der  Prozess  nicht  dem  Richter,  sondern  einem  be- 
stimmten Master  zugewiesen;  die  Bureaus  sind  der  ganzen  Ab- 
theilung, nicht  einem  bestimmten  Richter  zugetheilt.  Der  Master 
kann  (mit  gewissen  Ausnahmen)  alle  Geschäfte  der  Prozessleitung 
besorgen  (R.  S.  C.  0.  LTV.  r.  12). 

Im  Central  Office  werden  die  gleichen  Geschäfte  für  die 
Queen1  s  Berich  -Division  besorgt,  wie  sie  für  die  Chancery  Division 
besorgt  werden  (vgl.  §  8);  ferner  noch  die  Ausgabe  von  Ladun- 
gen für  Verhandlungen  im  Bureau;  die  Ausfertigung  von  Urtheilen 
(welche  in  der  Chancery  Division  vom  Registrar  besorgt  wird) 
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und  die  Taxirung  der  Kosten  (für  welche  in  der  Chancery  Division 
besondere  Taxing  Masters  fungiren). 

Für  Prozesse,  welche  in  den  Provinzen  eingeleitet  werden, 
fungiren,  wie  bei  der  Chancery  Division,  die  District  Registries. 
Die  Befugnisse  eines  District  Registrar  gehen  ebensoweit  wie  die 
eines  Master  (R.  S.  C.  0.  XXXV  r.  6). 

c)  Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division. 

1.  Allgemeines. 

§  12,  Diese  Abtheilung  ist  an  die  Stelle  folgender  Gerichts- 
höfe getreten: 

a)  The  high  Court  of  Admiralty. 
ß)  The  Court  of  Probate. 

y)  The  Court  for  Divorce  and  Matrimonial  Causes, 
a)  Der  Richter  des  Admiralitätsgerichtshofs1)  war  ursprünglich 
vom  Lord  High  Admiral  delegirt  um  die  diesem  Beamten  zu- 
stehenden richterlichen  Befugnisse  auszuüben.  Dieser  Gerichtshof 
hatte  bei  seerechtlichen  Ansprüchen  zu  entscheiden,  die  auf 
hoher  See  entstanden  waren,  also  z.  B.  über  Ansprüche  aus 
Zusammenstössen  auf  hoher  See,  über  Heueransprüche  der 
Schiffsmannschaft  u.  s.  w.  Durch  die  Merchant  Shipping  Act  von 
1854  (17  u.  18  Vict.  c.  104)  wurden  ihm  auch  Ansprüche  für 
Bergung  und  Hülfeleistung  zugewiesen,  gleichviel  ob  die  Dienst- 
leistung im  Gebiete  des  Landes  oder  auf  der  hohen  See  erfolgt. 
Ferner  war  er  Prisengericht.2) 

Dieser  Gerichtshof  hatte  nicht  nach  gemeinem  Recht  zu  ent- 
scheiden, sondern  bildete  sich  ein  eigenes  Recht  aus,  welches 
zum  grössten  Theil  aus  römischem  und  rhodischem  Recht  und 
aus  dem  Seerecht  von  Oleron  zusammengesetzt  war,  insofern 
nicht  gesetzliche  Bestimmungen  eine  Modification  einführten.3) 

ß)  Der  Court  of  Probate  ist  selbst  eine  Schöpfung  der 
neueren  Zeit  und  datirt  von  1857. 4)  Das  bewegliche  Vermögen, 

1)  Vgl.  Gneist,  Verwaltungsrecht  II.  § 

2)  Für  diese  Angelegenheiten  sind  theilweise  auch  die  Grafschafts- 
gerichte zuständig  nach  §  j  s. 

3)  Ueber  die  Geschichte  des  Admiralitätsgerichts  vgl.  Roscoe,  Admi- 
ralty Law  and  Practice:  Introdttction. 

4)  Die  darauf  bezüglichen  Gesetze  sind  20  u.  21  Vict,  c.  77  und  21  u. 
22  Vict.  c.  95;  vor  1857  war  die  Nachlassgerichtsbarkeit  den  Bischöfen 
übertragen.    Vgl.  Gneist  II  §  i$6;  Dixon,  Law  of  Probate,  Chapter  II. 


§  12.         HER  MAJESTTs  HIGH  COURT  OF  JUSTICE.  21 

welches  sich  im  Nachlass  eines  Verstorbenen  befindet,  geht 
nach  englischem  Recht  nicht  direct  an  die  Erben  über,  sondern  an 
den  Testamentsvollstrecker,  wenn  ein  solcher  durch  Testament 
bestellt  ist;  andernfalls  an  den  Administrator,  d.  h.  eine  nach 
gesetzlich  bestimmten  Normen  zu  ernennende  Person,  welche 
den  Nachlass,  wenn  kein  Testament  vorliegt,  nach  Intestaterbrecht, 
oder,  wenn  ein  solches  vorliegt,  nach  den  Bestimmungen  des 
Testaments  zu  vertheilen  hat.  Der  Executor  wird  durch  richter- 
liche Anerkennung  des  Testaments  (probate),  der  Administrator 
durch  Administrations-Erlass  (letters  of  administration  —  wenn 
ein  Testament  vorliegt  letters  of  administration  cum  testamento 
annexo)  eingewiesen.  Besteht  kein  Streit,  so  geschieht  dies  durch 
die  Registries  (es  giebt  ein  Princi-pal  Registry  in  London  und 
District  Registries  in  den  Provinzen) ;  sobald  indessen  eine  Partei 
sich  zu  Widerspruch  berechtigt  glaubt,  muss  ein  streitiges  Ver- 
fahren eröffnet  werden,  für  welches  früher  der  Probate  Court 
zuständig  war  und  jetzt  die  P.  D.  u.  A.  Division  des  High  Court 
zuständig  ist  (oder  in  den  geeigneten  Fällen  die  County  Courts). 

7)  Der  Court  for  Divorce  and  Matrimonial  Causes5)  datirt 
ebenfalls  vom  Jahre  1857.6)  Seine  Kompetenz  erstreckte  sich 
auf  Anträge  auf  „gerichtliche  Trennung",  Auflösung  der  Ehe 
und  Nichtigkeitserklärung  (ebenso  auf  die  vermögensrechtlichen 
und  anderen  Fragen,  welche  sich  an  diese  Anträge  knüpfen: 
Zahlung  von  Alimenten,  Abänderung  der  Ehepacten  etc.,  den 
Schadensersatz,  den  der  Ehebrecher  zu  zahlen  hat,  den  Gewahrsam 
der  Kinder  etc.)  und  auf  Anträge  auf  Wiederherstellung  des  ehe- 
lichen Lebens.  Die  Zuständigkeit  für  alle  diese  Fragen  ist 
nunmehr  an  die  P.  D.  u.  A.  Division  übergegangen. 


5)  Vgl.  Gneist  IL  §  I57;  Browne,  Law  and  Practice  in  Divorce  and 
Matrimonial  Causes;  Dixon,  Law  of  Divorce. 

6)  Das  Gesetz  das  ihn  begründet  ist  20  u.  21  Vici.  c.  #57  früher 
waren  die  geistlichen  Gerichtshöfe  in  solchen  Sachen  zuständig;  das  ge- 
nannte Gesetz  hat  auch  das  materielle  Recht  über  den  Gegenstand 
wesentlich  geändert.  Die  früher  zulässige  Scheidung  a  vinculo  matrimonii 
war  die  Nichtigkeitserklärung  einer  durch  ein  kanonisches  Hinderniss 
ungiltigen  Ehe.  Eine  Ehescheidung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
konnte  nur  durch  Erlass  eines  auf  den  besonderen  Fall  beschränkten 
Gesetzes  bewirkt  werden. 
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2.  Zuständigkeit. 

§  13.  Da  die  Zuständigkeit  der  drei  oben  besprochenen 
Gerichtshöfe  an  die  Probate,  Divorce  und  Admiralty  Division 
übertragen  ist  und  damit  der  ganze  Geschäftskreis  dieser  Ab- 
theilung erschöpft  ist,  ist  ein  weiteres  Eingehen  auf  die  Frage 
der  Zuständigkeit  hier  nicht  nöthig. 

Zu  bemerken  ist,  dass  es  überhaupt  nicht  gestattet  ist,  in 
dieser  Abtheilung  eine  Sache  einzubringen,  wenn  nicht  einer 
der  drei  erwähnten  Gerichtshöfe  für  dieselbe  zuständig  war 
(Jud.  Act  1875,  S.  11,  3).  (In  den  anderen  Abtheilungen  hat, 
wie  wir  gesehen,  die  Wahl  der  falschen  Abtheilung  nur  eine 
etwaige  Verweisung  an  die  richtige  Abtheilung  zur  Folge). 

Ferner  ist  bezüglich  des  streitigen  Verfahrens  in  Probate- 
Angelegenheiten  zu  erwähnen,  dass  dasselbe  nicht  etwa  die 
Ausführung  testamentarischer  Bestimmungen  oder  überhaupt  die 
Vertheilung  eines  Nachlasses  zum  Gegenstand  hat,  sondern  ein- 
fach die  Gültigkeits-Erklärung  des  Testaments  und  die  Ein- 
weisung des  Executor  oder  des  Administrator  betrifft.  Es  sind 
zwei  Fälle  möglich.  Entweder  beantragt  Jemand  richterliche 
Anerkennung  (probate)  eines  Testaments  oder  ein  Admini- 
strationsdecret,  und  ein  Anderer,  welcher  die  Echtheit  oder 
Gültigkeit  des  Testaments  oder  die  Zulässigkeit  der  Person 
des  Administrator  bestreitet,  legt  Widerspruch  ein;  dann  klagt 
Derjenige,  welcher  Einweisung  als  Executor  oder  Administrator 
beansprucht  auf  die  Gewährung  des  probate  beziehungsweise  der 
letters  of  administration.  Oder  die  Einweisung  ist  bereits  erfolgt: 
dann  klagt  der  Widersprechende  auf  Aufhebung  des  probate 
beziehungsweise  der  letters  of  administration.  Es  können 
ferner  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  die  Kautionsleistung  des 
Administrator  entstehen,  für  welche  ebenfalls  diese  Abtheilung 
zuständig  ist. 

In  Admiralitäts-Angelegenheiten  und  streitigen  Nachlass- 
Angelegenheiten  sind,  wie  wir  gesehen  haben  (§  3  s.  u.  C.) 
eine  Anzahl  von  County  Courts  innerhalb  gewisser  Grenzen  zu- 
ständig, ausserdem  sind  durch  die  Merchant  Shipping  Acts  von 
1854  (s.  460)  und  1862  (s.  49)  bei  gewissen  Streitigkeiten  über 
Entschädigung  wegen  Bergung  zwei  Friedensrichter  (oder  ein 
besoldeter  Friedensrichter)  befugt,  summarisch  zu  verfahren.  Be- 
rufungen gegen   diese   Entscheidungen   gehen   an  einen  Divi- 
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sional  Court  der  hier  besprochenen  Abtheilung  (R.  S.  C.  0. 
L1X  r.  4). 

3.  Organisation. 

§.  14.  Zwei  ständige  Richter  fungiren  in  der  P.  D.  u.  A. 
Abtheilung.  Einer  derselben  hat  den  Titel  President  of  the  P. 
D.  u.  A.  Division  (er  ist  zugleich  ex  officio  Mitglied  des  Court 
of  Appeal),  der  Andere  wird,  gleich  den  Puisne  Judges  in  den 
anderen  Abtheilungen,  „Justice  of  the  High  Court"  genannt.  Die 
Richter  fungiren  in  der  Regel  als  Einzelrichter  mit  oder  ohne 
Jury,  manchmal  mit  Beisitzern  (Assessors  —  namentlich  in  Ad- 
miralitätsangelegenheiten). Divisional  Courts  aus  beiden  Richtern 
bestehend,  sitzen  bei  den  oben  erwähnten  Berufungen,  ferner  bei 
Anträgen  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (R.  S.  C.  0. 
XXXIX.  r.  1).  Richter  aus  anderen  Abtheilungen  können  zur 
Stellvertretung  in  dieser  Abtheilung  zugezogen  werden  (Jud. 
Act  1873,  s.  44). 

Für  das  freiwillige  Verfahren  in  Nachlassangelegenheiten 
sind  neben  dem  Hauptamt  (Principal  Registry)  District  Registries 
eingerichtet,  deren  Geschäfte  von  District  Registrars  besorgt  wer- 
den. Dieselben  sind  nicht  mit  den  früher  erwähnten  District 
Registries  zu  verwechseln,  bei  welchen  Prozesse  in  den  anderen 
Abtheilungen  eingeleitet  werden  können.  Streitige  Nachlassan- 
gelegenheiten werden  (wenn  nicht  zur  Kompetenz  der  Grafschafts- 
gerichte gehörig)  im  Principal  Registry  eingeleitet.  Jede  Nach- 
lassangelegenheit kann  im  Principal  Registry  betrieben  werden, 
doch  können  streitige  Sachen,  wenn  zur  Kompetenz  der  Graf- 
schaftsgerichte gehörig,  an  diese  verwiesen  werden  (20  u.  21 
Vict.  c.  77,  s.  59). 

Die  Unterbeamten,  welche  für  die  Probate,  Divorce  und  Ad- 
miralty  Division  in  Chambers  richterliche  Funktionen  ausüben 
können,  und  welchen  die  Taxirung  der  Kosten  obliegt,  sind  der 
Registrar  für  Admiralitätsangelegenheiten  (er  muss  mindestens 
10  Jahre  Barrister  oder  Solicitor  gewesen  sein;  24  Vict.  ch.  10 
s.  27)  und  die  vier  Registrars  im  Principal  Registry  für  Nachlass- 
angelegenheiten, welchen  auch  die  Ehescheidungs-  und  ähnliche 
Angelegenheiten  zugewiesen  sind  (sie  müssen  Barristers  oder  Soli- 
citors  sein;  20  u.  21  Vict.  c.  7  7  s.  s.  18,  20;  21  u.  22  Vict.  c.  95 
8.  ü).  Diesen  Registrars  sind  dieselben  Befugnisse  zugewiesen, 
wie  den  Masters  in  der  Queens  Bench  Division  (R.  S.  C.  0. 
LIV  r.  12). 
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In  Nachlass-,  Ehescheidung^-  und  verwandten  Angelegen- 
heiten kann  die  Verhandlung  mit  einer  Jury  verfügt  werden 
(20  u.  21  Vict.  c.  77  s.  35;  20  u.  21  Vict.  c.  85  s.  37);  in 
Admiralitätsangelegenheiten  finden  in  der  Abtheilung  selbst 
keine  Verhandlungen  mit  Jury  statt,  doch  kann  eine  thatsächliche 
Frage  oder  die  ganze  Verhandlung  an  einen  Gerichtshof  bei 
welchem  Verhandlungen  mit  Juries  stattfinden,  verwiesen  werden. 
(Roscoe  pp.  175,  176 ;  0.  XXXVI.  r.  6.)  In  Admiralitätsange- 
legenheiten ist  die  Zuziehung  von  Beisitzern  (Assessors)  häufig 
üblich;  sie  haben  wie  die  Beisitzer  in  andern  Fällen  nur  be- 
rathende  Stimme  in  technischen  Angelegenheiten.  ') 


§  15.  Die  Gerichtsbarkeit  über  Konkursangelegenheiten  war 
in  den  letzten  Jahrzehnten  vielfachen  Wandlungen  unterworfen. 
Nach  dem  Gesetz  von  1869  (32  u.  33  Vict.  c.  71)  wurde  für 
London  ein  besonderer  Gerichtshof  "The  London  Bankruptcy 
Court"  errichtet;  für  die  Provinzen  sollten  die  Grafs chaftsgerichte 
Konkursgerichte  ihres  Districts  sein  (s.  59).  Die  Jud.  Act  von 
1873  (s.  3)  vereinigte  den  J^ondon  Bankruptcy  Court  mit  dem 
High  Court;  diese  Bestimmung  wurde  zwar  durch  die  Jud.  Act 
von  1875  (s.  9)  wieder  aufgehoben,  ist  aber  durch  das  Konkurs- 
gesetz von  1883  (47  u.  48  Vict.  c.  66)  wiederhergestellt  (s.  93); 
ferner  bestimmt  s.  100  desselben  Gesetzes,  dass  in  Bezug  auf 
Konkursangelegenheiten  die  Grafschaftsgerichte  sämmtliche  Befug- 
nisse des  High  Court  haben  sollen. 


§  16.  Die  Grafschaftsgerichte  und  der  High  Court  als  Kon- 
kursgericht sind  zuständig  im  regelmässigen  Konkursverfahren 
und  ferner  bei  Rechtsstreitigkeiten:  1)  über  die  Rangordnung 
zwischen  den  Gläubigern;  2)  über  alle  rechtlichen  und  thatsäch- 
lichen  Fragen,  welche  in  einer  Konkursangelegenheit,  die  vor 
sie  kommt  entstehen  sollten;  3)  überhaupt  über  alle  Punkte, 
deren   Entscheidung  durch  das    betreffende  Gericht  nach  der 

*)  Ueber  die  Befugniss  zum  Erlass  von  Rules  in  dieser  Abtheilung 


d)  Konkursgerichte. 


.  Allgemeines. 


2.  Sachliche  Zuständigkeit. 


vgl.  §  137. 
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Ansicht  des  Richters  im  Interesse  einer  gerechten  Vertheilung 
der  Masse  zweckmässig  oder  notwendig  erscheint  {Bankruptcy 
Act  1883  S.  102,  erster  Absatz). 

Von  der  Kompetenz  der  Grafschaftsgerichte  sind  indessen 
die  Rechtsstreitigkeiten  ausgeschlossen,  deren  Object  den  Werth 
von  £  200  übersteigt  und  deren  Entscheidung  nicht  vom  Konkurs- 
recht abhängig  ist  (Bankruptcy  Act  a.  a.  0.). 

3.  Organisafion. 

§  17.  Durch  Verordnung  vom  1.  Januar  1884  ist  die  Zu- 
ständigkeit in  Konkurssachen  der  Queens  Bench  Division  zuge- 
wiesen und  einer  der  Richter  dieser  Abtheilung  mit  Konkurs- 
Angelegenheiten  betraut  worden.  Die  Konkurs-Angelegenheiten 
sind  vollständig  getrennt  von  den  andern  Geschäften  der  Ab- 
theilung. Der  Richter  sitzt  als  Richter  des  High  Court  in  Bank- 
ruptcyauch  besteht  eine  ganz  gesonderte  Bureau-Organisation 
für  diese  Geschäfte. 

Im  High  Court  sind  als  Unterbeamte  für  Konkurs- Angelegen- 
heiten besondere  juristisch  gebildete  Beamte  bestellt,  die  soge- 
nannten Bankruptcy  Registrars  (es  giebt  deren  4);  in  den  Graf- 
schaftsgerichten fungiren  die  Registrars  der  einzelnen  Gerichte. 
Im  High  Court  fungiren  auch  besondere  Taxing  Masters  für  die 
Taxirung  der  Kosten  in  Konkursangelegenheiten.  Wichtige 
Funktionen  sind  den  Officio!  Receivers  übertragen,  welche  vom 
Handelsamte  ernannt  werden.  {Bankruptcy  Act  1873  ss.  66 — 71.) 

Die  Geschäfte  des  Richters  und  der  Registrars  werden  theil- 
weise  in  öffentlicher  Gerichtssitzung,  theilweise  im  Bureau 
{Chambers)  besorgt. 

Vom  County  Court  geht  auch  in  Konkurssachen  eine  Be- 
rufung an  einen  Divisional  Court  der  Queens  Bench  Division;  seine 
Entscheidung  in  einer  solchen  Sache  ist  endgültig,  wenn  nicht 
eine  weitere  Berufung  an  den  Court  of  Appeal,  entweder  vom 
Divisional  Court  oder  vom  Court  of  Appeal  besonders  gestattet  wird 
{Bankruptcy  Appeals- County  Courts- Act  1884);  vom  Richter  im 
High  Court  geht  in  Konkurssachen  eine  Berufung  an  den  Court 
of  Appeal. 

Das  Gericht  kann  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  einer 
Partei  bestimmen,  dass  bei  streitigen  Verhandlungen  in  erster 
Instanz  eine  Jury  zuzuziehen  ist,  um  thatsächliche  Fragen  zu 
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entscheiden  {Bankruptcy  Act  IS 83,  s.  102,  3).  Über  einen  be- 
züglichen Antrag1  ist  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  zu  ent- 
scheiden. 

Die  Einzelbestimmungen  (Rules)  über  das  Verfahren  in  Kon- 
kurssachen sind  vom  Lord  Chancellor  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Präsidenten  des  Handelsamts  festzustellen :  (B.  A.  1883,  s.  127). 
Gegenwärtig  sind  die  in  1883  erlassenen  Bankruptcy  Rules  in 
Kraft. 

e.  Assisengerichtshöfe. 

I.   Allgemeines1)  und  sachliche  Zuständigkeit. 

§  17.  Schon  frühzeitig  wurden  Richter  der  Obergerichtshöfe 
in  die  Provinzen  geschickt,  welche  die  dortigen  Gerichte  zu  be- 
aufsichtigen und  in  den  Fällen,  in  welchen  diese  nicht  zuständig 
waren,  Recht  zu  sprechen  hatten.  Ihre  Befugniss  in  dieser 
Richtung  war  nicht  ein  Theil  ihrer  sonstigen  richterlichen  Be- 
fugniss, sondern  wurde  ihnen  jedesmal  durch  königliche  „Com- 
mission"  zugetheilt,  und  zwar  war  eine  besondere  Ermächtigung 
für  die  verschiedenen  Zweige  der  richterlichen  Thätigkeit  nöthig. 
Die  „Commission  of  Oy  er  and  Terminer  and  of  Gaol  Delivery" 
bezieht  sich  auf  die  Strafrechtspflege,  die  „Commission  of  Assize 
and  of  Nisi  Prius"  auf  die  civilrechtliche  Gerichtsbarkeit.  Der 
Ausdruck  „Assize"  ist  vieldeutig;  hier  bedeutet  er  ein  besonderes 
Verfahren  in  Bezug  auf  dingliche  Ansprüche,  das  übrigens  seit 
1835  nicht  mehr  angewandt  wird.  Der  Ausdruck  „Nisi  Prius" 
entstand  auf  folgende  Weise:  ursprünglich  war  bei  einem  Prozess 
in  einem  der  Londoner  Obergerichtshöfe  die  Jury  aus  der  Graf- 
schaft, aus  welcher  der  Prozess  herrührte,  zu  berufen.  Da  dies 
natürlich  unbequem  und  kostspielig  war,  entwickelte  sich  die 
Praxis  den  Prozess  vor  dem  Richter  auf  seiner  Rundreise  zu 
verhandeln.  Da  aber  trotzdem  der  Prozess  in  den  Agenden 
des  Londoner  Gerichtshofs  vermerkt  blieb,  erging  der  Befehl  an 
den  dortigen  Sheriff,  die  Jury  aus  der  Grafschaft  zu  berufen, 
wenn  nicht  früher  (nisi  prius)  der  Richter  in  die  betreffende 
Ortschaft  kommen  würde. 

Vor  1873  fungirten  die  Richter  in  solchen  Fällen  stets  als 
die  Delegirten  des  Gerichtshofs,  in  welchem  der  Prozess  schwebte. 


l)  Eine  sehr  klare  Darstellung  über  diese  Materie  findet  sich  bei 
Maitland,  Justice  and  Police  S.  152—156. 
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Das  in  diesem  Jahre  erlassene  Gesetz  (s.  29)  giebt  ihnen  eine 
selbstständige  Gerichtsbarkeit  und  bestimmt,  dass  die  Richter 
(oder  andere  Personen),  welche  als  Commissioners  of  Assize  be- 
stellt sind  als  „Gerichtshof  des  High  Court  of  Justice"  (sie!) 
anzusehen  sind.  Ebenso  ist  ein  Richter  der  bei  den  (oben  er- 
wähnten) Sitzungen  für  London  oder  Middlesex  fungirt  als  Ge- 
richtshof des  High  Court  anzusehen  (s.  30). 

Jede  Partei  in  einem  Rechtsstreit,  in  welchem  eine  that- 
sächliche  Frage  oder  eine  mit  einer  thatsächlicheu  Frage  ver- 
knüpfte Rechtsfrage  zu  entscheiden  ist,  kann  diese  Frage  entweder 
vor  einen  Commissioner  of  Assize  oder  vor  die  Sitzungen  für 
London  oder  Middlesex  bringen  (s.  29)  weil  bei  den  Assisen 
und  bei  diesen  Sitzungen  die  nöthige  Organisation  für  die  Ver- 
handlung vor  einer  Jury  vorhanden  ist.  In  solchen  Fällen  ist  zu 
unterscheiden  zwischen  dem  Prozessgericht  und  dem  Verhand- 
lungsgericht. Prozessgericht  ist  die  Abtheilung  des  High  Court, 
bei  welcher  der  Prozess  eingeleitet  ist,  Verhandlungsgericht 
entweder  der  Assisengerichtshof  an  einem  bestimmten  Orte  oder 
ein  für  die  Sitzungen  für  London  oder  Middlesex  gebildeter  Ge- 
richtshof. 

2.  Organisation. 

§  18.  Die  im  vorigen  Paragraphen  erwähnte  Commission 
ergeht  in  der  Regel  nicht  nur  an  die  Richter,  sondern  auch  an 
die  Queens  Counsel  (vgl.  §  35),  welche  auf  dem  betreffenden 
Circuit  praktiziren.  Es  geschieht  dies,  um  bei  Verhinderung  des 
Richters  oder  bei  grossem  Andrang  an  einem  bestimmten  Ort 
sofort  eine  geeignete  Persönlichkeit  zur  Stelle  zu  haben.  Die 
Serjeants-at-Laiv  (vgl.  §  35)  und  die  County  Court  Judges  sind 
ebenfalls  befähigt  als  Commissioners  bestellt  zu  werden.  Als  Com- 
missioners of  Assize  fungiren  in  erster  Linie  die  Richter  der  Queen  s 
Berich  Division,  doch  können  auch  die  Richter  des  Court  of  Appeal 
und  diejenigen  der  Chancery  Division  und  der  Probate  Division 
bestellt  werden,  insofern  ihre  Ernennung  nach  Erlass  der  be- 
treffenden Bestimmungen  erfolgt  ist.  (Jud.  Act  1873  s.  37, 
1875  s.  8,  1876  s.  15,  1884  s.  7).  Früher  wurden  immer  nur 
die  Namen  von  zwei  Richtern  in  der  Commission  genannt;  da 
dies  aber  zu  grossen  Unzuträglichkeiten  geführt  hat,  ist  durch 
königliche  Verordnung  vom  26.  Juni  1884  (12)  bestimmt,  dass 
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in  Zukunft  die  Namen  sämtlicher  Richter  des  Supreme  Court 
darin  aufzuführen  sind. 

England  ist  in  7  Circuits  eingetheilt;  für  jeden  Circuit  ergeht 
eine  besondere  Commission.  Jede  in  einem  Circuit  enthaltene 
Grafschaft  hat  eine  oder  mehrere  sogenannte  Assize  Towns,  in 
welchen  Sitzungen  zu  halten  sind.  Der  Circuit  für  North  und 
South  Wales  ist  in  zwei  Unterabtheilungen  getheilt.  Die  Graf- 
schaft Surrey  ist  keinem  Circuit  zugetheilt,  für  dieselbe  sollen 
mindestens  zwei  Mal  im  Jahre  besondere  Commissions  ergehen. 
Die  Rundreisen  finden  4  mal  im  Jahre  statt;  die  betreffenden 
Assizes  heissen:  Winter,  Spring,  Summer  and  Autumn  Assizes. 
Oivilprozesse  können  in  der  Regel  nur  vor  die  Winter  und 
Summer  Assizes  gebracht  werden,  doch  sind  für  einzelne  grössere 
Städte  besondere  Bestimmungen  getroffen. 

Durch  die  Jud.  Act  von  1875  s.  23  ist  es  der  Königin 
überlassen  durch  Verordnung  {Order  in  Council)  über  die  Organi- 
sation der  Circuits  und  die  Zeit-  und  Ortsbestimmung  der  Assisen 
Anordnungen  zu  treffen.  Derartige  Verordnungen  sind  erlassen 
am  5.  Februar  1876  und  am  26.  Juni  1884.  Durch  die  Winter 
Assizes  Acts  von  1876  und  1877  und  die  Spring  Assizes  Act  von 
1879  sind  einige  Punkte  gesetzlich  geregelt. 


Drittes  Kapitel. 
Her  Majesty's  Court  of  Appeal. 

I.  Allgemeines. 

§  ig.  Der  Court  of  Appeal  ist  eine  der  wesentlichsten  Neuerun- 
gen, welche  die  Judicature  Act  von  1873  eingeführt  hat. 

Im  Court  of  Chancery  gingen  früher  Berufungen  an  den 
Lord  Chancellor  oder  an  den  Court  of  Appeal  in  Chancery,  dessen 
Mitglieder  die  beiden  Lords  Justices  of  Appeal  und  ebenfalls  der 
Lord  Chancellor  waren,  und  bei  welchem  zwei  Mitglieder  ein 
spruchfähiges  Kollegium  bildeten. 

Bei  den  Common  Law  Courts  gab  es  Rechtsmittel  verschie- 
dener Natur.  Revision  {Proceedings  in  error)  war  gestattet  wegen 
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angeblicher  Rechtsirrthümer,  welche  aus  den  Gerichtsakten  (record) 
ersichtlich  waren;  gegen  Urtheile,  bei  welchen  die  Parteien  nur 
die  Rechtsfragen  vor  das  Gericht  gebracht  hatten  (demurrer); 
wegen  angeblicher  Fehler  in  der  Beweisaufnahme  oder  falscher 
Rechtsbelehrung  der  Jury  durch  den  Richter;  gegen  Urtheile,  die 
im  Widerspruch  mit  dem  Spruch  der  Jury  erlassen  wurden,  oder 
gegen  solche,  welche  aus  demselben  rechtliche  Folgerungen  zogen, 
die  eine  Partei  anzufechten  wünschte  (judgments  non  obstante 
veredicto;  motions  in  arrest  of  judgment).  Berufung  war  zulässig 
in  Bezug  auf  Punkte,  welche  der  Richter  speciell  weiterer 
Prüfung  vorbehielt;  ferner  allgemein  mit  Genehmigung  des  Ge- 
richtshofs oder  bei  mangelnder  Einstimmigkeit  der  Richter  bei 
Anträgen  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens.1)  Das  Revisions- 
beziehungsweise  Berufungsgericht  war  der  sogenannte  Court  of 
Exchequer  Chamber,  zusammengesetzt  aus  sämmtlichen  Richtern 
der  beiden  Gerichtshöfe,  welche  nicht  in  erster  Instanz  fungirt 
hatten  (wenu  z.  B.  der  Court  of  Exchequer  in  erster  Instanz  fungirt 
hatte,  so  bestand  der  Court  of  Exchequer  Chamber  aus  sämmtlichen 
Richtern  der  Queen  s  Bench  und  Common  Pleas  Gerichtshöfe). 

Vom  Probate  Gerichtshof  ging  die  Berufung  direct  an  das 
House  of  Lords,  vom  Admiralitätsgerichtshof  an  das  Judicial 
Committee  of  ihe  Privy  Council,  vom  Divorce  Court  an  den  soge- 
nannten Füll  Court  of  Divorce,  bestehend  aus  dem  I^ord  Chan- 
cellor,  den  Präsidenten  und  ältesten  beisitzenden  Richtern  der 
gemeinrechtlichen  Gerichtshöfe  und  dem  ordentlichen  Richter 
des  Court  of  Divorce. 

An  die  Stelle  dieses  Irrgartens  für  Berufungskläger  haben 
die  Judicature  Acts  (1873,  ss.  18 — 19;  1881,  s.  9)  den  Court 
of  Appeal  gesetzt.  Er  ist  Berufungsinstanz  für  alle  Abthei- 
lungen des  High  Court  (insofern  überhaupt  eine  Berufung  zu- 
lässig ist). 

2.    Sachliche  Zuständigkeit. 

§  20.  Bei  einigen  Gegenständen  öffentlich-rechtlicher  Natur 
ist  die  Entscheidung   des  High  Court   nur   mit   besonderer  Ge- 


x)  Diese  Übersicht  ist  dem  ersten  Bericht  der  Judicature  Commission 
(1869)  entnommen.  Die  mit  dem  System  verknüpften  Missstände  sind 
daselbst  klar  und  kurz  dargestellt  (S.  22). 
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nehmigung ])  der  judex  a  quo  einer  Berufung"  unterworfen 
{Jud,  Act  1881,  s.  14)  Ferner  ist  bestimmt,  dass  gegen  Urtheile, 
welche  auf  Grund  eines  gerichtlich  bestätigten  Vergleichs  zwischen 
den  Parteien  erlassen  werden,  und  ferner  gegen  Entscheidungen 
über  die  Kosten  (in  den  Fällen,  in  welchen  die  Bestimmung  hier- 
über dem  Ermessen  des  Richters  überlassen  ist),  eine  Berufung  nur 
mit  Genehmigung  des  judex  a  quo  erfolgen  kann  {Jud.  Act  1873, 
s.  49).  Es  ist  endlich  im  Allgemeinen  angeordnet  dass,  in 
den  Fällen,  in  denen  auf  Grund  eines  vor  den  Jud.  A  cts  erlassenen 
Gesetzes  das  Urtheil  eines  der  früheren  Gerichtshöfe  keiner  Be- 
rufung unterworfen  war,  auch  jetzt  eine  Berufung  vom  High  Court 
nicht  zulässig  sein  soll  (App.  Jur.  Act  1876,  s.  20). 

In  den  Fällen,  in  welchen  ein  Divisional  Court  des  High 
Court  Berufungsinstanz  ist  (vgl.  §  10),  ist  eine  weitere  Berufung 
oder  Revision  nur  mit  Genehmigung  des  Divisional  Court  zulässig 
{Jud,  Act  1873,  s.  45). 

Abgesehen  von  diesen  Fällen  ist  der  Court  of  Appeal  Be- 
rufungs-  und  Beschwerdeinstanz  in  Bezug  auf  alle  Entscheidungen 
des  High  Court.  Die  Berufung  und  der  Antrag  auf  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  sind  in  manchen  Fällen  gleichzeitig  an- 
wendbar, auch  kann  das  eine  Verfahren  in  das  andere  übergehen. 
Es  entstehen  dadurch  auch  in  Bezug  auf  die  Zuständigkeit  der 
Gerichtshöfe  Verwickelungen,  welche  nur  im  Zusammenhang  mit 
dem  Gang  des  Verfahrens  selbst  erklärt  werden  können.  Es  wird 
dies  an  der  geeigneten  Stelle  geschehen  (vgl.  §112). 

3.  Organisation. 

§  21.    Die  Richter  des  Court  of  Appeal  sind: 

1.  Der  Lord  Chancellor  (Jud,  Act  1875  s.  6). 

2.  Der  Lord  Chief  Justice  of  England  (ibidem  s.  4). 

3.  Der  Master  of  the  Rolls  (Jud.  Act  1881  s.  2). 

4.  Der  Präsident  der  Probate  D.  u.  A.  Division  {ibid.  s.  4). 

5.  Besonders  ernannte  Richter  (5),  welche  den  Titel  Lords 
Justice s  of  Appeal  führen  (Jud.  Act  1875  s.  4;  1877  s.  4). 

Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  des  englischen  Verfahrens,  dass  in 
einer  Reihe  von  Fällen  der  Richter,  welcher  eine  Entscheidung  fällt, 
selbst  zu  bestimmen  hat,  ob  eine  Berufung  gegen  dieselbe  zulässig  sein 
soll.  Derartige  Fälle  werden  in  der  Einzeldarstellung  besonders  erwähnt 
werden. 
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Als  Hilfsrichter  können  Richter  der  Queen  s  Berich  Division 
und  der  Probate  Division  zugezogen  werden  (Jud.  Act  1875  s.  4) 

Kein  Richter  darf  bei  einer  Berufung  gegen  eine  von  ihm 
selbst  oder  unter  seiner  Mitwirkung  erlassene  Entscheidung,  als 
Mitglied  des  Court  of  Appeal  fungiren  (Jud.  Act  1875  s.  4). 

Bei  Berufungen  gegen  Endurtheile  müssen  mindestens  drei, 
bei  Berufungen  gegen  Zwischenurtheile  und  Beschwerden  min- 
destens zwei  Richter  den  Appellhof  bilden  {Jud.  Act  1875  s.  12). 
In  der  Praxis  fungirt  gewöhnlich  ein  Senat  für  Fälle  aus  der  Chan- 
cery Division  und  ein  anderer  für  Fälle  aus  der  Q.  B.  Division. 
Fälle  aus  der  Probate  Division  werden  unter  die  beiden  Senate 
vertheilt. 

Als  Einzelrichter  kann  ein  Mitglied  des  Court  of  Appeal 
Anordnungen  über  den  Prozessgang  treffen  und  während  der 
Gerichtsferien  einstweilige  Verfügungen  bei  drohender  Gefahr 
erlassen;  derartige  Verfügungen  können  indessen  vom  Gerichts- 
hof umgestossen  werden  (Jud.  Act  1873  s.  52).  Diese  Bestim- 
mung ist  bis  jetzt  unpraktisch  geblieben. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Revisionsgerichtshöfe. 

a)  Das  House  of  Lords. 

I.  Allgemeines. 

§  22.  Eine,  wenn  auch  nur  oberflächliche  Geschichte  der  richter- 
lichen Kompetenz  des  House  of  Lords  zu  geben,  ist  hier  nicht 
möglich,  da  dieselbe  nur  im  Zusammenhang  mit  der  englischen 
Verfassungsgeschichte  mitgetheilt  werden  könnte.  Es  genüge 
zu  erwähnen,  dass  gegen  das  Ende  der  Regierung  Eduards  I. 
drei  Körperschaften  bestanden,  welche  den  König  beriethen: 
1.  der  ständige  Rath;  2.  das  sogenannte  Commune  Concilium, 
bestehend  aus  den  drei  Testates  (Spiritual  I^ords,  Temporal 
Lords  und  Commons);  3.  das  sogenannte  Magnum  Concilium,  be- 
stehend aus  den  Mitgliedern  des  ständigen  Raths  mit  Zuziehung 
der  Prälaten  und  Grossgrundherren  (Barons).  Aus  dem  ständigen 
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Rath  entwickelte  sich  das  heutige  Privy  Council,  aus  dem  Com- 
mune Concilium,  das  sich  in  ein  House  of  Commons  und  in  ein 
Home,  of  Lords  auflöste,  das  heutige  Parlament.  Von  dem  Magnum 
Concilium  wurden  gewisse  Funktionen  an  das  House  of  Lords 
übertragen,  namentlich  die  richterlichen  Funktionen.  Das  House 
of  Lords  war  in  verschiedenen  Angelegenheiten  erste  Instanz, 
doch  hörte  diese  Funktion  im  Laufe  der  Zeit  auf,  und  das  House 
of  Ijords  als  richterliche  Behörde  gelangte  zu  der  Stellung, 
welche  es  noch  jetzt  inne  hat;  es  wurde  höchster  Revisionshof  für 
alle  Angelegenheiten,  welche  nicht  dem  Privy  Council  reservirt 
sind. 

In  früherer  Zeit  wurden  häufig  die  Gutachten  der  Richter 
der  Obergerichtshöfe  eingeholt,  ehe  eine  Entscheidung  vom  House 
of  Ijords  gefällt  wurde,  jetzt  geschieht  dies  äusserst  selten  (es 
kam  ein  solcher  Fall,  Haiton  v.  Angus,  6  Appeal  Cases  740,  im  Jahre 
1880  vor).  Andererseits  hat  sich  die  Praxis  entwickelt,  dass  die 
richterlichen  Geschäfte  des  House  of  Lords  nur  von  solchen 
Peers  ausgeübt  werden,  welche  ein  hohes  Richteramt  bekleidet 
haben.  Im  Jahre  1883  betheiligte  sich  Lord  Denman,  ein  Nicht- 
Jurist, an  der  Entscheidung  in  Sachen  Clarke  v.  Bradlaugli.  Sein 
Votum  wurde  indessen  nicht  im  Protokoll  aufgenommen,  und  sind 
auch  keine  weiteren  Schritte  von  ihm  geschehen,  um  dies  nach- 
träglich zu  bewirken,  so  dass  die  Praxis  jetzt  als  auch  de  jure 
feststehend  angesehen  werden  muss. 

Es  war  ursprünglich  beabsichtigt,  den  neubegründeten  Court 
of  Appeal  als  höchste  Instanz  einzusetzen  und  die  Judicature  Act 
von  1873  (s.  20)  hatte  dies  ausdrücklich  bestimmt;  ehe  jedoch 
das  Gesetz  in  Kraft  getreten  war,  würde  der  betreffende  Artikel 
suspendirt.  Die  Appellate  Jurisdiction  Act  von  1876  hat  ihn  auf- 
gehoben. 

Die  historische  Bedeutung  der  Revision  an  das  House  of 
Lords  als  ein  Gnadengesuch  an  den  Souverän,  welches  einer  be- 
stimmten berathenden  Behörde  zugewiesen  wurde,  die  allmälig* 
eine  regelmässige  Gerichtsbarkeit  bekam,  erhellt  aus  der  noch 
heute  üblichen  Form,  in  welcher  das  Verfahren  eingeleitet  wird. 
Der  Revisionskläger  hat  eine  Petition  einzureichen,  "welche  darum 
ersucht,  dass  der  Gegenstand  der  Entscheidung  oder  des  Urtheils 
von  Ihrer  Majestät  der  Königin  in  ihrem  Parlamentsrathe  revidirt 
werden  möge,  damit  genannter  Gerichtshof  erkenne  was  Rechtens 


§§  23,  24. 
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ist,  und  was  nach  dem  Recht  und  Gebrauch  dieses  Königreichs 
in  Bezug  auf  den  Gegenstand  dieser  Revision  zu  erfolgen  hat." 
(Gesetz  v.  1876  s.  4). 

2)  Sachliche  Zuständigkeit. 

§  23.  Auf  die  Revision  gegen  die  Urtheile  der  schottischen 
und  irischen  Gerichtshöfe  kann  hier  nicht  eingegangen  werden; 
in  Bezug  auf  England  gilt  die  Regel,  dass  gegen  jede  Entschei- 
dung des  Court  of  Appeal  (auch  gegen  Zwischenurtheile  und 
Verfügungen)  beim  House  of  Lords  ein  Rechtsmittel  eingelegt 
werden  kann  (App.  Jurisdiction  Act  1876  s.  3  [1]).  Es  sind  fol- 
gende Ausnahmen  zu  erwähnen: 

1)  In  Konkurssachen  ist  nur  unter  Autorisation  des  Court 
of  Appeal  die  Revision  zulässig  (Bankruptcy  Act  1883  s.  104). 

2)  In  Angelegenheiten,  welche  früher  zur  Jurisdiction  des 
Divorce  Court  (vgl.  §  14)  gehörten,  ist  eine  Revision  gegen  das 
Urtheil  des  Court  of  Appeal  nur  bei  Ehescheidungsklagen, 
Nullitätsklagen  und  Legitimitäts  -  Streitigkeiten  zulässig;  ferner 
ist  sie  zulässig,  wenn  eine  Rechtsfrage  vorliegt,  in  Bezug  auf 
welche  die  Revision  vom  Court  of  Appeal  gestattet  wird. 

3)  In  Bezug  auf  Entscheidungen  über  Kosten  gelten  die 
in  §  20  erwähnten  Grundsätze. 

4)  Es  existiren  aus  früherer  Zeit  gesetzliche  Bestimmungen 
für  gewisse  Fälle,  in  welchen  eine  Revision  nur  mit  Genehmigung 
des  Attorney  General  statthaft  sein  soll.  Diese  Bestimmungen 
sind  aufrecht  erhalten  (App.  J.  Act  1876  s.  10). 

3)  Organisation. 

§  24.  Wie  bereits  früher  erwähnt,  werden  die  richterlichen 
Befugnisse  des  House  of  Lords  nur  von  solchen  Lords  ausgeübt, 
welche  ein  höheres  Richteramt  bekleidet  haben  oder  bekleiden, 
und  mit  dem  Namen  Lords  of  Appeal  bezeichnet  werden.  Beson- 
ders ernannt  werden  die  sogenannten  Ljords  of  Appeal  in  Or- 
dinary,  deren  es  jetzt  drei  gibt '). 

Einer  Sitzung  des  House  of  Lords  als  Revisionshof  müssen 
wenigstens  drei  Mitglieder  beiwohnen  (Jud.  Act  1876  S.  ö). 

Da  das  House  of  Lords  ein  Theil  des  Parlaments  ist,  kann 
es  genau  genommen  nicht  zusammentreten,  während  das  Parlament 


1)  Näheres  über  ihre  Qualifikation  und  Stellung  siehe  §  29. 
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vertagt  ist,  und  existirt  eigentlich  gar  nicht  als  organisirte  Körper- 
schaft in  der  Zeit  zwischen  der  Auflösung  eines  alten  und  der 
Konstituirung  eines  neuen  Parlaments.  Es  ist  deshalb  besonders 
bestimmt,  dass  während  der  Parlamentsferien  das  House  of  Lords 
über  Revisionsgesuche  entscheiden  und  die  Lords  of  Appeal  in 
Ordinary  beeidigen  kann  {App.  J.  Act  1876  s.  8),  und  dass  es 
der  Königin  freistehen  soll,  bei  der  Auflösung  eines  Parlaments 
die  Lords  of  Appeal2)  bis  zur  Konstituirung  des  neuen  Parlaments 
zur  Entscheidung  über  Revisionsgesuche  zu  ermächtigen  (ibid.  s.  9). 

b)  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council. 

I.  Allgemeines  und  sachliche  Zuständigkeit. 

§  25.  Wie  das  House  of  Lords  in  gewissem  Sinne  als  Träger 
der  richterlichen  Functionen  des  Magnum  Concilium  angesehen 
werden  kann,  so  ist  das  Privy  Council  an  die  Stelle  des  Perma- 
nent Council  getreten. ])  Die  Gerichtsgewalt  des  Königs  ist  bruch- 
stückweise an  bestimmte  Körperschaften  delegirt  worden:  an  die 
gemeinrechtlichen  Obergerichtshöfe,  an  den  Lord  Chancellor  und 
den  Kanzleigerichtshof,  an  das  Magnum  Concilium  bez.  das  House 
of  Lords,  aber  damit  ist  nicht  Alles  erschöpft  und  die  Gerichtsbarkeit, 
welche  übrig  bleibt,  wird  noch  heute  vom  Souverän  „in  Council" 
ausgeübt.  Für  diesen  Zweck  beräth  ihn  eine  Abtheilung  des 
Privy  Council,  das  sogenannte  Judicial  Committee,  welches  durch 
das  Gesetz  3  u.  4  William  IV.  c.  41  konstituirt  wurde. 

Vor  der  Judicature  Act  von  1873  war  das  Privy  Council 
(abgesehen  von  specieller  statutarischer  Gerichtsbarkeit)  Revi- 
sionsinstanz für  die  Obergerichtshöfe  in  Indien,  den  Kolonien,  den 
Channel  Islands,  und  der  Insel  Man ;  für  die  geistlichen  Gerichts- 
höfe in  England  und  für  den  Admiralitätsgerichtshof.  Vom  Ad- 
miralitätsgerichtshof (d.  h.  von  der  Probate  Divorce  und  Admiralty 
Division,  welche  diesen  Gerichtshof  einschliesst)  geht  jetzt  eine 
Berufung  an  den  Court  of  Appeal  und  eine  Revision  an  das  House 
of  Lords;  im  Uebrigen  ist  die  Gerichtsbarkeit  des  Privy  Council 
dieselbe  geblieben. 

2)  Da  nun  die  Lords  of  Appeal  zu  jeder  Zeit  ausschliesslich  fungiren, 
hat  die  Unterscheidung  keine  praktische  Bedeutung;  das  House  of  Lords 
kann  natürlich  als  solches  nicht  fungiren,   solange  es  formell  nicht  existirt. 

l)  Der  berüchtigte  Court  of  Star  Chamber  war  eine  Abtheilung  der  Privy 
Council;  derselbe  wurde  durch  das  Gesetz  16  Charles  I  c.  10  aufgelöst. 
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Der  Form  nach  ist  das  Judicial  Committee  noch  immer  eine 
berathende  Behörde.  Die  Entscheidung  lautet  z.  B.  "Aus  diesen 
Gründen  werden  ihre  Herrlichkeiten  (their  Lordships)  Ihrer 
Majestät  demüthigst  rathen,  das  Urtheil,  gegen  welches  Revision 
eingelegt  ist  zu  bestätigen,  und  die  Revision  zu  verwerfen.  Der 
Revisionskläger  wird  die  Kosten  tragen.11  Das  formelle  Urtheil 
wird  dann  durch  königliche  Verordnung  erlassen. 

2.  Organisation. 

§  26.  Ex  officio  Mitglieder  des  Judicial  Committee  of  the  Privy 
Council  sind  der  Präsident  des  Council,  ein  Beamter  der  stets 
Mitglied  des  Kabinets  ist  und  daher  mit  der  Regierung  wechselt, 
in  der  Praxis  stets  ein  hoher  Adliger  und  nicht  Jurist;  der  Lord 
Chancellor;  diejenigen  Mitglieder  des  Privy  Council,  welche  früher 
ein  hohes  richterliches  Amt  bekleidet  haben  (3  u.  4  Will.  IV.  c.  41 
und  14  u.  15  Vict.  c.  83  s.  15;  vgl.  §  29);  ferner  diejenigen  Lords 
of  Appeal  in  Ordinary,  welche  zugleich  Privy  Councillors  sind 
(App.  Jur.  Act  1876  s.  6).  Durch  Gesetz  von  1871  [34  u.  35 
Vict.  c.  91)  wurde  die  Krone  ermächtigt  ausserdem  vier  besoldete 
Richter  zu  ernennen;  doch  werden  nach  Massgabe  des  App. 
Jur.  Act  von  1876  s.  14  nach  Abgang  der  gegenwärtigen  be- 
soldeten Richter  die  L^ords  of  Appeal  in  Ordinary,  deren  Zahl 
dann  auf  4  gewachsen  sein  wird,  an  ihre  Stelle  treten. 

Bei  Berufungen  aus  den  geistlichen  Gerichtshöfen ')  sind 
gemäss  App.  Jur.  Act  1876  s.  14  und  königl.  Verordnung  vom 
28.  November  1876  fünf  Bischöfe  (worunter  einer  abwechselnd 
der  Erzbischof  von  Canterbury  der  Erzbischof  von  York  und 
der  Bischof  von  London  sein  muss)  als  Beisitzer  (Assessors)  zu- 
zuziehen. 

Während  bei  einer  gerichtlichen  Sitzung  des  House  of  Lords 
jedes  anwesende  Mitglied  sein  Votum  abgiebt  und  meistens 
selbstständig  motivirt,  und  dann  der  Beschluss  nach  Stimmen- 
mehrheit gefällt  wird,  wird  vom  Judicial  Committee  nicht 
öffentlich  berathen,  sondern  nur  die  Anschauung  der  Majorität 
mit  den  Motiven  bekannt  gegeben. 

')  Die  geistlichen  Gerichtshöfe  gehören  nicht  in  den  Rahmen  unserer 
Darstellung.  Sie  sind  zuständig  für  Klagen  gegen  Geistliche  der  angli- 
kanischen Kirche  wegen  unsittlichen  Lebenswandels,  angeblicher  Ver- 
stösse gegen  die  Lehre  oder  den  Ritus  der  Kirche  etc. 

3* 
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Fünftes  Kapitel. 

Die  Gerichtsschreibereien  des  Supreme  Court. 

(Central  Offlee  und  District  Registries.) 

§  27.  Das  System  oder  vielmehr  die  Systemlosigkeit  der 
Bureau-Organisation  der  verschiedenen  Gerichtshöfe  in  früherer 
Zeit  zeigte  das  Bild  malerischster  Mannigfaltigkeit.  Die  Titel  der 
Beamten  allein  würden  ein  ziemlich  grosses  Glossarium  ausfüllen. 
Es  war  nicht  leicht  in  dieses  Chaos  Ordnung  einzuführen,  doch 
ist  dies  schon  in  einem  hohen  Grade  gelungen.  Namentlich  hat 
die  Vereinigung  der  verschiedenen  Abtheilungen  in  einen  Justiz- 
palast einen  grossen  Fortschritt  bewirkt.  Es  wurde  dadurch  er- 
möglicht, für  London  ein  Centrai-Bureau  zu  errichten,  in  welchem 
die  rein  formellen  Geschäfte  erledigt  werden,  während  in  den 
bereits  erwähnten  Bureaus  der  Richter,  Chief  Clerks,  Masters, 
Registrars,  Taxing  Masters  etc.  die  wichtigeren  auf  den  Prozess- 
gang bezüglichen  Massregeln  getroffen  werden. 

Das  Central  Office  ist  in  zehn  Departments  eingetheilt,  unter 
welchen  die  Geschäfte  nach  dem  Gegenstand  vertheilt  sind. 

Für  alle  Abtheilungen  des  Supreme  Court  sind  im  Central 
Office  folgende  Geschäfte  zu  besorgen: 

1.  die  Ausgabe  und  Eintragung  von  Prozessladungen,  die 
Eintragung  von  Einlassungserklärungen,  die  Ausgabe  von  Streit- 
verkündigungen, die  Annahme  der  vorbereitenden  Schriftsätze; 
die  Eintragung  von  Urtheilen  und  die  Entgegennahme  von  Be- 
rufimgsanzeigen ; 

2.  die  Aufbewahrung  von  Beweisstücken,  d.  h.  sowohl  von 
Urkunden,  deren  Deponirung  verfügt  wird,  als  von  Protokollen 
über  eidliche  Aussagen  oder  von  schriftlichen  eidlichen  Er- 
klärungen {affidavits) ;  die  Ausfertigung  von  Abschriften  dieser 
Schriftstücke  etc. 

Für  die  Queen's  Bench  Division  werden  im  Central  Office 
Ladungen  zu  Verhandlungen  in  Chambers  ausgegeben,  (für  die 
Chancery  Division  geschieht  dies  im  Bureau  der  Chief  Clerks,  für 
die  Probate  Division  im  Bureau  der  Registrars)  und  ferner  Urtheile 
und  Verfügungen  ausgefertigt  (für  die  anderen  Abtheilungen 
geschieht  dies  im  Bureau  der  Registrars)',  ferner  werden  für  die 
Queen" s  Bench  Division  die  Kostenberechnungen  im  Central  Office 
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taxirt  (für  die  Chancery  Division  geschieht  dies  im  Bureau  der 
Tabing  Masters). 

Das  Central  Office  dient  ausserdem  einigen  Zweigen  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit:  es  gehört  hierzu  die  Führung  des  Re- 
gisters über  gerichtliche  Urtheile  (die  Eintragung  in  dieses  Re- 
gister bewirkt  gewisse  Vortheile  für  den  Judicatsgläubiger,  vgl. 
§  107) ;  die  Führung  des  Registers  über  die  gerichtliche  Anerkennung 
von  Urkunden  durch  Ehefrauen  (die  gerichtliche  Anerkennung 
und  die  Registrirung  derselben  ist  in  einigen  Fällen  Bedingung 
der  Gültigkeit  der  von  Ehefrauen  unterzeichneten  Urkunden); 
die  Führung  des  Registers  über  Pfandrechte  an  Mobilien,  welche 
im  Gewahrsam  des  Schuldners  bleiben  (Bills  of  Sale;  sie  sind 
Dritten  gegenüber  nicht  bindend,  wenn  sie  nicht  in's  Register 
eingetragen  sind. ') 

Die  Geschäfte  des  Central  Office  stehen  unter  der  Leitung 
der  Masters  of  the  Supreme  Court.  Wenn  die  Inhaber  der  ver- 
schiedenen Aemter,  welche  im  Central  Office  verschmolzen  wurden, 
alle  abgegangen  sind,  soll  die  Zahl  der  Masters  auf  18  be- 
schränkt werden  (Jud.  Act  1879  s.  8  [3]).  Die  Masters  wählen 
fünf  aus  ihrer  Zahl,  welche  abwechselnd  an  der  Spitze  des  Cen- 
tral Office  stehen  (R.  S.  C.  0.  LX1  r.  2). 

An  die  Stelle  des  Centrale  office  treten  in  den  Provinzen  die 
District  Registries.  Auf  die  Bureauorganisation  des  House  of 
Lords  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Sechstes  Kapitel. 

Das  Personal  des  Supreme  Court  und  der  Revisionshöfe. 

I.  Die  Richter  des  Supreme  Court. 

§  28.  Die  Richter  der  höheren  Gerichtshöfe  werden  sämmtlich 
aus  der  Zahl  der  Barristers  (Advocaten)  gewählt, ')  und  zwar 
ist  Bestellung  als  Barrister  vor  mindestens  zehn  Jahren  Voraus- 

l)  Die  Geschäftsordnung  des  Central  Office  ist  in  R.  S.  C.  O.  LXI. 
r.  1  enthalten. 

l)  Die  einzige  Ausnahme  de  jure  ist  der  Lord  Chancellor,  der  nicht 
ein  Mal  Jurist  zu  sein  braucht:  de  facto  wird  immer  ein  Richter  oder 
Barrister  von  hervorragender  Stellung  gewählt. 
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Setzung  der  Ernennung  im  High  Court,  Bestellung  als  Barrister 
vor  mindestens  fünfzehn  Jahren  (oder  einjähriges  Dienstalter  als 
Richter  des  High  Court)  Voraussetzung  der  Ernennung  im  Court 
of  Appeal.    Einzeln  sind  zu  erwähnen: 

1.  Der  Lord  Chancellor  (sein  voller  Titel  ist  Lord  High 
Chancellor  of  Great  Britain).  Er  ist  Mitglied  der  Regierung  und 
muss  daher  sein  Amt  niederlegen,  wenn  ein  Ministerwechsel 
stattfindet.  Als  Richter  ist  er  1.  Vorsitzender  des  House  of  Lords 
als  Revisionshof,  2.  Mitglied  des  Judicial  Committee  of  the  Privy 
Council,  3.  Vorsitzender  des  Court  of  Appeal,  4.  Vorsitzender  des 
High  Court,  5.  Vorsitzender  der  Chancery  Division.  Thatsächlich 
fungirt  er  nicht  als  Richter  erster  Instanz;  auch  im  Court  of 
Appeal  nimmt  er  nicht  häufig  an  den  Sitzungen  Theil.  Seine 
nicht-richterlichen  Funktionen  sind  mannigfaltig.  Das  Amt  eines 
Justizministers  theilt  er  mit  dem  Home  Secretary;  die  höheren 
Richterposten  werden  auf  seinen  Vorschlag  besetzt,  und  er  hat 
üherhaupt  ein  ausgedehntes  Ernennungsrecht  von  Beamten.  Er 
ist  Gross-Siegelbewahrer  und  Hüter  des  königlichen  Gewissens; 
in  letzterer  Eigenschaft  hat  er  das  ganze  kirchliche  Patronats- 
recht  der  Krone  auszuüben.  Er  hat  die  Oberaufsicht  über  milde 
Stiftungen  und  Irrenanstalten  etc.  Er  ist  Vorsitzender  im  House 
of  Lords  und  wird  in  der  Regel  zum  Mitglied  desselben  ernannt, 
wenn  er  nicht  schon  vorher  die  Pairswürde  hatte.2)  Diesen 
ausgedehnten  Befugnissen  entspricht  sein  Gehalt  (£  10  000  per 
Jahr)  und  seine  Rangstellung  unmittelbar  nach  dem  Erzbischof 
von  Canterbury,  und  vor  sämmtlichen  Adligen  mit  Ausnahme  der 
königlichen  Prinzen. 

2)  Der  Lord  Chief  Justice  of  England.  Er  ist  1.  Mitglied 
des  Court  of  Appeal,  2)  Stellvertretender  Vorsitzender  des  High 
Court  (in  der  Praxis  besorgt  er  die  Präsidialgeschäfte  des  High 
Court,  3)  Vorsitzender  der  Queens  Bench  Division  und  Richter  in 
dieser  Abtheilung,  4)  er  fungirt  in  den  Provinzen  als  Com- 
missioner  of  Assize,  5)  er  ist  in  der  Regel  Privy  Councillor  und 


2)  Er  hat  als  Vorsitzender  im  House  of  Lords  nicht  dieselbe  Position, 
wie  der  Speaker  im  House  of  Commons;  er  kann  an  den  Debatten  und 
Abstimmungen  theilnehmen,  wenn  er  Pair  ist,  und  sogar  Beifalls- 
bezeugungen sind  mit  seiner  Stellung  nicht  unvereinbar.  Es  ist  in 
neuerer  Zeit  nicht  vorgekommen,  dass  der  Lord  Chancellor  nicht  Pair  ist. 
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als  solcher  Mitglied  des  Judicial  Committee,  6)  in  dem  häufig 
vorkommenden  Falle,  dass  ihm  die  Pairswürde  verliehen  wird 
(der  gegenwärtige  Lord  Chief  Justice  ist  Pair)  betheiligt  er  sich 
auch  bei  den  gerichtlichen  Verhandlungen  des  House  of  Lords. 

3.  Der  Master  of  the  Holls.  Nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1873  sollte  er  Mitglied  des  High  Court  sowohl 
als  des  Court  of  Appeal  sein,  doch  sind  seine  Funktionen  als 
Richter  erster  Instanz  (abgesehen  von  seiner  Thätigkeit  als  Com- 
missioner  of  Assize)  durch  das  Gesetz  von  1881  s.  2  beseitigt 
worden.  Er  wird  in  der  Regel  zum  Privy  Councellor  und  häufig 
zum  Pair  ernannt  und  kann  natürlich  die  damit  verknüpften  richter- 
lichen Funktionen  ebenfalls  ausfüllen. 

Das  Amt  des  Master  of  the  Rolls  war  ursprünglich  das  eines 
Archivars,  und  bei  der  Begründung  des  Haupt -Archivs  für  Ge- 
richts- und  Staatsurkunden,  des  Record-Office  (vgl.  Gneist  IL 
§  164)  wurde  ibm  die  Leitung  desselben  übertragen.  Die  damit 
verknüpften  Befugnisse  wurden  durch  die  Judicature  Acts  nicht 
berührt.3) 

Die  drei  bis  jetzt  genannten  Richter  haben  abwechselnd  das 
Recht  die  Stellen  der  Masters  of  the  Supreme  Court  zu  besetzen 
(Jud  Act  187,9  s.  9;  1884  s.  19.) 

4.  Der  President  of  the  Probate  Divorce  and  Admiralt  Division. 
Nach  Abgang  des  gegenwärtigen  Inhabers  dieses  Amtes  wird 
der  Titel  verschwinden  und  der  Titel  Justice  of  the  High  Court 
an  seine  Stelle  treten.  Dieser  Richter  führt  den  Vorsitz  über 
seinen  Collegen  in  der  Probate  Division,  ist  Mitglied  des  Court 
of  Appeal  und  wird  in  Zukunft  auch  als  Commissioner  of  Assize 
fungiren. 

Die  bis  jetzt  genannten  vier  Richter  bilden  mit  anderen  vier 
vom  Lord  Chancellor  zu  ernennenden  Richtern  das  sogenannte 
Rules  Committee,  bei  welchem  fünf  Mitglieder  (mit  Einschluss  des 
Lord  Chancellor,  der  stets  zustimmen  muss)  beschlussfähig  sind. 
Diesem  Rules  Committee  stehen  ausgedehnte  Befugnisse  in  Bezug 
auf  Feststellung  des  Verfahrens  zu  (Jud.  Act  1875  s.  17 ;  1876 
s.  17;  1879  s.  22;  1881  s.  19);  die  von  demselben  erlassenen 
Rules  sind  während  40  Tagen  auf  den  Tischen  der  beiden  Parla- 
mentshäuser zu  deponiren,  und  können  auf  Grund  einer  dahin- 


3)  Jud.  Act  i8y3  s.  17  (6). 
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gehenden  Petition  eines  der  beiden  Häuser  durch  Königliche 
Verordnung  beseitigt  werden;  nach  Ablauf  der  Frist  erlangen  sie 
Gesetzeskraft.4)  Gegenwärtig  ist  die  Prozessordnung  von  1883 
mit  einigen  später  hinzugefügten  Abänderungen  und  Ergänzungen 
in  Kraft. 

5.  Die  ordentlichen  Richter  des  Court  of  Appeal.  Es  sind 
deren  fünf  (Jud.  Act  1881  s.  3);  sie  werden  mit  dem  Titel 
Lords  Justices  of  Appeal  bezeichnet  {Jud.  Act  187  7  s.  4)  und  in  der 
Regel  zu  Mitgliedern  des  Privy  Council  ernannt.  Sie  können 
als  Assisenrichter  bestellt  werden  (Jud.  Act  1873  s-  37;  1876 
s.  15). 

6.  Die  beisitzenden  Richter  des  High  Court.  Abgesehen  vom 
Lord  Chancellor,  dem  Lord  Chief  Justice  und  dem  Präsidenten 
der  Probate  Division,  fungiren  21  Richter  im  High  Court  (15  in 
der  Queeris  Bench  Division,  von  welchen  einer  mit  Konkurs-An- 
gelegenheiten betraut  ist;  5  in  der  Chancery  Division  und  1  in  der 
Probate  Division  (Jud.  Act  1873  s.  ö;  1877  s.  2;  1881  s.  5).  Ihr 
Titel  ist  Justice  of  the  High  Court  (Jud.  Act  1877  s.  4).5) 

Alle  Richter  des  Supreme  Court  werden  vom  Souverän  er- 
nannt.6) Der  Gebrauch  ist  der,  dass  der  Vorschlag  vom  Lord 
Chancellor  gemacht  wird,  ausser  wenn  es  sich  um  die  Person 
des  Lord  Chancellor  selbst  oder  die  des  Chief  Justice  handelt,  in 
welchen  Fällen  der  erste  Minister  den  Vorschlag  macht.  Die 
Amtsführung  des  Lord  Chancellor  dauert  „during  the  Queens  good 
pleasure",  faktisch  so  lange  eine  bestimmte  Regierung  am  Ruder 
bleibt;  alle  anderen  Richter  des  Supreme  Court  haben  ihr  Amt 
„during  good  behaviour"  und  können  nur  auf  Grund  einer  von 


4)  Natürlich  insofern  sie  die  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Grenzen 
einhalten.  Da  die  Gesetze  indessen  nur  die  Haupt-Grundsätze  des  Ver- 
fahrens feststellen,  sind  die  Befugnisse  des  Rules  Committee  ziemlich  aus- 
gedehnt. Es  ist  dies  ein  sehr  charakteristischer  Punkt  der  englischen 
Gerichtsverfassung. 

5)  Die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Judicature  Acts  ernannten  Richter 
haben  ihre  früheren  Titel  behalten;  der  letzte  Vlce-Chancellor  hat  Ende 
1886  sein  Amt  aufgegeben.  Es  giebt  noch  zwei  Barons  (frühere  Richter 
des  Excheqtier  Court). 

6)  Die  Richter  der  County  Courts  werden  direct  vom  Lord  Chancellor 
ernannt. 
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beiden  Parlamentshäusern  ausgehenden  Petition  abgesetzt  werden. 
Kein  Richter  des  Supreme  Court  ist  für  das  House  of  Commons 
wählbar.?)    {Act  1875  s.  5.) 

2.  Die  Richter  der  Revisionshöfe. 

§  29.  Dieselben  theilen  sich  ein  in  solche,  die  kraft  eines 
anderen  Amtes  oder  als  Peers  Mitglieder  eines  der  beiden  Revi- 
sionshöfe sind,  und  solche,  welche  als  Lords  of  Appeal  in  Oräinary 
oder  besoldete  Richter  des  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council 
besonders  angestellt  sind.  Es  giebt  gegenwärtig  3  Lords  of 
Appeal  in  Ordinary.  Ihre  Qualification  ist  15jährige  Bestellung 
als  Barrister  (oder  als  Advocate  in  Schottland)  oder  die  vorherige 
Ausübung  eines  hohen  richterlichen  Amtes  (Lord  Chancellor  of 
Gr eat  B 'ritain;  Lord  Chancellor  of  Ireland;  besoldeter  Richter  des 
Judicial  Committee\  Richter  des  Supreme  Court  in  England  oder  der 
Obergerichtshöfe  in  Schottland  und  Irland;  App.  Jur.  Act  1876 
ss.  6,  25).  Sie  werden  von  der  Königin  ernannt  und  die  Bestim- 
mungen über  ihre  Amtsdauer  sind  dieselben  wie  bei  den  Rich- 
tern des  Supreme  Court.  Sie  haben  Pairswürde  auf  Lebensdauer 
und  Sitz  und  Stimme  im  House  of  Lords  während  ihrer  Amts- 
dauer (App.  Jur.  Act  1876  s.  6).  Besoldete  Richter  des  Judicial 
Committee  werden  nicht  mehr  neu  ernannt:  es  ist  vielmehr  be- 
stimmt, dass  nach  Abgang  der  jetzt  noch  im  Amt  befindlichen 
beiden  Richter  dieser  Gattung  ein  vierter  Lord  of  Appeal  in 
Ordinary  zu  ernennen  ist  (App.  Jur.  Act  1876  s.  14),  und  die  vier 
Lords  of  Appeal  in  Ordinary  werden  in  Zukunft  in  beiden  Eigen- 
schaften fungiren,  da  dieselben  ohnehin  zu  Privy  Councillors  er- 
nannt werden,  und  als  solche  verpflichtet  sind,  im  Judicial  Com- 
mittee mitzuwirken.1) 


7)  Als  Beweis  dafür,  wie  ungenau  häufig  die  Redeweise  der  Lehr- 
bücher ist,  sei  angeführt,  dass  in  Stephens  Commentaries  II.  S.  36p  gesagt 
wird,  das  Richteramt  mache  zu  einem  Sitz  im  Parlament  unfähig.  Die 
Richter  des  Supreme  Court,  welche  Peers  sind,  sind  alle  Mitglieder  des 
Parlaments. 

x)  Das  Gesetz  sagt  allerdings,  dass  nur  solche  Lords  of  Appeal  in  Or- 
dinary im  Judicial  Committee  zu  fungiren  haben,  welche  Privy  Cotmcillors 
sind;  in  der  Praxis  werden  diese  Richter  aber  immer  zu  Privy  Coun- 
cillors ernannt,  wenn  sie  es  nicht  bereits  sind. 
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3.  Die  Subalternbeamten  (Officers). 

§  30.  Die  Verschiedenheiten  in  den  Bureaueinrichtungen 
bei  den  verschiedenen  Abtheilungen,  welche  bereits  mehrfach 
erwähnt  wurden,  bewirken  solche  Mannigfaltigkeiten  in  der 
Thätigkeit  und  Stellung  der  Subalternbeamten,  dass  eine  über- 
sichtliche Darstellung  über  die  Befähigung,  Ernennung  und  den 
Wirkungskreis  dieser  Beamten  ganz  unmöglich  wird. 

Die  einzigen  unter  denselben,  die  selbständige  Funktionen 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  ausüben  können,  sind  die  Registrars 
in  Bankrwptcy  und  zwar  sowohl  die  Registrars  des  High  Court 
als  die  der  County  Courts  (vgl.  §  17).  Soweit  ihre  Kompetenz 
geht,  sind  sie  in  dieser  Beziehung  nicht  Subalternbeamte,  sondern 
Richter. 

Selbständige  Funktionen  in  Chambers  üben  die  Masters  in 
Bezug  auf  Angelegenheiten  aus,  welche  vor  die  Queens  Bench 
Division  kommen,  ebenso  die  Registrars  in  der  Probate  Division. 
Die  Chief  Clerks  in  der  Chancery  Division  fungiren  zwar  formell 
als  Vertreter  des  Richters:  de  facto  ist  aber  auch  ihre  Thätigkeit 
eine  selbständige  und  materiell  von  der  grössten  Wichtigkeit. 
Bei  der  Verhandlung  in  Chambers  kommen  Fragen  über  die  Zu- 
ziehung von  Parteien,  über  die  Zulässigkeit  der  Schriftsätze 
und  der  Fragestücke  vor,  welche  für  den  Ausgang  eines  Rechts- 
streits von  der  höchsten  Bedeutung  sind.  Aus  diesem 
Grunde  wird  von  allen  diesen  Beamten  juristische  Vorbildung 
erfordert,  ebenso  wie  von  den  District  Registrars,  welche  ent- 
sprechende Funktionen  haben. 

Bei  der  verwickelten  Natur  der  Urtheile,  welche  in  der  Chancery 
Division  erlassen  werden,  ist  die  Thätigkeit  der  Registrars,  welchen 
die  Ausfertigung  derselben  überlassen  ist,  ebenfalls  eine  solche, 
welche  juristische  Bildung  erfordert.  In  allen  diesen  Fällen 
haben  die  betreffenden  Beamten  Angelegenheiten  zu  erledigen, 
welche  in  Deutschland  dem  Richter  zufallen  würden. 

Ausser  den  genannten  Funktionen  haben  dieselben  Beamten 
wieder  andere,  welche  auch  in  Deutschland  Subalternbeamten 
zufallen,  und  es  giebt  ausser  ihnen  wieder  eine  Anzahl  von  Un- 
terbeamten und  Schreibern,  mit  verschiedenen  Titeln  und  Be- 
zeichnungen.  Besondere  Beamten  fungiren  bei  den  Assisen;  den 
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Richtern  sind  specielle  Secretaire  zugetheilt  etc.  etc.1)  Die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Befugnisse  dieser  verschiedenen 
Personen  sind  theilweise  allerdings  in  den  Judicature  Acts  ent- 
halten, theilweise  aber  auch  in  früheren  Gesetzen. 

4.  Zu  einzelnen  Geschäften  beauftragte  Personen. 

§  31.  Es  sind  zu  nennen: 

1.  Commissio?iers  to  take  oaths  and  affidavits.  Neben  den 
Richtern  haben  einige  Subalternbeamte  (die  Masters  des  Supreme 
Court,  die  Chief  Clerks,  die  Chancery  Taxing  Masters,  die  District 
Registrars,  ferner  die  Secretäre  erster  und  zweiter  Klasse  im 
filing  und  record  department)  die  Befugniss  Eide  abzunehmen. 
Diese  Befugniss  kann  indessen  auch  anderen  Personen  ständig 
verliehen  werden;  dieselben  werden  als  "Commissioners  to  take 
oaths  and  affidavits  in  the  Supreme  Court"  bezeichnet  und  vom 
Lord  Chancellor  ernannt  (Jud.  Act  1873  s.  4).  Nach  herr- 
schendem Gebrauch  werden  nur  Solicitors  dazu  bestellt. 

2.  Commissioners  to  take  acknowledgments  of  married  women 
Für  die  Entgegennahme  der  Anerkennung  von  Urkunden  durch 
verheirathete  Frauen  (vgl.  §  27)  wurden  früher  durch  den  Lord 
Chief  Justice  of  the  Common  Pleas  (3  u.  4  Willm.  IV.  c.  74)  und 
werden  jetzt  durch  den  Lord  Chief  Justice  {Jud.  Act  1881  s.  26) 
Personen,  welche  nicht  besoldete  Beamte  des  Gerichtshofs  sind, 
als  ständige  Commissioners  bestellt. 

3.  Examiners  of  the  Court.  Zeugenvernehmungen  erfolgen  in 
der  Regel  bei  der  Hauptverhandlung  in  öffentlicher  Gerichts- 
sitzung. Unter  besonderen  Umständen  können  indessen  auch 
anderweitig  Zeugenvernehmungen  stattfinden  und  zwar  entweder 
vor  einem  Richter  oder  ständigen  Beamten  oder  durch  eine 
ersuchte  auswärtige  richterliche  Behörde  (R.  S.  C.  0.  XXXVII. 
r.  6  a)  oder  durch  andere  kraft  einer  speziellen  Commission 
bestellte  Personen.  Für  letzteren  Zweck  ist  neuerdings  (1884) 
die  Ernennung  von  ständigen  Examiners  of  the  Court  angeordnet 
worden  (0,  XXXVII r.  40).  Dieselben  müssen  mindestens  3  Jahre 
ßarristers  sein  und  werden  vom  Lord,  Chancellor  auf  fünf  Jahre 
ernannt.    Sie  sollen  der  Reihe  nach  abwechselnd  fungiren.  In 


x)  Ueber  die  Conveyancing  Counsel  vgl.  §  151;  über  den  Pay  masler 
General  vgl.  §  152. 
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Sachen,  die  bei  der  Chancery  Division  anhängig  sind,  hat  jede 
aussergerichtliche  Zeugenvernehmung  vor  ihnen  stattzufinden, 
wenn  nichts  Gegenteiliges  verfügt  wird;  in  anderen  Angelegen- 
heiten findet  das  Verhör  nur  auf  Grund  besonderer  Verfügung 
vor  den  ständigen  Examiners  statt  {ibidem  rule  39). 

5.  Zeitweise  mit  richterlichen  Funktionen  beauftragte  Personen. 

§  32.  Es  sind  zu  nennen: 

1.  Referees  (Sachverständige  Special-Richter).  Ein  Gerichts- 
hof des  Supreme  Court  kann  eine  Frage  zum  Bericht  (for 
inquiry  and  report;  Jud.  Act  1873  s.  J6'),  oder  (unter  gewissen 
Voraussetzungen,  worüber  Näheres  §  101)  zur  Verhandlung 
(to  be  tried\  ibidem  s.  57)  an  sachverständige  Special-Richter  ver- 
weisen. Diese  Referees  sind  entweder  für  den  besonderen 
Fall  ernannte  "Special  Referees"  oder  sie  werden  aus  der  Zahl 
ständig  dazu  ernannter  Personen,  der  sogenannten  uOfßcial 
Referees"  gewählt. 

2.  Assessors  und  Experts.  Es  steht  im  Ermessen  des  Richters 
bei  einer  Verhandlung  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  oder  in 
Chambers  Beisitzer  oder  Sachverständige  mit  berathender  Stimme 
zuzuziehen,  und  zwar  sowohl  für  die  ganze  Verhandlung  als  für 
einen  Theil  derselben  (R.  S.  C.  0.  XXX VI  r.  43;  0.  LXVr.27 
(36);  0.  LV  r.  19). 

Die  zu  einzelnen  Geschäften  beauftragte  Personen,  ebenso 
wie  die  zeitweise  mit  richterlichen  Funktionen  ausgestatteten 
Personen  werden  für  ihre  Thätigkeit  durch  Gebühren  honorirt. 


Siebentes  Kapitel. 
Die  MMreckimgskainten. 

§  33-  Vollstreckungsbeamter  im  High  Court  ist  der  Sherijf 
der  Grafschaft1).  Gewisse  Städte  gelten  als  Grafschaften  und  wählen 
ihre  eigenen  Sheriffs.    London  hat  das  Vorrecht  zwei  Sher/jfs  zu 

!)  Der  Sheriff  (shire-gerefa)  war  unter  den  angelsächsischen  Königen 
eine  wichtige  Persönlichkeit.  Allmählich  sind  ihm  viele  seiner  Befugnisse 
entzogen  worden.   Maitland  meint,  man  könne  die  Geschichte  der  Justiz- 
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haben;  dieselben  fungiren  auch  für  die  Grafschaft  Middlesex, 
werden  aber  für  diesen  Zweck  als  eine  Person  fingirt,  d.  h.  wenn 
z.B.  Thomas  Jones  und  John  Brown  als  die  Sheriffs  für  London 
bestellt  werden,  sind  Thomas  Jones  und  John  Brown  zu  gleicher 
Zeit  der  Sheriff  für  Middlesex.  Für  die  übrigen  Grafschaften  wählt 
die  Königin  die  Sheriffs  aus  einer  Liste,  welche  am  12.  November 
jeden  Jahres  in  der  Queen 's  Bench  Division  von  einer  aus  Richtern 
und  Staatsbeamten  zusammengesetzten  Kommission  durch  Auswahl 
aus  den  von  den  abgehenden  Sheriffs  vorgelegten  Listen  festge- 
stellt wird.  Gewöhnlich  wählt  die  Kommission  für  jede  Graf- 
schaft die  drei  obersten  Namen  aus  den  Listen  der  abgehenden 
Sheriffs  und  die  Königin  für  jede  Grafschaft  den  obersten  Namen  aus 
der  Liste  der  Kommission.  Die  Auswahl  der  Königin  wird  durch 
einen  Nadelstich  an  der  Seite  des  betreffenden  Namen  bekundet 
(daher  die  Bezeichnung:  pricking  the  sheriffs). 

Obgleich  der  Sheriff  der  verantwortliche  Vollstreckungsbe- 
amte ist,  wird  in  der  Praxis  seine  Thätigkeit  in  dieser  Richtung 
einem  von  ihm  selbst  bestellten  Under-Sheriff  (3  u.  4  Will  IV 
c.  99  s.  5)  übertragen,  welcher  gewöhnlich  ein  Solicitor  ist.  Es  ist 
Gebrauch,  dass  der  Under-Sheriff  des  Vorgängers  stets  im  Amt 
belassen  wird.  Der  Sheriff  hat  ferner  einen  Vertreter  in  London 
zu  bestellen,  dessen  Wohnung  oder  Geschäftslokal  nicht  weiter 
als  eine  Meile  vom  Hauptgebäude  des  Inner  Temple  (vgl.  §  35) 
entfernt  sein  soll,  und  welcher  Deputy  Sheriff  genannt  wird  (3  u.  4 
Will  IV  c.  42  s.  20). 

Der  Under-Sheriff  überträgt  die  Vornahme  der  Vollstreckungs- 
Handlungen  (z.  B.Pfändungen)  seinerseits  einem  Unterbeamten,  dem 
sogenannten  Bailiff  oder  Sheriffs  Officer.  Häufig  kommt  es  auch 
vor,  dass  der  die  Vollstreckung  betreibende  Solicitor  eine  be- 


verwaltung  in  England  als  Geschichte  des  Decline  and  Fall  of  ihe  Sheriff 
bezeichnen.  Noch  heute  dirigirt  der  Sheriff  die  Parlaments  wählen;  prä- 
sidirt  —  aber  nur  in  ornamentaler  Weise  —  bei  den  Assisen;  hat  für  die 
Vollstreckung  der  strafrechtlichen  Urtheile  zu  sorgen  (auch  für  die  Hin- 
richtungen) und  hat  ausserdem  die  Zwangsvollstreckung  in  Civilsachen 
unter  sich.  Er  hat  ferner  bei  gewissen  Versäumnissurtheilen  das  Ver- 
fahren zu  leiten,  durch  welches  die  Schadenersatzsumme  bestimmt  wird. 
Das  Amt  wird  nur  von  angesehenen  und  wohlhabenden  Personen  aus- 
gefüllt. In  Folge  der  damit  verknüpften  Kosten  und  Lasten  ist  es  nicht 
in  grosser  Nachfrage. 
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sondere  Person  mit  der  Pfändung  oder  anderen  Vollstreckungs- 
massregeln betraut  haben  will;  es  kann  die  betreffende  Person 
für  diesen  Zweck  als  Special  Bailiff  bestellt  werden. 

Dritten  gegenüber  haftet  der  Sheriff  für  alle  Handlungen 
und  Unterlassungen  seiner  Unterbeamten,2)  in  der  Regel  verein- 
bart er  indessen  mit  dem  Under-Sheriff]  dass  Letzterer  ihm  gegen- 
über regresspflichtig  ist,  und  ihm  dagegen  die  Gebühren  zuge- 
wiesen werden.  Die  Bailijfs  verpflichten  sich  häufig  in  gleicher 
Weise  dem  Under- Sheriff  und  heissen  dann  Bound-Bailiffs  (im 
Volksmunde  Bum-Bail'ffs).  Gegen  den  Sheriff  kann  wegen 
Vernachlässigung  der  Amtspflichten  Personal- Arrest  verhängt 
werden  (Archbold  p.  34). 

In  den  County  Courts  sind  die  High  Bailiff s  bezw.  die  Re- 
gistrars  (vgl.  §  4)  Vollstreckungsbeamte.  In  Admiralitätsangelegen- 
heiten fungiren  besondere  Beamte  für  den  High  Court,  welche 
den  Titel  „Marshai"  führen. 


Achtes  Kapitel. 

Anwälte  und  Advokaten. 

I)  Sülicitors. 

§  34.  Die  Thätigkeit,  welche  in  Deutschland  den  Rechtsanwälten 
obliegt,  wird  in  England  theilweise  von  Solicitors,  theilweise  von 
Barristers  ausgeübt.  Erstere  sind  im  Prozess  Partei  v  er  treter, 
welche  die  Prozesshandlungen  an  Stelle  ihrer  Klienten  vor- 
nehmen; letztere  sind  Rechts b e is t ä nd e ,  welche  Rath  über 
Rechtsfragen  ertheilen  und  in  der  Gerichtsverhandlung  gehört 
werden.  Erstere  sind  also  Anwälte  im  engeren  Sinne  des  Wortes, 
letztere  Advokaten,  doch  können  in  einigen  Gerichtshöfen  auch 
Solicitors  als  Advokaten  fungiren.  Ein  eigentlicher  Anwalts- 
zwang besteht  nirgends.  Eine  Partei  kann  in  allen  Instanzen 
in  Person  erscheinen,  doch  kann  nirgends  eine  andere  Person 
als  ein  Solicitor  Prozessbevollmächtigter  sein  (mit  Ausnahme  der 


2)  In  mancher  Beziehung  wird  jetzt  die  Verantwortlichkeit  der 
Unterbeamten  direct  anerkannt  (vgl.  §  108). 


§  34.  ANWÄLTE  UND  ADVOKATEN  47 

Vertreter  von  Minderjährigen  und  Geisteskranken).1)  Das  Recht 
in  öffentlicher  Verhandlung  vor  den  Gerichtshof  gehört  zu  wer- 
den hat  im  Allgemeinen  nur  die  Partei  selbst  oder  ein  vom 
Solicitor  beauftragter  Barrister,  auch  Counsel  genannt;  ein  bevoll- 
mächtigter Solicitor  wird  nur  gehört: 

1.  im  County  Court*)  (15  u.  16  Vict  c.  54  s.  10), 

2.  im  High  Court,  wenn  es  sich  um  Konkursangelegenheiten 
handelt  (Bankruptcy  Act  1869  s.  70;  1883  s.  151), 

3.  bei  Verhandlungen  im  Bureau  (in  Chambers). 

Die  Interessen  der  Solicitors  sind  durch  eine  mit  den  Rechten 
einer  juristischen  Person  ausgestatteten  Körperschaft  vertreten, 
deren  Vorstand  (Council)  zugleich  die  Befugnisse  eines  Ehren- 
raths hat.  Diese  Körperschaft  ist  die  sogenannte  Incorporated  Law 
Society.  Derselben  ist  durch  40  u.  41  Vict.  c.  25  s.  6  die  Be- 
fugniss  verliehen  worden,  die  Prüfungen  für  die  Zulassung  zum 
Anwaltstand  zu  leiten.  Die  Zulassung  erfolgt  nach  fünfjähriger 
(unter  Umständen  vierjähriger  oder  dreijähriger)  Dienstleistung 
bei  einem  Solicitor  als  vertragsmässiger  Gehülfe  (articled  clerk) 
und  nach  Ablegung  eines  allgemeinen  Examens  (von  welchem 
gewisse  Kategorien  von  Kandidaten  befreit  sind)  und  zweier 
juristischer  Examina  durch  Eintragung  in  die  Rollen  der  Solici- 
tors of  the  Supreme  Court  (unter  Vereidigung).  Zur  Ausübung 
der  Praxis  ist  die  jährliche  Erlangung  einer  Bescheinigung  noth- 
wendig. 

Die  Solicitors  werden  als  Beamte  des  Supreme  Court  ange- 
sehen (Jud.  Act  1873  s.  87).  Für  Nachlässigkeit  und  Ver- 
schuldung haften  sie  ihren  Klienten  nach  privatrechtlichen 
Grundsätzen.  Im  Fall  einer  groben  Verletzung  der  Amtspflichten 
sind  sie  einem  Disciplinarverfahren  im  High  Court  unterworfen, 
dessen  Resultat  zeitweilige  oder  gänzliche  Suspension  vom  Amt 
sein  kann.  Im  letzteren  Falle  wird  der  Betreffende  „aus  den 
Rollen  gestrichen." 


6  u.  y  Vict.  c.  yj  s.  2;  23  u.  24  Vict.  c.  12J  s.  26. 

2)  Mit  besonderer  Erlaubniss  des  Richters  kann  im  County  Court 
auch  ein  nicht  rechtskundiger  Prozessbeistand  gehört  werden. 
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2.  Barristers. 

§  35.  Die  Berufung-  zum  Barrister  erfolgt  durch  eine  der  vier 
Rechtsinnungen:  Lincoln' s  Inn,  Inner  Temple,  Middle  Temple  und 
Gray* s  Inn.  Der  Candidat  wird  zunächst  als  Student  zugelassen 
(nach  Absolvirung  eines  allgemeinen  Examens  beziehungsweise 
nach  anderweitigem  Nachweis  allgemeiner  Bildung).  Derselbe 
hat  dann  12  „Terms"  einzuhalten,  d.  h.  12  mal  innerhalb  fest- 
gesetzter Fristen  eine  gewisse  Anzahl  von  Mahlzeiten  in  der 
Halle  der  betreffenden  Innung  zu  essen.  Das  Jahr  zerfällt  in 
4  Terms,  sodass  also  die  Vorbereitungszeit  mindestens  drei  Jahre 
dauert.  Nach  Ablauf  von  4  Terms  kann  ein  Examen  über 
Römisches  Recht  und  nach  Ablauf  von  9  Terms  das  grosse 
juristische  Examen  (Klausurarbeiten  über  die  verschiedenen 
Theile  des  engl.  Privatrechts  mit  Einschluss  des  Strafrechts  und 
des  Prozessrechts;  Staatsrecht,  Kirchenrecht  und  dgl.  nicht  ein- 
geschlossen,) abgelegt  werden.  Die  Examina  stehen  unter  der 
Aufsicht  des  Council  of  Legal  Education,  das  aus  den  vier 
Innungen  zusammengesetzt  ist. ])  Die  meisten  Rechtskandidaten 
arbeiten  bei  einem  Barrister  als  pupils,  um  sich  praktisch  vor- 
zubereiten; doch  ist  dies  nicht  obligatorisch,  und  die  Absolvirung 
der  Terms  und  der  Examina  genügt  (ausser  der  Zahlung  der 
Gebühren  und  der  Erfüllung  gewisser  Formalitäten)  zur  Be- 
rufung. 

Die  Advokaten  zerfielen  früher  in  die  höhere  Rangklasse  der 
Serjeants-at-law  (servientes  ad  legem)  und  die  untergeordnete  Rang- 
klasse der  Apprentices  (Apprenticii).  Die  Studenten  der  Rechts- 
innungen erwarben  früher  nach  Absolvirung  einer  gewissen 
Studienzeit  und  nach  Erreichung  eines  gewissen  Bildungsgrads 
den  Rang  eines  „utter  Barrister"  Dieselben  hatten  sieh  mehr 
als  die  anderen  Studenten  an  den  in  der  Innungshalle  statt- 
findenden Disputirübungen  zu  betheiligen,  und  wurden  zu  diesem 
Zwecke  an  die  Schranke  (Bar)  herangerufen,  hinter  welcher  die 
Vorstände  der  Innung  (Readers  oder  Benchers  genannt,)  ihren 
Platz  einnahmen.  Man  nannte  dies  die  Berufung  zur  Barre  (call 
to  tlie   bar).     Als    später  den  Barristers   das  Audienzrecht  in 


J)  Diese  Vereinigung  stellt  auch  Professoren  an,  welche  Vorlesungen 
für  die  Students  halten.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  ist  nicht  obli- 
gatorisch. 
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den  Gerichtshöfen  gewährt  wurde,  verschwand  der  Unterschied 
zwischen  ihnen  und  den  Apprentices,  und  sie  wurden  beide  Bar- 
risters  genannt.  Man  nahm  dann  vielfach  irrthümlich  an,  der 
Name  hänge  mit  der  Schranke  des  Gerichts  zusammen.  Von 
dem  aus  dieser  Verwechslung  herrührenden  Sprachgebrauch  aus- 
gehend bezeichnet  man  heute  die  Serjeants  und  Queens  Counsel 
als  „Counsel  within  the  bar."  Früher  konnten  nur  Serjeants- 
at-law  zum  Richteramt  berufen  werden.2)  Diese  Klasse  vonBarristers, 
(welche  ihre  eigene  Innung:  „Serjeanfs  Inn"  hatten)  wird  bald  aus- 
sterben, indem  keine  neuen  Ernennungen  erfolgen.  An  ihre  Stelle 
treten  jetzt  die  durch  königliches  Patent  auf  Vorschlag  des  Bord 
Chancellor  ernannten  Queen 's  Counsel  (der  volle  Titel  ist  „One  of 
her  Majesty's  Counsel  learned  in  the  laiu").  Ein  Queens  Counsel  kann 
ohne  besondere  Erlaubniss  keine  Prozesse  gegen  die  Krone  an- 
nehmen und  daher  auch  ohne  diese  Erlaubniss  nicht  als  Vertheidiger 
in  Strafsachen  fungiren.  (Die  Erlaubniss  wird  stets  ertheilt.)  Er 
kann  zum  Commissioner  of  Assize  bestellt  werden.  Aus  der  Zahl 
der  Queens  Counsel  werden  nach  ständigem  Gebrauch  die  Kron- 
anwälte {Attorney -General  und  Solicitor- General)  erwählt.  Der 
Attorney- General  wird  als  Haupt  des  Barreau  (head  of  the  bar) 
angesehen. 

Die  Barristers  haben  im  Gegensatz  zu  den  Solicitors  keinen 
gesetzlichen  Anspruch  auf  ihre  Gebühren,  die  nur  als  honoraria 
betrachtet  werden;  sie  haften  andrerseits  auch  nicht  für  culpa 
in  ihrer  Beruf sthätigkeit.  Sie  sind  nicht  wie  die  Solicitors  Be- 
amten des  Gerichtshofs;  sie  stehen  vielmehr  unter  der  Aufsicht 
ihrer  Innung,  welche  ihnen  unter  Umständen  ihre  Privilegien 
entziehen  kann  (man  nennt  dies  Ho  disbqr").  Es  kommt  dies  nur 
höchst  selten  vor. 

Die  Verwaltung  einer  Innung  wird  ausschliesslich  von  den 
Benchers  ausgeübt,  welche  sich  durch  Kooptation  ergänzen  und 
Niemandem  über  ihre  Thätigkeit  Rechenschaft  ablegen.  Das 
Haupt  der  Innung  ist  der  stets  für  ein  Jahr  aus  der  Zahl  der 


2)  Im  Court  of  Common  PL- as  hatten  früher  die  Serjeants  ausschliess- 
lich das  Recht,  gehört  zu  werden.  Eine  im  Jahre  1834  erlassene  könig- 
liche Verordnung,  welche  dies  Privileg  beseitigen  wollte,  scheiterte  an 
dem  Widerstand  des  Gerichtshofs.  Durch  Gesetz  p  u.  w  Vict.  c.  £4  wurde 
jene  ausschliessliche  Berechtigung  beseitigt. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  4 
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Benchers  erwählte  Treasurer.  Den  Innungen  gehören  die 
Häuserkomplexe,  in  welchen  die  Barristers  ihre  Schreibstuben 
(Chambers)  haben;  jede  Innung  hat  eine  den  Mitgliedern  zu- 
gängliche Bibliothek,  eine  Halle,  in  welchen  die  Mahlzeiten 
während  der  Terms  stattfinden,  und  verschiedene  Amtslokalitäten. 
Lincolns  Inn  und  Gray's  Inn  haben  jede  eine  Kapelle,  die  beiden 
Temples  eine  gemeinschaftliche  Kirche  für  die  Mitglieder. 

Die  Barristers  verkehren  nach  hergebrachter  Etiquette  in 
streitigen  Sachen  nicht  direct  mit  den  Klienten,  sondern  nur 
durch  Vermittelung  der  Solicitors.  Die  Solicitors  sind  nicht  loka- 
lisirt;  die  Barristers,  die  bei  den  Assisen  practiciren,  sind  bei 
einem  bestimmten  circuit  eingetragen;  in  den  Londoner  Gerichts- 
höfen kann  jeder  Barrister  gehört  werden. 


Zweites  Buch. 


Der  Civilprozess 

in  der 

Queen's  Bench  Division,  der  Chancery  Division  und  den  Ober- 
Instanzen. 

EINLEITUNG. 

§  36.  Aus  der  Darstellung  über  die  Gerichtsverfassung1 
ergiebt  sich,  dass  der  Supreme  Court  der  Mittelpunkt  des  eng- 
lischen Gerichtswesens  ist:  eine  Darstellung  des  englischen 
Civilprozesses  muss  daher  mit  diesem  Gerichtshof  beginnen:  in 
dieser  Arbeit  soll  sie  auch  damit  enden,  indem  eine  getrennte 
Darstellung  des  Verfahrens  in  den  County  Courts  zu  viel  Raum  er- 
fordern, und  eine  beiläufige  Bezugnahme  auf  dieselben  die  Klar- 
heit der  vorliegenden  Besprechung  beeinträchtigen  würde.  Der 
Leser,  welcher  eine  klare  Übersicht  über  das  Verfahren  im 
Obergerichtshof  hat,  wird  keine  Schwierigkeit  haben  sich  in  der 
Prozessordnung  für  die  County  Courts  zurechtzufinden.  Das 
Verfahren  in  der  Probate,  Divorce  und  Admiralty  Division  ist 
gesondert  darzustellen,  da  es  von  dem  normalen  Verfahren 
wesentlich  abweicht. 

Die  Common  Law  Procedure  Acts  (1852 — 1860)  haben  viele 
der  technischen  Absonderlichkeiten,  welche  das  Verfahren  in 
den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  zu  einem  Tummelplatz  der 
Chicane  und  Spitzfindigkeit  machten,  beseitigt,  so  namentlich 
das  Erforderniss  der  Anpassung  an  eine  bestimmte  Form  der  Klage 
und  die  strengen  Regeln  über  das  schriftliche  Verfahren;  durch 
die  Judicature  Acts  ist  andererseits  die  Weitschweifigkeit  des 
schriftlichen  Verfahrens  in  den  Equity  Courts  eingeschränkt  worden; 
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ferner  musste  in  Bezug  auf  die  Beweisaufnahme  die  Zersplitterung, 
welche  in  diesen  Gerichtshöfen  die  Regel  war,  dem  in  den  ge- 
meinrechtlichen Gerichtshöfen  eingeführten  System  der  Concen- 
trirung  weichen.  Im  Ganzen  hat  das  Verfahren  der  Equity  Courts 
den  Sieg  davon  getragen,  und  die  immer  mehr  abnehmende  Be- 
deutung der  Civil-Jury,  welche  eine  Eigenthümlichkeit  des  ge- 
meinrechtlichen Verfahrens  war,  steht  damit  im  Zusammenhang. 

Die  Judicature  Acts  geben  nur  die  allgemeinen  Grundsätze. 
Die  Details  der  Prozessordnung  werden  von  einer  aus  Richtern 
bestehenden  Kommission  (vgl.  §  28  [4])  festgestellt.  Im  Augen- 
blick gilt  die  Prozessordnung  von  1883,  mit  den  seither  ver- 
ordneten Modificationen  und  Zusätzen  (Rules  of  the  Supreme 
Court  1883.) 

Ein  Prozess  im  High  Court  beginnt  mit  der  Ausgabe  der 
Prozessladung  (ivrit  of  summons),  Der  nächste  Schritt  ist  die 
Einlassung  des  Beklagten  (appearance),  darauf  folgt  dieFeststellung^ 
der  Streitpunkte  (issues)  durch  Austausch  von  Schriftsätzen  (statement 
of  claim ;  defence,  reply  etc.  —  im  Allgemeinen  „pleadings"  genannt) 
und  wenn  dies  geschehen,  die  öffentliche  Verhandlung,  in  wel- 
cher die  Beweisaufnahme  stattfindet,  und  über  die  thatsächlichen 
und  rechtlichen  Fragen  entschieden  wird.  Die  Abfassung  und 
Eintragung  des  Urtheils  erfolgen  später,  ebenso  wie  die  Taxirung 
der  Kosten.  Dieser  regelmässige  Gang  kann  in  vielfacher  Weise 
abgeändert  und  unterbrochen  werden :  pleadings  sind  nicht  immer 
nöthig;  bei  der  Feststellung  der  Streitpunkte  ergiebt  sich  mög- 
licherweise ein  Streit  über  Rechtsfragen,  welche  dann  getrennt 
von  den  thatsächlichen  Fragen,  dem  Richter  zur  Entscheidung 
vorgelegt  werden  können;  der  Beweisaufnahme  in  öffentlicher  Ver- 
handlung kann  eine  vorbereitende  durch  Vorlage  von  Urkunden 
und  eidlich  bekräftigte  Beantwortung  schriftlicher  Fragen,  aus- 
nahmsweise auch  durch  Zeugenverhör,  vorangehen.  Streitgenossen 
um  Litisdenunciaten  können  beitreten.  Versäumnissurtheile  können 
ergehen  etc. 
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ERSTER  ABSCHNITT. 
Die  Parteien. 

Erstes  Kapitel. 

Parteifähigkeit  und  Prozessfähigkeit. 

I.  Parteifähigkeit. 

§  37.  Man  kann  im  Allgemeinen  sagen,  dass  alle  natürlichen 
und  juristischen  Personen  parteifähig  sind.  Besondere  Grund- 
sätze gelten  über  die  Parteifähigkeit  des  Fiskus,  dessen  gesetz- 
licher Vertreter  der  Attorney  General  ist.  Als  Kläger  ist  derselbe 
berechtigt  sich  besonderer  Prozessformen  (Inquisition  of  office,  scire 
facias,  Information)  zu  bedienen.  Am  wichtigsten  ist  das  Ver- 
fahren durch  Information,  das  angewandt  wird,  wenn  es  sich  um 
den  Besitz  oder  die  Nutzung  von  Kronländern  handelt,  oder  um 
eine  Strafforderang  wegen  Verletzung  der  Steuergesetze.1)  Er  kann 
sich  aber  auch  der  gewöhnlichen  Prozessformen  bedienen. 

Eine  Forderung  gegen  den  Fiskus  kann  nicht  durch  Klage, 
sondern  nur  durch  petition  of  right  geltend  gemacht  werden. 
Der  wesentliche  Unterschied  besteht  darin,  dass  die  Petition  in 
erster  Linie  beim  Staatssecretär  des  Inneren  einzureichen  ist,  und 
dass  das  „fiat"  des  Souveräns  nothwendig  ist,  um  weitere  Schritte 
einzuleiten.  Im  Uebrigen  ist  das  Verfahren  wesentlich  dasselbe 
wie  bei  einer  gewöhnlichen  Klage  (vgl.  Archbold  S.  1288  ff. ; 
23  u.  24  Vict  c.  34). 

Für  eine  Reihe  von  Personen-Vereinen,  welche  nichtjuristische 
Personen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind,  bestimmen  Specialgesetze 
die  Parteifähigkeit  und  Vertretung  durch  die  im  Gesetze  ge- 
nannten Personen2).  Bei  Klagen  auf  Schadensersatz  wegen  Frie- 

2)  Es  ist  dies  die  Art,  in  welcher  gewöhnlich  principielle  Fragen 
über  die  Auslegung  der  Steuergesetze  entschieden  werden.  Ein  anderer 
Modus  ist,  die  Behörde  zu  ersuchen,  die  Rechtsfrage  für  die  Entscheidung 
der  Queen! s  Bench  Division  zu  formuliren  (to  state  a  case)\  vgl.  Customs 
and  Revenue  Acts  1874  u.  i878.  Ueber  den  ganzen  Gegenstand  Stephen 
Commentaries  III  670 — 680. 

2)  So  bei  Friendly  Societies  (38  u.  3p  Vict.  c.  60  s.  21);  Vorscliuss -Ver- 
einen (3  tt.  4  Vict.  c.  110  s.  8};  Wissenschaftlichen  Vereinen  (17  u.  18  Vict. 
c.  112  s.  20);  Trades  Unions  (34  u.  35  Vict.  c.31  s.pj. 
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densstörungen  konnten  früher  die  Einwohner  einer  Abtheilung  der 
Grafschaft  (hundred)  in  ihrer  Gesammtheit  (durch  den  High  Constable 
oder  einen  entsprechenden  Beamten  vertreten)  verklagt  werden 
(7  u.  8  G.  IV,  c.  31;  2  u.3  Will.  IV  c.  72,  17  u.  18  Vict 
c.  104  s.  477).  Die  Riot  Act  von  1886  bestimmi,  dass  in  der 
Folge  ein  derartiger  Anspruch  bei  der  Polizeibehörde  des  Be- 
zirks erhoben  werden  kann. 

Eine  Neuerung  ist  es,  dass  eine  Handelsfirma  als  solche 
klagen  und  verklagt  werden  kann  (R.  S.  C.  0.  XVI,  rr.  14  u.  15); 
ebenso  ist  die  selbständige  Parteifähigkeit  der  Ehefrauen,  welche 
früher  nur  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Ehemanne  oder  einer  an- 
deren Person  (next  friend)  klagen  oder  verklagt  werden  konnten, 
durch  die  Married  Womens  Property  Act  1882  eingeführt  worden.3) 

2.  Prozessfähigkeit. 

I.  Natürliche  Personen. 
§  38.    Die   Prozessfähigkeit  hängt    von    der  allgemeinen 
Handlungsfähigkeit  ab,  es  sind  daher  unter  natürlichen  Personen 
nicht  prozessfähig: 

a)  Minderjährige, 

b)  Geisteskranke, 

c)  Personen,  die  zu  Zuchthausstrafe  oder  Todesstrafe  ver- 
urtheilt  sind. 

Verheirathete  Frauen  sind  prozessfähig.1)  Eine  Entmün- 
digung wegen  Verschwendung  ist  dem  englischen  Rechte  nicht 
bekannt. 

a)  Minderjährige.  Minderjährige,  d.  h.  Personen,  welche 
das  21.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben,  klagen  durch  ihren 
„next  friend"  (R.  S.  C.  0.  XVI.  r.  16).  Als  nächster  Freund 
kann  eine  beliebige  Person  auftreten,  welche  kein  dem  Minder- 
jährigen widerstreitendes  Interesse  am  Ausgang  des  Prozesses 
hat.  Der  next  friend  haftet  für  die  Kosten.  Bei  Eröffnung  des  Pro- 
zesses muss   er   eine   schriftliche   Zustimmungserklärung,  mit 

3)  Ein  Urtheil  kann  nur  in  Bezug  auf  das  Separatvermögen  der 
Frau  vollstreckt  werden;  über  das  Vermögen  einer  Handelsfrau  kann 
das  Konkursverfahren  eröffnet  werden  (M.  W.P.Act  1882  S.  1  ($). 

!)  Es  ist  indessen  zu  beachten,  dass  die  vermögensrechtliche  Wir- 
kung des  Gesetzes  die  vor  Inkrafttreten  desselben  geschlossenen  Ehen 
nicht  berührt. 


DIE  PARTEIEN. 


55 


Vollmacht  für  den  Solicitor,  beim  Central  Office  oder  dem  zu- 
ständigen  District    Office  einreichen   (R.  S.  C.  0.  XVI  r.  20), 

Minderjährige  Beklagte  müssen  durch  einen  besonders 
bestellten  Prozessvormund  (guardian  ad  litem)  vertreten  werden. 
Für  die  Bestellung  bedarf  es  keiner  besonderen  Verfügung;  sie 
erfolgt  stillschweigend,  nachdem  ein  Solicitor  eine  beeidigte 
schriftliche  Erklärung  (affidavit)  eingereicht  hat,  in  welcher  er 
aussagt,  dass  der  vorgeschlagene  Vormund  eine  geeignete  Person 
ist,  und  kein  dem  Minderjährigen  widerstreitendes  Interesse  am 
Ausgange  des  Prozesses  hat,  und  nachdem  der  vorgeschlagene 
Vormund  seine  schriftliche  Einwilligungs-Erklärung  eingereicht 
hat  (R.  S.  C.  0.  XVI  r.  18  und  Formular  App.  A.  II  8).  Ver- 
säumt es  ein  Minderjähriger  durch  einen  Prozessvormund  eine 
Einlassungserklärung  einzureichen,  so  kann  der  Kläger  unter 
Nachweis  der  richtigen  Zustellung  der  Prozessladung  und  des 
Einhaltens  der  vorgeschriebenen  Frist  die  Ernennung  eines 
guardian  ad  litem  durch  gerichtliche  Verfügung  beantragen 
(R.  S  .C.  0.  XIII  v.  1).  Lässt  sich  der  Minderjährige  in  Person 
ein,  so  kann  bei  einem  ungünstigen  Ausgang  des  Rechts- 
streits Wiedereinsetzung  gegen  das  Urtheil  gewährt  werden 
{Archbold  S.  1139)?) 

b)  Geisteskranke.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den 
Fällen,  in  welchen  ein  regelmässiges  Entmündigungsverfahren 
(Inquisition)  mit  Ernennung  eines  Kurators  (committee)  stattgefunden 
hat  und  den  Fällen,  in  welchen  dies  nicht  geschehen  ist. 

Entmündigte  Geisteskranke  sind  durch  ihren  committee  ver- 
treten, doch  muss  dieser  auch  als  selbständiger  Streitgenosse 
auftreten  (ihre  Namen  werden  wie  folgt  aufgeführt :  C.  D.  committee 
of  the  estate  of  A.  B.,  a  person  of  unsound  mind  so  found  by 
Inquisition,  and  the  said  A.  B.  by  C.  D.,  —  d.  h.  vertreten  durch 
C.  I).  —  as  Ms  committee).  (R.  S.  C.  0.  XVI  r.  17).  Der 
Kurator  darf  jedoch  keinen  Prozess  führen,  ohne  die  Genehmigung 

2)  Sowohl  Minderjährige  als  Geisteskranke  haben  einige  besondere 
Vortheile  im  Prozess.  So  sind  sie  von  der  allgemeinen  Regel  ausge- 
schlossen, dass  das  Schweigen  über  eine  gegnerische  Behauptung  im 
schriftlichen  Verfahren  als  Zugeständniss  anzusehen  ist  (O.  XIX.  r.  j). 
Auch  hat  ein  guardian  ad  litem  die  in  der  vorbereitenden  Beweisaufnahme 
an  ihn  gestellten  schriftlichen  Fragen  (Interrogatories  vgl.  §  G9)  nicht  zu 
beantworten  (Ingram  v.  Linie  n  Q  BD  251). 
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der  mit  der  Obervormundschaft  der  Geisteskranken  betrauten 
Richtet)  (vgl.  Archbold  p.  1142,  Daniell  117  -118;  181—182). 
Wenn  der  Kurator  ein  dem  Geisteskranken  widerstreitendes 
Interesse  am  Ausgang  des  Rechtsstreits  hat,  so  kann  für  den 
besonderen  Fall  ein  Prozessvormund  bestellt  werden  (Arch- 
bold S.  IUI). 

Nicht  entmündigte  Geisteskranke  sind,  ebenso  wie  Minder- 
jährige, als  Kläger  durch  einen  next  friend,  als  Beklagte  durch 
einen  guardian  ad  litem  vertreten  (R.  S.  C.  0.  XVI  r.  17).  Für 
einen  nicht  entmündigten  Geisteskranken  können  keine  Prozesse 
über  Immobilien  geführt  werden,  wenn  es  sich  nicht  um  blosse 
Schutzmassregeln  handelt  (Daniell  S.  116).  Der  next  friend  als 
Vertreter  eines  Geisteskranken  ist  einer  gewissen  Gefahr  in 
Bezug  auf  die  Kosten  ausgesetzt:  denn  wenn  es  sich  herausstellt, 
dass  der  Vertretene  compos  mentis  ist,  oder  wenn  er  während 
des  Prozesses  compos  mentis  wird,  kann  das  Geschehene  rück- 
gängig gemacht  werden  —  ebenso,  wenn  vor  Beendigung  des 
Rechtsstreits  die  Entmündigung  stattfindet,  und  ein  Kurator  ernannt 
wird  (Archbold  S.  1143). 

c)  Zu  Zuchthaus  oder  Todesstrafe  verurheilte 
Personen. 

Die  Verurtheilung  hat  die  Entmündigung  zur  Folge  (33  u.  34 
Vict.  c.  23  s.  8).  Zur  Verwaltung  des  Vermögens  wird  entweder 
ein  permanenter  „Administrator"  oder  bis  zur  Bestellung  eines 
solchen  ein  „Interim  Curator"  ernannt.  Der  Administrator  ist 
der  Rechtsnachfolger  des  Verurtheilten  (ibid.  s.  10),  daher 
selbstständige  Partei;  der  Interim  Curator  ist  nur  als  zeitweiliger 
Vertreter  anzusehen;  die  Prozessvertretung  in  vermögensrecht- 
lichen Fragen  ist  ihm  ausdrücklich  übertragen. 

II.  Juristische  Personen. 
Die   einzige   Gattung  juristischer  Personen,   welche  nach 
älterem  englischem  Recht  vorkamen,  waren  die  Korporationen 
(corporations).     Korporationsrechte  werden  erworben  entweder 
durch  langjährige  Ausübung  (by  prescription),  durch  königlichen 

3)  Es  waren  dies  früher  die  Lords  Justices  of  Appeal  in  Chancery;  jetzt 
sind  es  besonders  dazu  bestellte  Richter  des  High  Court  oder  des  Court 
of  Appeal  (Jud.  Act  i8j$  s. 
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Freibrief  (Royal  Charter)  oder  durch  Gesetz  (Act  of  Parliament). 
Man  unterscheidet  zwischen  corporations  sole,  und  corporations 
aggregate.  Als  corporaüon  sole  wird  die  successive  Mehrheit 
der  Inhaber  gewisser  Aemter  angesehen;  der  jemalige  Inhaber  des 
Amts  wird  selbst  als  corporation  sole  bezeichnet,  insofern  er  Träger 
von  Vermögensrechten  oder  entsprechenden  Pflichten  ist,  welche 
das  Amt  und  nicht  seine  Person  betreffen  (z.  B.  der  Geistliche 
einer  Pfarrei  ist  Eigenthümer  des  Kirchengebäudes  virtute  officii 
und  als  solcher  corporation  sole).  Der  Inhaber  eines  solchen 
Amtes  ist  natürlicherweise  auch  der  Vertreter  der  corporation 
sole  im  Prozesse. 

Eine  corporation  aggregate  ist  eine  aus  mehreren  Personen 
bestehende  corporation.  Eine  derartige  corporation  hatte  nach 
früherem  Rechte  keinen  Vertreter,  dessen  Handlungen  bindende 
Wirkung  für  sie  hatten;  nur  solche  Erklärungen  begründeten 
eine  Verpflichtung,  welche  schriftlich  beurkundet  und  mit  dem 
Korporationssiegel  versehen  waren.  Der  Zwang  der  Verhältnisse 
hat  diese  Regel  gelockert,  indem  schon  in  früher  Zeit  an- 
erkannt wurde,  dass  für  die  dringenden  Geschäfte  auch  die 
mündliche  Erklärung  des  Vorstands  bindende  Wirkung  hatte. 
Ferner  gelten,  ebenfalls  nach  Gewohnheitsrecht,  die  Beamten  von 
Handelskorporationen  als  deren  bevollmächtigte  Vertreter,  insofern 
sie  sich  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Befugnisse  und  des  Ge- 
schäftskreises der  Korporation  bewegen. 

Neuerdings  sind  die  Aktiengesellschaften  entstanden,  deren 
Rechtsbeziehungen  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  dem  auf 
corporations  anwendbaren  Rechte,  sondern  mehr  den  modernen 
Verkehrsbedürfnissen  entsprechend  geregelt  wurden.  Es  giebt 
unter  denselben  eine  grosse  Mannigfaltigkeit.  Den  Eisen- 
bahngesellschaften werden  bei  ihrer  Entstehung  durch  be- 
sondere Gesetze  die  Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen, 
im  Einklang  mit  allgemeinen  Normen,  welche  in  der  Railway 
Clauses  Consolidation  Act  (8  u.  9  Vict.  c.  Iß)  niedergelegt  sind. 
Bei  ihnen  ist  wie  bei  den  regelmässigen  corporations,  die  Bei- 
drückung  des  Gesellschafts-Siegels  zur  Perfection  der  Rechts- 
geschäfte erforderlich.  Der  erste  Anfang  zur  Bildung  der  Aktien- 
gesellschaft mit  gesetzlich  bestimmten  Vertretern,  wurde  durch 
das  Gesetz  7  Geo.  IV.  c.  46  gemacht;  durch  dasselbe  wurde 
gewissen  Bankgesellschaften,  welche  in  ihren  anderen  Beziehungen 
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als  Gesellschaften,  nicht  als  Korporationen  angesehen 
wurden,  das  Recht  verliehen,  als  Gesammtheit  im  Prozess  als 
Partei  zu  erscheinen,  unter  Vertretung  durch  einen  Beamten  der 
Gesellschaft  (vgl.  ebenso  27  u.  28  Vieh  c.  32).  Ferner  wurde 
durch  7  Will.  IV.  u.  1  Vict.  c.  73  die  Krone  ermächtigt  durch 
letters  patent  Gesellschaften  zu  konstituiren,  die  mit  sämmtlichen 
Rechten  einer  Korporation  ausgestattet  sein  sollten,  und  durch 
einen  Beamten  vertreten  als  Gesammtheit  prozessiren  konnten. 
Nachdem  noch  verschiedene  andere  Gesetze  ähnlicher  Art  er- 
lassen worden  waren,  ist  durch  die  Companies  Act  von  1862 
ein  einheitliches  System  geschaffen  worden.  Gesellschaften, 
welche  diesem  Gesetze  zufolge  als  Aktiengesellschaften  (joint- 
stock  companies)  mit  beschränkter  oder  unbeschränkter  Haftbar- 
keit eingetragen  sind,  werden  durch  ihre  Beamten  im  Prozesse 
vertreten. 

Es  lässt  sich  nunmehr  folgende  Uebersicht  aufstellen: 

Korporationen  sind  durch  einen  Solicitor  vertreten,  dessen 
Bestellung  in  der  Regel  durch  schriftliche  mit  dem  Korporations- 
siegel beglaubigte  Urkunde  erfolgen  muss. 

Eisenbahngesellschaften  und  ähnliche  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Railway  Clauses  Consolidation  Act  konstituirte  Gesell- 
schaften werden  in  gleicher  Weise  vertreten. 

Die  Bankgesellschaften  und  anderen  Gesellschaften,  welchen 
in  Uebereinstimmung  mit  den  oben  zitirten  Gesetzen  die  Partei- 
fähigkeit verliehen  wurde,  werden  durch  ihre  Beamten  vertreten. 

Prozesshandlungen  der  nach  der  Companies  Act  von  1862 
konstituirten  Aktiengesellschaften  sind  durch  die  Unterschrift 
eines  „Director,  Secretary  oder  eines  anderen  Beamten,  der  dazu 
autorisirt  ist",  genügend  beglaubigt  (Gesetz  von  1862  §  64). 

Für  einzelne  Prozesshandlungen  kommen  besondere  Vor- 
schriften vor,  welche  sich  im  Verlaufe  der  Einzeldarstellung  er- 
geben werden. 

Einer  ausländischen  Aktiengesellschaft  wird  die  Parteifähig- 
keit und  Prozessfähigkeit  zuerkannt,  wenn  sie  nach  dem  Gesetze 
des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Hauptsitz  hat,  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  hat4)  (vgl.  Lindley  Partnership  S.  1483). 


4)  Es  bestehen  über  diesen  Gegenstand  Verträge  mit  dem  Deutschen 
Reich,  Frankreich,  Belgien  und  Italien. 


DIE  PARTEIEN. 


59 


3)  Prozessvertretung. 

§  39.  Eine  prozessfähige  natürliche  Person  kann  entweder  selbst 
die  Prozesshandlungen  vornehmen  oder  einen  Solicitor  (nicht  aber 
eine  andere  Person)  als  Prozessbevollmächtigten  bestellen.  Für 
nicht  prozessfähige  natürliche  Personen  ist  der  gesetzliche  Ver- 
treter (next  friend,  guardian  ad  lite?n,  committee)  Prozessbevoll- 
mächtigter. Juristische  Personen  müssen  stets  durch  Solicitors  ver- 
treten sein.  Die  Prozessvollmacht  eines  Solicitor  braucht  von 
natürlichen  Personen  nicht  schriftlich  ausgestellt  zu  werden. 
(Chitty  S.  99).  Früher  konnte  eine  Veränderung  in  der  Person 
des  Solicitor  nur  mit  gerichtlicher  Genehmigung  erfolgen:  jetzt 
kann  dies  ohne  Weiteres  geschehen,  doch  hat  die  Veränderung 
Dritten  gegenüber  keine  Wirkung,  bis  eine  schriftliche  Anzeige 
beim  Central  Office  (bezw.  District  Registry)  eingereicht  ist.  Bei 
Prozessen  in  der  Chancerg  Division  muss  eine  Abschrift  der 
Anzeige  im  Bureau  des  Richters,  welchem  der-  Prozess  zugewie- 
sen ist,  eingereicht  werden  (R.  S.  C.  0.  VII  r.  3).  Stirbt  der 
Solicitor,  so  kann  sein  Nachfolger  erst  fungiren,  nachdem  die 
Gegenpartei  benachrichtigt  ist:  vorher  kann  dieselbe  so  verfah- 
ren, als  ob  die  andere  Partei  nicht  durch  einen  Solicitor  vertreten 
wäre  (Chitty  S.  111).  Der  Tod  des  Klienten  beendigt  die  Voll- 
macht des  Solicitor  (nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  das 
Mandat). 


Zweites  Kapitel. 

Streitgenossenschaft. 

§  40.  Personen,  welche  gemeinschaftlich,  correaliter  oder 
alternativ,  berechtigt  sind,  können  als  Streitgenossen  klagen. 
Ebenso  können  Personen,  welche  gemeinschaftlich,  correaliter 
oder  alternativ  verpflichtet x)  sind ,   als  Streitgenossen  verklagt 


l)  Es  giebt  im  englischen  Recht  drei  Arten  der  Haftbarkeit,  welche 
durch  das  Wort  „Solidarhaft"  (im  weiteren  Sinne)  übersetzt  werden 
können  1)  joint  liability:  hier  kann  die  Forderung  nur  gegen  die  Schuldner 
zusammen  geltend  gemacht  werden:  mit  dem  Tode  eines  joint  debtor  geht 
die  Haftbarkeit  auf  die  überlebenden  über  (die  Haftbarkeit  von  Gesell- 
schaftern ist  eine  joint  liability,  doch  treten  hier  bei  Todesfällen  andere 
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werden  (0.  XVI.  rr.  1  u.  4;  vgl.  auch  r.  7).  Ein  Beklagter  kann 
als  Streitgenosse  zugezogen  werden,  auch  wenn  er  nicht  im  ganzen 
Umfang'  des  eingeklagten  Anspruchs  betheiligt  ist,  doch  kann 
durch  gerichtliche  Verfügung  verhindert  werden,  dass  ein  Be- 
klagter in  Sachen  zugezogen  wird,  an  welchen  er  überhaupt  kein 
Interesse  hat  (ibidem  r.  5). 

Nach  früherem  Recht  konnte  sowohl  die  Zuziehung  als  die 
Nicht-Zuziehung  eines  Streitgenossen  in  bestimmten  Fällen  zu 
einer  peremtorischen  oder  wenigstens  einer  dilatorischen  Einrede 
berechtigen  (vgl.  darüber  die  übersichtliche  Darstellung  im  ersten 
Bericht  der  Common  Law  Commissioners  (1851)  auf  S.  9).  Nach 
geltendem  Recht  soll  keine  Klage  aus  dem  Grunde  abgewiesen 
werden,  dass  eine  Partei  irrthümlich  zugezogen  oder  nicht  zu- 
gezogen wurde.  Das  Gericht  kann  über  die  Rechte  der  that- 
sächlich  zugezogenen  Parteien  entscheiden,  doch  kann  auch  im 
Verlaufe  des  Rechtsstreits  die  Zuziehung  oder  Entfernung  einer 
Partei  angeordnet  werden  (0.  XVI.  r.  11). 

Die  unnöthige  Zuziehung  eines  Klägers  berechtigt  den  Be- 
klagten die  Ersetzung  der  entstandenen  Mehrkosten  zu  bean- 
spruchen, auch  wenn  er  im  Prozesse  unterliegt,  falls  nicht  aus- 
drücklich das  Gegentheil  verfügt  wird  (0.  XVI  r.  1). 

Im  Gegensatz  zur  Streitgenossenschaft  steht  die  Führung 
eines  Rechtsstreits  durch  „Repräsentativparteien/'  Es  sind  fol- 
gende Fälle  vorgesehen: 

I.  Wenn  eine  Anzahl  von  Personen  dasselbe  Interesse  am 
Ausgange  eines  Prozesses  hat,  so  können  eine  oder  mehrere 
derselben  als  Repräsentanten  der  anderen  klagen  oder  verklagt 
werden;  sind  Alle  verklagt,  so  kann  die  Einlassung  eines 
oder  mehrerer  derselben  als  Repräsentanten  Aller  durch  gericht- 
liche Verfügung  gestattet  werden  (diese  Einrichtung  stammt  aus 
dem  Chancery  Court)  (0.  XVI.  r.  9  und  spezielle  ^Anwendungen 
in  rr.  33 — 38). 

II.  Es  kann  vorkommen,  dass  die  Berechtigung  einer  ge- 
wissen Kategorie  von  Personen  (z.  B.  Intestaterben,  nächste  Ver- 


Wirkungen ein) ;  2)  several  liability:  die  Schuldner  haften  jeder  einzeln  für 
dieselbe  Schuld;  j)  Joint  and  several  liability:  sie  haften  sowohl  einzeln 
als  gemeinschaftlich.  Ein  praktischer  Unterschied  zwischen  2)  u.  3)  be- 
steht nicht. 
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wandte  etc.)  von  der  Interpretation  einer  Urkunde  abhängt,  und 
dass  es  andererseits  schwierig  ist  zu  ermitteln,  wer  die  Personen 
sind,  welche  in  die  betreffende  Kategorie  gehören.  Da  durch  die 
Ermittelung  der  betreffenden  Personen  unnöthige  Kosten  entstehen 
würden,  wenn  es  sich  nachher  herausstellen  sollte,  dass  die  ganze 
Kategorie  nicht  berechtigt  ist:  so  kann  durch  gerichtliche 
Verfügung  eine  Person  ernannt  werden,  welche  als  Reprä- 
sentantin der  ganzen  Klasse  sich  beim  Rechtsstreit  über  die  In- 
terpretation betheiligt.  Die  Untersuchung  über  die  Person  der 
Berechtigten  erfolgt  dann  erst,  wenn  der  ganzen  Klasse  das 
Recht  zuerkannt  ist  (0.  XVI.  r.  32). 

In  allen  Fällen  kann  der  Gerichtshof  die  Zuziehung  anderer 
Parteien  anordnen  und  auch  verfügen,  dass  die  Leitung  des 
Rechtsstreits  von  einer  Person  auf  eine  andere,  in  gleicher  Weise 
interessirte,  Person  übertragen  werden  kann  (0.  XVI.  r.  39). 


Drittes  Kapitel. 

Betheiligung  dritter  Personen. 

I.  Intervention. 

§  41.  Eine  Unterscheidung  zwischen  Haupt-  und  Neben- 
intervention erübrigt  sich,  weil  ein  Verfahren,  welches  der 
Hauptintervention  der  deutschen  Civilprozessordnung  entspricht, 
im  englischen  Prozesse  nicht  existirt.  In  einer  der  deutschen 
Nebenintervention  entsprechenden  Weise  kann  ein  Dritter  bei 
einer  Besitzklage  in  Bezug  auf  Grundstücke  (action  for  the  re- 
covery of  land)  als  Beklagter  beitreten,  wenn  der  Gerichtshof  ihn 
auf  Grund  eines  affidavit,  in  welchem  er  beschwört,  im  faktischen 
oder  juristischen  Besitz  des  Grundstückes  zu  sein,  die  Erlaubniss 
dazu  ertheilt  (R.  S.  C.  XII.  r.  25). 

Bei  Versäumnissurtheilen  kann  ein  Dritter,  welcher  ein  In- 
teresse am  Resultat  des  Urtheils  hat,  Aufhebung  desselben  bean- 
tragen (Jacques  v.  Harrison  12  Q.  Ii.  I).  164  x).    Der  Court  of 


l)  Dieser  Rechtsatz  hat  in  England  eine  praktisch  ziemlich  bedeu- 
tende Wichtigkeit.  Es  existirt  daselbst  bekanntlich  die  Gewohnheit, 
Grundstücke  durch  sogenannte  building  leases  zu  vermiethen:  d.  h.  der 
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Appeal  gibt  unter  gewissen  Umständen  einem  Dritten  die  Er- 
laubniss  gegen  ein  Urtheil,  das  sein  Interesse  berührt,  Berufung 
einzulegen,  auch  wenn  er  nicht  Partei  in  der  Vorinstanz  war 
(Daniell  p.  1270,  Archbold  p.  975). 

2.  Streitverkündung  (Third  party  notice). 

§  42.  Die  Streitverkündung  des  englischen  Rechts  (Third 
party  notice)  entspricht  nicht  genau  dem  entsprechenden  Ver- 
fahren in  §  69  ff.  der  D.  C.  P.  0.  and  zwar  unterscheidet  sie  sich: 

a)  in  Bezug  auf  ihre  Voraussetzungen; 

b)  in  Bezug  auf  ihre  Wirkungen. 

a)  Nur  wenn  der  Dritte  die  Verpflichtung  der  Schadlos- 
haltung (indernnity)  oder  eines  Beitrags  (contribution)  zur  ein- 
geklagten Leistung  durch  Vertrag  übernommen  hat,  kann  ihm 
der  Streit  verkündet  werden;  also  nur  wenn  der  Beklagte  einen 
Anspruch  gegen  einen  Dritten  zu  haben  glaubt  (nicht  wenn  er 
einen  solchen  von  Seiten  eines  Dritten  befürchtet1).  Selbst- 
verständlich kann  nur  der  Beklagte  den  Streit  verkünden. 

b)  Nach  dem  seit  1883  geltenden  Rechte  kann  der  Anspruch 
des  Beklagten  gegen  den  Dritten  bereits  im  ursprünglichen 
Rechtstreit,  d.  h.  zugleich  mit  dem  Anspruch  des  Klägers  gegen 
den  Beklagten  zur  Verhandlung  kommen.  Die  Streitverkündung 
der  D.  C.  P.  O.  hat,  wie  bekannt,  keine  ähnliche  Wirkung2). 


Miether  bezahlt  eine  Grundrente  für  das  Grundstück  und  verpflichtet 
sich  Häuser  darauf  zu  bauen,  welche  nach  Ablauf  der  Miethzeit  dem 
Eigenthümer  anheimfallen.  Die  Mietverträge  enthalten  gewöhnlich  die 
Klausel,  dass  bei  Nichtzahlung  der  Miethe  der  Eigenthümer  sich  sofort 
in  den  Besitz  einweisen  lassen  kann.  Das  Recht  des  Miethers  wird  häufig 
verpfändet.  Unterlässt  nun  der  Miether,  der  sein  Miethrecht  verpfändet 
hat,  die  Grundrente  zu  zahlen  und  lässt  er  bei  der  Klage  des  Eigen- 
thümers  auf  Einweisung  in  den  Besitz  ein  Versäumnissurtheil  über  sich 
ergehen,  so  kann  der  Pfandgläubiger  Aufhebung  des  Urtheils  beantragen. 

1)  Nach  englischem  Recht  ist  in  diesem  Falle  das  Interpleader- Ver- 
fahren anwendbar  (vgl.  §  43) . 

2)  Auch  im  englischen  Recht  war  nach  der  Prozessordnung  von 
1875  die  einzige  Absicht  des  Verfahrens  die,  „eine  bindende  Entscheidung 
mit  Rücksicht  auf  die  spätere  Geltendmachung  des  Anspruchs  zu  er- 
wirken" (Wilson).  Die  Vornahme  einer  so  weitgehenden  principiellen 
Aenderung  ohne  Gesetz  zeigt,  wie  weitgehend  die  Befugnisse  des  Rules 
Committee  sind. 


§42. 
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Die  Prozessordnung  3)  bestimmt,  dass  nur  in  solchen  Fällen 
eine  Streitverkündung  zulässig  ist,  in  welchen  der  Beklagte 
einen  Anspruch  auf  Beitrag  zur  eingeklagten  Leistung  oder 
Schadloshaltung  (contribution  or  indemnity)  gegen  den  Litis- 
denunciaten  zu  haben  vorgibt.  Es  ist  das  so  zu  verstehen,  dass 
dieser  die  Pflicht  des  Beitrags  oder  der  Schadloshaltung  in 
Bezug  auf  eine  bestimmte  Verpflichtung  des  Beklagten  durch 
Vertrag  übernommen  hat.  Ein  Miether  kann  z.  B.  nicht  einem 
Aftermiether  den  Streit  verkünden,  wenn  der  Vermiether  klagt, 
auch  wenn  die  beiden  Mietverträge  die  identischen  Verpflich- 
tungen feststellen,  es  sei  denn,  dass  der  Aftermiether  aus- 
drücklich gebunden  ist,  den  Miether  gegen  die  Ansprüche  des 
Vermiethers  aus  dem  Mietverträge  schadlos  zu  halten  (Pontifex 
v.  Foord  12  Q.  B.  I).  152;  Catton  v.  Bennett  2b'  Oh.  D.  161/). 

Vor  Zustellung  der  Streitverkündung  muss  die  Genehmigung 
eines  Richters  oder  Beamten  (Master,  Chief  Clerk,  District  Be- 
gistrar  etc.)  eingeholt  werden.  Die  Zustellung  hat  in  der  Regel  in 
der  für  Einlieferung  der  Vertheidigungsschrift  festgesetzten  Frist 
zu  erfolgen.  Mit  der  Streitverkündung  (für  welche  ein  Formular 
App.B.  Nr.  1  festgesetzt  ist)  ist  dem  Litisdenunciaten  eine  Abschrift 
der  Klageschrift  bezw.  des  writ  of  summons  auszuhändigen 
(0.  XVI  r.  48). 

Es  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden:  I.  der  Dritte  tritt  in 
der  festgesetzten  Frist  von  8  Tagen  bei;  IL  er  unterlässt  dies 
zu  thun.  Der  Beitritt  muss  erfolgen,  wenn  der  Dritte  entweder 
den  Anspruch  des  Klägers  gegen  den  Beklagten,  oder  wenn  er 
seine  Verpflichtung  dem  Beklagten  gegenüber  bestreitet;  denn 
Nicht-Beitritt  gilt  als  Zustimmungserklärung  zum  Urtheil  gegen 
den  Beklagten,  auch  wenn  dasselbe  zwischen  Letzterem  und  dem 
Kläger  gütlich  vereinbart  wird,  und  als  Anerkennung  der  Ver- 
pflichtung gegen  den  Beklagten  in  dem  in  der  Streitverkündung 
erwähnten  Umfange  (0.  XVI  r.  49). 

3)  Die  Bestimmung-  der  Prozessordnung  geht  nicht  so  weit  als  der 
Rechtssatz  der  Judicature  Act  s.  24  (3),  auf  welchem  sie  beruht. 
Derselbe  schliesst  jeden  Anspruch  ein,  „der  mit  dem  ursprünglichen 
Object  der  Klage  in  Beziehung  steht  oder  verbunden  ist." 

4)  Die  Frage  kann  in  Betracht  kommen:  1)  bei  dem  Antrag  auf 
Genehmigung  der  Streitverkündung,  2)  bei  dem  Termin  über  den  weiteren 
Fortgang  der  Verhandlung  (im  Fall  des  Beitritts  des  Litisdenunciaten). 
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I.  Im  Fall  des  Beitritts  des  Dritten  wird  auf  Antrag-  des 
Beklagten  ein  Termin  in  Chambers  angesetzt,  in  welchem  der 
Richter "  oder  Beamte  Anleitung  über  den  weiteren  Gang  des 
Verfahrens  zu  geben  hat.    Es  sind  wieder  zwei  Fälle  möglich: 

a)  Ergiebt  es  sich,  dass  die  Verpflichtung  des  Dritten  dem 
Beklagten  gegenüber  nicht  unbezweifelt  feststeht,  so  wird 
bestimmt,  in  welcher  Weise  über  diese  Frage  zu  verhandeln  ist, 
und  angeordnet,  dass  diese  Verhandlung  entweder  zugleich  mit 
der  Verhandlung  in  der  Hauptsache  oder  nachher  stattzufinden 
hat.  Es  steht  im  freien  Ermessen  des  Gerichtshofs,  zu  bestimmen, 
in  welcher  Weise  der  Dritte  sich  am  Rechtsstreit  zu  betheiligen 
hat  (0.  XVI  tt.  52,  53). 

b)  Ergiebt  es  sich,  dass  die  Verpflichtung  des  Dritten,  dem 
Beklagten  gegenüber  unbezweifelt  feststeht,  so  kann  sofort  die 
Eintragung  eines  den  Umständen  entsprechenden  Urtheils  zu 
Gunsten  des  Beklagten  gegen  den  Dritten  angeordnet  werden 
(a.  a.  0.  r.  52). 

IL  Falls  der  Litisdenunciat  keine  Beitrittserklärung  einreicht, 
so  sind  folgende  zwei  Fälle  möglich  (abgesehen  von  dem  Fall, 
in  welchem  die  Klage  abgewiesen  wird) : 

a)  Der  Beklagte  lässt  ein  Versäumnissurtheil  über  sich 
ergehen:  dann  kann  er  nach  Erfüllung  des  Urtheils  —  oder 
mit  gerichtlicher  Genehmigung  auch  vorher  —  ein  Urtheil  zu 
seinen  Gunsten  gegen  den  Litisdenunciaten  eintragen  lassen, 
worin  ihm  der  Anspruch  in  dem,  in  der  Streitverkündung  er- 
wähnten Umfange  zugesprochen  wird  (0.  XVI.  t.  50). 

b)  Der  Beklagte  vertheidigt  sich  gegen  den  Anspruch  des 
Klägers  und 

ol)  der  Prozess  kommt  zur  Verhandlung  und  wird  zu 
Gunsten  des  Klägers  entschieden ;  dann  ist  zu  gleicher  Zeit  oder 
nachher  ein  Urtheil  gegen  den  Litisdenunciaten  einzutragen; 
Vollstreckung  kann  ohne  besondere  gerichtliche  Genehmigung* 
erst  nach  Erfüllung  des  Urtheils  im  Hauptprozess  erfolgen  (r.  51). 

ß)  Der  Prozess  wird  vor  der  Hauptverhandlung  zu  Gunsten 
des  Klägers  entschieden:  dann  ist  ein  besonderer  Termin  anzu- 
setzen, in  welchem  der  Antrag  auf  ein  Urtheil  gegen  den  Litis- 
denunciaten gestellt  wird;  das  Urtheil  wird  nicht  eingetragen, 
ehe  der  ursprüngliche  Beklagte  das  gegen  ihn  ergangene  Urtheil 
erfüllt  hat  (r.  51). 
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Gegen  Personen,  welche  im  Ausland  domicilirt  sind,  ist  die 
Streitverkündung  in  denselben  Fällen  statthaft,  wie  die  Prozess- 
ladung (vgl.  §  55  e). 

Dem  Litisdenunciaten  kann  gestattet  werden  einer  vierten 
Partei  den  Streit  zu  verkünden. 

3.  Interpleader. 

§  43.  Das  Verfahren,  welches  mit  diesem  Ausdrucke  be- 
zeichnet wird,  erfüllt  ebenso  wie  die  Benennung  des  Rechts- 
urhebers der  deutschen  Civilprozessordnung  den  Zweck,  dem 
faktischen  Inhaber  einer  Sache,  welche  von  zwei  verschiedenen 
Parteien  beansprucht  wird,  die  Möglichkeit  zu  geben,  den  Rechts- 
streit von  sich  auf  die  Personen,  deren  Ansprüche  kollidiren, 
überzuleiten.  Es  geht  aber  weiter,  indem  es  auch  bei  obli- 
gatorischen Beziehungen  einen  entsprechenden  Zweck  erfüllt; ') 
auch  ist  das  Verfahren  in  seinen  Einzelheiten  von  dem  deutschen 
Verfahren  verschieden. 

Es  sind  in  der  Prozessordnung  zwei  Fälle  vorgesehen. 

a)  Ein  Vollstreckungsbeamter  hat  Sachen  als  Objecte  der 
Pfändung  an  sich  genommen,  oder  will  dieselben  an  sich  nehmen, 
in  der  Meinung,  dass  sie  Eigenthum  des  Exequenden  sind.  Ein 
Dritter  beansprucht  dieselben  als  sein  Eigenthum  (R.  S.  C. 
0.  L  VII.  r.  1  b). 

b)  Jemand  schuldet  Geld  oder  Sachen  (fungible  oder  nicht 
fungible)  und  wird  in  Bezug  auf  dieselben  von  zweien  oder 
mehreren  Parteien,  die  alle  den  gleichen  Anspruch  zu  haben 
behaupten,  verklagt;  oder  er  erwartet  von  denselben  verklagt 
zu  werden.   (0.  L  VII.  r.  1.  a). 

Die  auf  diese  Weise  zwischen  zwei  oder  mehrere  Parteien 
mit  kollidirenden  Ansprüchen  gestellte  Person  kann  diese  zu 
einer  Verhandlung  in  Chambers  vorladen,  bei  welcher  sie 
ihre  Ansprüche  näher  darzulegen  und  dieselben  aufrechtzuerhalten 
oder  aufzugeben  haben  (0.  LV1I.  r.  5).  Doch  wird  der  Termin 
erst  angesetzt,  nachdem  der  Antragsteller  durch  beeidigte  schrift- 
liche Erklärung  (affidavit)  oder  anderweitig  nachgewiesen: 


*)  Aehnlich  wie  nach  C.P.O.  §72.  Die  Streitverkündung  des  engl. 
Rechts  ist  nur  in  Bezug"  auf  gegen  Dritte  zu  erhebende  Ansprüche,  nicht 
in  Bezug  auf  die  von  Dritten  zu  erhebenden  Ansprüche  statthaft. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  5 
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1.  dass  er  selbst  kein  Interesse  an  dem  Streitgegen- 
stande hat, 

2.  dass  er  nicht  mit  einer  der  geladenen  Parteien  im 
Einverständniss  ist, 

3.  dass  er  bereit  ist  den  Streitgegenstand  bei  Gericht 
zu  deponiren  oder  nach  gerichtlicher  Weisung  damit  zu  ver- 
fahren  (ibidem  r.  2). 

Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  der  Rechtsgrund  der  kolli- 
direnden  Ansprüche  derselbe  ist  (r.  3).  Ist  der  Antragsteller 
bereits  verklagt,  so  kann  der  Antrag  zu  jeder  Zeit  nach  Zu- 
stellung der  Prozess-Ladung  erfolgen,  und  der  Fortgang  des 
Prozesses  kann,  sobald  der  Antrag  gestellt  ist,  sistirt  werden. 
(rr.  4  u.  6). 

In  Bezug  auf  das  weitere  Verfahren  sind  zwei  Fälle  zu 
unterscheiden:  I.  die  geladenen  Parteien  erscheinen,  II.  eine 
derselben  oder  alle  erscheinen  nicht. 

I.  Erscheinen  sie,  so  kann  angeordnet  werden: 

a)  dass  sie  alle  oder  theilweise  als  Mitbeklagte,  oder  als 
Beklagte  an  die  Stelle  des  ursprünglich  Beklagten  dem  Prozess, 
wenn  ein  solcher  bereits  eröffnet,  beitreten  sollen  (r.  7), 

b)  dass  die  Streitfrage  zwischen  ihnen  festgestellt  und  selbst- 
ständig verhandelt  werde  (r.  7), 

c)  falls  die  Thatsachen  unbestritten  sind  und  nur  eine 
Rechtsfrage  zu  entscheiden  ist,  kann  a)  sofort  entschieden  werden, 
oder  ß)  angeordnet  werden,  dass  die  Parteien  die  Rechtsfrage  für 
die  Entscheidung  des  Gerichts  formuliren2)  (r.  .9), 

d)  nach  Uebereinkunft  der  Parteien,  oder,  bei  unbedeutenden 
Streitobjecten,  auf  Antrag  einer  Partei,  kann  auch,  wenn  thatsäch- 
liche  Fragen  in  Betracht  kommen,  der  ganze  Rechtsstreit  sofort 
erledigt  werden  (r.  8). 

Gegen  die  Entscheidung,  welche  in  der  Verhandlung  in 
Chambers  selbst,  oder  in  Folge  der  Anordnung  in  Chambers,  spä- 
ter in  öffentlicher  Verhandlung  gefällt  wird,  findet  in  Bezug  auf 
die  Ansprüche  der  geladenen  Parteien  eine  Berufung  nur  statt, 

2)  Ein  gewöhnlicher  Prozess  wird  öfters  auch  in  der  Weise  geführt, 
dass  wenn  es  sich  nur  um  Rechtsfragen  handelt,  die  Parteien  dieselben 
durch  gemeinschaftliche  Uebereinkunft  feststellen  und  dem  Gericht  nur 
die  in  dieser  Weise  formulirten  Fragen  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden;  man  nennt  dies  „to  State  a  special case"  (vgl.  §  83). 
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wenn  es  sich  ausschliesslich  um  Rechtsfragen  handelt,  oder  wenn 
besondere  Erlaubniss  zur  Berufung  ertbeilt  wird  (r.  11).  Die 
Verhandlung  in  Chambers  kann  vor  einem  Master  stattfinden. 

IL  Erscheint  eine  der  geladenen  Parteien  nicht  beim  Ter- 
min, oder  versäumt  sie  der  in  demselben  erlassenen  Verfügung 
nachzukommen,  so  kann  angeordnet  werden,  dass  ihr  Anspruch 
dem  Antragsteller  gegenüber  (nicht  anderen  Personen  gegenüber) 
als  verfallen  zu  erachten  ist. 


Viertes  Kapitel. 

Veränderung  in  der  Person  der  Parteien. 

§  44.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  Ansprüchen, 
welche  nach  den  Grundsätzen  des  materiellen  Rechts  mit  dem 
Tode  oder  mit  der  Bankerott-Erklärung  des  Verpflichteten  oder 
des  Berechtigten  erlöschen,  und  solchen,  bei  welchen  der  be- 
treffende Anspruch  bestehen  bleibt.  Bei  Ansprüchen,  welche 
durch  eines  der  erwähnten  Ereignisse  erlöschen,  ist,  wenn  eine 
Klage  bereits  erhoben  ist,  für  den  Einfluss  der  rechtsvernichten- 
den Thatsache  der  Zeitpunkt  massgebend,  in  welchem  durch  das 
Verdict  der  Jury  oder  anderweitig  über  die  thatsächlichen 
Fragen  entschieden  wird.  Erfolgt  der  Tod  oder  die  Bankerott- 
Erklärung  des  betreffenden  Berechtigten  oder  Verpflichteten 
vor  diesem  Zeitpunkt,  so  erlöscht  der  Anspruch;  erfolgt  das  be- 
treffende Ereigniss  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  kann  die  Ein- 
tragung des  Urtheils  trotz  desselben  erfolgen  (0.  XVII.  r.  1). 

Bei  Ansprüchen,  welche  durch  den  Tod  oder  die  Bankerott- 
Erklärung  einer  Person  nicht  erlöschen,  kann  der  Prozess  fort- 
gesetzt werden,  ebenso  wenn  durch  Verheirathung  einer  Partei 
oder  Uebertragung  eines  vom  Prozess  berührten  dinglichen  Rechts 
pendente  Ute  eine  Veränderung  entsteht.  Im  Fall  der  Verhei- 
rathung, des  Todes  oder  der  Bankerotterklärung  einer  Partei 
oder  im  Fall  des  Uebergangs  eines  vom  Prozess  berührten 
dinglichen  Rechts  nach  einer  Rechtsbestimmung  (z.  B.  durch  In- 
testaterbfolge, oder  beim  Eintreten  einer  Bedingung)  kann  die 
Zuziehung  des  Ehegatten  oder  des  Rechtsnachfolgers  als  Partei 

5* 


(iS 


ZWEITES  BUCH:  DER  CIVILPRO ZESS. 


§45. 


angeordnet  werden,  oder  eine  andere  für  die  Fortführung  des  Pro- 
zesses zweckmässige  Bestimmung  getroffen  werden  (0.  XVII. 
r.  2).  Im  Falle  des  anderweitigen  Uebergangs  eines  vom  Pro- 
zess  berührten  dinglichen  Rechts  kann  der  Rechtsnachfolger 
ohne  Weiteres  als  Partei  eintreten  (0.  XVII  r.  3). 

Das  Verfahren  in  dem  erstgenannten  Falle  ist  folgendes: 
eine  der  früheren  Parteien  oder  die  neu  eintretende  Partei  reicht 
einen  durch  affidavit  zu  bekräftigenden  Antrag  beim  Central  Office 
oder  District  Registry  ein  und  es  wird  darauf  ohne  Weiteres  die 
sogenannte  "order  of  revivor"  erlassen,  durch  welche  die  Sub- 
stitution resp.  Zuziehung  angeordnet  wird  ( 0.  XVII  r.  4)  l). 

Die  order  of  revivor  ist  sämmtlichen  Parteien  zuzustellen; 
jede  derselben  kann  den  Antrag  auf  Aufhebung  oder  Ab- 
änderung derselben  binnen  zwölf  Tagen  (nicht  prozessfähige 
Personen  zwölf  Tage  nach  Bestellung  eines  Prozessvormundes) 
stellen2).  Die  neubetheiligten  Parteien  haben  eine  Einlassungs- 
erklärung einzureichen  (ibidem  rr.  J,  6  u.  7). 

Versäumt  nach  dem  Tode  des  Klägers  oder  des  Beklagten 
der  zur  Fortsetzung  der  Klage  Berechtigte  weitere  Schritte  zu 
thun,  so  kann  der  Beklagte,  bezw.  sein  Rechtsnachfolger  einen 
Termin  in  Chambers  ansetzen  lassen,  in  welchem  eine  Frist  zur 
Fortsetzung  des  Rechtsstreits  festgestellt  wird.  Nach  Ablauf  der 
Frist  ist  die  Klage  abzuweisen  (ibidem  r.  8). 


Fünftes  Kapitel 

Armenrecht. 

§  45.  Jede  Person,  welche  nachweist,  dass  ihr  Vermögen 
(abgesehen  vom  Werth  des  Streitgegenstands  und  mit  Ausnahme 
ihrer  Kleidungsstücke)  den  Werth  von  £  25  nicht  überschreitet, 
kann  im  Armenrecht  klagen  oder  verklagt  werden  (R.  S.  C 


*)  Unter  besonderen  Umständen  kann  ein  Termin  zur  Verhandlung 
über  den  Antrag"  festgesetzt  werden  (O.  LIV.  r.  2). 

2)  Ueber  den  Antrag  wird  in  Chambers  verhandelt. 
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0.  XVI.  r.  22  begründet  durch  das  Gesetz  11  Henry  VII. 
ch.  12).*) 

Der  Antrag  auf  Gewährung  des  Armenrechts  wurde  früher 
durch  schriftliches  Gesuch  an  den  Master  of  tlie  Rolls  in  der 
Ch.  D.  und  an  den  Lord  Chief  Justice  in  der  Q.  B.  D.  gestellt, 
jetzt  genügt  ein  mündlicher  Antrag  an  den  Richter  in  öffentlicher 
Gerichtssitzung;2)  demselben  ist  ein  Gutachten  eines  Counsel 
darüber,  ob  die  Klage  bezw.  Verteidigung  des  Antragstellers 
Aussicht  auf  Erfolg  bietet,  vorzulegen,  ferner  ein  affidavit  der 
Partei  oder  des  Solicitor,  class  die  dem  Counsel  vorgelegten 
Thatsachen  richtig  sind  (0.  XVI.  rr.  23  u,  24). 

Der  Antrag  auf  Gewährung  des  Armenrechts  kann  auch 
während  des  Prozesses  eingebracht  werden,  doch  hat  die  be- 
treffende Verfügung  keine  rückwirkende  Kraft  (Daniel!  p.  87). 

Einer  im  Armenrecht  prozessirende  Partei  sind  die  Gerichts- 
kosten erlassen  (r.  25).  Die  betreffende  Verfügung  kann,  in- 
sofern es  nöthig  ist,  einen  Anwalt  und  Rechtsbeistand  bestellen, 
und  die  in  dieser  Weise  bestellten  Personen  dürfen  ihre  Hülfe 
nicht  verweigern,  wenn  nicht  gute  Gründe  zur  Weigerung  vor- 
handen sind  (r.  26).  Die  Zahlung  eines  Honorars  setzt  den  Em- 
pfänger einer  Bestrafung  wegen  contempt  of  Court,  den  Zahlenden 
der  Verwirkung  des  Armenrechts  aus  (rr.  27  u.  28). 

Jedes  im  Verlauf  des  Rechtsstreits  ausgefertigte  Schrift- 
stück3) muss  vom  Solicitor  der  im  Armenrecht  prozessirenden 
Person  unterzeichnet  werden  (r.  29),  und  der  Solicitor  ist  verant- 
wortlich dafür,  dass  keine  Prozesshandlung  ohne  guten  Grund 
erfolgt  (r.  30). 

Ob  ein  im  Ausland  wohnender  Kläger  im  Armenrecht  prozessi- 
ren  kann,  und  ob  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  Sicherheits- 


1)  Das  im  Text  citirte  Gesetz  bezog  sich  nur  auf  Kläger:  die  Praxis 
der  Eqtcity  Courts  hat  das  Privileg  des  Armenrechts  auch  auf  Beklagte 
ausgedehnt. 

2)  In  der  Chancery  Division  ist  ein  Chief  Clerk  nicht  zuständig,  und 
der  Antrag  kann  nicht  in  Chambers  gestellt  werden  (vgl.  in  re  Lewin 
W.  N.  1884  p.  224);  ob  in  der  Queeris  Bench  Division  der  Antrag  an  einen 
Master  i7t  Chambers  gestellt  werden  kann,  scheint  noch  unentschieden 
zu  sein. 

3)  Wenn  es  sich  nicht  um  die  Entlassung  des  betreffenden  Solicitor 
handelt. 
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leistung  für  die  Kosten  des  Gegners  (vgl.  §  78)  in  diesem  Falle 
eine  Ausnahme  erleiden,  ist  zweifelhaft;  wird  eine  im  Ausland 
wohnende  Person  verklagt,  so  kann  sie  ohne  Zweifel,  wenn  die 
übrigen  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  vom  Armenrecht  Ge- 
brauch machen. 


ZWEITER  ABSCHNITT. 
Klage  und  Einlassung. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Klagen-System. 

I.  Eintheilung  der  Klagen. 

§  46.  Das  ältere  Klagen-System  hat  noch  einen  so  durch- 
greifenden Einfluss  im  englischen  Recht1),  und  eine  wenigstens 
oberflächliche  Kenntniss  desselben  ist  so  wesentlich  für  das 
Verständniss  der  englischen  juristischen  Literatur,  dass  es  zweck- 
mässig erscheint,  eine  kurze  Uebersicht  zu  geben  (obgleich  die 
praktische  Bedeutung  des  Systems  im  modernen  Pro zess  keine 
grosse  ist).2) 

In  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  unterschied  man 
zwischen  actions  in  rem,  mixed  actions  und  actions  in  personam. 
Die  actions  in  rem  wurden,  mit  Ausnahme  zweier  Klagen  aus 
dem  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts  ("dower"  und  "dower  unde 
nihil  habet")  und  einer  Klage  in  Bezug  auf  kirchliche  Patronats- 
r echte  (Square  impedit")  durch  3  u.  4  Will.  IV.  ch.  27  beseitigt. 


*)  Die  Wirkung  desselben  in  Bezug  auf  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Vertragsrecht  habe  ich  darzustellen  versucht  in  meiner 
Abhandlung  in  Busch's  Archiv  für  Handels-  und  Wechselrecht  Bd.  46 
S.  III— 186:  „Die  „Consideration"  als  Gültigkeitsbedingung  des  Vertrags  im 
engl.  Recht",  vgl.  namentlich  S.  172. 

2)  Die  Verjährungsfristen  hängen  von  der  Natur  der  Klagen  ab: 
nach  dieser  Richtung  hat  die  Eintheilung  auch  eine  praktische  Bedeu- 
tung. Auch  bei  Versäumnissurtheilen  kommt  die  Eintheilung  in  Be- 
tracht. 


KLAGE   UND  EINLASSUNG. 


71 


Von  den  mixed  actions  wird  noch  heute  die  Besitzklage3)  in 
Bezug  auf  Immobilien  (der  moderne  technische  Ausdruck  ist 
»actionfor  the  recovery  of  land" ,  der  frühere  Ausdruck  "ejectment" 
wird  aber  in  der  Literatur  noch  vielfach  angewandt)  in  be- 
sonderer Weise  behandelt.  Unter  den  "personal  actions"  sind  zu 
nennen:  „assumpsit"  bei  formlosen  Verträgen;  „debt"  bei 
Geldforderungen  und  Ansprüchen  auf  fungible  Sachen  (z.  B.  bei 
Darlehnsverträgen,  Creditkäufen  etc.,  aber  auch  bei  Forderungen, 
die  nicht  aus  Verträgen  entstehen,  z.B.  bei  Judicatsforderungen); 
„covenant"  bei  Verträgen,  die  durch  besiegelte  Urkunde  beglaubigt 
sind;  „detinue>\  bei  Forderungen  auf  Rückgabe  einer  Sache; 
„trespass"  bei  gewissen  Delikten  gegen  die  Person  oder  gegen 
das  Eigen thum;  „trespass  on  the  case"  bei  Delikten,  die  nicht 
unter  die  Formel  der  gewöhnlichen  „trespass"  Klage  passten  (die 
oben  erwähnte  „assumpsit"  Klage  war  ursprünglich  eine  Abart 
von  „trespass  on  the  case",  indem  der  Vertragsbruch  als  Delikt 
dargestellt  wurde);  „trover"  die  Klage  auf  Erstattung  des  Werthes 
einer  widerrechtlich  zurückgehaltenen  Sache  (ursprünglich  eben- 
falls eine  Abart  von  „trespass  on  the  case")\  „replevin"  die  Klage 
auf  Rückerstattung  genommener  Pfänder. 

Die  Eintheilung  der  Klagen  in  Kontrakts-Klagen  und  Delikts- 
Klagen  (actions  in  tort)  ist  noch  heute  von  einiger  Bedeutung. 

Im  Kanzleigericht  war  es  nicht  nöthig  die  Klagen  einer  be- 
stimmten Form  anzupassen.  Die  verschiedenen  Arten  von  An- 
sprüchen, welche  dort  geltend  gemacht  werden  konnten  und  jetzt 
der  Chancery  Division  zugewiesen  sind,  wurden  bereits  aufge- 
zählt (vgl.  §7). 

2.  Vereinigung  unabhängiger  Ansprüche. 

§  47.  Vor  dem  Erlass  der  Common  Law  Procedure  Act  von 
1852  konnte  debt  mit  detinue  und  trover  mit  trespass  on  the  case 
(gewöhnlich  "case"  genannt)  in  einem  Prozess  verbunden 
werden;  im  Uebrigen  konnten  keine  verschiedenen  Klagen  in 
demselben  Prozess  geltend  gemacht  werden.    Ein  Vermiether, 

3)  Diese  Klage  ist  als  Räumungsklage  des  Vermiethers  gegen  den 
Miether  ebensowohl  wie  als  eigentliche  Besitzklage  anwendbar.  Wo  in 
der  Folge  der  Ausdruck  „Besitzklage"  angewandt  wird,  umfasst  er  beide 
Arten  der  Klage.  Die  Ausdrücke  „Miether,  Vermiether"  werden  in 
unserer  Darstellung  stets  im  allgemeinen  Sinne,  also  auch  für  „Pächter, 
Verpächter"  angewandt. 
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der  mit  demselben  Miether  in  Bezug  auf  zwei  Häuser  stipulirt 
hatte,  dass  letzterer  die  Reparaturen  vorzunehmen  habe,  aber  in 
Bezug"  auf  ein  Haus  unter  besiegelter  Urkunde  und  in  Bezug 
auf  das  andere  durch  formlosen  Vertrag,  musste  bei  einer  Ver- 
nachlässigung dieser  Verpflichtung  in  Bezug  auf  beide  Häuser 
zwei  verschiedene  Prozesse  führen.  Bereits  das  erwähnte  Gesetz 
hat  in  s.  41  diesen  Missstand  zum  grossen  Theil  beseitigt. 
Die  jetzige  Prozessordnung  schreibt  vor: 

1.  Ein  Kläger  kann  im  Allgemeinen  in  demselben  Prozess 
Ansprüche  aus  verschiedenen  Klagegründen  geltend  machen. 
(R.  S.  C.  0.  XVIII.  r.  1).  Besitzklagen  in  Bezug  auf  Grund- 
stücke können  ohne  besondere  Genehmigung  nicht  mit  andern 
Klagen  vereinigt  werden,  ausser  wenn  es  sich  um  Ansprüche  auf 
Früchte,  rückständige  Miethe  oder  Schadensersatz  für  Be- 
schädigung des  beanspruchten  Objects  handelt   (ibidem  r.  2). 

2.  Auf  den  Antrag  eines  Beklagten  kann  verfügt  werden, 
dass,  wenn  verschiedene  Klagegründe  vereinigt  sind,  deren  Erledi- 
gung in  demselben  Prozesse  Schwierigkeiten  verursachen  würde, 
diejenigen  ausgeschlossen  werden,  die  zweckmässigerweise  ge- 
trennt erledigt  würden.  Ueber  den  Antrag  wird  in  der  Regel 
in  Chambers  vor  einem  Master  oder  Chief  Clerk  verhandelt 
(ibidem  rr.  1,  #,  9). 

In  den  genannten  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Vereinigung 
verschiedener  Ansprüche  zwischen  denselben  Parteien,  während 
wir  in  §  41  die  Umstände  erläutert  haben,  unter  welchen  der- 
selbe Anspruch  von  verschiedenen  Klägern  oder  gegen  ver- 
schiedene Beklagte  in  demselben  Rechtsstreit  geltend  gemacht 
werden  kann  (d.  h.  bei  gemeinschaftlicher,  solidarischer  oder 
alternativer  Berechtigung  oder  Verpflichtung).  Es  gibt  indessen 
auch  einzelne  Fälle,  in  welchen  unabhängige  Ansprüche  mit- 
einander in  einem  Prozesse  vereinigt  werden  können,  wenn 
verschiedene  Personen  klagen  oder  verklagt  werden. 

1.  Mit  den  gemeinschaftlichen  Ansprüchen  von  Ehegatten 
können  die  Ansprüche,  welche  einem  derselben  für  sich  allein 
zustehen  in  demselben  Prozesse  vorgebracht  werden;  ebenso  können 
Ansprüche  gegen  die  beiden  Ehegatten  mit  getrennten  An- 
sprüchen gegen  einen  derselben  oder  jeden  derselben  vereinigt 
werden  (0.  XVIII  r.  4). 

2.  Mit  den  Ansprüchen  eines  Nachlassverwalters  (Executor 


§  48. 
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oder  Administrator)  als  solchen  können  seine  persönlichen  An- 
sprüche in  einem  Prozess  vereinigt  werden,  wenn  letztere  im 
Zusammenhang  mit  der  Nachlassverwaltung  stehen;  ebenso  um- 
gekehrt (ibidem  r.  5). 

3.  Mit  den  gemeinschaftlichen  Ansprüchen  mehrerer  Kläger 
können  die  den  einzelnen  Klägern  gegen  denselben  Beklagten 
zustehenden  Ansprüche  vereinigt  werden  (ibidem  r.  6). 

4.  Mit  den  Ansprüchen  des  Kurators  einer  Konkursmasse 
als  solchen  können  seine  persönlichen  Ansprüche  nur  dann 
vereinigt  werden,  wenn  besondere  Genehmigung  dazu  ertheilt 
wird  (ibidem  r.  3). 


§  48.  Der  Ausdruck  „Jurisdiction"  wird  in  der  englischen 
Rechtssprache  häufig  in  einem  Sinne  angewandt,  der  einer  Er- 
läuterung bedarf.  Er  drückt  in  diesem  Sinne  nicht  die  Zuständig- 
keit eines  Gerichts  aus,  sondern  vie]mehr  das  Gebiet,  in  dessen 
Grenzen  die  Zwangsmittel  des  Gerichts  Wirksamkeit  haben. 
England  und  Wales  sind  innerhalb  der  Jurisdiction  des  Su- 
preme  Court;  alle  anderen  Länder  sind  ausserhalb  derselben 
(also  auch  Schottland  und  Irland).  Im  Allgemeinen  kann  im 
Supreme  Court  ein  Prozess  nur  gegen  solche  Beklagte  geführt 
werden,  welche  sich  innerhalb  der  Jurisdiction  befinden:  die 
Prozessladung  kann  dem  Beklagten  nur  innerhalb  der  Jurisdiction 
zugestellt  werden.  In  besonderen  Fällen  kann  mit  gerichtlicher 
Erlaubniss  auch  eine  im  Ausland  sich  aufhaltende  Person  belangt 
werden:  es  wird  dann  die  Erlaubniss  ertheilt,  die  Prozessladung 
ausserhalb  der  Jurisdiction  zuzustellen. 

Nach  früherem  Recht  konnte  zwar  jeder  Rechtsstreit  gegen 
innerhalb  der  Jurisdiction  befindliche  Beklagte  in  einem  der 
Obergerichtshöfe  eingeleitet  werden:  die  Verhandlung  aber 
musste  unter  Umständen  in  einer  bestimmten  Grafschaft  (bei  den 
Assisen)  stattfinden.  Die  Klagen  waren  nämlich  in  Jocal"  und  „tran- 
sitory"  actions  eingetheilt.     Eine  local  action  war  anwendbar  in 
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den  Fällen,  in  welchen  die  Rechtsverletzung  nur  an  einem  be- 
stimmten Platze  möglich  war  (also  z.  B.  widerrechtliches  Eindringen 
in  ein  Grundstück,  Veränderung  eines  Flussbetts  etc.);  eine 
transitory  action  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Rechtsverletzung 
an  jedem  beliebigen  Orte  möglich  gewesen  wäre  (Vertragsbruch, 
Körperverletzung  etc.),  (vgl.  Dicey  on  Parties  p.  25).  Alle  local 
actions  mussten  in  der  Grafschaft  verhandelt  werden,  in  welcher 
die  Rechtsverletzung  stattfand.  Der  örtliche  Gerichtsstand  für 
die  Verhandlung  wurde  mit  dem  Ausdruck  „venue"  bezeichnet. 
Durch  R.  S.  C.  0.  XXXVI  r.  1  ist  die  „local  venue"  beseitigt 
(von  praktisch  unwichtigen  Ausnahmen  abgesehen),  so  dass  auch 
die  Verhandlung  an  jedem  Orte  stattfinden  kann.  Unsere  Er- 
läuterung der  örtlichen  Zuständigkeit  könnte  sich  daher  auf  eine 
Aufzählung  der  Fälle  beschränken,  in  welchen  auswärtigen  Be- 
klagten eine  Prozessladung  zugestellt  werden  kann;  es  erscheint 
indessen  zweckmässig  die  Bestimmungen  über  die  Wahl  des  Orts 
für  die  Einleitung  des  Rechtsstreits,  für  das  vorbereitende  Ver- 
fahren und  für  die  Verhandlung  an  dieser  Stelle  ebenfalls  auf- 
zuführen. 

2.  Klagen  gegen  ausserhalb  der  Jurisdiction  befindliche  Personen. 

§  49.  Nach  0.  XI  r.  1  darf  eine  Prozessladung  an  ausser- 
halb der  Jurisdiction  befindliche  Personen  zugestellt  werden : 

1.  bei  Prozessen  über  Grundstücke  oder  über  die  Inter- 
pretation, Annullirung  oder  Ausführung  von  Verträgen  über 
Rechte  an  Grundstücken,  welche  innerhalb  der  Jurisdiction  ge- 
legen sind; 

2.  bei  Prozessen  gegen  Personen,  welche  ihren  ständigen 
Wohnsitz  innerhalb  der  Jurisdiction  haben; 

3.  bei  Prozessen  über  die  Verwaltung  des  Nachlasses  einer 
Person,  welche  zur  Zeit  ihres  Todes  in  England  domicilirt  war, 
oder  über  die  Beobachtung  von  Vorschriften,  welche  in  einer 
Fideikommiss-Urkunde  enthaltend  sind,  insofern  dem  Kurator  die 
Zustellung  gemacht  werden  soll,  und  die  Vorschriften  sich  auf 
Grundstücke  innerhalb  der  Jurisdiction  beziehen,  und  insofern 
das  englische  Recht  für  das  Fideikommiss  massgebend  ist; 

4.  bei  Prozessen  wegen  der  innerhalb  der  Jurisdiction  er- 
folgten Verletzung  von  Verträgen,  welche  nach  ihrem  ausdrück- 
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liehen  Inhalt  in  England  auszuführen  waren,1)  wenn  es  sich 
nicht  um  Beklagte,  welche  in  Schottland  oder  Irland  ihren  stän- 
digen Wohnsitz  haben,  handelt; 

5.  bei  Anträgen  auf  ein  prohibitorisches  Interdict  (injunetiori) 
in  Bezug  auf  schädigende  Handlungen,  welche  innerhalb  der 
Jurisdiction  begangen  worden  sind,  oder  deren  Begehung  inner- 
halb derselben  zu  befürchten  ist;  oder  bei  Anträgen  auf  die  Ver- 
hinderung oder  Entfernung  eines  schädigenden  Zustands  (nuisance) ; 
gleichviel  ob  zugleich  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  erhoben 
wird  oder  nicht.2) 

Die  unter  4.  in  Bezug  auf  Beklagte  in  Schottland  und  Irland  er- 
wähnte Ausnahme  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  die  Vergün- 
stigung, welche  dem  Kläger  zu  Theil  wird,  wenn  er  einen  aus- 
wärtigen Beklagten  vor  ein  englisches  Gericht  ladet,  nicht  noth- 
wendig  erscheint,  wenn  er  ohne  viele  Umständlichkeiten  das  forum 
des  Beklagten  anrufen  kann,  wie  dies  bei  Beklagten  in  Schottland 
und  Irland  der  Fall  ist,  Bei  Kontraktsklagen  ist  die  Anrufung 
eines  auswärtigen  Gerichts  im  Allgemeinen  mit  den  geringsten 
Schwierigkeiten  verknüpft,  weshalb  in  Bezug  auf  dieselben  die 
Erlaubniss  die  in  Schottland  und  Irland  befindlichen  Beklagten 
vor  das  englische  Gericht  zu  laden,  nie  ertheilt  wird.  In  Bezug 
auf  die  anderen  Fälle  ist  bestimmt,  dass,  wo  eine  konkurrirende 
Abhülfe  in  Schottland  (beziehungsweise  Irland)  möglich  ist,  und 
wo  in  Anbetracht  der  Umstände  die  Einbringung  der  Klage 
daselbst  zweckmässiger  erscheint,  die  Genehmigung  zu  versagen 
ist  ( 0.  XI  r.  2). 

Der  Antrag  auf  Genehmigung  der  Ladung  eines  auswärtigen 
Beklagten  muss  von  Nachweisen  begleitet  sein,  dass  prima  facie 


J)  Eine  Kontrakts-Obligation  kann  nur  an  dem  Orte  verletzt  werden, 
wo  sie  zu  erfüllen  ist;  geht  die  Obligation  auf  eine  Unterlassung  ohne 
örtliche  Beschränkung,  so  ist  sie  überall  zu  erfüllen,  weshalb  auch  in 
diesem  Falle  der  Ort  der  Verletzung  mit  dem  Ort  der  Erfüllung  über- 
einstimmt. Unter  diesen  Umständen  ist  die  Einschränkung  in  Bezug 
auf  den  Ort  der  Erfüllung  nicht  verständlich.  Die  Einschränkung  ist  in 
1883  eingeschaltet  worden. 

2)  Die  in  Wesllake's  Lehrbuch  des  internationalen  Privatrechts 
(S.  214  der  Holtzendorffschen  Uebersetzung)  gegebenen  Regeln  sind  der 
früheren  Prozessordnung  entnommen.  Die  Regel  unter  4  ist  übrigens 
nicht  mit  der  Sorgfalt  übersetzt,  welche  sonst  diese  Arbeit  characterisirt. 
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ein  genügender  Klagegrund  vorliegt;  auch  ist  der  Wohnort  des 
Beklagten,  seine  Nationalität  (ob  er  britischer  Unterthan  ist  oder 
nicht)  und  der  Grund  anzugeben,  welcher  die  Ladung  eines  aus- 
wärtigen Beklagten  rechtfertigt.  Der  Richter  hat  zu  prüfen,  ob 
die  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  erfüllt  sind  (ibidem  r.  4). 
Die  Genehmigung  wird  auch  in  den  angeführten  Fällen  uur 
dann  ertheilt,  wenn  besondere  Gründe  für  die  Zweckmässig- 
keit des  Verfahrens  sprechen.  Der  Richter  kann  zu  diesem 
Zwecke  auch  die  materiellen  Umstände  des  besonderen  Falles 
wenigstens  oberflächlich  prüfen  (Societe  Generale  v.  Brey  jus  Bro- 
thers 29  Ch.  D.  239). 

Befindet  sich  der  Beklagte  in  einem  Lande,  das  nicht  unter 
der  britischen  Krone  steht,  und  ist  er  kein  britischer  Unterthan, 
so  ist  ihm  statt  der  eigentlichen  Prozessladung  nur  eine  Anzeige 
über  den  Erlass  derselben  zuzustellen  (0.  XI.  r.  6). 

Der  Antrag  auf  Genehmigung  ist  an  einen  Richter  in  Cham- 
bers zu  stellen  (ein  Master,  Chief  Clerk  oder  District  Registrar  ist 
nicht  zuständig  0.  LIV.  r.  12  (6)\  LV.  r.  15). 

Die  betreffende  Verfügung  bestimmt  zugleich  die  Einlassungs- 
frist, welche  je  nach  der  Lage  des  Orts,  wo  die  Zustellung  zu 
erfolgen  hat,  bestimmt  werden  soll  (0.  XI.  r.  5).  Wird  eine 
der  genannten  Vorschriften  nicht  beobachtet,  so  kann  der  Be- 
klagte den  Widerruf  der  Erlaubniss  beantragen  (0.  XII.  r.  30). 

3.  Bestimmung  des  Orts  für  die  Prozessführung. 

a)  Prozessbeginn. 
§  50.  Die  Prozessladung  kann  entweder  im  Central  Office 
oder  in  einem  beliebigen  District  Registry  nach  W'ahl  des  Klä- 
gers ausgegeben  werden  (R.  S.  C.  0.  V.  rr.  1,  2).  Ist  die  Prozess- 
ladung in  einem  District  Registry  ausgegeben,  und  hat  der 
Beklagte  seinen  ständigen  Wohnsitz  oder  ein  Geschäftslocal 
im  Bezirk  desselben,  so  muss  er  im  gleichen  District 
Registry  seine  Einlassung^s-Erklärung  einreichen  (0.  XII,  r.  4). 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  kann  er  nach  seiner  Wahl  seine  Ein- 
lassungs-Erklärung im  District  Registry,  von  welchem  die  Prozess- 
ladung ausgegangen  ist,  oder  im  Central  Office  einreichen  (ibi- 
dem r.  5).  Ist  die  Prozessladung  im  Central  Office  ausgegeben, 
so  muss  die  Einlassungserklärung  ebenfalls  im  Central  Office  ein- 
gereicht werden  (ibidem  rr.  1,  2). 
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ß)  Vorbereitendes  Verfahren  in  den  Gerichts- 
schreibereien. 

Wenn  der  Beklagte  oder  im  Fall  mehrerer  Beklagter  nur 
einer  derselben  die  Einlassungserklärung  im  Central  Office  ein- 
reicht, so  ist  das  vorbereitende  Verfahren  im  Central  Office  weiter- 
zuführen (es  sei  denn,  dass  der  in  London  seine  Einlassungs- 
erklärung einreichende  Beklagte  kein  materielles  Interesse  am 
Ausgang  des  Rechtstreits  hat l),  in  welchem  Falle  die  Fortführung 
im  District  Registry  angeordnet  werden  kann).  Wird  die  Ein- 
lassungserklärung des  Beklagten,  oder  im  Fall  mehrerer  Beklagten 
sämmtlicher  Beklagten,  die  sich  auf  die  Klage  einlassen,  im  Di- 
strict Registry  eingereicht,  so  findet  das  vorbereitende  Verfahren 
im  District  Registry  statt  (0.  XU  r.  6). 

Ein  Beklagter  kann  jeder  Zeit  den  Antrag  stellen,  einen 
Rechtsstreit  vom  District  Registry  in  das  Central  Office  zu  über- 
tragen, und  der  Richter  oder  Beamte,  an  den  der  Antrag  ge- 
stellt ist,  kann  eine  betreffende  Verfügung  erlassen,  wenn  er  sich 
davon  überzeugt,  dass  genügende  Veranlassung  dazu  vorhanden 
ist.  Der  Antrag  kann  im  High  Court  (in  Chambers)  oder  im 
District  Registry  gestellt  werden  ( 0.  XXXV.  r.  Iß).  Ein  unbe- 
dingtes Recht  auf  die  Uebertragung  hat  ein  Beklagter  im  ge- 
wöhnlichen Prozesse  in  der  Zeit  zwischen  der  Einlassungs- 
erklärung und  der  Einlieferung  der  Verteidigungsschrift;  im 
Fall  eines  summarischen  Prozesses  (vgl.  §  80)  jedoch  nur  dann, 
wenn  der  Kläger  nicht  rechtzeitig  von  seinem  Vorrechte  Gebrauch 
gemacht  hat,  oder  der  Beklagte  Erlaubniss  erhalten  hat,  sich  zu  ver- 
theidigen  ( 0.  XXXV  r. 13).  In  den  Fällen,  wo  ein  Recht  auf  Uebertra- 
gung gegeben  ist,  bedarf  es  keiner  besonderen  Verfügung:  es 
genügt  eine  einfache  Anzeige  an  den  District  Registrar.  Ist  der 
Beklagte,  der  die  Uebertragung  bewirken  will,  am  Ausgang  des 
Rechtsstreites  nicht  materiell  interessirt,  so  kann  der  Ueber- 
tragung widersprochen  werden;  ebenso  wenn  ein  besonderer 
Grund  für  die  Fortführung  des  Rechtsstreites  im  District  Registry 
vorliegt  (0.  XXXV.  r.  14). 


a)  z.  B.  Mehrere  gemeinschaftlich  haftende  Personen  werden  be- 
klagt: einer  derselben  ist  aber  von  den  anderen  schadlos  gehalten  und 
gerade  dieser  reicht  die  Einlassungserklärung  in  London  ein. 
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7.  Zwischenanträge. 
Ueber  Zwischenanträge  wird  je  nach  der  Natnr  des  Antrags 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  oder  in  Chambers  verhandelt  (vgl. 
8  90). 

1.  Zwischenanträge,  die  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  zu 
stellen  sind,  werden  in  London  vor  einen  Richter  der  betreffen- 
den Abtheilung  gebracht,  auch  wenn  der  Prozess  in  einem  District 
Registry  geführt  wird. 

2.  Zwischenanträge,  die  in  Chambers  zu  stellen  sind,  werden 

a)  bei  Prozessen,  die  im  Centrul  Office  geführt  werden 

oc)  in  der  Chancery  Division  im  Bureau  des  Richters  ge- 
hört, welchem  der  Prozess  zugetheilt  ist  (vgl.  §  8),  und  zwar  ent- 
weder vor  dem  Richter  oder  vor  dem  Chief  Clerk; 

ß)  in  der  Queen's  Bench  Division,  wenn  ein  Master  zu- 
ständig ist  (vgl.  §  11),  im  Bureau  des  Master,  dem  der  Prozess 
zugetheilt  ist  (0.  LIV.  r.  18);  die  Sitzungen  in  Chambers  des 
Richters  können  an  einem  beliebigen  von  ihm  zu  bestimmenden 
Orte  (auch  in  seiner  Privatwohnung,  oder  bei  Sachen,  die  vor 
den  Assisen  verhandelt  werden,  in  der  betreffenden  Provinzstadt 
vgl.  Archbold  p.  1405)  stattfinden;  in  der  Regel  finden  indessen 
die  betreffenden  Verhandlungen  im  hauptstädtischen  Justiz- 
palast statt. 

b)  bei  Prozessen,  die  in  einem  District  Rdgistrp  geführt 
werden,  sind  Zwischenanträge  an  den  District  Registrar  in  Chambers 
zu  stellen,  insoweit  er  zuständig  ist,  andernfalls  an  einen  Richter 
in  Chambers,  in  derselbon  Weise  wie  bei  a)  ß. 

8.  Hauptverhandlung. 
Bei  Prozessen  in  der  Queen's  Bench  Division  findet  die 
Hauptverhandlung  entweder  in  den  Sitzungen  für  London  oder 
Middlesex,  die  alle  im  hauptstädtischen  Justizpalast  abgehalten 
werden,  oder  bei  den  Assisensitzungen  statt.  Prozesse,  die  in  der 
Chancery  Division  geführt  werden  und  daher  einem  besonderen 
Richter  zugetheilt  sind,  können  trotzdem  ebenfalls  vor  den  Com- 
missioners  of  Assize  zur  Hauptverhandlung  kommen,  wenn  auch 
in  der  Regel  London  als  Ort  der  Verhandlung  gewählt  wird 
(0.  XXXVI.  r.la  vom  24.  October  1884).  In  Manchester  und 
Liverpool  sollen  zweimal  im  Jahre  besondere  Sitzungen  für  die 
Verhandlung  von  Sachen,  die  in  der  Chancery  Division  eingebracht 
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sind,  abgehalten  werden,  wenn  mindestens  10  Sachen  mit  Zeugen 
angemeldet  sind  (0.  XXXVI.  r.22a)*) 

In  einigen  Ausnahmefällen  ist  ein  ausschliesslicher  Gerichts- 
stand an  einem  besonderen  Orte  vorgeschrieben;  in  allen  übrigen 
Fällen  hat  der  Kläger  den  Ort  für  die  Verhandlung  zu  wählen. 
Es  geschieht  dies  durch  Erwähnung  in  der  Klageschrift  (State- 
ment of  claim),  oder,  wenn  keine  Klageschrift  eingereicht  wird, 
durch  besondere  schriftliche  Anzeige,  welche  dem  Beklagten 
oder  seinem  Solicitor  mindestens  sechs  Tage  nach  der  Einlassung 
zuzustellen  ist.  Wird  kein  Ort  vom  Kläger  in  dieser  Weise 
genannt,  so  hat  die  Verhandlung  in  Middlesex  (also  in  der  Haupt- 
stadt) stattzufinden.  Unter  besonderen  Umständen  kann  eine 
Uebertragung  der  Verhandlung  auf  einen  andern  als  den  in  der 
genannten  Weise  bestimmten  Ort  verfügt  werden  (0.  XXXVI r.  1). 


Drittes  Kapitel. 

Die  Prozessladung. 

I.  Vorläufige  Anzeige. 

§  51.  In  einigen  Fällen  ist  durch  Specialgesetz  vorgeschrieben 
dass  vor  der  Ausgabe  der  Prozessladung  eine  formelle  Anzeige 
über  die  beabsichtigte  Klageerhebung  an  den  Beklagten  zu 
machen  ist.  Die  betreffenden  Gesetze  sind  meistens  erlassen,  um 
Beamten,  die  in  der  gutgläubigen  Erfüllung  ihrer  Pflichten  zu  der 
Klage  Veranlassung  gegeben  haben,  eine  Erleichterung  zu  ge- 
währen (es  ist  dies  der  Fall  bei  Justices  of  the  Peace  nach  11  u.  12 
Vict.  c.  44  s.  9;  bei  Special  Constables  nach  1  u.  2  Will  IV  c.  41 
s.  19  etc.  etc.).     Erst  einen  Monat  nach  Zustellung  der  Anzeige 

2)  Man  ist  neuerdings  bestrebt,  den  grossen  Handelsstädten  Man- 
chester und  Liverpool  in  Bezug  auf  das  Gerichtswesen  eine  grössere 
Selbständigkeit  zu  geben.  Eine  kürzlich  erlassene  Regel  (Einschaltung 
zu  O.  V.  r.  p;  Dezember  188f!)  bestimmt,  dass  die  in  den  District  Re- 
gistries in  diesen  Städten  für  die  Ch.  D.  eingebrachten  Prozesse  einem 
besonders  vom  Lord  Chancellor  zu  bestimmenden  Richter  zuzuweisen 
sind.  Ferner  bestimmt  O.  XXXV.  r.  6a.  (ebenfalls  Dezember  1886),  dass 
in  Bezug  auf  solche  Prozesse  die  betreffenden  District  Registrars  die 
Stelle  der  Chief  Clerks,  der  Registrars  und  der  Taxing  Masters  vertreten 
sollen. 
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kann  in  allen  solchen  Fällen  die  Prozessladung  ausgegeben  wer- 
den (5  u.  6  Vict.  c.  97  s.  4\  über  den  ganzen  Gegenstand  vgl. 
Archbold  P.  207—213). 

Ein  Solicitor  kann  für  Auslagen  und  Gebühren  erst  einen 
Monat  nach  Zustellung  einer  unterzeichneten  Rechnungsaufstellung 
klagen  (Solicitors  Act  1843  s.  3). 

2.  Charakter  des  writ  of  summons. 

§  52.  Der  Eintheilung  der  Klagen  entsprechend  gab  es 
früher  in  den  Common  Law  Courts  besondere  writs  (original  writs) 
für  jede  Klage.  Unter  William  IV.  wurde  bestimmt,  dass  sämmt- 
liche  Klagen  mit  Ausnahme  der  real  actions  durch  einen  allge- 
meinen writ  of  summons  eröffnet  werden  sollen  (2  Will.  IV c.39); 
doch  war  auf  dem  writ  of  summons  die  Benennung  der  Klage 
erforderlich.  Auch  dieses  Erforderniss  ist  durch  die  Common 
Law  Procedure  Act  von  1852  beseitigt  worden.  Die  drei  real 
actions,  welche  das  Gesetz  3  u.  4  Will.  IV  c.  27  überlebt  hatten, 
(vgl.  §  46)  mussten  noch  mit  original  writs  eröffnet  werden,  bis 
die  Common  Law  Procedure  Act  von  1860  auch  für  sie  den  all- 
gemeinen writ  of  summons  einführte.1)  Nach  der  jetzigen  Pro- 
zessordnung ist  ein  „indorsement  of  claim"  vorgeschrieben,  das 
die  Benennung  der  Klage  ersetzen  soll,  aber  sich  insofern  we- 
sentlich von  ihr  unterscheidet,  als  es  sich  nicht  mehr  um  streng 
gesonderte  Klage-Kategorien,  oder  auch  nur  um  einen  präcisen 
Ausdruck  des  Klagegrundes  und  des  Antrages  handelt,  sondern 
nur  um  eine  kurze,  an  keine  technische  Regeln  gebundene  In- 
dividualisirung  des  Rechtsstreits. 

In  dem  Chancery  Court  wurde  früher  ein  Prozess1)  durch 
die  Klageschrift  {"bill"  oder  bei  Angelegenheiten  der  Krone  "In- 
formation") eröffnet.    Dieselbe  war  in  der  Form  eines  schrift- 

1)  In  der  jetzigen  Prozessordnung  heisst  es,  dass  jedes  Verfahren, 
welches  durch  writ  in  den  Common  Law  Courts  und  durch  bill  oder  In- 
formation in  dem  Chancery  Court  eröffnet  wurde,  nunmehr  „action"  ge- 
nannt werden  soll  (O.  I.r.i)  und  dass  jede  action  mit  einem  writ  of  sum- 
mons eröffnet  werden  soll  (O.  II.  r.  1 ).  Ein  Prozess  im  Chancery  Court 
wurde  früher  „suit  (in  eqziity)"  genannt.  Es  giebt  namentlich  in  der  Chan- 
cery Divisio7i  Verfahren  verschiedener  Art,  welche  auf  der  Grenze 
zwischen  freiwilliger  und  streitiger  Gerichtsbarkeit  liegen  und  nicht 
durch  writ  of  summons  begonnen  werden.  Dieselben  sollen  mit  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  zusammen  besprochen  werden  (vgl.  §  148). 
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liehen  Gesuchs  an  den  Lord  Chancellor  abgefasst,  erwähnte  die 
Umstände  der  Klage  in  formloser  Weise  und  schloss  mit  dem 
Antrage  des  Klägers.  Die  Einlassungsfrist  wurde  darauf  bemerkt, 
und  dann  die  Schrift  dem  Beklagten  zugestellt,  so  dass  der 
Zweck  einer  Ladung  und  einer  Klageschrift  zu  gleicher  Zeit  er- 
füllt wurde.  In  der  Chancery  Division  wTird  jetzt,  ebenso  wie  in 
der  Queen' s  Beneh  Division,  der  Prozess  mit  einem  writ  of  sum- 
mons mit  kurzer  Angabe  des  Klageinhalts  eröffnet. 

Der  writ  of  summons  (oft  kurz  „writ"  genannt)  ist  eine 
Ladung,  durch  welche  der  Beklagte  aufgefordert  wTird,  innerhalb 
der  vorgeschriebenen  Frist  seine  Einlassungserklärung  einzu- 
reichen. Die  Gültigkeit  des  writ  of  summons  ist  auf  ein  Jahr 
beschränkt,  doch  ist  eine  Erneuerung  auf  6  Monate  zulässig^ 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Zustellung  vergeblich  versucht 
wurde;  unter  denselben  Voraussetzungen  kann  eine  weitere  Er- 
neuerung für  dieselbe  Zeitdauer  stattfinden  u.  s.  w.2)  0.  VIII 
r.  1.  Es  wird  stets  nur  ein  writ  of  summons  ausgegeben;  da  hier- 
durch indessen  die  Zustellung  im  Fall  mehrerer  Beklagten  er- 
schwert wird,  dürfen  Duplikate,  sogenannte  „coneurrent  wr/'ts" 
während  der  ersten  zwölf  Monate  nach  Ausstellung  des  ursprüng- 
lichen writ  ausgegeben  werden.    (0.  VI  r.  1). 

Der  writ  of  summons  wird  vom  Kläger  bezw.  von  seinem 
Ssolicitor  ausgefertigt  und  im  writ  department  des  Central  Office 
von  dem  zuständigen  Beamten  mit  dem  Amtssiegel  versehen; 
durch  die  Besiegelung  des  writ  gilt  derselbe  als  ausgegeben.  Zu 
gleicher  Zeit  ist  eine  Abschrift  einzureichen,  die  zu  den  Akten 
gelegt  wird  (0.  V  rr.  10 — 13).  Der  writ  ist  von  dem  Tage  datirt, 
an  welchem  er  mit  dem  Siegel  versehen  worden  ist  (O.llr.8). 

3.  Aufschriften  auf  dem  writ  of  summons. 

§  53.  In  der  Aufschrift  auf  dem  writ  of  summons  ist  die 
Abtheilung  des  Gerichtshofs  zu  bezeichnen,  in  welcher  der  Pro- 
zess eingebracht  ist.    Näher  zu  besprechen  sind  das  „indorsement 


2)  Die  Erneuerung  muss  stets  vor  Ablauf  der  Zeit  stattfinden,  da 
sonst  der  writ  erlischt  und  damit  die  Unterbrechung  der  Verjährung 
aufhört.  Uebrigens  ist,  wenn  durch  entschuldbaren  Irrthum  die  Erneue- 
rung versäumt  wurde,  Restitution  statthaft,  da  im  Allgemeinen  die  Ver- 
längerung von  Fristen  (laut  O.  LXIV.  r.  y)  durch  Verfügung  erfolgen 
kann. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  q 
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of  claim  und  das  „indorsement  of  address",  welche  ebenfalls 
vorgeschrieben  sind. 

a.  Indorsement  of  claim. 

Das  indorsement  of  claim  soll  die  Natur  des  Anspruchs  oder 
den  Inhalt  des  Klageantrags  enthalten  (0.  II.  r.  1),  doch  ist  es 
nicht  wesentlich,  dass  der  Klagegrund  oder  der  Antrag  in  tech- 
nisch präciser  Form  gegeben  werden  (0.  III  r.  2).  Wenn  der 
Kläger  Rechnungslegung  verlangt,  so  muss  dies  durch  eine 
dahin  gehende  Bemerkung  im  indorsement  of  claim  ersichtlich 
gemacht  werden  (0.  III  r.  8;  0.  XV.  r.  1). 

In  gewissen  Fällen  ist  ein  sogenanntes  special  indorsement 
(vgl.  §  54)  gestattet;  ein  gewöhnliches  indorsement  of  claim 
heisst,  zum  Unterschied  vom  special  indorsement,  „general  indor- 
sement". 

Das  indorsement  of  claim  soll  sich,  soweit  möglich,  an  die 
der  Prozessordnung  beigefügten  Formulare1)  halten  (0.  III  r.  3)% 

Die  Formulare,  welche  in  der  Chancery  Division  und  Queerfs 
Bench  Division  anwendbar  sind,  zerfallen  in  drei  Kategorien 
(App.  A,  Part  III  ss.  1,  2,  4): 

1.  solche,  die  in  Sachen,  welche  der  Chancery  Division  zuge- 
theilt  sind,  anzuwenden  sind,  z.  B.  „der  Anspruch  des  Klägers 
geht  auf  spezifische  Erfüllung  eines  Vertrags,  datirt  vom  1.  April 
1886,  über  den  Verkauf  von  gewissen  Grundstücken  etc. 
seitens  des  Klägers  an  den  Beklagten"; 

2.  solche,  welche  bei  Geldforderungen  anzuwenden  sind, 
wenn  kein  special  indorsement  benutzt  wird,  z.  B.  „der  An- 
spruch des  Klägers  ist  £  10  für  den  Preis  verkaufter  Waaren". 

3.  solche,  welche  bei  Schadensersatzklagen  und  anderen 
nicht  bei  1)  und  2)  erwähnten  Klagen  anzuwenden  sind,  z.  B. 
„der  Anspruch  des  Klägers  geht  auf  Schadensersatz  wegen  Ver- 
letzung eines  vertragsmässigen  Versprechens  den  Kläger  als  Ge- 
schäftsreisenden anzustellen".  „Der  Anspruch  des  Klägers  geht 
auf  Einweisung  in  den  Besitz  eines  Hauses  Nummer  2  Lancaster 
Road  im  Kirchspiel  St.  John,  Hampstead,  in  der  Grafschaft 
Middlesex." 


x)  Die  der  Prozessordnung  beigefügten  Formulare  werden  als  ein 
Theil  der  Prozessordnung  angesehen  (Jud.  Act  i8y$  s.  wo). 
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b.  Indorsement  of  address. 

Der  Kläger  hat  in  der  Aufschrift  des  writ  unter  Um- 
ständen eine  Adresse  für  Zustellungen  zu  geben  (neben  seiner 
gewöhnlichen  Adresse  und  der  des  etwa  bestellten  Solicitor): 

a.  Wird  der  writ  of  summons  im  Central  Office  ausgegeben, 
so  ist,  wenn  die  Wohnung  des  Klägers  beziehungsweise  das 
Geschäftslokal  des  ihn  vertretenden  Solicitor  mehr  als  drei  engl. 
Meilen  vom  Justizpalast  entfernt  ist,  eine  besondere  innerhalb 
dieser  Entfernung  gelegene  Zustellungsadresse  der  Adresse  des 
Klägers  und  des  Solicitor  beizufügen  (0.  IV.  rr.  1  u.  2). 

ß.  Wird  der  writ  of  summons  in  einem  District  Registry  aus- 
gegeben und  wohnt  der  Beklagte  innerhalb  des  betreffenden 
District,  so  ist,  wenn  die  WTohnung  des  Klägers  beziehungsweise 
das  Geschäftslokal  seines  Solicitor  nicht  im  District  belegen  ist, 
eine  Zustellungsadresse  im  District  den  anderen  Adressen  bei- 
zufügen (ibidem  r.  3). 

7.  Wird  der  writ  of  s  ummons  in  einem  District  Registry  aus- 
gegeben, und  wohnt  der  Beklagte  nicht  in  dem  betreffenden 
District,  so  ist  in  allen  Fällen  eine  Zustellungsadresse,  die  nicht 
mehr  als  drei  englische  Meilen  vom  Justizpalast  in  London  ent- 
fernt ist,  den  anderen  Adressen  beizufügen. 

Wird  die  erforderliche  Angabe  einer  Zustellungsadresse  ver- 
säumt, so  gilt  in  allen  Fällen,  in  welchen  keine  persönliche 
Zustellung  nothwendig  ist,  die  Zustellung  mit  der  Einreichung 
des  betreffenden  Schriftstücks  in  der  Gerichtsschreiberei,  in 
welcher  der  Prozess  geführt  wird,  als  bewirkt  (0.  LXVII.  r.  4). 

4.  Writs  mit  special  indorsement. 

§  54.  Das  special  indorsement  hat  den  Zweck,  das  sum- 
marische Verfahren  zur  Anwendung  zu  bringen,  das  in  §  80 
besprochen  werden  wird. 

Ein  special  indorsement  ist  zulässig  (nach  0.  III.  r.  6): 
a)  bei  Geldforderungen  mit  oder  ohne  Anspruch  auf  Zinsen, 
welche  beruhen  auf: 

1.  formlosem  Vertrag  (mit  Einschluss  von  Wechselforde- 
rungen), 

2.  Vertrag  unter  besiegelter  Urkunde, 

3.  gesetzlicher  Bestimmung,  wenn  der  Betrag  ein  bestimmter 
ist,  und  es  sich  nicht  um  eine  Busse  handelt  (z.  B.  Ein- 

6* 
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Zahlungen  auf  Aktien  nach  den  Bestimmungen  der  Com- 
panies  Act  1862), 

4.  einer  Bürgschaft,  wenn  die  Forderung  gegen  den  Haupt- 
schuldner liquid  ist, 

5.  Bestimmungen  eines  fideicommissum  (trust).1) 

b)  bei  Räumungsklagen2)  des  Vermiethers,  nachdem  der 
Miethvertrag  abgelaufen  oder  durch  vertragsmässige  Kündigung 
aufgehoben  worden  ist,  gleichviel  ob  ein  Anspruch  auf  Miethe 
oder  Ersatz  von  Früchten  mit  dem  Ausspruch  auf  Räumung  ver- 
bunden ist  oder  nicht. 

Für  die  Form  des  special  indorsement  sind  ebenfalls  die  der 
Prozessordnung  beigefügten  Formulare  massgebend  (App.  C.  s.4). 
Wenn  ein  solches  special  indorsement  angewandt  wird,  ist  eine 
eigentliche  Klageschrift  ausgeschlossen;  andererseits  werden  die 
für  special  indorsements  bestimmten  Formulare  für  die  Klageschrift 
in  den  Fällen  angewandt,  in  welchen  dieselben  Arten  von  Klagen 
durch  writ  mit  general  indorsement  eröffnet  werden. 

Zwei  Formulare  seien  hier  als  Beispiel  gegeben: 

1.  „Der  Anspruch  des  Klägers  geht  gegen  den  Beklagten 
A.  B.  als  Acceptanten,  und  gegen  den  Beklagten  C.  D.  als  Aus- 
steller eines  Wechsels  von  £  500. — ,  datirt  1.  Januar  1885,  zahl- 
bar drei  Monate  nach  Ausstellung,  von  dem  Beklagten  C.  D.  an 
Kläger  indossirt,  von  dessen  Nicht-Zahlung  bei  Vorzeigung  der 
Beklagte  C.  D.  gehörig  benachrichtigt  wurde. 

Einzelangaben:  Kapital  £  500. — 

Protestkosten3)         1. — 
Zinsen  20.— 
Gesammtbetrag  £  521. — 
Ort  der  Verhandlung:  Stadt  Bristol." 

1)  Die  Bestimmungen  sind  in  der  Hauptsache  dieselben,  wie  die  der 
Common  Law  Procedure  Act  i8j?2,  s.  25,  an  welche  sich  auch  die  äussere 
Form  der  Regel  anlehnt.  Die  Aufstellung  ist  vom  wissenschaftlichen 
Standpunkte  fehlerhaft:  eine  andere  Anordnung  in  der  Darstellung  im 
Text  hätte  indessen  leicht  irre  führen  können;  die  Ordnung  der  Regel 
ist  daher  beibehalten  worden. 

2)  Die  Anwendung  des  special  indorsement  bei  dieser  Art  von  Klagen 
ist  erst  durch  die  Prozessordnung  von  1883  eingeführt  worden. 

3)  Die  Bills  oj  Exchange  Act  1882  s.  $j  bestimmt,  dass  Protestkosten 
und  Ricambio  als  liquide  Forderungen  auzusehen  sind;  im  ursprüng- 
ichen  Formular  ist  der  Posten  nicht  enthalten. 
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2.  „Kläger  ist  berechtigt  zum  Besitz  eines  Landguts  und  der 
Gebäude,  genannt:  Church  Farm  im  Kirchspiel  von  St.  James,  in  der 
Grafschaft  Surrey,  vom  Kläger  an  Beklagten  auf  drei  Jahre  vom 
29.  September  1879  verpachtet,  welcher  Zeitraum  abgelaufen  ist. 

Kläger  beansprucht  den  Besitz  und  £  50  für  Früchte.  Ort 
der  Verhandlung:  Grafschaft  Surrey." 

5.  Zustellung  des  writ  of  summons. 

a.  Allgemeines. 

§  55.  In  den  häufigsten  Fällen  erklärt  sich  der  Solicitor  des 
Beklagten  schriftlich  bereit,  Zustellungen  anzunehmen,  und  reicht 
sofort  die  Einlassungserklärung  ein.  In  allen  solchen  Fällen  ist 
eine  Zustellung  des  writ  nicht  nothwendig  (0.  IX  r.  1). 

In  allen  anderen  Fällen  hat  persönliche  Zustellung  zu  er- 
folgen, und  zwar  in  der  Weise,  dass  dem  Beklagten  (resp.  jedem 
unter  mehreren  Beklagten)  eine  Abschrift  des  writ  of  summons 
von  einer  Person  ausgehändigt  wird,  welche  lesen  kann  (und  daher 
eventuell  im  Stande  ist  zu  beschwören,  dass  eine  wortgetreue  Ab- 
schrift des  writ  ausgehändigt  wurde) ;  zu  gleicher  Zeit  muss  das 
Original  (resp.  ein  concurrent  writ)  auf  Verlangen  vorgezeigt 
werden.  (0.  IX  r.  2;  Archbold  p.  232.)  Der  Bote,  welcher  die 
Zustellung  bewirkt  hatte,  muss  mindestens  drei  Tage  nachher  das 
Datum  auf  dem  writ  vermerken;  falls  dies  nicht  geschieht,  ver- 
liert der  Kläger  sein  Recht  auf  ein  Versäumnissurtheil  im  Fall 
der  Nicht-Einlassung  des  Beklagten  ( 0.  IX  r.  15.) 

b.  Zustellungen  an  besondere  Klassen  von  Personen. 

Ist  der  Beklagte  minderjährig,  so  erfolgt  die  Zustellung  an 
den  Vater  oder  Vormund l)  oder  in  Ermangelung  dieser  Personen 
an  Denjenigen,  unter  dessen  Schutz  der  Minderjährige  lebt;  unter 
Umständen  kann  auch  verfügt  werden,  dass  die  Zustellung  an 
den  Minderjährigen  selbst  genügt  (0.  TX  r.  4).  Im  Fall  eines 
formell  entmündigten  Geisteskranken  hat  die  Zustellung  an  den 
Committee  zu  erfolgen;  im  Fall  eines  nicht  formell  entmündigten 
Geisteskranken,  an  die  Person,  in  deren  Schutz  der  Geisteskranke 
lebt;  in  beiden  Fällen  kann  auch  anders  verfügt  werden 
(0.  IX  r.  5). 

])  Der  Prozessvormund  guardian  ad  litem  wird  erst  zur  Zeit  der 
Einlassung  bestellt;  daher  kann  die  Zustellung  nicht  an  ihn  erfolgen: 
dieselbe  Regel  gilt  für  nicht  entmündigte  Geisteskranke. 
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Sind  Mann  und  Frau  als  Streitgenossen  verklagt,  so  ist 
jedem  der  Ehegatten  eine  Abschrift  des  writ  auszuhändigen  ( 0.  IX 
r.  3).  Ist  eine  Handelsgesellschaft  unter  ihrer  Firma  verklagt, 
so  geschieht  die  Zustellung  an  einen  oder  mehrere  Theilhaber2) 
oder  an  die  Person,  welche  zur  Zeit  der  Zustellung  die  Ge- 
schäfte des  Haupt-Etablissements  innerhalb  der  Jurisdiction  leitet 
(0.  IX  r.  6).  Ist  ein  Einzelkaufmann,  der  Geschäfte  unter  einer 
Firma  betreibt,  welche  ein  Gesellschaftsverhältniss  andeutet, 
unter  seiner  Firma  verklagt,  so  genügt  die  Zustellung  an  die 
Person,  welche  zur  Zeit  der  Zustellung  die  Geschäfte  des  Haupt- 
etablissements innerhalb  der  Jurisdiction  leitet  (0.  IX  r.  7). 

Bezüglich  der  juristischen  Personen  ist  häufig  in  der  konsti- 
tuirenden  Urkunde  oder  in  dem  Gesetz,  durch  welches  ihnen  Kor- 
porationsrechte verliehen  wurden,  die  Art  der  Zustellung  bestimmt. 
Bei  Aktiengesellschaften,  welche  nach  dem  Gesetz  von  1862  re- 
gistirt  sind,  erfolgt  die  Zustellung  durch  Uebermittelung  an  das 
Hauptbureau  entweder  durch  die  Post  oder  durch  Boten  (Com- 
panies  Act  1862  s.  62).  Bei  Eisenbahngesellschaften  und  ähn- 
lichen Gesellschaften,  die  unter  den  Bestimmungen  der  Railway 
Clauses  Consolidation  Act  1845  stehen,  erfolgt  nach  s.  138  die 
Zustellung  ebenfalls  durch  Uebermittelung  an  das  Haupt- 
bureau oder  Einhändigung  an  den  Secretär,  eventuell  an  ein 
Mitglied  des  Verwaltungsraths.  In  Bezug  auf  Municipalitäten, 
Bezirksverbände  etc.  gibt  die  Prozessordnung  selbst  ( 0.  IX  r.  8) 
einige  Vorschriften,  indem  sie  die  Beamten  nennt,  an  welche  die 
Zustellung  zu  erfolgen  hat.  Im  Allgemeinen  ist  bestimmt,  dass 
die  Zustellung  an  den  Hauptbeamten  zu  geschehen  hat,  und  dies 
gilt  auch  für  juristische  Personen,  die  im  Ausland  ihren  Haupt- 
sitz und  eine  Zweigniederlassung  in  England  haben;  die  Zu- 
stellung hat  an  den  Hauptbeamten  der  Zweigniederlassung 
zu  erfolgen.  (Palmer  v.  Goidd's  Manufacturing  Company  W.  iVL 
1884  p.  63:  Newby  v.  Van  Oppen  L.  ' R,  7   Q.  B.  293). 


2)  Es  giebt  in  England  keine  allgemeinen  Firmen-Register.  Klagt 
eine  Firma,  so  hat  die  Gegenpartei  das  Recht  auf  Mittheilung  der  Namen 
der  Theilhaber,  und  der  Prozess  kann  sistirt  werden  so  lange  die  Mit- 
theilung unterbleibt.  Ausserdem  hat  jede  Partei  das  Recht  auf  eine  ge- 
richtliche Verfügung,  welche  die  gegnerische  Firma  zwingt,  Aufschluss 
über  die  Namen  ihrer  Theilhaber  zu  geben  (O.  VII  r.  2 ;  O.  XVI  r.  14). 
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c.  Substituirte  Zustellung*. 

Bei  Besitzklagen  in  Bezug  auf  leerstehende  Grundstücke, 
bei  welcher  die  Zustellung  nicht  in  der  gewohnten  Weise  ge- 
schehen kann,  wird  sie  durch  Anheftung  einer  Abschrift  des 
writ  an  das  Wohnhaus  oder  an  einen  anderen  in  die  Augen 
fallenden  Theil  des  Besitzthums  bewirkt  {0.  IX  r.  9). 

Falls  in  Folge  besonderer  Umstände  eine  Zustellung  auf  die 
gewöhnliche  Art  nicht  möglich  ist,  kann  auf  Grund  eines  ein- 
zureichenden affidavit  über  die  Thatsachen  auf  Antrag  verfügt 
werden  (nach  0.  IX  r.  2  und  0.  X): 

•  a)  dass  die  Zustellung  an  eine  substituirte  Person  (z.  B.  die 
Ehefrau,  den  Solicitor,  den  Handlungsgehilfen  des  Beklagten)  genügt; 

ß)  dass  statt  der  Zustellung  eine  Anzeige  über  die  Ausgabe 
des  writ  dem  Beklagten  durch  die  Post  übermittelt  wird; 

7)  dass  die  Ausgabe  des  writ  durch  Inserat  in  einer  Zeitung 
angezeigt  wird  (zugleich  mit  der  Anzeige  durch  die  Post,  oder 
auch  ohne  dieselbe). 

d.  Zustellung  an  auswärtige  Beklagte. 

Es  ist  bereits  in  §  49  erwähnt  worden,  unter  welchen  Um- 
ständen die  Zustellung  an  auswärtige  Beklagte  genehmigt  wird, 
ebenso  ist  erwähnt  worden,  dass,  wenn  dieselben  keine  englischen 
Unterthanen  sind,  und  sich  nicht  in  einem  unter  der  britischen 
Herrschaft  stehenden  Lande  aufhalten,  statt  des  writ  eine  Anzeige 
über  die  Ausgabe  des  writ  zuzustellen  ist.  Die  Art  der  Zustel- 
lung ist  den  allgemeinen  Vorschriften  unterworfen3)  (0.  XI  r.  7). 
e.  Antrag  auf  Aufhebung  der  Zustellung. 

Früher  war  ein  solcher  Antrag  nicht  vor  der  Einlassung 
möglich,    indem  der  Beklagte   vorher  keinen  locus  standi  im 

3)  Ein  Versäumnissurtheil  auf  Grund  der  Nicht-Einlassung"  wird  nur 
erlassen,  wenn  der  Kläger  ein  affidavit  über  die  richtige  Zustellung  bei- 
bringt. Ein  affidavit  muss  durch  Eid  bekräftigt  werden.  Da  ein  deutscher 
Gerichtsvollzieher  den  Eid  in  der  Art,  wie  ihn  das  engl.  Recht  vor- 
schreibt, nicht  zu  leisten  befugt  ist  und  in  den  meisten  Theilen  Deutsch- 
lands ein  Beamter  einen  derartigen  Eid  auch  nicht  abnehmen  kann,  so 
kann,  wenn  Deutsche  Beklagte  sind,  kein  solches  affidavit  eingereicht 
werden  und  daher  auch  kein  Versäumnissurtheil  ergehen  (nach  R.  S.  C. 
O.  XIII.  r.  2;  Ford  v.  Miescke  16  Q.  B.  D.  <tf).  Es  wird  im  Bericht  über 
diese  Entscheidung  erwähnt,  dass  die  englischen  Konsuln  nicht  mehr 
befugt  sind,  deutschen  Unterthanen  Eide  abzunehmen. 
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Rechtsstreit  hatte;  eine  unbedingte  Einlassung  wäre  als  Verzicht 
auf  die  Anfechtung  angesehen  worden;  der  Beklagte  hatte  daher 
eine  Einlassungserklärung  unter  Vorbehalt  einzureichen,  wenn 
er  die  Zustellung  anfechten  wollte.  Nach  der  jetzt  geltenden 
Regel  kann  dies  vor  der  Einlassung  geschehen  und  kommt  bei 
Unregelmässigkeiten  in  der  Zustellung  vor,  namentlich  aber  im 
Fall  der  Zustellung  an  einen  auswärtigen  Beklagten,  wenn  der- 
selbe behauptet,  dass  die  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  für 
die  Genehmigung  der  Zustellung  nicht  vorhanden  waren.  Ueber 
den  Antrag  muss  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  verhandelt  wer- 
den (0.  XII  r.  30).   

Viertes  Kapitel. 

Die  Eifikssiingserklärung. 

I.  Allgemeines. 

§  56.  Der  Beklagte,  dem  ein  writ  zugestellt  wird,  kann 
entweder : 

a.  die  Einlassung  versäumen,  in  welchem  Falle  er  ein  Ver- 
säumnissurtheil  gewärtigen  mnss  (vgl.  §  85)  oder 

b.  den  Antrag  auf  Beseitigung  der  Zustellung  stellen  (vgl. 
§  55  f.)  oder 

c.  sich  auf  den  Rechtsstreit  einlassen  (enter  an  appearance). 

2.  Frist  für  die  Einlassungserklärung. 

Die  Einlassungserklärung  muss  im  Fall  der  Zustellung  an 
inländische  Beklagte  spätestens  8  Tage  nach  Zustellung  der 
Prozessladung  erfolgen  (vgl.  die  Formulare  App.  A.  Part  I)\ 
im  Fall  der  Zustellung  an  auswärtige  Beklagte  wird  die  Frist 
in  der  Verfügung,  welche  die  Zustellung  genehmigt,  bestimmt 
(vgl.  §  49). 

Der  Beklagte  kann  sich,  so  lange  noch  kein  Versäumniss- 
urtheil  eingetragen  ist,  auch  nach  der  festgesetzten  Frist  auf  den 
Rechtsstreit  einlassen,  doch  werden  ihm  für  die  späteren  Prozess- 
handlungen die  Fristen  ebenso  berechnet,  als  ob  die  Einlassung 
rechtzeitig  erfolgt  wäre  (0.  XII.  r.  22). 

3.  Art  der  Einlassungserklärung. 

Die  Einlassungserklärung  wird  dadurch  bewirkt,  dass 
der  Beklagte  im  Central  Office  oder  in  einem  District  Registry 
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(vgl.  §  50)  eine  schriftliche  Anzeige  einreicht,  in  welcher  er 
angiebt,  ob  er  den  Prozess  in  Person  führt,  oder  ob  er  durch 
einen  Solicitor  vertreten  ist,  dessen  Name  im  letzteren  Falle 
aufzugeben  ist.  In  der  Aufschrift  müssen  die  Adressen  —  eventuell 
eine  Zustellungsadresse  —  verzeichnet  werden  wie  bei  einem 
writ  of  summons  (vgl.  §  53  b).  Ein  Duplikat  der  Bescheinigung 
ist  von  dem  Beamten  im  Central  Office  resp.  dem  District  Regi- 
strar  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen,  und  dient  dem  Beklagten 
als  Beweismittel  für  das  Datum  der  Einlassungserklärung. 

Dem  Kläger  beziehungsweise  seinem  Solicitor  ist  die  Ein- 
lassung durch  schriftliche  Anzeige  sofort  mitzutheilen  (0.  XII. 
r.  9). 

Wenn  eine  Handlungsgesellschaft  oder  ein  Einzelkaufmann 
unter  dem  Namen  der  Firma  verklagt  wird,  so  haben  die  Theil- 
haber  beziehungsweise  der  Inhaber  der  Firma,  in  ihrem  eigenen 
Namen,  die  Einlassungserklärung  zu  bewirken.  Trotzdem  ist 
im  Verlauf  des  weiteren  Verfahrens  die  Firma  als  beklagte 
Partei  zu  nennen  (0.  XII.  rr.  15  u.  16). 

Bei  Besitzklagen  kann  die  Einlassung  sich  nur  auf  einen 
Theil  des  beanspruchten  Grundstücks  beziehen  und  zwar  kann 
dies  entweder  auf  der  Anzeige,  die  in  der  Gerichtsschreiberei 
eingereicht  wird,  vermerkt  werden,  oder  dem  Kläger  durch  beson- 
dere Benachrichtigung,  die  spätestens  vier  Tage  nach  der  Ein- 
lassung zuzustellen  ist,  bekannt  gegeben  werden  (0.  XII.  rr.  28 
u.  29). 


DRITTER  ABSCHNITT. 
Verfahren  vor  der  Hauptverhandlung. 

Erstes  Kapitel. 

Die  vorbereitenden  Schriftsätze  (Pleadings). 

Einleitung. 

§  57.  Die  Absicht  der  vorbereitenden  Schriftsätze  ist  die 
Feststellung  der  Streitfragen  zwischen  den  Parteien.  In  älterer 
Zeit  bestand  überhaupt  kein  schriftliches  Verfahren;  in  öffent- 
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lieber  Gerichtssitzung"  wurde  durch  Rede  und  Gegenrede  der 
Parteien  oder  ihrer  Advocaten  der  Streitpunkt  ermittelt.  Die 
pleadings  entsprachen  dem  „Plaidoyer"  im  Sinne  des  continen- 
talen  Sprachgebrauchs.  Bei  grösserer  Entwickelung  des  Ver- 
kehrs ergab  sich  die  Unbequemlichkeit  dieses  Verfahrens  und  die 
Schriftsätze  kamen  in  Anwendung;  die  Bezeichnung  „pleadings" 
wurde  dann  auf  sie  angewandt.  Der  scholastisch-formalistische 
Geist,  welcher  verschiedene  Zweige  des  englischen  Rechtslebens 
im  Mittelalter  und  bis  in  dieses  Jahrhundert  hinein  kennzeichnet, 
macht  sich  wohl  kaum  auf  einem  anderen  Gebiete  in  so  hohem 
Grade  geltend,  als  gerade  hier.  Der  Bericht  der  Common  Law 
Commissioners  vom  Jahre  1851  gibt  ein  sehr  interessantes  Bild 
von  den  technischen  Absurditäten,  die  zur  Zeit  seiner  Abfassung 
noch  existirten.  Wir  haben  bereits  das  alte  Klagensystem  der 
Common  Law  Courts  besprochen  (vgl.  §  46).  Diesem  System 
und  den  Fictionen,  die  damit  zusammenhingen,  mussten  sich  die 
Parteien  in  der  Formulirung  ihrer  Angriffs-  und  Vertheidigungs- 
mittel  genau  anpassen.  Da  durchaus  nicht  Alles  was  in  den 
Schriftsätzen  behauptet  wurde,  zu  beweisen  war,  entsprachen  die 
schriftlich  ausgeführten  Thatsachen  in  vieler  Beziehung  nicht 
dem  wahren  Sachverhalt.  Bei  der  action  of  trespass,  der 
Klage  aus  Delikten,  welche  unmittelbar  von  der  Person  des  Be- 
klagten ausgingen,  musste  stets  ausgesagt  werden,  dass  Be- 
klagter „vi  et  armis  unter  Verletzung  des  Friedens  unserer 
Herrin  der  Königin"  die  betreffende  Handlung  vorgenommen 
habe.  Fehlten  diese  Worte,  so  war  das  königliche  Gericht  nicht 
zuständig,  und  die  Klage  konnte  nur  im  Volksgericht  der  Graf- 
schaft vorgebracht  werden.  Bei  der  action  of  trover  der  Klage 
auf  Ersatz  des  Werthes  einer  widerrechtlich  dem  Eigenthümer 
entzogenen,  beweglichen  Sache  wurde  gewöhnlich  behauptet, 
die  Sache  sei  verloren  gegangen,  der  Beklagte  habe  sie  ge- 
funden und  widerrechtlich  verwerthet.  Bei  der  Klage  aus 
einem  wechselrechtlichen  Anspruch  genügte  es  nicht  zu  be- 
haupten, der  Beklagte  habe  z.  B.  den  Wechsel  indossirt:  es 
musste  hinzugefügt  werden,  er  habe  versprochen,  eventuell 
für  Zahlung  aufzukommen.  Einzelangaben  über  den  Werth 
einer  Sache,  das  Datum  einer  Obligation  etc.  mussten  ur- 
sprünglich genau  nachgewiesen  werden;  wurde  aber  ein 
„videlicet"  oder  „to  tuit"  vorausgeschickt,  so  war  dies  nicht  nöthig. 
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Es  machte  somit  nichts  aus,  wenn  Jemand  nach  dem  videlicet 
falsche  Angaben  machte :  unterliess  er  aber  eine  solche  Angabe, 
wo  sie  vorgeschrieben  war,  so  war  der  Prozess  möglicherweise 
dadurch  verloren.  Der  Beklagte,  der  einen  technischen  Fehler 
in  der  Klageschrift  entdeckte,  war  nicht  genöthigt,  sofort  darauf 
hinzuweisen,  es  war  vielmehr  vortheilhafter  für  ihn  dies  nicht 
zu  thun:  denn  vor  der  Hauptverhaltung  konnte  noch  eine  Ab- 
änderung der  Klageschrift  vorgenommen  werden.  Ein  Beklagter 
konnte  vielmehr  den  Verlauf  des  Rechtsstreits  abwarten,  und 
wenn  er  verurtheilt  wurde  durch  »motion  in  arrest  of  judgment" 
oder  „writ  of  error"  den  Erfolg  des  Klägers  vereiteln.  Einige 
Formfehler  waren  allerdings,  wenn  ein  Mal  der  Spruch  gefällt 
war,  nicht  mehr  anfechtbar. 

Litten  auf  diese  Weise  die  pleadi?igs  in  den  Common  Law 
Courts  an  der  Starrheit  der  technischen  Regeln,  so  war  in  den 
Equity  Courts  das  entgegengesetzte  Uebel  zu  beklagen;  hier 
waren  in  den  Schriftsätzen  die  juristischen  Momente  nicht  aus- 
einander gehalten:  sie  gaben  eine  breite  Darstellung  der  That- 
sachen  mit  Auszügen  aus  Urkunden  oder  vollständigen  Wieder- 
gaben ihres  Inhalts,  indem  sie  nicht  nur  die  Eruirung  der  Streit- 
punkte bezweckten,  sondern  auch  die  Beschaffung  von  Beweis- 
material (vgl.  §  67).  In  den  Common  Law  Courts  wurden  bereits 
durch  das  Gesetz  von  1852  die  schlimmsten  Uebel  beseitigt,  aber 
sowohl  das  durch  dieses  Gesetz  eingeführte  System  als  das  in 
den  Equity  Courts  angewandte  erschienen  der  Kommission,  deren 
Vorschläge  die  Judicature  Act  1873  herbeiführten,  wenig  befrie- 
digend (vergl.  Bericht  von  1869  auf  S.  11).  Die  Vorschriften  der 
Prozessordnung  von  1875  sollten  zwischen  den  beiden  Methoden 
vermitteln,  näherten  sich  aber  mehr  der  Praxis  der  Equity  Courts. 
Die  Prozessordnung  von  1883  kommt  hingegen  dem  Common 
Law  System  wieder  näher,  indem  die  Regeln  und  besonders 
auch  die  beigefügten  Formulare  auf  eine  präcise  Ausdrucks- 
weise und  das  Hervorheben  der  entscheidenden  Momente,  in 
übersichtlicher  Form  ein  Hauptgewicht  legen.  Es  ist  namentlich 
bestimmt,  dass,  wo  ein  im  Anhang  der  Prozessordnung  enthaltenes 
Formular  anwendbar  ist,  dasselbe  benutzl  werden  muss;  ebenso 
ist  beim  indorsement  of  claim  (vgl.  §  53)  die  Benutzung  der  For- 
mulare jetzt  obligatorisch.  Die  Formulare  haben  dadurch  eine 
erhöhte  Wichtigkeit  erhalten  und  das  schriftliche  Verfahren  ist 
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wieder  mehr  einer  festgesetzten  Schablone  anzupassen;  allerdings 
sind  die  Folgen  einer  Abweichung  von  der  Vorschrift  nicht 
mehr  so  ernster  Natur,  wie  sie  es  früher  in  den  Common  Law 
Courts  waren. 

Unsere  Darstellung  der  vorbereitenden  Schriftsätze  soll  sich 
nicht  auf  die  Form  derselben  beschränken.  Sie  soll  vielmehr 
zugleich  eine  Uebersicht  der  Angriffs-  und  Vertheidigungs mittel 
geben,  welche  der  englische  Civilprozess  zulässt.  Ueber  die 
Angriffsmittel  ist  bereits  bei  der  Erläuterung  des  Klagensystems 
(vgl.  §  46)  gesprochen  worden.  Die  Vertheidigungsmittel  hingegen 
und  die  sich  daran  anlehnenden  Prozesshandlungen  werden  am 
besten  an  dieser  Stelle  erörtert  und  im  Zusammenhang  mit  den  ent- 
sprechenden Schriftsätzen  dargestellt,  Wir  behandeln:  1.  die 
allgemeinen  Regeln  über  die  Form  der  Schriftsätze;  2.  die 
Klageschrift;  3.  die  Vertheidigungsschrift;  4.  die  Wirkung  der 
Einzahlung  bei  Gericht;  5.  die  Vertheidigung  durch  Bestreitung 
der  gegnerischen  Rechtsdeduction;  6.  die  Widerklage;  7.  die 
Replik;  8.  den  Schluss  des  schriftlichen  Verfahrens;  9.  die  nach- 
trägliche Abänderung  der  Schriftsätze. 

I.  Allgemeine  Regeln  über  die  Form  der  Schriftsätze. 

§  58.  a)  Die  Schriftsätze1)  sollen  so  kurz  als  möglich  sein, 
überflüssige  Längen  werden  bei  der  Kostenvertheilung  berück- 
sichtigt und  zwar  auch  ex  officio  (R.  S.  C  0.  XIX  r.  2).  Eine 
unnöthige  Abweichung  von  den  vorgeschriebenen  Formularen, 
welche  den  Schriftsatz  in  seiner  Kürze  beeinträchtigt,  wird  in 
derselben  Weise  gerügt  (ibidem  r.  5). 

b)  Die  Schriftsätze  sollen  sich  auf  eine  übersichtliche 
Darstellung  der  Thatsachen  beschränken,  auf  welche  die  Klage 
oder  die  Vertheidigung  gestützt  wird;  die  Beweismittel  sind  in 
denselben  nicht  aufzuführen  (r.  4). 

c)  Einzelangaben  zur  Erläuterung  der  Behauptungen  sind 
in  gewissen  Fällen  vorgeschrieben2);  beziehen  sie  sich  auf 
ein  Schuldverhältniss,  Auslagen  oder  Schadensersatz  so  sind 
sie,  falls  ihre  Darstellung  eine  gewisse  Länge  überschreitet,  in 

1)  Wenn  der  Umfang-  eines  Schriftsatzes  10  Folioseiten  überschreitet, 
so  muss  derselbe  gedruckt  werden. 

2)  Insbesondere  in  Fällen,  wo  einer  Partei  dolose  Handlungsweise 
vorgeworfen  wird. 
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einer  Anlage  aufzuführen,  auf  welche  in  dem  betreffenden  Schrift- 
satz verwiesen  werden  muss  (r.  6).  Die  Gegenpartei  kann 
unter  Umständen  Einzelangaben  verlangen  (rr.  7  u.  8). 

d)  Beruft  sich  eine  der  Parteien  auf  eine  Urkunde,  so 
genügt  eine  kurze  Inhaltsangabe,  ein  wörtlicher  Auszug  soll  nur 
dann  gegeben  werden,  wenn  es  auf  den  Wortlaut  ankommt 
(r.  21).  ' 

e)  Es  genügt  die  Thatsachen  zu  behaupten,  aus  welchen  ein 
Recht  abgeleitet  wird,  ohne  nähere  Ausführung  der  Umstände, 
welche  auf  diese  Thatsachen  schliessen  lassen  oder  sie  verursacht 
haben,  wenn  z.  B.  dolus  behauptet  wird  (r.  22),  oder,  weun  be- 
hauptet wird,  die  Gegenpartei  habe  Kenntniss  von  einem  Um- 
stand gehabt  (r.  23),  ist  eine  Erwähnung  der  Umstände,  welche 
die  Behauptung  rechtfertigen,  in  der  Regel  nicht  nothwendig; 
wenn  ein  stillschweigender  Vertrag  behauptet  wird,  genügt  ein 
allgemeiner  Hinweis  auf  die  Thatsachen,  welche  ihn  begründen 
(r.  24);  wenn  das  Rechts verhältniss  von  dem  Eintreten  einer 
Suspensivbedingung  abhängt,  ist  es  nicht  nöthig,  das  Eintreten 
derselben  besonders  zu  behaupten,  ehe  die  Gegenpartei  dasselbe 
geleugnet  hat  (r.  14);  wo  eine  Rechtsvermuthung  (praesumptio 
juris)  für  eine  Thatsache  besteht,  braucht  dieselbe  nicht  behauptet 
zu  werden,  ehe  die  Gegenpartei  sie  abgeleugnet  hat  (r.  25). 

f)  Stützt  sich  die  Klage,  Vertheidigung  oder  Widerklage  auf 
verschiedene  von  einander  unabhängige  Thatsachen,  so  sollen 
dieselben  in  der  Darstellung  möglichst  auseinander  gehalten 
werden  (XX  r.  7). 

2.  Die  Klageschrift  (statement  of  Claim).  *) 

a.  Fälle,  in  welchen  dieselbe  vorgeschrieben  ist. 

§  59.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen:  I.  den  Fällen,  in 
welchen  der  Beklagte  sich  auf  den  Rechtsstreit  nicht  eingelassen 
hat;  IL  denjenigen,  in  welchen  die  Einlassung  erfolgt  ist. 

I.  Bei  unterbliebener  Einlassung  ist  keine  Klageschrift 
nöthig: 

a)  bei  Geldforderungen  (sowohl  bei  special  als  bei  general 
indorsement)  (R.  S.  C.  0.  XIII  rr.  3  u.  4); 


x)  Der  früher  in  den  Common  Law  Courts  angewandte  Ausdruck  ist 
„declaration"  —  in  den  Equity  couris  „bill". 
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ß)  bei  Forderungen  wegen  rechtswidriger  Entziehung  be- 
weglicher Sachen  und  bei  Schadensersatzforderungen  (ibid.  rr.5,  6); 

Y)  bei  Besitzklagen  in  Bezug  auf  Grundstücke  (ibidem  r.  8); 

o)  bei  Klagen  auf  Rechnungslegung  (0.  XV  r.  1). 

Bei  allen  anderen  Klagen  (insbesondere  bei  Erfüllungs- 
klagen, Anträgen  auf  ein  prohibitorisches  Interdict,  Feststellungs- 
klagen etc.)  muss  eine  Klageschrift  eingereicht  werden,  ehe  ein 
Versäumnis su rtheil  beantragt  werden  kann  ( 0.  XIII  r.  12). 

II.  Nach  erfolgter  Einlassung  ist  keine  Klageschrift  noth- 
wendig : 

a)  bei  writs  mit  special  indorsement  [0.  XX  r.  l(a)]. 

ß)  wenn  der  Beklagte  nicht  spätestens  acht  Tage  nach  Ein- 
reichung der  Einlassungserklärung  durch  schriftliche  Mittheilung 
an  den  Kläger  (bezw.  seinen  solicitor)  die  Zustellung  einer  Klage- 
schrift beansprucht  (ibidem  r.  16). 

Der  Beklagte  hat  das  Recht  eine  Klageschrift  zu  bean- 
spruchen und  der  Kläger  hat  das  Recht  eine  solche  (auch  ohne 
Aufforderung)  dem  Beklagten  zuzustellen  in  allen  Fällen,  in 
welchen  der  writ  nicht  specially  indorsed  ist.  Ergeht  eine 
schriftliche  Aufforderung,  so  muss  die  Klageschrift  spätestens 
fünf  Wochen  später  dem  Beklagten  zugestellt  werden;  will  der 
Kläger  auch  ohne  Aufforderung  eine  Klageschrift  anwenden,  so 
muss  sie  spätestens  sechs  Wochen  nach  Einreichung  der  Ein- 
lassungserklärung dem  Beklagten  zugestellt  werden;  unter  Um- 
ständen können  die  Fristen  verlängert  werden  [ibid.  r.  1  (c)  (d)]. 

Eine  unnöthige  Aufforderung  zur  Zustellung  einer  Klage- 
schrift, und  ebenso  eine  unnöthige  Zustellung  derselben  ohne 
Aufforderung,  kann  zur  Folge  haben,  dass  die  betreffende  Partei 
zur  Zahlung  der  entstehenden  Mehr-Kosten  verurtheilt  wird 
[0.  XX  r.  1  (e)l 

Die  Klageschrift  ist,  ebenso  wie  die  anderen  Schriftsätze 
der  Gegenpartei  oder  ihrem  Solicitor  zuzustellen,  wenn  dieselbe 
sich  auf  den  Rechtsstreit  eingelassen  hat;  im  Falle  der  Nicht- 
Einlassung ist  sie  in  der  Gerichtsschreiberei  einzureichen. 

b.  Inhalt  der  Klageschrift, 
Die  Klageschrift  muss  die  Thatsachen  angeben,  auf  welche 
die  Klage  sich  stützt,  ohne  Erwähnung  der  Beweismittel,  und 
ohne  Einzelangaben,  ausser  wo  solche  vorgeschrieben  sind  (vgl. 
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§  58).  Wenn  die  Anerkennung  einer  Rechnung"  als  selbständiger 
Klagegrund  benutzt  wird,  so  sind  die  einzelnen  Posten  der  Ab- 
rechnung aufzuführen;  dient  die  Anerkennung  nur  als  Beweis- 
mittel, so  ist  ihre  Erwähnung  in  der  Klageschrift  (oder  in  den 
anderen  Schriftsätzen)  nicht  nothwendig  (0.  XX  r.  8). 

Der  Antrag  des  Klägers  ist  in  der  Klageschrift  in  genauer 
Form  zu  stellen;  ein  alternativer  Antrag  ist  statthaft.  Es  war 
früher  üblich,  dem  besonderen  Antrag  einen  allgemeinen  beizu- 
fügen, in  welchem  diejenige  Rechtshülfe  erbeten  wurde,  welche  dem 
Gericht  angemessen  erscheinen  würde.  Dieser  allgemeine  Antrag 
ist  jetzt  überflüssig,  indem  es  dem  Richter  freisteht  auch  in  einer 
vom  Antrag  abweichenden  Weise  den  Beklagten  zu  verurtheilen 
(0.  XX  r.  6).  z.  B.  der  Kläger  beantragt,  den  Beklagten  zur 
specifischen  Erfüllung  eines  Vertrags  zu  verurtheilen ;  der  Richter 
kann  auf  Schadensersatz  verurtheilen. 

Die  Klageschrift  muss  den  Ort  für  die  Hauptverhandlung 
bestimmen;  wenn  kein  Ort  bestimmt  ist  findet  dieselbe  in  Middle- 
sex  statt. 

3.  Die  Verteidigungsschrift. 

a.  Arten  der  Vertheidigung. 
§  6o.  In  den  Common  Law  Courts  konnte  früher  eine  Klage 
mit  demiirrer  oder  mit  plea  beantwortet  werden.  Demurr  er 
wurde  angewandt,  wenn  die  Thatsachen  zugestanden  wurden, 
aber  die  behaupteten  Rechtsfolgerungen  bestritten  wurden.  Pleas 
waren  entweder  dilatory  pleas  (dilatorische  Einreden),  unter 
welchen  eine  specielle  Klasse  „pleas  in  abatement"  genannt 
wurden  (es  waren  dies  namentlich  die  Einreden,  welche  sich 
auf  die  Parteifähigkeit  des  Gegners  oder  die  unrichtige  Zuziehung 
oder  Weglassimg  einer  Partei  bezogen),  oder  peremptory  pleas 
(peremtorische  Einreden),  häufiger  „pleas  in  bar"  genannt.  Pleas 
in  bar  zerfielen  wiederum  in  traverses  (negative  Litiscontestation) 
und  pleas  of  confession  and  avoidance  (eigentliche  Einreden). 
Ein  plea  in  bar  konnte  entweder  einzelne  Thatsachen  zur  Ver- 
theidigung anführen  oder  im  Allgemeinen  die  Behauptungen  des 
Klägers  bestreiten.  Die  letztere  Art  der  Vertheidigung  nannte 
man  „general  issue".  Es  gab  dafür,  je  nach  der  Art  der  Klage, 
besondere  Formeln,  bei  formlosen  Verträgen  „non  assumpsit", 
bei  besiegelten  Urkunden   „non  est  factum"  (oder  not  his  deed); 
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bei  liquiden  Geldforderungen  nnil  debet"  (oder  never  indebted); 
bei  Deliktsklagen  „not  guilty".  Die  letztere  Art  der  Verteidigung 
wurde  gewissen  Klassen  von  Personen  in  besonderen  Fällen 
durch  Specialgesetze  gestattet  (hauptsächlich  Beamten  bei  Klagen 
aus  Anlass  der  Ausübung  ihrer  Amtsbefugnisse),  in  derartigen 
Fällen  hiess  die  Formel  „?iot  guilty  by  Statute".1) 

In  den  Equity  Courts  unterscheiden  sich  die  Arten  der 
Verteidigung  in  demurrer,  pleas  und  answer.  Demurrer  hatte 
eine  ähnliche  Bedeutung  wie  in  den  Common  Law  Courts.  Die 
selten  angewandte  Verteidigung  durch  plea  bestand  im  Vorbringen 
einer  Einrede,  welche  den  Schwerpunkt  des  ganzen  Streits  auf 
eine  einzelne  Frage  verlegte.2)  Am  häufigsten  wurde  die  answer 
angewandt;  sie  war  eigentlich  eine  Beantwortung  der  vom 
Kläger  ausgehenden  Fragestücke  (vgl.  §  67),  beantwortete  aber 
zugleich  alle  in  der  Klageschrift  enthaltenen  Behauptungen,  sei 
es  durch  Leugnung  der  angeführten  Thatsachen,  sei  es  durch 
Vorbringen  von  Einreden,  oder  sei  es  durch  Anwendung  anderer 
Vertheidigungsmittel ;  jedes  Vertheidigungsmittel,  das  durch  de- 
murrer oder  plea  geltend  gemacht  werden  konnte,  konnte  auch 
in  der  answer  benutzt  werden.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  der  Vertheidigung  in  den  Common  Law  Courts  und 
der  in  den  Equity  Courts  beruhte  auf  dem  Umstände,  dass  vor 
jenen  das  schriftliche  Verfahren  von  dem  Beweis  verfahren  ganz 
gesondert  war,  während  vor  diesen  die  beiden  in  engem  Zu- 
sammenhang mit  einander  standen.  Die  Aussagen  in  den  Com- 
mon Ljüw  pleadings  hatten  nur  Einfluss  auf  die  formelle  Gestaltung 
des  Rechtsstreits,  in  den  Equity  pleadings  hatten  sie  direkte  Wir- 
kung auf  den  materiellen  Ausgang. 

Das  jetzt  eingeführte  Vertheidigungssystem  ist  bedeutend  ver- 


Die  Klageschrift  war  in  Abschnitte  —  counts  —  eingeteilt;  jedem 
count  durfte  ursprünglich  nur  ein  plea  entgegengesetzt  werden:  wenn 
der  Beklagte  sich  auf  verschiedene  Arten  verteidigen  konnte,  empfahl 
es  sich,  die  general  issue  anzuwenden,  wo  dies  möglich  war,  um  bei  der 
Verhandlung  sich  auf  die  Art  der  Verteidigung  berufen  zu  können^ 
welche  am  leichtesten  nachzuweisen  war.  Später  durften  mehrere  pleas 
einem  count  entgegengesetzt  werden. 

2)  Pleas  in  abatement  waren  unter  denselben  Voraussetzungen  zu- 
lässig, wie  in  den  Common  Law  Courts ;  sie  hatten  aber  die  Wirkung 
peremtorischer  Einreden  (Daniell  S.  S°SJ- 
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einfacht,  Demurrer  existirt  nicht  mehr  unter  diesem  Namen,  wird 
aber  durch  ein  anderes  besonders  zu  besprechendes  Verfahren 
ersetzt.3)  Die  pleas  in  abatement  sind  ebenfalls  beseitigt  Die 
ungerechtfertigte  Zuziehung  oder  Weglassung  einer  Partei 
ist  überhaupt  nicht  mehr  der  Grund  einer  Einrede,  sondern  giebt 
nur  das  Recht,  die  Streichung  resp.  nachträgliche  Zuziehung  zu 
beantragen  (R  S.  C.  0.  XVI  r.  20;  0.  XVI  r.  11).  Die  Ver- 
teidigung durch  gener al  issue  hat  jetzt  keine  besondere  Be- 
deutung mehr,  da  die  technischen  Regeln,  zu  deren  Umgehung 
sie  bestimmt  war,  beseitigt  sind;  übrigens  ist  speziell  bestimmt: 
a)  dass  die  Bestreitung  eines  Vertrags  ohne  nähere  Angabe  nur 
bedeuten  soll,  dass  der  Vertrag  überhaupt  nicht  abgeschlossen 
wurde;  (früher  war  eine  allgemeine  Vertheidigung  durch  non  est 
factum  bei  besiegelten  Urkunden  oder  durch  non  assumpsit  bei 
formlosen  Verträgen  auch  dann  statthaft,  wenn  man  zwar  den  Ab- 
schluss  eines  Uebereinkommens  anerkannte,  aber  seine  rechtliche 
Gültigkeit,  z.  B.  wegen  mangelnder  Handlungsfähigkeit,  Maugel 
in  der  Form  etc.  bestreiten  wollte)  (0.  XIX  r.  20);  b)  dass  bei 
Forderungen  aus  Darlehen  oder  bei  anderen  Geldforderungen, 
eine  blosse  Leugnung  der  Forderung  nicht  statthaft  sein  soll, 
sondern  dass  vielmehr  der  Grund,  aus  welchem  die  Forderung 
bestritten  wird,  besonders  genannt  werden  muss  (z.  B.  bei  einer 
Wechselforderung  muss  Beklagter  leugnen,  er  sei  der  Aussteller, 
Indossant  oder  Acceptant  des  Wechsels,  oder  behaupten  das 
Regressrecht  sei  erloschen  etc.)   (0.  XXI  rr.  1 — 3). 

Die  Vertheidigung  durch  general  issue  ist  in  den  besonderen 
Fällen,  in  welchen  ein  Spezialgesetz  den  plea  »not  guilty  by 
Statute'"  gestattet,  weiter  erlaubt  (  0.  XIX  r.  12;  0.  XXI  r.  19). 
Wie  bereits  erwähnt,  ist  dies  eine  Vergünstigung,  die  gewissen 
Beamten,  die  wegen  ihrer  Amtshandlungen  verklagt  werden,  ge- 
währt wird;  ferner  ist  sie  den  Beklagten  bei  Strafklagen  und 
Popularklagen,  sogenannten  »qui  tarn  actions"  gestattet. 


'■'')  Die  Vertheidigung  kann  sich  jetzt  auf  Rechtsfragen  und  that- 
sächliche  Fragen  zusammen  stützen  (O.  XXV.  r.  2.);  die  Rechtsfragen 
können  aber  vor  der  Hauptverhandlung  zur  Verhandlung  kommen,  vgl. 
unten  §  82. 


SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege. 
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b.    Inhalt  und  Form  der  Vertheidigungss chrift.4) 

Die  allgemeinen  Regeln  über  die  Form  der  Schriftsätze  finden 
auch  hier  Anwendung.  Die  Thatsachen  müssen  in  kurzer  über- 
sichtlicher Form  ohne  Angabe  der  Beweismittel  mitgetheilt 
werden.    Im  besondern  ist  bestimmt: 

1.  Jede  Thatsache,  welche  nicht  ausdrücklich  oder  implicite 
(by  necessary  implication)  geleugnet,  oder  als  nicht  zugegeben 
hervorgehoben  wird,  gilt  als  anerkannt  (0.  XIX  r.  13),  mit  Aus- 
nahme der  behaupteten  Ansprüche  auf  Schadensersatz,  welche 
stets  als  bestritten  anzusehen  sind  (0.  XIX  r.  4). 

2.  Jede  selbständige  Thatsache,  auf  welche  sich  der  Be- 
klagte einredeweise  beruft  (z.  B.  dolus,  Verjährung,  Erlass, 
Tilgung,  entkräftende  Umstände,  Formlosigkeit  etc.)  muss  in  der 
Verth eidigungsschrift  angeführt  werden  (0.  XIX  r.  15) 

3.  Jede  Thatsache,  die  bestritten  werden  soll,  muss  einzeln 
bestritten  werden  (mit  Ausnahme  der  Thatsachen,  welche  auf 
den  geforderten  Schadensersatz  Bezug  haben  (0.  XIX  r.  17). 
Die  Leugnung  einer  Thatsache  darf  nicht  in  ausweichender 
Form  geschehen,  z.  B.  wenn  behauptet  wird,  der  Beklagte  habe 
eine  gewisse  Geldsumme  erhalten,  genügt  es  nicht  zu  sagen, 
dies  sei  nicht  der  Fall,  es  muss  vielmehr  angegeben  werden, 
der  Beklagte  habe  weder  die  genannte  Summe,  noch  irgend  ein 
Theil  derselben  erhalten;  eventuell  habe  er  statt  der  genannten 
Summe  nur  eine  zu  nennende  mindere  Summe  erhalten  (0. 
XIX  r.  19). 

c.  Ablieferung  der  Vertheidigungsschrift. 
Es  gelten  darüber  folgende  Regeln: 

a)  Ist  eine  Klageschrift  zugestellt  worden,  so  hat  die  Zu- 
stellung der  Verth eidigungs chrift  spätestens  10  Tage  nachher  zu 
erfolgen;  wenn  die  Klageschrift  vor  Ablauf  der  Einlassungsfrist 
zugestellt  worden  ist,  so  braucht  die  Vertheidigungsschrift  erst 
zehn  Tage  nach  Ablauf  der  Einlassungsfrist  zugestellt  zu  werden 
(0.  XXI  r.  6). 

ß)  Ist  keine  Klageschrift  zugestellt  worden,  so  ist,  abgesehen 
von  den  unter  *f)  erwähnten  Fällen  die  Vertheidigungsschrift  spä- 


4)  Die  Vertheidigungsschrift  wird  als  „defence"  bezeichnet;  ein  häufig 
angewandter  aber  ungenauer  Ausdruck  ist  „Statement  of  defence". 
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testens  10  Tage  nach  Ablauf  der  Einlassungsfrist  zuzustellen 
(ibid.  r.  7). 

Y)  Im  Falle  eines  writ  mit  special  indorsement  wird  eine  Ver- 
teidigung überhaupt  nur  auf  Grund  besonderer  Verfügung  ge- 
stattet. Bestimmt  die  betreffende  Verfügung  keine  Frist,  so  ist 
die  Verteidigungsschrift  dem  Kläger  spätestens  8  Tage  nach 
Erlass  der  Verfügung  zuzustellen. 

4.  Wirkung  der  Einzahlung  bei  Gericht. 

§  6i.  Bei  Geldforderungen  und  Schadensersatzforderungen 
kann  der  Beklagte  eine  Geldsumme  bei  Gericht  einzahlen: 

1)  unter  Anerkennung  des  gegnerischen  Anspruchs  (es  muss 
dies  immer  geschehen,  wenn  Beklagter  in  seiner  Verteidigung 
behauptet,  er  habe  vor  Erhebung  der  Klage  Zahlung  angeboten) ; 

2)  ohne  Anerkennung  desselben  (bei  Verläumdungsklagen 
ist  dies  nicht  statthaft).    (0.  XXII  rr.  1,  3). 

1)  Wenn  der  Beklagte  seine  Haftbarkeit  in  Bezug  auf  den 
eingezahlten  Betrag  zugibt,  kann  der  Kläger  sofort  die  be- 
treffende Summe  für  sich  erheben,  wenn  nicht  ausdrücklich 
das  Gegen theil  verfügt  wird  (0.  XXII  r.  5). 

2)  Erkennt  Beklagter  den  klägerischen  Anspruch  nicht  an, 
zahlt  aber  doch  eine  Summe  bei  Gericht  ein,  so  hat  der  Kläger 
die  Wahl,  a)  die  eingezahlte  Summe  zu  acceptiren,  ß)  dies  zu  ver- 
weigern. Im  ersteren  Falle  wird  ihm  das  Geld  herausbezahlt  und 
der  Rechtsstreit  ist  in  Bezug  auf  den  besonderen  Streitpunkt  zu 
Ende  ( 0  XXII  r.  6a).  Im  letzteren  Falle  geht  der  Prozess  weiter, 
das  Geld  bleibt  bei  Gericht  hinterlegt  und  wird  nach  der  Urtheils- 
fällung  je  nach  den  Umständen  dem  Kläger  oder  Beklagten 
herausbezahlt  ( 0.  XXII  r.  6  c). 

Die  Thatsache  der  Einzahlung  kann  dem  Kläger  in  der  Ver- 
teidigungsschrift, oder  vor  Zustellung  derselben  durch  eine  be- 
sondere Anzeige  mitgeteilt  werden.  Letzteres  geschieht  indessen 
nur,  wenn  der  Anspruch  anerkannt  wird  (0.  XXII  r.  4  und 
Formular  Appendix  B.  3). 

5.  Verteidigung  durch  Bestreitung  der  gegnerischen  Rechtsausführung. 

§  62.  Es  ist  erwähnt  worden,  dass  früher  eine  besondere 
Art  der  Verteidigung  „demurrer"  bestand,  welche  unter  Aner- 
kennung der  Thatsachen  nur  die  Rechtsausführung  des  Gegners 
bestritt.     Dieses  Verfahren  ist  durch   0.  XXV  r.  1  im  Jahre 
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1883  beseitigt  worden;  es  kann  nun  in  der  gewöhnlichen  Ver- 
th eidigungsschrift  eine  Rechtsfrage  eben  so  gut  als  eine  that- 
säohliche  Frage  angeregt  werden. 

Durch  demurrer  konnte  früher  ein  Rechtsstreit  zur  Ent- 
scheidung kommen,  ehe  er  zur  regelmässigen  Hauptverhandlung 
reif  war.  Jetzt  kann  dies  auch  geschehen,  wenn  eine  Rechts- 
frage sich  aus  den  pleadings  ergibt,  und  zwar  kann  die  Verhand- 
lung sofort  erfolgen,  wenn  die  Parteien  dahin  übereinkommen 
oder  wenn  der  Richter  oder  Beamte  in  Chambers  auf  Antrag  einer 
Partei  eine  dahin  gehende  Verfügung  erlässt;  wenn  dann  nach 
der  Meinung  des  Richters  die  Entscheidung  über  den  Rechts- 
punkt den  Prozess  erledigt,  kann  sofort  ein  Endurtheil  ergehen. 
(0.  XXII  TT.  2  U.  3). 

Es  steht  ebenfalls  im  Ermessen  des  Richters,  die  Annullirung 
eines  Schriftsatzes  anzuordnen,  wenn  kein  angemessener  Klage- 
grund oder  Vertheidigungsgrund  aus  demselben  erhellt;  auch  kann 
in  einem  solchen  Falle,  sowie  überhaupt,  wenn  die  Klage 
oder  die  Verteidigung  sich  als  frivol  ergibt,  sofort  ein  Endur- 
theil ergehen  (0.  XXV  r.  4).    (Vgl.  §  82.) 

6.   Die  Widerklage. 

a.  Normalfall. 
§  63.  Die  Widerklage  ist  erst  durch  die  Judicature  Act  1873 
in  den  englischen  Civilprozess  eingeführt  worden,  vgl.  S.  24  (3). 
Früher  musste  ein  Anspruch  des  Beklagten  gegen  den  Kläger, 
der  nicht  durch  Kompensations-Einrede  geltend  gemacht  werden 
konnte,  in  einer  sogenannten  cross-action,  d.  h.  in  einem  selb- 
ständigen Rechtsstreit  vor  den  Richter  gebracht  werden.  Laut 
R.  S.  C.  0.  IX  r.  3  kann  jetzt  jeder  Anspruch,  gleichviel 
ob  er  sich  als  Geldforderung  darstellen  lässt  oder  nicht, 
vom  Beklagten  mit  seiner  Verteidigung  vorgebracht  werden; 
nur  muss  in  der  Vertheidigungschrift  erwähnt  werden,  dass  der 
betreffende  Anspruch  auf  dem  Wege  der  Widerklage  geltend 
gemacht  werden  soll  (0.  XXI  r.  10).  Wird  die  ursprüngliche 
Klage  zurückgezogen  oder  abgewiesen,  so  kann  die  Widerklage 
selbstständig  fortgeführt  werden  (0.  XXI  r.  16)}) 


x)  Dieser  Punkt  war  früher  zweifelhaft,  erst  die  Prozessordnung  von 
1883  hat  ihn  endgültig  entschieden. 


§  63.       VERFAHREN  VOR  DER  HAUPTVERHANDLUNG.  101 


Wenn  der  in  der  Widerklage  behauptete  Anspruch  vom 
Gericht  anerkannt  wird,  so  kann  ein  Urtheil  zu  Gunsten  des 
Beklagten  erlassen  werden,  falls  sein  Anspruch  ein  höherer  ist 
als  der  des  Klägers  (0.  XXI  r.  17).  Der  Kläger  wird  in  einem 
solchen  Falle  in  der  Regel  in  die  Kosten  verurtheilt. 

Es  ist  dem  Kläger  gestattet,  vor  Zustellung  der  Replik  einen 
Antrag  in  Chambers  zu  stellen,  der  dahin  geht,  den  in  der 
Widerklage  behaupteten  Anspruch  in  einem  selbständigen 
Rechtsstreit  zu  verhandeln.  Der  Beamte  oder  Richter,  an  welchen 
der  Antrag  gestellt  ist,  kann  eine  entsprechende  Verfügung  er- 
gehen lassen,  wenn  die  gemeinschaftliche  Verhandlung  der  beiden 
Ansprüche  nicht  zweckmässig  erscheint  (0.  XIX  r.  3;  0.  XXI 
r.  15).*)*) 

b.  Zuziehung  dritter  Parteien. 

Geht  der  auf  dem  Wege  der  Widerklage  gegen  den  Kläger 
vorgebrachte  Anspruch  zugleich  gegen  andere  Personen,  so  ist 
denjenigen  unter  ihnen,  welche  bereits  Parteien  sind,  eine  Ab- 
schrift der  Vertheidigungsschrift  innerhalb  der  regelmässig  für 
Zustellung  der  Vertheidigungsschrift  bestimmten  Frist  zuzustellen; 
für  diejenigen,  die  noch  nicht  Parteien  sind,  vertritt  die  Ver- 
theidigungsschrift die  Stelle  eines  writ  of  summons,  und  ist  in 
Bezug  auf  ihre  Zustellung  denselben  Regeln  unterworfen  wie  dieser; 
die  betreffenden  Personen  haben  eine  Einlassungserklärung  in 
derselben  Weise  einzureichen,  als  ob  ihnen  eine  Prozessladung 
zugestellt  worden  wäre  ( 0.  XXI  rr.  11,  12,  13 ). 

Die  auf  diese  Weise  zugezogenen  Parteien  können  eine 
schriftliche  Beantwortung  der  Klage  der  Gegenpartei  in  derselben 
Weise  zustellen,  wie  ein  Beklagter  in  einem  gewöhnlichen 
Rechtsstreit.    Die  Klagebeantwortung  wird  aber  in  diesem  Falle 

2)  Der  Beamte  oder  Richter  kann  dabei  nach  freiem  Ermessen  han- 
deln. Die  beiden  Ansprüche  müssen  in  einem  gewissen  Zusammenhang 
stehen.  Bei  einer  Klage  wegen  Thätlichkeiten  und  Verläumdung  wurde 
eine  Widerklage  wegen  nicht  vorgenommener  Reparaturen  nicht  zuge- 
lassen, obgleich  die  genannten  Thätlichkeiten  bei  Gelegenheit  eines  Wort- 
wechsels über  die  Reparaturen  stattfanden  (slrchbold  S.  jnj. 

:s)  Lieber  die  Fälle,  in  welchen  eine  Widerklage  in  ei  nein  County 
Court  statthaft  ist,  obgleich  der  betreffende  Gerichtshof  an  und  für  sich 
in  Bezug  auf  den  in  dieser  Weise  vorgebrachten  Anspruch  nicht  zu- 
ständig ist,  vgl.  Judic.  Act  1884  s.  t8. 
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nicht  Verteidigungsschrift  (defence),  sondern  Replik  (repty)  ge- 
nannt (0.  XXI  r.  14). 

Der  Antrag  auf  besondere  Verhandlung  des  in  der  Wider- 
klage vorgebrachten  Anspruchs  steht  den  in  dieser  Weise  zuge- 
zogenen Parteien  ebenso  wie  dem  Kläger  zu  (0.  XXI  r.  15). 

7.  Die  Replik  und  die  folgenden  Schriftsätze. 

§  64.  Früher  war  die  Zahl  der  Schriftsätze  nieht  einge- 
schränkt. Der  Replik  (damals  replication,  jetzt  reply  genannt) 
folgte  eventuell  ein  rejoinder,  dem  rejoinder  ein  surrejoinder, 
dann  ein  rebutter,  dann  ein  surrebutter  etc.  Jetzt  ist  bestimmt 
dass  der  Replik,  abgesehen  von  einer  allgemeinen  Bestreitung 
(joinder  of  issue  vgl.  §  65)  kein  weiterer  Schriftsatz  folgen  soll, 
es  sei  denn,  dass  in  Chambers  besondere  Genehmigung  dazu  er- 
theilt  wird  (0.  XXIII  r.  2). 

Die  Replik  ist  in  der  Regel  nicht  später  als  21  Tage  nach 
Zustellung  der  Vertheidigungsschrift  dem  Beklagten  zuzustellen; 
später  folgende  Schriftsätze  sind  in  der  Regel  in  Fristen  von 
vier  Tagen  nach  Ablieferung  des  vorhergehenden  Schriftsatzes 
der  Gegenpartei  zuzustellen  (0.  XXIII  rr.  1,  3).  Im  Fall  einer 
Widerklage  richtet  sich  die  Replik,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Frist  für  die  Zustellung  als  in  Bezug  auf  Inhalt  und  Form  nach 
den  Vorschriften,  welche  für  die  Vertheidigungsschrift  festgesetzt 
sind  (ibidem  r.  4). 

Von  einer  Widerklage  abgesehen  kann  die  Replik  entweder 
im  Allgemeinen  den  Inhalt  der  Vertheidigungsschrift  bestreiten 
(joinder  of  issue)  oder  gleich  der  Vertheidigungsschrift  spezielle 
Thatsachen  leugnen  (traverse)  oder  neue  Thatsachen  exceptions- 
weise  vorbringen  (confess  and  avoid)  oder  die  beiden  Verthei- 
digungsmittel  zugleich  anwenden  (Hall  v.  Eve  4  Ch.  D.  341). 
Es  ist  dabei  zu  beachten,  dass  kein  Schriftsatz  mit  einem 
früher  von  derselben  Partei  eingelieferten  im  Widerspruch  stehen 
darf,  und  dass  auch  kein  Klagegrund  angeführt  werden  darf, 
der  nicht  früher  vorgekommen,  wenn  nicht  besondere  Er- 
laubniss  zur  Abänderung  des  früheren  Schriftsatzes  (vgl.  §  66) 
ertheilt  wird  (0.  XIX  r.  16).  Das  Nichteinliefern  einer  Replik 
wird  als  (joinder  of  issue)  aufgefasst  (0.  XXIII  r.  5). l) 

l)  Es  ist  zu  beachten,  dass  in  der  Vertheidigungsschrift  das,  was 
nicht  speciell  bestritten  wird,  als  zugegeben  gilt;  bei  der  Replik  gilt. 
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Es  gab  früher  neben  der  Replik  eine  andere  Art  der  Er- 
widerung auf  die  Verteidigungsschrift,  welche  new  assignement 
genannt  wurde.  Dieselbe  wurde  in  denjenigen  Fällen  angewandt,  in 
welchen  die  Vertheidigung  angeblich  den  Anspruch  des  Klägers 
nicht  in  der  richtigen  Weise  auffasste,  und  daher  eine  präcisere 
Wiederholung  der  Darstellung  der  Klage  geboten  erschien.  Es 
ist  leicht  verständlich,  dass  dieses  Verfahren  Anlass  zu  Miss- 
bräuchen gab  (vgl.  den  Bericht  der  Common  Law  Commission 
von  1851  auf  S.  26)  und  bereits  die  Common  Law  Procedure  Act 
1852  s.  87  hat  eine  weitgehende  Einschränkung  eingeführt. 
Die  Prozessordnung  von  1875  hat  das  new  assignment  gänzlich 
beseitigt:  derselbe  Zweck  wird  jetzt  durch  Abänderung  der 
Klageschrift  erreicht;  seit  1883  kann  auch  die  genauere  Dar- 
legung des  Klagegrunds  in  der  Replik  gegeben  werden  (R.  S. 
C,  0.  XXIV  r.  6). 

8.  Schluss  des  schriftlichen  Verfahrens. 

§  65.  Mit  dem  joinder  of  issue,  d.  h.  mit  der  allgemeinen 
Bestreitung  des  letzten  gegnerischen  Schriftsatzes  sind  die  plea- 
dings  abgeschlossen.  Es  ist  nunmehr  klargelegt,  dass  der 
Kläger  gewisse  Behauptungen  aufstellt,  welche  der  Beklagte 
leugnet,  und  über  die  thatsächlichen  Fragen  und  Rechtsfragen, 
welche  auf  diese  Weise  sich  ergeben,  ist  zu  verhandeln.  Früher 
musste  das  joinder  of  issue  besonders  erklärt  werden;  jetzt 
(d.  h.  seit  1883)  ist  dies  nicht  mehr  nöthig  (vgl.  §  64).  Wenn 
die  Frist  für  Einlieferung  der  Replik  oder  eines  darauf  folgenden 
Schriftsatzes  abgelaufen  ist,  so  wird  der  joinder  of  issue  still- 
schweigend angenommen  (R.  S.  C.  L  XXV II  r.  13);  es  ist  in- 
dessen zu  beachten,  dass  im  Fall  einer  in  der  Verteidigungs- 
schrift enthaltenen  Widerklage,  die  Replik  nach  den  für  die 
Verteidigungsschrift  geltenden  Regeln  beurtheilt  wird :  in  einem 
solchen  Falle  würde  daher  das  Nicht-Einliefern  der  Replik  nicht 
als  joinder  of  issue  angesehen  werden. 

Hat  sich  die  Sachlage  seit  Einbringung  der  Klage  geändert, 
so  kann  darauf  Rücksicht  genommen  werden;  es  ist  dem  Be- 
klagten  (und   dem  Kläger   im  Fall    einer  Widerklage)  gestattet 

was  nicht  speciell  zugegeben  wird,  als  bestritten.  Es  kann  im  Allge- 
meinen ein  joinder  of  issue  ausdrücklich  erfolgen,  aber  auch  das  Still- 
schweigen gilt  als  joinder  of  issue. 


104  ZWEITES  BUCH;  DER  CIVILPROZESS.  §  66. 

auch  solche  Thatsachen  zu  seiner  Verteidigung  anzuführen, 
welche  erst  nach  erfolgter  Einlassung  eingetreten  sind.1)  Ist  die 
Vertheidigungsschrift  (beziehungsweise  die  Replik)  noch  nicht 
eingeliefert  und  die  Frist  für  ihre  Einlieferung  noch  nicht  ab- 
gelaufen, so  kann  die  betreffende  Thatsache  ohne  weiteres  in 
derselben  aufgeführt  werden.  Ist  die  Vertheidigungsschrift  (bez. 
die  Replik)  bereits  eingeliefert  oder  die  Frist  für  die  Einlieferung 
abgelaufen,  so  kann  spätestens  acht  Tage  (mit  besonderer  Ge- 
nehmigung auch  später)  nach  Eintreten  der  betreffenden  Thatsache 
eine  neue  Vertheidigungsschrift  (bez.  Replik)  der  Gegenpartei 
zugestellt  werden,  in  welcher  die  betreffende  Thatsache  aufge- 
führt wird.  Man  nannte  diese  nachträgliche  Verteidigung  im 
früheren  Verfahren  einen  „plea  of  puis  darrein  continuance" 
(R.  S.  C.  O.  XXIV  rr.  1  u.  2).  Es  steht  dem  Kläger  bezw.  dem 
Beklagten  in  diesen  Fällen  (d.  h.  wenn  die  später  eingetretene 
Thatsache  in  dem  ursprünglichen  Schriftsatze  oder  in  einem  spä- 
teren Schriftsatze  aufgeführt  wird)  frei,  eine  sogenannte  „confession 
of  defence-  einzureichen.  Es  kommt  dies  einer  Zurückziehung 
der  Klage  bezw.  der  Widerklage  gleich;  der  Beklagte  bezw. 
Kläger  wird  ohne  Weiteres  in  die  Kosten  verurtheilt,  wenn  nicht 
aus  besonderen  Gründen  anders  verfügt  wird  (ibidem  r.  3). 

Sind  durch  die  Schriftsätze  die  thatsächlichen  Streitfragen 
nicht  genügend  definirt,  so  kann  den  Parteien  auf  Antrag  einer 
derselben  aufgegeben  werden,  sich  über  die  Formulirung  zu 
verständigen:  kann  dies  nicht  geschehen,  so  hat  der  Richter 
oder  Beamte  in  Chambers  unter  Anhörung  der  Parteien  die  Streit- 
fragen endgültig  festzustellen  (L.  XXXIII  r.  1).  Es  steht  auch 
den  Parteien  zu  ohne  Austausch  von  Schriftsätzen  sich  über  die 
thatsächlichen  Fragen,  welche  zur  Verhandlung  kommen  sollen, 
zu  verständigen.  Dieselben  sind  dann  sofort  zur  Verhandlung 
reif 2)  (O.  XXXIV  r.  9). 

9.  Nachträgliche  Veränderung  der  Schriftsätze, 
a.  Abänderung  auf  Antrag  der  Partei,  von  welcher 
der  Schriftsatz  ausgeht, 

§  66.  Da  die  Parteien  bei  der  Verhandlung  an  die  in  den 
Schriftsätzen  gemachten  Behauptungen  gebunden  sind,  und  daher 

!)  Es  sind  dies  meistens  Thatsachen,  die  im  Verlaufe  des  Konkurs- 
verfahrens eintreten. 

2)  Hierüber  und  über  das  Verfahren,  welches  angewandt  wird,  wenn 
die  Parteien  sich  über  die  Formulirung  der  Rechtsfragen  verständigen, 
vgl.  §  83  und  §  84. 
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Irrthümer  in  Bezug  auf  thatsächliche  Angaben  oder  Fehler  in  der 
Rechtsconstruction  den  Erfolg  des  Rechtsstreits  vereiteln  könnten, 
selbst  wenn  dieselben  vor  der  Hauptverhandlung  entdeckt  werden, 
ist  eine  nachträgliche  Veränderung  gestattet,  und  zwar  kann: 

a)  ohne  besondere  Genehmigung  die  Klageschrift  oder  die 
in  der  Vertheidigungsschrift  enthaltene  Widerklage  einmal  vor 
Einlieferung  der  Replik  (beziehungsweise  der  Duplik)  oder  vor 
Ablauf  der  für  Einlieferung  der  Replik  (bezw.  Duplik)  festge- 
setzten Frist  abgeändert  werden.  Ist  keine  Vertheidigungsschrift 
(bezw.  keine  Replik)  eingeliefert,  so  ist  eine  solche  ohne  Ge- 
nehmigung abgeänderte  Klageschrift  spätestens  vier  Wochen  nach 
der  Einlassung,  und  eine  entsprechende  Abänderung  der  Ver- 
theidigungsschrift spätestens  28  Tage  nach  deren  Einlieferung 
vorzunehmen  (0.  XX VIII  rr.  2-3); 

ß)  mit  Genehmigung  (durch  den  Richter  oder  Beamten  in 
Chambers  zu  ertheilen)  l)  kann  zu  jeder  Zeit  eine  Abänderung 
irgend  eines  Schriftsatzes  erfolgen  ( 0.  XXVIII  rr.  1,  6).  Die 
Genehmigung  wird  immer  ertheilt,  wenn  der  Antragsteller  in 
gutem  Glauben  handelt,  und  falls  er  nicht  durch  sein  Versehen 
seinem  Gegner  einen  Schaden  zugefügt  hat,  der  nicht  durch 
Ersatz  der  Kosten  oder  anderweitig  wieder  gut  gemacht  werden 
kann  (Tildesley  v.  Harper  10  Ch.  D.  393). 

Der  abgeänderte  Schriftsatz  ist  der  Gegenpartei  innerhalb 
der  für  die  Abänderung  festgestellten  Frist  auszuhändigen 
(0.  XX  VIII  r.  10).  In  den  Fällen,  in  welchen  keine  Genehmigung 
zur  Abänderung  nöthig  war,  kann  die  Gegenpartei  spätestens 
8  Tage  nach  Ablieferung  die  Beseitigung  der  Abänderung  be- 
antragen; der  Beamte  oder  Richter,  an  den  der  Antrag  gestellt 
ist,  kann  unter  Anwendung  derselben  Grundsätze  wie  bei  dem 
Antrag  auf  Genehmigung'  in  den  Fällen  wo  sie  nöthig  ist,  eine 
entsprechende  Verfügung  erlassen,  oder  wenigstens  die  Partei, 
welche  die  Abänderung  gemacht,  in  die  unnöthig  entstandenen 
Kosten  verurtheilen  (0.  XX  VIII  r.  4).  In  den  Fällen,  wo  die 
Abänderung  ohne  Genehmigung  vorgenommen  wurde,  kann  die 
Gegenpartei  wenn  der  folgende  Schriftsatz  bereits  abgeliefert  ist, 
ihrerseits  innerhalb  einer  gewissen  Frist  eine  Abänderung  vor- 

')  Unter  Umständen  wird  die  Genehmigung  auch  bei  der  Verhand- 
lung selbst  vom  Richter  ertheilt. 
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nehmen,  oder  in  derselben  Frist  einen  neuen  Schriftsatz  ein- 
reichen. Unterbleibt  Beides,  so  gilt  der  ursprüngliche  Schriftsatz 
als  Erwiederung  des  abgeänderten  Schriftsatzes  der  Gegenpartei 
(0.  XXVIII  r.  5). 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Genehmigung  ertheilt  wird, 
Avird  in  der  Regel  die  Frist  für  die  Abänderung  in  der  be- 
treffenden Verfügung  bestimmt,  ebenso  die  Frist  für  die  ent- 
sprechenden Abänderungen  in  den  Schriftsätzen  der  Gegenpartei. 
Unterbleibt  die  Abänderung  in  der  vorgeschriebenen  Frist,  oder 
wenn  keine  Frist  vorgeschrieben  ist,  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
Erlass  der  Verfügung,  so  erlischt  die  Wirkung  der  Verfügung, 
wenn  nicht  die  Frist  verlängert  wird  (0.  XXVIII  r.  7). 

b.   Abänderung  auf  Antrag  der  Gegenpartei. 

Es  kann  zu  jeder  Zeit  in  Chambers  ein  Antrag  auf  Ab- 
änderung eines  Schriftsatzes  der  Gegenpartei  gestellt  werden 
und  es  kann  eine  entsprechende  Verfügung  erlassen  werden,2) 
wenn  der  betreffende  Schriftsatz  Angaben  enthält,  welche  un- 
nöthig  sind,  Aergerniss  erregen  oder  geeignet  sind,  die  Verhand- 
lung ungünstig  zu  beeinflussen,  zu  verwickeln  oder  zu  ver- 
zögern (to  prejudice,  embarass  or  delay  the  fair  trial  of  the  action) 
(0.  XXI  r.  27).  In  einem  solchen  Fall  kann  der  Urheber  des 
betreffenden  Schriftsatzes  zum  Ersatz  sämmtlicher  aus  diesem 
Anlass  entstandenen  Kosten  des  Gegners  (nicht  nur  der  bei  der 
gewöhnlichen  Taxirung  erlaubten)  verurtheilt  werden  (ibidem). 

Es  kann  ferner,  wie  bereits  früher  erwähnt,  auf  Antrag 
einer  Partei  der  Gegenpartei  aufgegeben  werden,  Einzelangaben 
(particulars)  über  einen  Klage-  oder  Vertheidigungsgrund  zu 
bringen,  falls  die  Klageschrift  oder  Vertheidigungsschrift  (oder 
Replik)  dieselben  nicht  genügend  enthält.  Es  geschieht  dies 
durch  Verfügung  in  Chambers.  Dem  Antragsteller  wird  bei  der 
Berechnung  der  Frist  für  Ablieferung  des  folgenden  Schriftsatzes 
die  Zeit  zwischen  der  Verhandlung  über  den  Antrag  und  der 
Zustellung  der  Einzelangaben  nicht  eingerechnet  (0.  XIX  rr.  7 
u,  S). 


2)  Ueber  die  Annullirung  eines  Schriftsatzes,  welche  keinen  ange- 
messenen Klage-  oder  Vertheidigungsgrund  darlegt,  und  ihre  Folgen 
vgl.  §  82. 
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Beispiele. 

§  66a.  Das  folgende  Beispiel  einer  Klageschrift,  Verteidi- 
gungsschrift (mit  Widerklage)  und  Replik  ist  im  Anhang  zu  den 
R.  S.  C.  enthalten. 

15.  Dezember  1882.  A.  216. 

Im  High  Court  of  Justice  Zwischen  A  B  Kläger 

Queen  s  Bench  Division.  und 

CD  Beklagten. 

Klageschrift. 

Kläger  beansprucht  auf  die  vom  Kläger  auf  Ersuchen 
des  Beklagten  geleistete  Arbeit  und  das  gelieferte  Material. 

Einzelangaben:  £    sh  d. 

1882.    1.  Januar  —  31.  Mai.   Aufbau  eines  Hauses 

zu  Wigan  laut  Vertrag  vom  24.  Dezember  1881  3400   

Nicht  im  Vertrag  einbegriffene  Arbeit  laut 
eingelieferter  Rechnung   243  —  — 

3643  —  — 
Abschlagszahlung    3000  —  — 

Restforderung      643  —  — 
Kläger  beansprucht  ebenfalls  Zinsen  auf  obigen  Restbetrag 
vom  31.  Mai  1882  bis  zum  Datum  der  Zahlung  oder  des  Urtheils. 
Ort  der  Verhandlung:  Lancashire,  Nördliche  Abtheilung. 

(Gezeichnet) 
Zugestellt  am  1.  Januar  1883. 


(Ueberschrift  wie  oben.) 

Verteidigungsschrift 
und 
Widerklage. 

Vertheidigung: 

Beklagter  sagt: 

1.  Der  Baumeister  hat  die  im  Vertrag  vereinbarte  Beschei- 
nigung nicht  ertheilt,  abgesehen  von  einem  Betrage  von  £  200, 
welche  einen  Theil  des  Anspruchs  ausmachen. 

2.  Bezüglich  der  £  200,  welche  einen  Theil  des  Anspruchs 
ausmachen,  hat  Beklagter  £  200  bei  Gericht  hinterlegt,  und  sagt, 
dass  diese  Summe  genügt,  um  den  Anspruch,  gegen  welchen  diese 
Vertheidigung  gerichtet  ist,  zu  befriedigen. 
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Widerklage: 
Beklagter  sagt,  dass: 
1.  der  Vertrag  eine  Bestimmung  enthielt,  laut  welcher  es 
vereinbart  war,  dass  Kläger  die  Arbeit  am  31.  März  1882  zu 
vollenden  habe,  widrigenfalls  Kläger  dem  Beklagten  £  1  für 
jeden  Tag  zu  zahlen  habe,  an  welchem  nach  diesem  Zeitpunkt 
die  Arbeit  unvollendet  bleiben  würde:  die  Arbeit  blieb  61  Tag-e 
lang  unvollendet  bis  zum  31.  Mai  1882. 

(Gezeichnet.) 
Zugestellt  am  22.  Januar  1883. 


(Ueberschrift  wie  oben.) 

Replik. 

Der  Kläger  sagt: 

1.  In  Bezug  auf  den  ersten  Absatz  der  Verteidigungsschrift 
bestreitet  er  die  gegnerische  Behauptung  (joins  issue). 

2.  In  Bezug  auf  den  zweiten  Absatz  erkennt  er  die  £  200 
als  Befriedigung  seines  Anspruchs  an. 

In  Bezug  auf  die  Widerklage  sagt  Kläger: 

3.  Auf  die  Schadensersatzforderung  hat  Beklagter  verzichtet, 
indem  er  ausserkontraktliche  Leistungen  und  wesentliche  Aende- 
rungen  in  der  Arbeit  bestellt  hat. 

4.  Auf  die  Schadensersatzforderung  hat  Beklagter  verzichtet, 
indem  er  den  Kläger  daran  verhinderte,  Zugang  zum  Ort  des 
Baues  zu  erhalten,  bis  eine  Woche  nach  Eintreten  des  fest- 
gesetzten Zeitpunkts  verflossen  war. 

(Gezeichnet.) 
Zugestellt  den  5.  Februar  1883. 


Zweites  Kapitel. 

Die  vorbereitende  Beweisaufnahme. 

Einleitung. 

§  67.  In  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  ging  die  Tendenz 
dahin,  den  Schwerpunkt  der  Beweisaufnahme  auf  die  Hauptver- 
handlung zu  verlegen.  Die  vorbereitenden  Schriftsätze  waren 
nur  dazu  bestimmt,  den  Gegenstand  des  Rechtsstreites  klar  zu 
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stellen.  Der  Rechtsstreit  selbst  kam  in  allen  seinen  Theilen  vor 
den  Richter  und  die  Jury  in  öffentlicher  Verhandlung.  In  den 
Chancery  Courts  waren  dagegen,  wie  bereits  erwähnt,  die  vor- 
bereitenden Schriftsätze  mehr  mit  der  Beweisaufnahme  verquickt. 
Der  Prozess  kam  bruchstückweise  vor  den  Richter.  Die  Judicature 
Acts  haben  in  dieser  Beziehung  im  Allgemeinen  den  Grundsatz 
der  Common  Law  Courts  anerkannt. 

In  den  ( liancery  Com*ts  bestand  sehen  frühzeitig  ein  für  die 
Beweisaufnahme  wichtiges  Verfahren,  das  „discovery"  genannt 
wurde,  und  durch  welches  eine  Partei  die  andere  unter  gewissen 
Voraussetzungen  zwingen  konnte,  1)  auf  den  Rechtsstreit  bezüg- 
liche Fragen  (interrogatories)  durch  eidliche  Erklärung  zu  be- 
antworten, 2)  eine  eidliche  Erklärung  darüber  abzugeben,  ob 
und  welche  auf  den  Rechtsstreit  bezügliche  Urkunden  sie  besitze 
(discovery  im  engeren  Sinne).  Es  stand  auch  einer  Partei,  welche 
in  den  Conurion  Jjaw  Courts  prozessirte,  frei,  dieses  Verfahren  an- 
zuwenden; er  musste  aber  zuerst  durch  „bill  of  discovery1-1  bei 
einem  Chancery  Court  die  betreffende  Verfügung  erwirken.  Die 
Common  Law  Procedura  Acts  haben  diese  Anomalie  bereits 
beseitigt,  und  im  jetzigen  Verfahren  ist  discovery  im  weitesten 
Umfang  in  Geltung. 

Die  Zugeständnisse  in  den  pleadings  und  die  auf  besondere 
Aufforderung  der  Gegenpartei  ergangenen  Zugeständnisse  sind 
ebenfalls  Parteierklärungen  vor  der  Hauptverhandlung,  welche 
für  die  Beweisaufnahme  von  Wichtigkeit  sind  und  daher  am 
besten  an  dieser  Stelle  besprochen  werden. 

Es  kann  ausnahmsweise  der  Fall  sein,  dass  im  vorbereitenden 
Verfahren  ausser  den  erwähnten  eidlichen  Erklärungen  der  Par- 
teien noch  anderweitige  Beweisstücke  erwirkt  werden.  Namentlich 
können  Zeugen,  welche  auswärts  wohnen,  oder  aus  anderen 
Gründen  voraussichtlich  nicht  bei  der  Hauptverhandlung  er- 
scheinen können,  vor  der  Hauptverhandlung  vernommen  werden. 
Durch  Vereinigung  der  Parteien  kann  ferner  bestimmt  werden, 
dass  die  ganze  Beweisaufnahme  durch  schriftliche  Aussagen  an 
Eidesstatt  (affidavits)  stattfindet;  durch  Verfügung  des  Gerichts, 
dass  eine  bestimmte  Thatsache  durch  affidavit  zu  ermitteln  ist. 
Es  kann  schliesslich  eine  Beweisaufnahme  durch  Augenschein 
vor  der  Hauptverhandlung  angeordnet  werden.  Da  affidavits 
bei  diesen  verschiedenen  Arten  des  Verfahrens  mehrfach  vor- 
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kommen,  sollen  einige  allgemeine  Erläuterungen  über  dieselben 

vorausgeschickt  werden. 

I.  Affidavits  im  Allgemeinen.1) 
§  68.  Ein  affidavit  ist  eine  schriftliche  Erklärung,  welche 
vor  einer  autorisirten  Person  unterzeichnet,  und  deren  Inhalt  vor 
derselben  Person  beschworen  wird.  Ein  affidavit,  welches  als 
Beweisstück  in  einem  Prozess  dient,  muss  mit  dem  Namen  der 
Abtheilung  überschrieben  sein,  in  welcher  der  Rechtsstreit  ge- 
führt wird  und  mit  den  Namen  der  Parteien.  Es  fängt  mit  dem 
Namen  des  Aussagenden  (Deponent)  an  (z.  B.  „Z  Thomas  Robinson 
of  2  Lancaster  Road,  Hampstead  in  the  county  of  Middlesex,  Mer- 
chant,  make  oath  and  say  as  follows").  Es  muss  dann  eine  in 
Paragraphen  eingetheilte  Darstellung  des  Sachverhalts,  in  der 
ersten  Person  mitgetheilt,  folgen.  Die  Darstellung  muss  sich  auf 
solche  Thatsachen  beschränken,  welche  der  Deponent  aus  eigener 
Wahrnehmung  kennt.2)  Der  Darstellung  des  Sachverhalts  folgt  das 
sogenannte  Jurat,  d.  h.  eine  Angabe  über  die  Zeit  und  den  Ort 
der  Eidesleistung,  sowie  über  die  Person,  welche  den  Eid  abge- 
nommen hat  (z.  B.  ,,Sworn  at  48  Finsbury  Square,  City  of 
London  on  the  10th  day  of  April  1886  before  me  William  Smith, 
a  Commissioner  to  administer  oaths  in  the  Supreme  Court'''').  (0. 
XXXVIII  rr.  2—3;  ö;  7—9). 

In  England  können  vor  den  richterlichen  Beamten,  welche  zur 
Abnahme  von  Eiden  befugt  sind  und  ferner  von  besonders  dazu 
bestellten  Personen  (den  ,,  Commissioner s  to  administer  oaths  and 
Cake  affidavits  in  the  Supreme  Courtii)  affidavits  beschworen  werden; 
in  Schottland,  Irland  und  den  Kolonien  vor  den  autorisirten  Ge- 
richtsbeamten und  Commissioners,  ferner  vor  den  Notaren;  in 
Ländern,  die  nicht  unter  der  britischen  Krone  stehen,  vor  einem 
britischen  Konsul  oder  Vice-Konsul  (natürlich  vorbehaltlich  der 


Wenn  bei  Verhandlungen  in  Chambers  eine  Thatsache  nachzu- 
weisen ist,  so  geschieht  dies  gewöhnlich  durch  affidavits;  die  Darstellung 
im  Text  beschränkt  sich  auf  die  Beweisaufnahme  über  Thatsachen,  die 
in  der  Hauptverhandlung  in  Betracht  kommen. 

2)  Bei  Zwischenanträgen  können  auch  Ansichten  im  affidavit  ausge- 
sprochen werden,  doch  müssen  die  Gründe  für  dieselben  ebenfalls  er- 
wähnt werden  (O.  XXXVIII  r.  3). 
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Zulässig'keit  einer  derartigen  Eidesabnahme  in  dem  betreffenden 
Staate)  (0.  XXXVIII  rr.  4  und  6). 

Ein  Solicitor  oder  sein  Gesellsehafter  oder  sein  Substitut  kann 
nicht  als  Commissioner  fungiren,  wenn  es  sich  um  ein  affidavit 
zu  Gunsten  des  eigenen  Klienten  handelt;  auch  kann  ein  Com- 
missioner sich  nicht  selbst  den  betreffenden  Eid  abnehmen  (ibidem 
rr.  16  und  17). 

II.    Vorbereitende  Beweisaufnahme  zwischen  den 

Parteien. 

I.  Interrogatories. 

§  69.  Die  vorbereitende  Beweisaufnahme  durch  schriftliche 
Fragestellung  zwischen  den  Parteien  wird  im  Allgemeinen  als 
discovery  bezeichnet;  wenn  es  sich  um  Fragen  über  That- 
sachen  handelt,  spricht  man  von  discovery  by  interrogatories;  wenn 
es  sich  um  Aufschluss  über  Urkunden  und  andere  schriftliche 
Beweisstücke,  welchen  eine  Partei  auf  Aufforderung  der  anderen 
zu  geben  hat,  handelt,  spricht  man  von  discovery  of  documents. 
Der  Ausdruck  interrogatories  bedeutet  überhaupt  schriftliche 
Fragen,  welche  auch  bei  der  Vernehmung  auswärtiger  Zeugen 
(vgl.  §  72  b,  c.)  angewandt  werden  können;  im  engeren  und 
häufiger  angewandten  Sinn  bezeichnet  er  die  schriftlichen  Fragen, 
welche  eine  Partei  an  die  andere  vor  der  Hauptverhandlung 
stellen  kann,  und  welche  durch  affidavit  zu  beantworten  sind. 

a.  Zulässigkeit  der  Interrogatories. 
Interrogatories  sind  zulässig: 

a)  ohne  besondere  Genehmigung:  wenn  es  sich  um  An- 
sprüche wegen  doloser  Handlungsweise  oder  Verletzung  der 
Pflichten  des  Kurators  eines  Fideicommissum  (breach  of  trust) 
handelt  und  der  Kläger  die  Fragen  nach  Einlieferung  der  Klage- 
schrift, der  Beklagte  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Einlieferung  der 
Verteidigungsschrift  oder  nachher  stellt  (0.  XXXI  r.  1); 

ß)  mit  Genehmigung  in  allen  anderen  Fällen.  Die  Geneh- 
migung wird  durch  Verfügung  in  Chambers  ertheilt.  Es  ist  dabei 
nicht  nothwendig,  die  beabsichtigten  interrogatories  einzureichen; 
es  genügt,  wenn  nur  eine  allgemeine  Angabe  über  den  Inhalt 
gemacht  wird.  Der  Beamte  oder  Richter  hat  die  Genehmigung 
zu  ertheilen,  wenn  der  Fall  sich  im  Allgemeinen  für  die  An- 
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Wendung  von  interrogatories  eignet,  der  allgemeine  Charakter 
der  beabsichtigten  Fragen  kein  unpassender  ist,  die  Anwendung^ 
derselben  nicht  mit  der  blossen  Absicht  der  Chicane  und  Be- 
lästigimg (annoyance  and  worry)  erfolgt,  und  wenn  die  beabsich- 
tigten Fragen  irgendwie  relevant  sind  (Hall  v.  Liardet  W.  N. 
1883  p.  17  5\  ibid.  p.  165).  Es  ist  dabei  ein  etwaiges  Anerbieten 
der  Gegenpartei,  Einzelangaben  oder  Zugeständnisse  zu  machen 
oder  Urkunden  vorzuzeigen,  zu  berücksichtigen  (0.  XXXI  r.  2). 

b.  Zulässigkeit  der  Verweigerung  der  Antwort. 

Die  Zulässigkeit  der  interrogatories  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  dem  Zwang  zur  Antwort.  Die  Fragen  brauchen  nicht  be- 
antwortet zu  werden,  wenn  sie  nicht  mit  gewissen,  th eilweise 
durch  die  Prozessordnung  festgestellten,  theilweise  durch  die 
Praxis  des  Court  of  Chancery  eingeführten  und  noch  zu  Recht 
bestehenden  (vgl.  Lyell  v.  Kennedy  8  App.  c.  21 7)  Grundsätzen  in 
Einklang  sind. 

a)  Bei  dem  mündlichen  Zeugenverhör  in  der  Hauptverhand- 
lung müssen  Fragen  von  einem  Zeugen  beantwortet  werden,  die 
im  Allgemeinen  seine  Glaubwürdigkeit  betreffen.  In  den  interroga- 
tories brauchen  nur  solche  Fragen  beantwortet  zu  werden,  welche 
den  Gegenstand  des  Rechtsstreits  betreffen  (0.  XXXI  r.  1  am 
Ende). 

ß)  Es  ist  nicht  nöthig  Fragen  zu  beantworten,  welche  geeignet 
sind  Aergerniss  zu  erregen,  nicht  erheblich  sind,  nicht  wirklich 
den  Zwecken  des  Rechtsstreits  dienen,  oder  in  dem  betreffenden 
Stadium  des  Rechtsstreits  nicht  wesentlich  sind  (0.  XXXI  r.  6). 

7)  Es  ist  nicht  nöthig  Fragen  zu  beantworten,  wenn:  1.  die 
Antwort  den  Gefragten  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  aus- 
setzen würde;  2.  wenn  es  sich  um  vertrauliche  Mittheilungen 
zwischen  einem  Solicitor  und  seinem  Klienten  handelt;  3.  wenn 
es  sich  um  Thatsachen  handelt,  welche  sich  auf  das  Recht  des 
Gefragten,  nicht  aber  auf  das  Recht  des  Fragenden  beziehen 
(z.  B.  bei  einer  Besitzklage  braucht  der  Gefragte  keinen  Aufschluss 
über  seinen  eigenen  Titel  zu  geben,  sondern  nur  über  That- 
sachen, welche  den  Titel  des  Fragenden  betreffen);  4.  wenn  das 
Recht  eines  Dritten  durch  die  Antwort  berührt  würde;  5.  wenn 
die  Ertheilung  der  Antwort  ein  öffentliches  Interesse  verletzen 
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würde  (z.  B.  wenn  das  Amtsgeheimniss  dadurch  verletzt  würde), 
(Vgl.  Baniell  S.  1852  ff.;  Archbold  S.  520  ff.;  497  ff.). 

c.  Verfahren. 

In  der  Regel  werden  die  interrogatories  nicht  vor  Einlieferung 
der  Verteidigungsschrift  zugestellt  und  nicht  nach  dem  Schluss 
der  pleadings.  Die  verfrühte  Zustellung  kann  den  Einwand 
berechtigen,  dass  die  Fragen  zur  Zeit  nicht  wesentlich  sind 
[vgl.  b)  ß)];  bei  verspäteter  Zustellung  wird  die  Genehmigung 
versagt,  wenn  nicht  der  Grund  der  Verzögerung  erklärt  wird 
(Archbold  S.  516).  Wenn  das  Recht  der  Fragestellung  von  einer 
streitigen  Thatsache  abhängt,  so  kann  die  Genehmigung  bis  zur 
Entscheidung  der  betreffenden  Frage  vertagt  werden^  0.  XXXIr.20). 

Werden  Fragen  an  juristische  Personen  gestellt,  so  kann 
der  Fragende  eine  Verfügung  beantragen,  durch  welche  ihm  ge- 
stattet wird  die  interrogatories  einem  bestimmten  Beamten  zu- 
zustellen (0.  XXXI  r.  5).  Ein  Prozessvormund  braucht  keine 
interrogatories  zu  beantworten  (Ingram  v.  Little  11  Q.  B.  I).  251). 
Werden  Fragen  an  einen  Sheriff  (vgl.  §  33),  bei  Gelegenheit 
eines  Rechtsstreits,  der  sich  auf  seine  Amtsführung  bezieht, 
gestellt,  so  kann  auf  Antrag  einer  Partei  verfügt  werden,  dass 
der  Beamte,  welchen  die  eigentliche  Verantwortlichkeit  betrifft, 
die  Fragen  beantworten  soll  (0.  XXXI  r.  28). 

Die  interrogatories  haben  sich  dem  der  Prozessordnung  bei- 
gefügten Formular  anzulehnen  ( 0.  XXXI  r.  4,  Formular  App. 
B.Nr^6).  Die  Antwort  ist  spätestens  10  Tage  nach  Einlieferung 
der  Fragen  der  Gegenpartei  zuzustellen,  wenn  nicht  eine  längere 
Frist  durch  Verfügung  gestattet  wird.  Die  Antwort  ist  in  der 
Form  eines  affidavit  auszustellen,  für  welches  ebenfalls  ein  For- 
mular vorgeschrieben  ist  (0.  XXXI  rr.  8  u.  9). 

Weigert  sich  der  Gefragte  aus  einem  der  unter  b)  ange- 
führten Gründe  eine  oder  mehrere  der  gestellten  Fragen  zu  be- 
antworten, so  kann  er  in  dem  affidavit,  das  die  Antwort  ent- 
halten soll,  diese  Weigerung  erklären  und  die  Gründe  dafür 
angeben  (O.XXXIr.  6).  Die  interrogatories  können  auf  Antrag 
des  Gefragten,  der  spätestens  7  Tage  nach  Zustellung  derselben 
zu  stellen  ist,  durch  gerichtliche  Verfügung  annullirt  werden,  wenn 
die  Fragen  ohne  genügenden  Grund  und  in  chicaneuser  Absicht 
gestellt  wurden;  einzelne  Fragen   können   gestrichen  werden, 
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wenn  sie  zu  ausführlich  oder  lästig"  sind  oder  Aergerniss  zu  er- 
regen geeignet  sind.  Die  letztere  Regel  ist  nur  anwendbar, 
wenn  die  interrogatories  ohne  vorherige  Genehmigung  gestellt 
wurden  ( 0.  XXXI  r.  7  und  die  Interpretation  in  Mc.  llroy  v.  Duncan 
W.  X.  1884  S.  48). 

Wenn  der  Gefragte  gar  nicht  oder  ungenügend  antwortet, 
und  kein  genügender  Grund  der  Weigerung  vorhanden  ist,  so 
kann  der  Fragende  eine  Verfügung  in  Chambers  beantragen, 
durch  welche  seinem  Gegner  die  Beantwortimg  oder  Vervoll- 
ständigung der  Antwort  anbefohlen  wird.  Die  Verfügung  kann 
nach  dem  Ermessen  des  Beamten  oder  Richters  bestimmen,  dass 
die  Antwort  durch  affidavit  zu  erfolgen  hat,  oder  dass  der  Gefragte 
einem  mündlichen  Verhör  unterworfen  wird.  ( 0.  XXXI  rr.  10 
u.  11). 

Versäumt  der  Gefragte  dieser  Verfügung  nachzukommen, 
so  kann  auf  Antrag  des  Fragenden  Personalarrest  verhängt 
werden;  und  es  kann  ferner  verfügt  werden,  dass,  wenn  der 
Gefragte  der  Kläger  ist,  die  Klage  abzuweisen  ist,  oder  dass, 
wenn  er  der  Beklagte  ist,  der  Rechtsstreit  so  behandelt  werden 
soll,  als  ob  er  sich  überhaupt  nicht  vertheidigt  habe;  die  Ver- 
handlung erfolgt  in  Chambers l)  ( 0.  XXXI  r.  21). 

Durch  die  Prozessordnung  von  1883  ist  eine  Neuerung 
eingeführt,  welche  den  Missbrauch  der  Fragestellung  verhindern 
soll.  Es  soll  nämlich  der  Fragende  eine  gewisse  Summe  bei 
Gericht  einzahlen,  welche  in  erster  Linie  als  Sicherheit  für  die 
durch  die  Fragestellung  entstehenden  Kosten  dienen  soll.  Diese 
Kosten  sind  vom  Fragenden  zu  bestreiten,  wenn  nicht  der  Richter 
bei  der  Hauptverhandlung,  oder  falls  keine  Hauptverhandlung 
stattfindet,  der  Richter  oder  Beamte  in  Chambers  die  Ueberzeugung 
gewinnt,  dass  ein  angemessener  Grund  zur  Fragestellung  vor- 
handen war.  Eine  Abschrift  der  Quittung  über  die  Einzahlung 
ist  den  interrogatories  beizufügen,  und  ehe  die  Zahlung  auf  diese 
Weise  nachgewiesen  ist,  braucht  der  Gefragte  nicht  zu  antworten 
(rr.  25  u.  26). 

l)  Die  Verfügung  braucht  nur  dem  Solicitor  der  Gefragten  zugestellt 
zu  werden;  die  Partei  ist  aber  entschuldigt,  wenn  sie  nachweisen  kann, 
dass  sie  keine  Kenntniss  von  der  Verfügung  hatte;  in  einem  solchen 
Falle  kann  eventuell  Personalarrest  über  den  Solicitor  verhängt  werden 
(O.  XXXI  rr.  22  u.  23). 
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Die  Antworten  auf  interrogatories  können  bei  der  Hauptver- 
handlung ganz  oder  theilweise  vom  Fragenden  als  Beweismittel 
benutzt  werden,  der  Richter  kann  aber  stets  von  der  voll- 
ständigen Beantwortung  Kenntniss  nehmen,  und  wenn  er  der 
Meinung  ist,  dass  einige  nicht  als  Beweismittel  benutzte  Ant- 
worten so  mit  den  benutzten  zusammenhängen,  dass  sie  nur  ge- 
meinschaftlich benutzt  werden  sollten,  entsprechend  verfügen. 
(0.  XXXI  r.  24). 

2.  Aufschluss  über  Urkunden  und  Vorzeigung  derselben. 

§  70.  Eine  Partei  kann  sich  vor  der  Hauptverhandlung 
Aufschluss  über  relevante  Schriftstücke,  welche  im  Besitze  des 
Gegners  sind,  auf  dreierlei  Weise  verschaffen.    Sie  kann: 

a)  eine  durch  affidavit  beglaubigte  Liste  der  sämmtlichen 
auf  den  Rechtsstreit  bezüglichen  Schriftstücke  vem  Gegner  ver- 
langen, muss  aber  zuerst  eine  dahingehende  gerichtliche  Ver- 
fügung bewirken  (discovery  of  documents); 

b)  direct  vom  Gegner  die  Vorzeigung  der  in  der  unter  a) 
erwähnten  Liste  oder  der  in  den  Schriftsätzen  des  Gegners  aufge- 
führten Schriftstücke  verlangen  (notice  to  produce  for  inspection); 

c)  eine  gerichtliche  Verfügung  beantragen,  welche  dem 
Gegner  befiehlt  alle  relevanten  Schriftstücke  gleichviel,  ob  sie 
in  der  unter  a)  erwähnten  Liste  oder  in  den  Schriftsätzen  auf- 
geführt sind  oder  nicht,  vorzuzeigen  (production  by  order). 

a.  Discovery  of  documents. 
Auf  Antrag  einer  Partei  kann  in  Chambers  verfügt  werden, 
dass  der  Gegner  durch  affidavit  sämmtliche  Schriftstücke  nennt, 
welche  in  seinem  Besitze  sind  oder  waren,  in  sofern  sie  sich 
auf  irgend  eine  im  betreffenden  Rechtsstreit  erhebliche  Frage  be- 
ziehen. Die  Verfügung  kann  nach  dem  Ermessen  des  Beamten 
oder  Richters  verweigert  werden,  wenn  der  Aufschluss  über- 
haupt oder  zur  Zeit  des  Antrags  unnöthig  ist;  auch  kann  die 
Verfügung  sich  auf  eine  bestimmte  Kategorie  von  Schriftstücken 
beschränken  (0.  XXXI  r.  12)}) 

1)  Es  ist  nicht  ganz  sicher,  gegen  welche  Personen  die  Verfügung 
erlassen  werden  kann.  Sie  kann  gegen  den  Beamten!  |einer  juristischen 
Person  gerichtet  werden,  aber,  wie  es  scheint,  nicht  gegen  den  next  friend 
eines  nicht  handlungsfähigen  Klägers,  vgl.  Dyke  v.  Stephens  30  Ch.  D.  18p. 
Die  §  6p  c.  erwähnte  Bestimmung  in  Bezug  auf  Sherijfs  findet  auch  in 
Bezug  auf  das  affidavit  of  documents  Anwendung. 

8* 
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Die  Verfügung  wird  nie  vor  Einlieferung  der  Klageschrift 
und  selten  vor  Einlieferung  der  Verteidigungsschrift  erlassen.2) 
In  der  Chancery  Division  ist  es  üblich,  zugleich  die  Vorzeigung 
der  betreffenden  Schriftstücke  anzuordnen  (Daniell  1833). 

Das  affidavit,  welches  den  Aufschluss  gibt,  ist  dem  vor- 
geschriebenen Formular  (App.  B.  N.  8)  anzupassen.  Es  muss 
in  demselben  angegeben  werden,  welche  Schriftstücke  der  Ge- 
fragte vorzuzeigen  verweigert,  ebenso  der  Grund  der  Weigerung 
(0.  XXXI  r.  13).  Die  Vorzeigung  eines  Schriftstückes  kann 
aus  denselben  Gründen  verweigert  werden  als  die  Beantwortung 
von  interrogatories  (vgl.  §  69  b).  Es  ist  hinzuzufügen,  dass  auch 
diejenigen  Schriftstücke  nicht  vorgezeigt  zu  werden  brauchen, 
welche  nicht  im  ausschliesslichen  Besitz  des  Gefragten  sind  (vgl. 
Archbold  S.  497  ff.\  Daniell  1852  ff.).  Erscheint  das  affidavit 
formell  oder  materiell  ungenügend,  so  kann  ein  Antrag  auf  Aus- 
stellung eines  weiteren  affidavit  gestellt  werden  (Archbold  S.  497 
Daniell  S.  1838);  unter  Umständen  kann  die  ungenügende  Aus- 
stellung des  affidavit  dieselben  Folgen  haben,  als  die  Verweige- 
rung des  Aufschlusses.    (Daniell  a.  a.  0.) 

Die  §  69  c  erwähnte  Bestimmung  in  Bezug  auf  die  Ein- 
zahlung einer  Geldsumme  zur  Sicherstellung  der  Kosten  des 
Gefragten  findet  mutatis  mutandis  auch  in  Bezug  auf  discovery  of 
documents  Anwendung.    (0.  XXXI  r.  26). 

b.  Notice  to  produce  for  mspection. 
Es  steht  einer  Partei  zu,  die  Gegenpartei  aufzufordern,  ein. 
Schriftstück,  das  im  affidavit  of  documents  oder  in  den  pleadings 
von  derselben  erwähnt  ist,  zur  Besichtigung  vorzuzeigen,  oder 
die  Ausfertigung  einer  Abschrift  zu  gestatten.  Kommt  die 
Gegenpartei  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so  darf  das  be- 
treffende Schriftstück  von  ihr  später  nicht  als  Beweismittel  be- 
nutzt werden:  nur  wenn  der  Aufgeforderte  der  Beklagte3) 
ist  und  das  Schriftstück  sich  ausschliesslich  auf  seinen  eigenen 


2)  Die  Praxis  scheint  etwas  unsicher  zu  sein,  vgl.  Archbold  S.  491; 
Daniell  S.  1833  u.  die  Anm.  in  Wilsons  Judicature  Acts  auf  S.  329  unter 
„  Time". 

3)  Warum  das  Privileg  auf  den  Beklagten  beschränkt  ist,  ist  nicht  er- 
sichtlich, vgl.  die  Bemerkungen  von  Justice  Kay  in  Roberts  v.  Oppenheim 
26  Ch.  D.  724. 
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Rechtstitel  bezieht,  kann  unter  Umständen  diese  Konsequenz 
ausbleiben  (0.  XXXI  r.  15). 

Die  aufgeforderte  Partei  hat  zwei  Tage  nach  Zustellung*  der 
Aufforderung,  wenn  die  Schriftstücke  im  affidavit  of  documents 
erwähnt  sind,  und  vier  Tage  nachher,  wenn  sie  in  den  Schrift- 
sätzen erwähnt  ist,  eine  Zeit  anzugeben  in  welcher  die  Schrift- 
stücke zur  Besichtigung  offen  sind.  Der  Zeitpunkt  darf  höch- 
stens drei  Tage  später  fallen,  als  die  Mittheilung.  Die  Schriftstücke 
sind  in  der  Schreibstube  des  Solicitor  der  aufgeforderten  Partei4) 
zur  Besichtigung  aufzulegen,  oder  wenn  es  Handlungsbücher 
sind,  die  in  stetigem  Gebrauch  sind  an  dem  Orte,  wo  sie  benutzt 
werden.  In  der  Mittheilung  ist  zu  erwähnen,  in  Bezug  auf 
welche  Schriftstücke  die  Vorzeigung  verweigert  wird,  ferner  der 
Grund  der  Weigerung  (0.  XXXI  r.  17). 

Die  Aufforderung  kann  zu  jeder  Zeit  erfolgen  (Archbold 
S.  505).  Wenn  nur  ein  bestimmter  Theil  eines  Schriftstücks 
relevant  ist,  oder  wenn  ein  Theil  eines  Schriftstücks  nach  den 
oben  angeführten  Regeln  (vgl.  unter  a)  nicht  vorgezeigt  zu 
werden  braucht,  so  kann  der  nicht  vorzuzeigende  Theil  zuge- 
siegelt werden  (Archbold  S.  508). 

c.    Production  by  Order. 

In  den  unter  b)  besprochenen  Fällen  erfolgt  die  Vorzeigung 
schlechthin  auf  die  Aufforderung  der  Gegenpartei  und  die  Folge 
unterlassener  Vorzeigung  besteht  darin,  dass  die  aufgeforderte 
Partei  die  betreffenden  Schriftstücke  nicht  als  Beweismittel  be- 
nutzen kann.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  die  Vorzeigung 
durch  gerichtliche  Verfügung  angeordnet  wird. 

Dies  kann  in  zwei  Fällen  geschehen. 

a)  Es  kann  überhaupt  zu  jeder  Zeit  eine  Verfügung  in  Cham- 
bers auf  Antrag  einer  Partei  erlassen  werden,  dass  die  Gegen- 
partei sämmtliche  erhebliche  Schriftstücke  vorzeigen  soll.  Die 
aufgeforderte  Partei  muss  dann  zu  gleicher  Zeit  ein  affidavit  ein- 
reichen, in  welchem  ausgesagt  wird,  dass  ausser  den  vorgezeigten 
Schriftstücken  keine  in  ihrer  Gewalt  sind,  zu  deren  Vorzeigung 


4)  Der  Fall,  dass  die  Partei  durch  keinen  Solicitor  vertreten  ist,  ist 
nicht  vorgesehen;  vermuthlich  müssen  dann  die  Schriftstücke  an  der 
Zustellungsadresse  vorgezeigt  werden. 
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sie  verpflichtet  ist5).  Die  Verfügung  kann  nach  dem  Ermessen 
des  Beamten  oder  Richters  erlassen  werden.  Der  Gerichtshof 
kann  über  die  Behandlung  der  so  vorgezeigten  Schriftstücke  nach 
seinem  Ermessen  entscheiden  (0.  XXXI.  r.  14).  Eine  derartige 
Verfügung  ersetzt  zwei  Schritte:  das  affidavit  oj  documents  (vgl.  a) 
und  die  Aufforderung  zur  Vorzeigung  (vgl.  b). 

p)  Es  kann  eine  Verfügung  erlassen  werden,  dass  bestimmte 
Schriftstücke  an  einem  bestimmten  Orte  vorzuzeigen  sind.  Es  kann 
dies  1)  geschehen,  wenn  eine  Partei,  welche  aufgefordert  wird, 
in  ihrem  affidavit  oder  in  ihren  Schriftsätzen  erwähnte  Schrift- 
stücke vorzuzeigen,  es  unterlässt,  Ort  und  Zeit  für  die  Vor- 
zeigung* anzugeben  (laut  den  unter  b)  erwähnten  Vorschriften)^ 
oder  wenn  sie  einen  den  Vorschriften  nicht  entsprechenden  Ort 
angibt,  oder  wenn  sie  die  Vorzeigung  unberechtigter  Weise  ver- 
weigert; 2)  überhaupt  in  Bezug  auf  bestimmte  Schriftstücke. 
In  letzterem  Falle  muss  dem  Antrag  ein  affidavit  beigefügt  sein, 
in  welchem  die  Schriftstücke  specificirt  werden,  und  in  welchem 
ausgesagt  wird,  class  der  Antragsteller  zum  Einblick  in  dieselben 
berechtigt  ist,  und  dass  sie  in  der  Gewalt  der  Gegenpartei  sind 
(0.  XXXI.  r.  18).  Die  Bestimmungen  über  theilweise  Versiegelung 
[vgl.  b)]  sind  auch  hier  anwendbar. 

d.  Gemeinschaftliche  Bestimmungen. 

Ebenso  wie  bei  den  interrogatories  kann  die  discovery  of 
documents  oder  die  Vorzeigung  durch  gerichtliche  Verfügung 
vertagt  werden,  wenn  das  Recht  der  auffordernden  Partei  von 
der  Entscheidung  einer  Streitfrage  abhängt  (0.  XXXI  r.  20). 
Die  Folgen  des  Ungehorsams  in  Bezug  auf  eine  Verfügung,  nach 
welcher  eine  Liste  der  Schriftstücke  dem  Gegner  zuzustellen 
ist  (a)  oder  Schriftstücke  vorzuzeigen  sind  (c),  sind  dieselben  wie 
im  Fall  der  interrogatories,  d.  h.  Abweisung  der  Klage,  beziehungs- 
weise Annullirung  der  Verteidigung;  möglicherweise  Personal- 
arrest (0.  XXXI.  rr.  21—23). 

3)  Zugeständnisse, 
a.  Freiwillige  Zugeständnisse. 

§  71.  Das  Zugeständniss  einer  Thatsache,  oder  der  Echtheit  eines 
Schriftstückes  durch  eine  Partei  hat  die  Wirkung,  dass  bei  der 


•"•)  Die  nicht  vorgezeigten  Schriftstücke  müssen  erwähnt  und  der 
Grund  der  Weigerung  angegeben  werden. 
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Hauptverhandlung  über  den  betreffenden  Punkt  kein  besonderer 
Nachweis  nöthig  ist.  Ein  solches  Zugeständniss  kann  still- 
schweigend oder  ausdrücklich  in  den  vorbereitenden  Schrift- 
sätzen erfolgen  (vgl.  §  60  b)  aber  auch  in  anderer  Weise  durch 
schriftliche  Mittheilung  zur  Kenntniss  der  Gegenpartei  gebracht 
werden  (R.  S.  C.  0.  XXXII  r.  1). 

b.  Zugeständnisse  auf  Aufforderung, 
a)  In  Beziig  anf  die  Echtheit  von  Schriftstücken. 

Es  steht  einer  Partei  frei,  die  Gegenpartei  aufzufordern,  die  Echt- 
heit eines  Schriftstückes  anzuerkennen  (d.  h.  die  Ausstellung  durch 
den  angeblichen  Aussteller;  bei  Abschriften  die  Richtigkeit 
der  Abschrift,  ferner  auch  die  Zustellung  oder  Absendung 
eines  Schriftstücks  insofern  sie  behauptet  wurde;  vgl.  das  For- 
mular App.  B.  11).  Versäumt  es  die  Gegenpartei,  der  Auffor- 
derung nachzukommen,  und  wird  die  Echtheit  des  Schriftstücks 
bei  der  Hauptverhandlung  nachgewiesen,  so  hat  dieselbe  die 
Kosten  des  Nachweises  zu  tragen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Re- 
sultat des  Rechtsstreits.  Andererseits  hat  die  Unterlassung  der 
Aufforderung  die  Folge,  dass  die  Kosten  des  somit  nöthig  wer- 
denden Nachweises  der  betreffenden  Partei,  ohne  Rücksicht  auf 
den  Ausgang  des  Rechtsstreits  nicht  ersetzt  werden  (0.  XXII 
r.  2).  Bezieht  sich  die  Aufforderung  auf  unerhebliche  Schrift- 
stücke, so  hat  die  auffordernde  Partei  die  dadurch  entstehenden 
Kosten  zu  tragen  (0.  XXXII  r.  ,9). 

ß)  In  Bezng  anf  die  Richtigkeit  Gestimmter  ThatsacheB. 
Es  steht  ferner  einer  Partei  frei  zu  einer  beliebigen  Zeit? 
jedoch  spätestens  9  Tage  vor  dem  für  die  Hauptverhandlung 
festgesetzten  Termin,  die  Gegenpartei  aufzufordern  bestimmte 
Thatsachen  zuzugestehen.  Erfolgt  das  Zugeständniss  nicht 
binnen  6  Tagen  nach  Zustellung  der  Aufforderung,  und  er- 
weisen sich  die  fraglichen  Thatsachen  als  richtig,  so  hat  die 
aufgeforderte  Partei  ohne  Rücksicht  auf  das  Resultat  des  Rechts- 
streits die  Kosten  des  Nachweises  zu  tragen.  Das  Zugeständniss 
kann  ganz  oder  theilweise  erfolgen  und  hat  keine  Wirkung 
ausser  in  Bezug  auf  die  auffordernde  Partei  und  auf  den  be- 
sonderen Rechtsstreit.  Es  kann  unter  Umständen  nachträglich 
verfügt  werden,  dass  das  Zugeständniss  abzuändern  oder  zu 
annulliren  ist  (0.  XXX//  r.  4). 
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In  beiden  Fällen  kann  die  Anordnung  in  Bezug1  auf  Er- 
stattung der  Kosten  unterbleiben,  wenn  der  Beamte  oder  Richter 
die  Weigerung  als  den  Umständen  angemessen  erklärt;  im  Fall 
der  Aufforderung  zum  Zugeständniss  von  Thatsachen  steht  es 
überhaupt  im  Ermessen  des  Beamten  oder  Richters  in  Bezug 
auf  die  Kosten  anderweitig  zu  verfügen  (ibidem  rr.  2  u.  4). 

Auf  Grund  eines  Zugeständnisses  kann  möglicherweise 
sofort  ein  Urtheil  ergehen  (vgl.  §  86  b). 

III.   Anderweitige  Beweisaufnahme  vor  der  Haupt- 
verhandlung. 
I.  Zeugenverhör. 

§  72.  Die  mündliche  oder  schriftliche  Vernehmung  eines 
Zeugen  vor  der  Hauptverhandlung  kann  nur  in  Ausnahmefällen 
durch  gerichtliche  Verfügung  angeordnet  werden,  d.  h.  nur  wenn 
anzunehmen  ist,  dass  der  betreffende  Zeuge  wegen  Alters,  Krank- 
heit oder  zu  grosser  Entfernung  nicht  bei  der  Haupt  Verhandlung 
anwesend  sein  kann.  Es  sind  drei  verschiedene  Arten  des  Ver- 
fahrens möglich; 

a)  ein  Verhör  vor  einem  Beamten  oder  Examiner  (der 
in  gewissen  Fällen  aus  der  Zahl  der  Officio!  Examiner s 
zu  wählen  ist); 

b)  Verhör  durch  eine  im  Ausland  bestellte  Commission; 

c)  Verhör  durch  eine  ersuchte  gerichtliche  Behörde. 

a.  Verhör  vor  einem  Beamten  oder  Examiner. 
Aus  einem  der  oben  genannten  Gründe  kann  eine  Partei  das 
Verhör  eines  Zeugen  vor  der  Hauptverhandlung  in  Chambers  bean- 
tragen. Es  kann  dies  zu  einer  beliebigen  Zeit  geschehen,  geschieht 
aber  gewöhnlich  nicht  vor  dem  joinder  ofissue  (Archbold  S.  534). 
Der  Richter  oder  Beamte  kann  verfügen,  dass  das  Verhör  vor 
einem  Gerichtsbeamten  stattfinden  soll  oder  eine  andere  Person 
beauftragen;  er  bestimmt  zugleich,  ob  und  in  welcher  Weise 
die  zu  Protokoll  gegebenen  Aussagen  als  Beweismittel  bei  der 
Hauptverhandlung  benutzt  werden  sollen.  (R.  S.  C.  0.  XXX}  11 
rr.  1  u.  5). 

Bei  Prozessen  in  der  Chancery  Division  findet  in  der  Regel 
ein  derartiges  Verhör  vor  einem  der  ständigen  Examiner s  (Exa- 
miners  of  the  Court,  vgl.  §  33  (3))   statt;  in   den   anderen  Ab- 
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theilungen  kann  dies  auch  verfügt  werden,  doch  kann  auch  ein 
Richter  oder  Beamter  (Master,  District  Registrar  etc.)  oder  eine 
beliebige  andere  Person  ernannt  werden  (0.  XXX VII  r.  39). 
Der  Examiner  ist  befugt  Eide  abzunehmen,  und  die  Zeugen 
haben  ihre  Aussagen  eidlich  abzulegen. 

Dem  Examiner  ist  eine  Abschrift  der  Prozessladung  und 
der  vorbereitenden  Schriftsätze  (soweit  solche  vorhanden)  aus- 
zuhändigen, ebenso  eine  Abschrift  der  Schriftstücke,  welche  zu 
seiner  Information  nothwendig  sind  (0.  XXXVII  r.  10).  Das 
Verhör  erfolgt  durch  die  Partei,  welche  den  Zeugen  aufruft,  oder 
durch  ihre  Rechtsbeistände;  sämmtliche  Parteien,  ihre  Solicitors  und 
Rechtsbeistände  können  zugegen  sein.  Die  Zeugen  werden  wie 
bei  der  Hauptverhandlung  von  der  Gegenpartei  in  einem  Kreuz- 
verhör und  zuletzt  in  einem  wiederholten  Verhör  (re-examination) 
von  der  Partei  vernommen,  für  welche  sie  aussagen  (ibidem 
r.  11).  Der  Examiner  oder  eine  andere  Person  hat  ein  Protokoll 
über  das  Verhör  aufzunehmen,  welches  von  dem  Zeugen  oder 
im  Fall  der  Weigerung1  vom  Examiner  selbst  zu  unterzeichnen 
ist,  Hält  der  Zeuge  eine  Frage  für  unerheblich,  so  hat  der 
Examiner  seine  Ansicht  darüber  zu  Protokoll  zu  erklären.  Eine 
Entscheidung  darüber  steht  ihm  nicht  zu  (ibidem  r.  12).  Weigert 
sich  ein  Zeuge,  eine  an  ihn  gestellte  Frage  zu  beantworten,  so 
ist  die  Frage  vom  Examiner  im  Central  Office  einzureichen,  mit 
einer  Bescheinigung  über  die  Gründe  der  Weigerung.  Es  wird 
dann  in  Chambers  darüber  entschieden,  ob  die  Weigerung  be- 
rechtigt ist  (ibidem  r.  14).  Die  Partei,  welche  den  Zeugen  ge- 
laden hat,  kann,  falls  er  nicht  erscheint,  sich  nicht  vereidigen 
lässt,  oder  Antwort  auf  eine  Frage  verweigert,  eine  Verfügung 
in  Chambers  beantragen,  durch  welche  demselben  anbefohlen  wird, 
die  betreffende  Handlung  vorzunehmen.  Ergeht  die  Verfügung, 
so  kann  er  in  die  entstandenen  Mehrkosten  verurtheilt  werden  (0. 
XXX  VII  rr.  13  u.  15).  Es  kann  einem  Zeugen  anbefohlen  wer- 
den, Schriftstücke  vorzuzeigen  (Q.  XXXV11  r.  7).  Ein  Zeuge, 
welcher  der  Verfügung,  zu  erscheinen  oder  Schriftstücke  vorzu- 
zeigen, nicht  nachkommt,  kann  wegen  contempt  of  court  einer 
Ordnungsstrafe  unterworfen  werden  (ibidem  r.  'S).  Der  Exa- 
miner kann  über  die  Abwesenheit  von  Zeugen  oder  über  andere 
Umstände  oinen  Spezialbericht  beim  Gerichtshof  einreichen  (ibi- 
dem r.  17). 
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Das  Verfahren  in  Bezug  auf  die  Vorladung1  von  Zeugen  ist 
dasselbe  wie  bei  der  Hauptverhandlung  (vgl.  §  97  b). 

Nach  Beendigung  des  Verhörs  ist  das  Protokoll,  mit  der 
Unterschrift  des  Examiner  versehen,  beim  Central  Office  einzu- 
reichen (0.  XXXVII  r.  16). 

b)  Verhör  durch  Commissioners  ausserhalb  der 
Jurisdiction. 

Vor  einem  Examiner  können  möglicherweise  auch  Zeugen 
ausserhalb  der  Jurisdiction  vernommen  werden.  Das  übliche  Ver- 
fahren ist  indessen  die  Ernennung  von  Commissioners.  Jede  Partei 
ernennt  gewöhnlich  zwei  Commissioners.  Diesen  Commissioners 
werden  von  der  Partei,  welche  den  betreffenden  Zeugen  für 
sich  aufrufen  will,  schriftliche  Fragen  zugestellt  (interrogatories), 
welche  vor  der  Versendung  der  Gegenpartei  in  Abschrift  aus- 
zuhändigen sind.  Die  Gegenpartei  kann  Kreuzfragen  (cross- 
interrogatories)  aufstellen,  von  welchen  wiederum  eine  Abschrift 
der  Partei,  welche  die  Fragen  aufgestellt  hat,  auszuhändigen  ist. 
Da  gewöhnlich  beide  Parteien  an  dem  betreffenden  Orte  Zeugen 
für  sich  aufrufen  wollen,  versendet  in  der  Regel  jede  Partei  so- 
wohl interrogatories  als  cross-interrogatories.  Den  Commissioners 
wird  durch  die  Commission,  welche  in  Chambers  erlassen  wird, 
die  Befugniss  ertheilt,  Eide  abzunehmen.  Nur  ein  Commissioner 
auf  jeder  Seite  kann  dem  Verhör  beiwohnen:  erscheint  der  Com- 
missioner einer  Partei  nicht,  so  kann  der  andere  allein  das  Verhör 
abhalten.  Die  Commissioners  sind  zu  vereidigen  und  zwar  nimmt 
jeder  dem  anderen  den  betreffenden  Eid  ab:  erscheint  nur  einer, 
so  hat  er  sich  selbst  zu  vereidigen.  In  Schottland  und  Irland  stehen 
den  Commissioners  Mittel  zur  Verfügung,  die  Hülfe  der  Gerichts- 
höfe in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  Zeugen  nicht  erscheinen 
(nach  6  u.  7  Vict.  c.  82  ss.  5 — 7),  ebenso  in  Indien  und  den 
Kolonien  (nach  22  Vict.  c.  20  vgl.  Daniel!  S.  6 öl).  In  anderen 
Ländern  ist  natürlich  das  Erscheinen  eines  Zeugen  vor  Com- 
missioners  nicht  zu  erzwingen.  (In  Deutschland  ist  das  Ver- 
fahren überhaupt  nicht  statthaft,  und  es  tritt  deshalb  das  bei  c) 
besprochene  Verfahren  an  seine  Stelle.)  Es  steht  den  Com- 
missioners zu,  ausser  den  vorgeschriebenen  Fragen  und  Kreuz- 
fragen  auch  noch  andere  Fragen  an  die  Zeugen   stellen,  in- 
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sofern  sie  mit  diesen  im  Zusammenhang*  stehen.1)  Das  Protokoll 
wird  in  der  Regel  in  der  englischen  Sprache  geführt;  wenn 
nöthig,  ist  ein  Dolmetscher  zuzuziehen.  Die  Zeugen  sind  zu 
vereidigen:  eventuell  ist  die  Betheuerungsform  anzuwenden, 
welche  an  dem  betreffenden  Ort  oder  nach  der  Religion  des 
Zeugen  einem  Eide  entspricht.  Das  Protokoll,  die  Fragen  und 
Kreuzfragen  sind  von  den  Commissioners  unter  versiegeltem  Um- 
schlag an  den  Senior  Master  des  Supreme  Court  innerhalb  einer 
in  der  Commission  festgesetzten  Frist  einzusenden,  ebenso  die 
Urkunden,  auf  welche  Bezug  genommen  wird  oder  beglaubigte 
Abschriften  derselben  (XXXVII  r.  6  und  die  Formulare  App. 
J.  13  und  K.  36  und  37). 

Der  writ  of  commission  kann  nur  auf  Grund  besonderer 
Verfügung  erlassen  werden.  Der  Antrag  wird  in  Chambers  ge- 
stellt und  muss  von  einem  affidavit  begleitet  sein,  welches  die 
Gründe  auseinandersetzt,  die  eine  Commission  wünschenswerth 
machen.  Die  Gegenpartei  ist  zu  hören.  Nach  Erlass  der  Ver- 
fügung fertigt  die  betreibende  Partei  den  writ  of  commission  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Verfügung  aus  und  seine  Wirkung 
beginnt,  nachdem  er  im  Central  Office  mit  dem  Amtssiegel  ver- 
sehen ist  (Archbold  S.  546,  547).  Die  Verfügung  und  der  writ 
sind,  soweit  möglich,  den  vorgeschriebenen  Formularen  anzu- 
passen (vgl.  die  oben  zitirte  Regel  und  die  Formulare).  Die 
Verfügung  bestimmt  zugleich,  dass  der  Rechtsstreit  zu  unter- 
brechen ist,  bis  die  von  den  Commissioners  einzusendenden 
Schriftstücke  im  Central  Office  eintreffen  (vgl.  Formular  App. 
K.  36  am  Ende). 

c.  Verhör  durch  eine  ersuchte  gerichtliche  Behörde. 
Nach  13  Geo.  III c.  63  und  1  Will.  IV c.  22  kann  an  die  Gerichts- 
höfe in  Indien  oder  in  den  Kolonien  ein  Writ  of  Mandamus  oder 
Commission  ergehen,  durch  welchen  dieselben  beauftragt  werden 
Zeugen  zu  verhören  und  ein  Protokoll  darüber  einzusenden.'2) 

1)  Der  Commissioner  der  Gegenpartei  kann  in  Bezug  anf  die  neu 
gestellten  Fragen  ein  Kreuzverhör  vornehmen,  dem  wie  stets  ein  zweites 
Verhör  von  Seiten  der  Partei,  welche  die  Fragen  gestellt  hat,  folgen  kann. 

2)  Nach  einem  im  Jahre  1885  erlassenen  Gesetze  (48  u.  4p  Vict.cj4) 
ist  den  genannten  Gerichtshöfen  gestattet,  das  Verhör  einem  besonders 
beauftragten  Examiner  zu  übertragen. 


124  ZWEITES  BUCH:  DER  CIVILPROZESS.  §  72. 

In  der  Regel  wird  aber  in  Bezug  auf  das  Verhör  von  Zeugen 
in  diesen  Ländern  das  unter  b)  beschriebene  Verfahren  an- 
gewandt. 

In  anderen  Ländern  ist  das  Zeugenverhör  vor  Eocaminers 
oder  durch  Commissioners  häufig  auf  Schwierigkeiten  gestossen, 
namentlich  in  Deutschland  (wegen  der  damit  verbundenen  Ab- 
nahme von  Eiden).  Es  ist  daher  am  24.  Oktober  1884  der 
Prozessordnung  eine  Regel  beigefügt  worden  (OTXXXVI  r.  6a), 
laut  welcher  statt  einer  „Commission"  ein  Ersuchungsschreiben 
an  einen  fremden  Gerichtshof  ausgefertigt  werden  kann.  Das 
Ersuchungsschreiben  wird  an  den  Präsidenten  und  die  Richter 
des  ersuchten  Gerichts  gerichtet,  und  enthält  die  Bitte,  die  darin 
genannten  Zeugen  vorzuladen,  und  diese  sowie  die  von  den  Ver- 
tretern der  Parteien  später  anzumeldenden  Zeugen  nach  den 
eingesandten  interrogatories  zu  verhören.  (Zur  Orientirung  des 
fremden  Gerichts  wird  der  Anspruch  des  Klägers  nach  der 
Ueberschrift  auf  dem  icrit  of  summons  angegeben.)  Das  Protokoll 
soll  an  das  englische  auswärtige  Amt  zur  Uebermittelung  an  den 
High  Court  eingesandt  werden,  (vgl.  Formular  App.  K.  37  B.3) 

d.  Benutzung  der  durch  Zeugenverhör  vernommenen 

Beweismittel. 
Die  Aussagen  der  vor  Examiners,  durch  Co?mnissione?*s 
oder  eine  ersuchte  gerichtliche  Behörde  verhörten  Zeugen  dürfen 
nur  auf  Grund  besonderer  Verfügung  als  Beweismittel  benutzt 
werden  (0.  XXXVII  r.  5).  Die  Genehmigung  soll  nur  ertheilt 
werden,  wenn  entweder  die  Partei,  welcher  das  Zeugniss  nach- 
theilig ist,  ihre  Zustimmung  gibt,  oder  wenn  der  betreffende  Zeuge 
zur  Zeit  der  Hauptverhandlung  von  England  abwesend,  oder 
krank  ist,  oder  wenn  er  inzwischen  verstorben  ist  (ibidem  r.  18). 

3)  Nach  ip  u.  20  Viel.  c.  nj  sind  englische  Gerichtshöfe  befugt,  im 
Auftrage  auswärtiger  Gerichtshöfe  Zeugen  zu  vernehmen  und  die  Vor- 
zeigung von  Urkunden  anzuordnen,  wenn  der  diplomatische  Vertreter 
oder  Konsul  des  betreffenden  Landes  bescheinigt,  dass  die  Beweisauf- 
nahme für  einen  Prozess  in  einer  bürgerlichen  oder  Handelssache  (also 
in  keiner  politischen  Angelegenheit)  gebraucht  wird,  oder  wenn  eine 
anderweitige  Bescheinigung  darüber  ausgestellt  wird.  Das  Gericht  kann 
auch  eine  andere  Person  beauftragen,  die  Zeugen  zu  vernehmen  und  die 
anderen  Handlungen  vorzunehmen,  zu  welchen  dasselbe  in  dieser  Be- 
ziehung autorisirt  ist,  und  eine  derartige  beauftragte  Person  zur  Abnahme 
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2.  Beweisaufnahme  durch  Affidavits. 

§  73.  Dieselbe  kann  stattfinden: 

a)  nach  Uebereinkunft  der  Parteien, 

bj  in  Bezug  auf  den  Nachweis  einer  bestimmten  Thatsache 
auf  Grund  gerichtlicher  Verfügung  (0.  XXXVII  r.  1). 

a.   Beweisaufnahme  durch  Affidavits  nach  Ueber- 
einkunft. 

Die  Uebereinkunft  muss  schriftlich  abgefasst  und  von  den 
Parteien  resp.  ihren  Solicitors  unterzeichnet  werden.  (Archbold 
S.  574).  Der  Kläger  reicht  zuerst  seine  affidavits  (d.  h.  die  be- 
eidigten schriftlichen  Aussagen  seiner  Zeugen)  ein;  es  hat  dies 
spätestens  vierzehn  Tage  nach  Abschluss  der  Uebereinkunft  zu 
geschehen.  Dem  Beklagten  ist  eine  Liste  der  affidavits  zuzu- 
stellen und  derselbe  hat  spätestens  vierzehn  Tage  nach  erfolgter 
Zustellung  seine  affidavits  einzureichen  und  seine  Liste  zuzu- 
stellen. Die  Fristen  können  durch  Uebereinkunft  der  Parteien 
verändert  werden.  Dem  Kläger  steht  es  zu,  spätestens  sieben 
Tage  nach  Ablauf  der  letztgenannten  Frist  neue  affidavits  einzu- 
reichen, und  dem  Beklagten  eine  Liste  derselben  zuzustellen. 
Diese  zweiten  affidavits  des  Klägers  dürfen  ausschliesslich  dazu 
dienen,  die  affidavits  des  Beklagten  zu  erwidern  (0.  XXXVIII 
tt.  25 — 27).  Es  steht  jeder  Partei  frei,  die  Gegenpartei  aufzu- 
fordern einen  Zeugen  der  ein  affidavit  beschworen  hat,  zu  der 
Hauptverhandlung  vorzuladen,  damit  derselbe  in  Bezug  auf 
seine  Aussagen  einem  Kreuzverhör  unterworfen  werde.  Die 
Aufforderung  erfolgt  durch  schriftliche  Anzeige,  welche  der 
Gegenpartei  spätestens  14  Tage  nach  Ablauf  der  Frist  für  Ein- 
reichung der  zweiten  affidavits  des  Klägers  zuzustellen  ist.  Der 
Partei,  welche  die  Aufforderung  erhält,  stehen  dieselben  Zwangs- 
mittel in  Bezug  auf  die  Vorladung  von  Zeugen  zu  Gebote,  wie  im 


von  Eiden  autorisiren.  Diese  Angelegenheit  ist  der  Queens  Bench 
Division  zugewiesen.  In  Bezug  auf  die  Beweisaufnahme  für  deutsche 
Gerichte  ist  die  Praxis  gewöhnlich  die,  dass  die  Bescheinigung  durch  den 
Solicitor  des  deutschen  General-Konsulats  ausgestellt  wird,  und  dass  dann 
einer  der  höheren  Beamten  des  Konsulats  mit  der  Zeugenvernehmung 
beauftragt  wird.    Die  betreffende  Verfügung  wird  in  Chambers  erlassen. 

Für  die  Gerichte  in  den  Kolonien  können  die  englischen  Gerichts- 
höfe ebenfalls  Zeugen  vernehmen  etc.  (22  Vict.  c.  20). 
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Fall  der  regelmässigen  Zeugenvorladung.  Versäumt  dieselbe  die 
Vorladung  des  betreffenden  Zeugen,  so  darf  das  von  demselben 
beschworene  affidavit  nur  mit  besonderer  Genehmigung  des  Ge- 
richtshofs als  Beweismittel  benutzt  werden  (ibidem  rr.  28  u  29). 

Der  Gerichtshof  kann  auch,  wenn  die  Parteien  dahin  über- 
eingekommen sind,  die  Beweisaufnahme  durch  affidavits  zu  be- 
wirken, trotzdem  bestimmen,  dass  die  Zeugen  in  der  gewöhnlichen 
Weise  in  der  Hauptverhandlung  zu  vernehmen  sind  (Archbold 
S.  574).  Die  Beweisaufnahme  durch  Affidavits  ist  nur  in  der 
Chancery  Division  gebräuchlich,  in  der  Queen's  Bench  Division 
kommt  sie  fast  nie  vor  (Archbold  a.  a.  O.). 

b.  Beweisaufnahme  durch  Affidavits  in  Bezug  auf 
bestimmte  Thatsachen  oder  das  Zeugniss  bestimmter 

Personen. 

Ebenso  wie  das  aussergerichtliche  mündliche  Verhör  be- 
stimmter Zeugen  durch  Verfügung  in  Chambers  gestattet  werden 
kann,  kann  auch  angeordnet  werden,  dass  eine  bestimmte  That- 
sache  durch  affidavit  nachgewiesen  werden,  oder  dass  das  affi- 
davit eines  bestimmten  Zeugen  bei  der  Hauptverhandlung  benutzt 
werden  darf.  Die  Verfügung  erfolgt  nicht,  wenn  sich  der  Richter 
oder  Beamte  davon  überzeugt,  dass  die  Gegenpartei  die  An- 
wesenheit des  betreffenden  Zeugen  bei  der  Hauptverhandlung  in 
gutem  Glauben  wünscht,  und  dass  der  betreffende  Zeuge  bei  der 
Hauptverhandlung  zugegen  sein  kann  (0.  XXXV II  r.  1  am 
Ende). 

3.  Beweisaufnahme  durch  Augenschein. 

§  74.  Es  kann  einer  Partei  durch  Verfügung  in  Chambers 
gestattet  werden,  den  Streitgegenstand  zu  besichtigen,  und  zu 
diesem  Zwecke  das  Grundstück  des  Gegners  zu  betreten,  von  der 
streitigen  Waare  Proben  zu  entnehmen,  und  Beobachtungen  oder 
Experimente  in  Bezug  auf  den  Streitgegenstand  zu  machen 
(0.  L  r.  3)\  es  kann  auch  die  Besichtigung  des  Streitgegen- 
stands durch  eine  jury  gestattet  werden  (ibidem  r.  5).  Der 
Antrag  wird  in  Chambers  gestellt,  kann  aber  nur  vor  einem 
Richter  gehört  werden  ( 0.  LIV  r.  12  schliesst  die  Befugniss 
eines  Master  aus;  die  Befugniss  eines  Chief  Clerk  ist  nicht  aus- 
drücklich ausgenommen).  Der  Kläger  kann  den  Antrag  zu 
jeder  Zeit  nach  Ausgabe  des  writ  stellen,  der  Beklagte  nach  der 
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Einlassung.  In  beiden  Fällen  ist  der  Gegenpartei  Anzeige  zu 
machen  (0.  L.  r.  8).  Durch  Specialgesetz  (31  u.  32  Vict,  c.  119 
s.  26)  ist  bestimmt,  dass  eine  Person,  welche  Schadensersatz 
wegen  Körperverletzung  bei  einem  Eisenbahnunfall  beansprucht 
auf  Grund  gerichtlicher  Verfügung  von  einem  unparteiischen 
Arzt  untersucht  werden  kann  (Archbold  S.  530). 


Drittes  Kapitel. 

SicheriiHgsmitteL 

Einleitung. 

§  75.  Die  Sicherungsmittel,  welche  von  den  Parteien 
während  der  Dauer  eines  Rechtsstreits  unter  Umständen  ange- 
wandt werden  können  sind  vierfacher  Natur.    Sie  beziehen  sich  : 

1.  auf  die  Person  der  Gegenpartei  (Personalarrest); 

2.  auf  den  Streitgegenstand  (dinglicher  Arrest,  Einzahlung 
bei  Gericht,  Zwangs-Verkauf  des  Streitgegenstands,  etc.); 

3.  auf  die  Verhinderung  oder  Bewirkung  einer  Handlung; 

4.  auf  die  Kosten. 

I.  Personalarrest  (Arrest). 

§  76.  Die  Debtors  Act  von  1869,  deren  Hauptabsicht  es 
war,  die  Schuldhaft  aufzuheben,  hat  unter  gewissen  Voraussetzun- 
gen Personalarrest  über  den  Beklagten  vor  Erlass  des  Endurtheils 
in  einem  Rechtsstreit  für  zulässig  erklärt. 

Eine  solche  Voraussetzung  ist  vorhanden,  wenn  in  einem 
Prozess  im  Obergerichtshof  der  Kläger  durch  affidavit  nachweist: 

1.  dass  ein  genügender  Klagegrund  vorhanden  ist,  und  dass 
der  Betrag  der  Forderung  wenigstens  £  50  erreicht; 

2.  dass  Grund  zur  Annahme  vorhanden  ist,  dass  der  Be- 
klagte England  zu  verlassen  beabsichtigt; 

3.  dass  die  Abwesenheit  des  Beklagten  die  Betreibung  des 
Rechtsstreits  wesentlich  hindern  wird  (bei  Strafklagen  mit  Aus- 
nahme von  Klagen  auf  Konventionalstrafen  ist  dieser  Nachweis 
nicht  nöthig). 

Es  wird  in  diesen  Fällen  Arrest  auf  eine  Dauer  von  höch- 
stens sechs  Monaten  verfügt,  wenn  der  Beklagte  nicht  Sicherheit 
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leistet;  jedoch  ist  die  Anwendung  des  Arrests  ausdrücklich  auf  die 
Klagen  beschränkt,  bei  welchen  auch  vor  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes von  1869  Arrest  zulässig*  war  (es  sind  dies  im  allgemeinen 
Klagen  auf  liquide  Geldforderungen;  gewisse  Personen  sind  vom 
Arrest  durch  Privileg  befreit,  so  z.  B.:  Peers,  Parlamentsmitglieder 
während  der  Session,  diplomatische  Vertreter  fremder  Staaten, 
Richter  etc. ;  auch  Soldaten  und  Matrosen  unter  gewissen 
Voraussetzungen;  vgl.  Archbold  S.  1449  s.  5).1) 

Der  Antrag  ist  an  einen  Richter  in  Chambers  zu  stellen  (ein 
Master  bez.  District  Registrar  ist  nicht  zuständig  0.  LIV  r.  12; 
über  Chief  Clerks  findet  sich  keine  ausdrückliche  Bestimmung; 
Archbold  S.  1477)  und  kommt  ohne  Anhörung  der  Gegenpartei 
zur  Verhandlung,  doch  steht  es  dem  Beklagten  nach  erfolgtem 
Arrest  frei  Restitution  zu  beantragen  (R.  S.  C.  0.  LXIX  r.  1). 
Die  Verfügung  wird  durch  den  Sherif  der  Grafschaft  vollstreckt, 
in  welcher  sich  der  Beklagte  aufhält:  es  können  Duplikat-Exem- 
plare derselben  ausgestellt  werden,  um  den  Arrest  in  verschie- 
denen Grafschaften  möglich  zu  machen  (ibidem  r.  2).  Die  Ver- 
fügung befiehlt  den  Arrest  des  Beklagten,  wenn  er  nicht  Sicherheit 
stellt.  Die  Sicherheit  kann  durch  Einzahlung  bei  Gericht  gestellt 
werden;  oder  durch  Unterzeichnung  einer  Obligations-Urkunde 
(bond)  in  Gemeinschaft  mit  zwei  Bürgen  (gegen  die  Person  der 
Bürgen  kann  der  Kläger  Einwendungen  erheben;  über  ihre 
Triftigkeit  entscheidet  ein  Master)  (0.  LXIXrr.  3  u.  4,  vgl.  auch 
das  Formular  App.  K.  Nr.  31).  Der  Sheriff  hat  das  Datum  des 
erfolgten  Arrests  auf  der  Ausfertigung  der  Verfügung  zu  ver- 
merken (ibidem  r.  7). 

Der  soeben  beschriebene  Personalarrest  war  in  den  gemein- 
rechtlichen Gerichtshöfen  anwendbar;  im  Chancery  Court  wurde 
ein  anderes  Verfahren  angewandt:  ein  sogenannter  writ  ne  e.veat 
regno.  Der  writ  ist  ein  sogenannter  high  prerogative  writ  und 
wurde  ursprünglich  für  politische  Zwecke  benutzt,  später  wandte 
ihn  der   Court  of  Chancery   auch   in  Bezug  auf  civilrechtliche 

x)  Ausländer  sind  nicht  ausgeschlossen.  Ein  Ausländer  kann  über  einen 
anderen  Ausländer  nach  Massgabe  obiger  Bestimmungen  Arrest  verhängen 
lassen,  obgleich  die  Schuld  im  Ausland  contrahirt  wurde  und  beide 
Parteien  zur  Zeit  ihrer  Kontrahirung  im  Ausland  wohnten,  und  obgleich 
nach  der  lex  loci  contr actus  keine  Schuldhaft  statthaft  ist  {Archbold  S.  1458 
und  die  daselbst  zitirten  Entscheidungen). 
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Ansprüche  an;  der  writ  befiehlt  dem  Beklagten  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung das  Königreich  nicht  zu  verlassen.  Er  wird  dem 
Sheriff  zugestellt,  welcher  sich  Sicherheit  geben  lassen  muss; 
widrigenfalls  ist  Arrest  zu  verhängen.  Der  writ  ist  auch  jetzt 
nur  in  solchen  Fällen  anwendbar,  in  welchen  vor  Inkrafttreten 
der  Jud.  Acts  der  Chancery  Court  zuständig  war  (JDaniell 
S.  1649  ff.),  er  wird  aber  überhaupt  nur  ausnahmsweise  ge- 
braucht, und  es  ist  anzunehmen,  dass  er  allmälig  ganz  verschwinden 
wird  (vgl.  Anm.  bei  Wilson  auf  S.  607). 

Mit  dem  Personalarrest  zur  Sicherung  des  Klägers  darf  das 
sog.  „attachment"  nicht  verwechselt  werden,  welches  als  Strafe 
für  den  Ungehorsam  gegen  eine  gerichtliche  Verfügung  oder  wegen 
Unterlassung  einer  durch  die  Prozessordnung  gebotenen  Obliegen- 
heit verhängt  werden  kann  (z.  B.  wenn  ein  Solicitor,  der  ver- 
sprochen hat,  Zustellungen  anzunehmen,  die  Einreichung  der 
Einlassungserklärung  versäumt  0.  XII  r.  IS;  wenn  einer  Ver- 
fügung Fragen  zu  beantworten  oder  Schriftstücke  vorzuweisen, 
nicht  nachgekommen  wird  0.  XXXI  r.  21;  wenn  ein  Zeuge 
einer  Vorladung  nicht  nachkommt  etc.). 

2.  Sicherungsmittel  in  Bezug  auf  den  Streitgegenstand. 

§  77.  Es  bestehen  folgende  Sicherungsmittel:  a)  Sequestration, 
b)  Zwangsverkauf,  c)  Zwangsverwaltung  ( appointment  of  receiver) ; 
es  muss  ferner  erwähnt  werden  d)  die  sogenannte  „notice  in  lieu  of 
distringas" . 

a.  Sequestration. 
Wenn  eine  vertragsmässige  Verpflichtung  prima  facie  be- 
gründet erscheint,  und  die  Verteidigung  die  Verpflichtung  an 
und  für  sich  nicht  bestreitet,  sondern  nur  Gründe  aufführt, 
welche  dieselbe  ganz  oder  theilweise  aufzuheben  geeignet 
sind  (z.  B.  dolus),  so  kann  eine  Verfügung  ergehen,  durch 
welche  die  Erhaltung  des  Streitgegenstandes  gesichert,  oder  die 
Sequestration  desselben  anbefohlen  wird;  bei  Geldforderungen 
kann  die  Einzahlung  bei  Gericht  verfügt  werden  (R.  S.  C.  0.  L.  r.  1) 
Ueber  den  Antrag  ist  in  Chambers  unter  Vorladung  aller  Parteien 
zu  verhandeln  (Archbold  S.  437).  Die  Verfügung  kann  nur  durch 
einen  Richter  erlassen  werden  (0.  LTV  r.  12  schliesst  die  Zu- 
ständigkeit eines  Master  oder  District  Registrar  ausj.  Ein  derar- 
tiger Antrag  kann  nur  vom  Kläger  gestellt  werden  und  zwar 
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erst  dann,  wenn  sich  aus  den  vorbereitenden  Schriftsätzen,  oder, 
wenn  keine  solche  angewandt  werden,  aus  affidavits  oder  ande- 
ren vom  Richter  zu  bestimmenden  Beweismitteln  das  Recht  des 
Klägers  ergibt  (0.  L.  r.  7). 

Wir  haben  bereits  gesehen  (§  74)  dass  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen einer  Partei  das  Recht  zusteht,  den  Streitgegen- 
stand zu  besichtigen,  Proben  zu  entnehmen  etc.  In  derartigen 
Fällen  können  zu  gleicher  Zeit  Massregeln  zur  Erhaltung  des 
Streitgegenstandes  in  statu  quo  verfügt,  eventuell  die  Sequestration 
oder  die  Zwangsverwaltung  angeordnet  werden  (0.  L.r.  3),  aber 
die  Absicht  dieser  Regel  geht  mehr  auf  die  Erleichterung  der  Be- 
weisaufnahme als  auf  die  Sicherung  des  Streitgegenstandes  zum 
Zweck  der  Befriedigung  der  betreffenden  Partei  (vgl.  Anm.  bei 
Broion  auf  S.  511). 

Andrerseits  kann,  wenn  durch  Klage  oder  Widerklage  ein 
individuell  bestimmter  Gegenstand  beansprucht  wird,  und  die 
Gegenpartei  den  Anspruch  nicht  bestreitet  und  die  Detention  nur 
durch  ein  angebliches  Retentionsrecht  rechtfertigt,  verfügt  werden, 
dass  dem  Kläger  bez.  dem  WTiderkläger  nach  Einzahlung  einer 
in  der  Verfügung  zu  bestimmenden  Geldsumme  (d.  h.  des  Betrags 
der  angeblichen  Forderung,  in  Bezug  auf  welche  das  Retentions- 
recht ausgeübt  wird,  eventuell  mit  Zinsen  und  Kosten)  die  be- 
treffende Sache  ausgeliefert  werden  soll.  Der  Antrag  ist  in 
Chambers  zu  stellen  (ein  Mäste?"  oder  District  Registrar  ist  zu- 
ständig) und  die  Verfügung  kann  zu  jeder  Zeit  ergehen,  falls 
es  sich  aus  den  Schriftsätzen,  oder  wenn  keine  solche  angewandt 
werden,  aus  affidavits  oder  anderweitig  ergibt,  dass  der  Aus- 
spruch des  Klägers  bez.  des  Widerklägers  berechtigt  ist  (0. 
L.  r.  8). 

b.  Zwangsverkauf. 
Auf  Antrag  jeder  Partei   kann  der  Zwangs  verkauf  einer 
dem  Verderb  ausgesetzten  Sache  oder  einer  Sache,  deren  sofor- 
tiger Verkauf  aus  anderen  Gründen   wünschenswerth  erscheint, 
verfügt  werden  (0.  L.  r.  2). 

■  Ueber  den  Antrag  wird  vor  einem  Richter  in  Chambers  unter 
Vorladung  sämmtlicher  Parteien  verhandelt  (ein  Master  oder 
District  Registrar  ist  nicht  zuständig).  Der  Antragsteller  muss 
ein  affidavit  über  die  Thatsachen  beifügen,  wenn  dieselben  nicht 
aus  den  Schriftsätzen  genügend  ersichtlich  sind  (0.  L.  r.  2).  Der 
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Antrag  kann,  nach  vorhergehender  Benachrichtigung  der  Gegen- 
partei, vom  Kläger  zu  jeder  Zeit  nach  Ausgabe  der  Prozess- 
ladung, vom  Beklagten  nach  Einreichung  der  Einlassungserklä- 
rung gestellt  werden  (0.  L.  r.  2). 

c.  Zwangsverwaltung  (Appointment  of  a  Receiver). 

Die  Ernennung  eines  Verwalters  (Receiver,  vgl.  die  Definition 
O.LXXI.r.l)  dient  als  Vollstreckungsmittel  für  einUrtheil,  sie  kann 
aber  auch  als  Sicherungsmittel  während  des  Rechtsstreits  angewandt 
werden.  Ebenso  wie  die  Anwendung  eines  prohibitorischen  oder 
mandatorischen  Interdikts  war  die  Ernennung  eines  Receiver 
ursprünglich  nur  im  Chancery  Court  zulässig.  Durch  Judicature 
Act  1873  s.  23,  8,  ist  bestimmt,  dass  die  Ernennung  eines 
Receiver  als  einstweilige  Verfügung  (interlocutory  order)  in  allen 
Abtheilungen  des  Obergerichts  erfolgen  kann  und  zwar  „in 
allen  Fällen,  in  welchen  es  gerecht  oder  zweckmässig  erscheint.11 
Sie  kommt  am  häufigsten  vor  bei  Klagen  in  Betreff  unbeweg- 
lichen Eigenthums,  aber  auch  bewegliche  Sachen  können  einem 
Receiver  zur  Verwaltung  übergeben  werden  (z.  B.  bei  Streitigkeiten 
zwischen  Gesellschaftern  kann  die  Verwaltung  einer  Handels- 
gesellschaft dem  Receiver  übergeben  werden,  vgl.  Daniell  1664  s.5.) 
Eine  selbst  beim  Rechtsstreit  betheiligte  Person  wird  in  der  Re- 
gel nicht  als  Receiver  ernannt,  doch  kann  dies  unter  Umständen 
geschehen  (Daniell  1661  s.  5). 

Der  Antrag  kann  vom  Kläger  nach  Ausstellung  der  Prozess- 
ladung, vom  Beklagten  nach  Einreichung  der  Einlassungs- 
erklärung (O.L.r.l)  gestellt  werden.  Ueber  den  Antrag  kann 
in  Chambers  oder  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  verhandelt  wer- 
den (Daniell  S.  1686).  Auf  einen  einseitigen  Antrag  (der  in 
der  Regel  nur  in  dringenden  Fällen  gestellt  wird),  erfolgt  ge- 
wöhnlich nur  eine  vorläufige  Ernennung  des  Receiver;  eine 
definitive  Verfügung  ergeht  dann  später  unter  Vorladung  der 
anderen  Parteien  (Archbold  S.  434).  Ueber  den  Antrag  kann 
nur  vor  einem  Richter  verhandelt  werden  (0.  LIV  r.  12). 

Der  Receiver  hat  Sicherheit  zu  stellen;  es  wird  ihm  eine  ent- 
sprechende Remuneration  gewährt  ( 0.  L.r.  16).  Es  kann  angeordnet 
werden,  dass  die  Rechnungen  gerichtlich  zu  revidiren,  und  die 
Gelder  von  Zeit  zu  Zeit  bei  Gericht  einzuzahlen  sind.  Versäumt 
der  Receiver,  der  Verfügung  nachzukommen,  so  kann  er  durch 
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Entziehung  seines  Gehalts  bestraft  werden  und  5  °/0  Zinsen  auf 
die  nicht  eingezahlten  Gelder  zu  entrichten  haben.  Die  Rech- 
nungen sind  nach  einem  vorgeschriebenen  Formular  zu  führen, 
und  die  Vernachlässigung  irgend  einer  Vorschrift  kann  möglicher- 
weise die  Entlassung  des  Receiver  (0.  L.  rr.  18 — 22  a)  zur  Folge 
haben. 

d.  Notice  in  Heu  of  distringas. 
Es  ist  dies  eine  Sicherungsmassregel,  deren  Anwendung  nicht 
davon  abhängt,  ob  ein  Prozess  über  die  Sache  anhängig  ist, 
deren  Erwähnung  an  dieser  Stelle  indessen  zweckmässig  er- 
scheint. Die  Einrichtung  der  Fideicommissa  bewirkt  häufig,  dass 
Aktien  oder  Antheilsrechte  an  der  Staatsschuld1)  nicht  auf  den 
Namen  der  Person  eingetragen  sind,  welche  zur  Nutzung  berech- 
tigt ist.  Um  der  Person,  welche  das  Nutzungsrecht  (beneficial 
interest)  hatte,  Gelegenheit  zu  geben,  gegen  eine  ungehörige 
Uebertragung  von  Seiten  des  Kurators  oder  Testamentsvoll- 
streckers Einspruch  zu  erheben,  wurde  der  sogenannte  „writ 
of  distringas"  eingeführt,  der,  so  lange  der  Exchequer  Court 
Zuständigkeit  in  Equity- Angelegenheiten  hatte,  von  diesem  Ge- 
richtshof, und  nach  Beseitigung  dieser  Zuständigkeit  (durch 
5  Vict.  c.  5)  vom  Chancery  Court  ausgegeben  wurde.  Dieser 
writ  wird  jetzt  nicht  mehr  angewandt.  An  seine  Stelle  tritt  eine 
Anzeige  an  die  Gesellschaft,  bei  welcher  das  Antheilsrecht  oder 
die  Aktien  eingetragen  sind,  und  ein  affidavit,  in  welchem  über 
die  Berechtigung  ausgesagt  wird.  Beide  Schriftstücke  sind  im  Ori- 
ginal im  Central  Office  einzureichen,  und  die  daselbst  beglaubigten 
Abschriften  dieser  Schriftstücke  sind  der  betreffenden  Gesellschaft 
zuzustellen.  Die  Wirkung  der  Anzeige  ist,  dass  eine  Uebertragung 
an  Dritte  oder  eine  Auszahlung  von  Zinsen  nicht  ohne  Benach- 
richtigung an  den  Nutzungsberechtigten  erfolgen  kann.  Die  An- 
zeige kann  zurückgenommen  werden,  und  ihre  Wirkung  kann  auch 
auf  Antrag  eines  Dritten,  über  welchen  in  Chambers  oder  in 
öffentlicher  Gerichtssitzung  zu  verhandeln  ist,  je  nach  den  Um- 


x)  Die  engl.  Staatsschuld,  insofern  sie  auf  Namen  eingetragen  ist,  ist 
nicht  in  runde  Beträge  abgetheilt;  jeder  eingetragene  Inhaber  hat  ein 
verhältnissmässiges  Antheilsrecht  an  der  nicht  eingetheilten  Gesammt- 
summe  (stock);  auch  bei  Aktiengesellschaften  kann  das  Kapital  in  stock 
verwandelt  werden,  wenn  die  Aktien  voll  einbezahlt  sind. 
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ständen  beseitigt  werden.  Die  Gesellschaft  hat  zwar,  so  lange 
die  Anzeige  in  Kraft  ist,  den  Urheber  derselben  zu  benachrich- 
tigen, wenn  die  Uebertragung  bezw.  Zinszahlung  von  dem  for- 
mellen Inhaber  beantragt  wird,  sie  kann  aber  die  Uebertragung 
bezw.  Zinszahlung  nicht  länger  als  acht  Tage  verweigern,  wenn 
nicht  der  Nutzungsberechtigte  inzwischen  Klage  erhebt  und  eine 
injunction  erwirkt.  Der  writ  of  distringas  war  nur  in  Bezug  auf 
Werthe  anwendbar,  deren  Uebertragung  in  den  Büchern  der 
Bank  of  England  erfolgte;  das  jetzige  Verfahren  ist  in  Bezug  auf 
Werthe  anwendbar,  welche  bei  irgend  einer  »public  Company 
whether  incorporated  or  not"  (öffentlichen  Gesellschaft,  gleichviel 
ob  mit  Korporationsrechten  ausgestattet  oder  nicht)  eingetragen 
sind.  Die  Anzeige  wird  als  »notice  in  Heu  of  distringas"  be- 
zeichnet (0.  XL  VI  rr.  2 — 11;  Formular  Appendix  B.  Nr.  22  u. 
Nr.  27). 

3.  Einstweilige  Verfügungen  in  Bezug  auf  Handlungen  oder  Unterlassungen. 

§  78.  Wie  bereits  erwähnt  (vgl.  §  6  auf  Seite  12)  waren  für  die 
sogenannten  injunctions  früher  nur  die  Eqidty  Courts  zuständig. 
Eine  injunction  gebietet  dem  Gegner  des  Antragstellers  eine  Unter- 
lassung, durch  welche  die  Fortsetzung  einer  bereits  begonnenen 
schädigenden  Handlungsweise  (z.  B.  die  weitere  Verbreitung 
eines  Buches,  das  ein  Urheberrecht  verletzt)  oder  die  Vornahme 
einer  drohenden  schädigenden  Handlung  vermieden  wird.  Es 
konnte  eine  derartige  Anordnung  erfolgen:  a)  als  Sicherungs- 
massregel  während  eines  Rechtsstreits,  d.  h.  als  einstweilige 
Verfügung  (interlocutory  injunction)  oder  b)  bei  der  Entscheidung 
zur  Hauptsache  (perpetual  injunction).  Sollte  ein  Schaden  durch 
eine  positive  Handlung  verhindert  werden  (z.  B.  ein  Haus, 
dessen  Errichtung  eine  Servitut  verletzen  würde,  sollte  nieder- 
gerissen werden),  so  sprach  man  von  »mandatory  injunction". 

Seit  der  Common  Law  Procedure  Act  von  1854  waren  auch 
die  Common  Law  Courts  ermächtigt  injunctions  zu  erlassen, 
jedoch  nicht  im  Falle  drohenden  Schadens;  ferner  wurde  ein 
..writ  of  mandamus"2)  eingeführt,   durch  welchen  die  Vornahme 

2)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  „prerogative  writ  of  mandamus", 
der  bei  der  Ausübung"  der  verwaltungsrcchtlichen  Befugnisse  der  Court 
of  Queens  Bench  zur  Anwendung  kam,  und  noch  jetzt  in  der  Queens 
Bench  Division  angewandt  wird. 
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einer  Handlung  —  jedoch  nur  in  einer  beschränkten  Klasse  von 
Fällen  —  erzwungen  werden  konnte. 

Da  somit  eine  grosse  Reihe  von  Fällen,  in  welchen  injunctions 
wünschenswerth  waren,  von  der  Zuständigkeit  der  Common  Law 
Courts  ausgeschlossen  war,  war  die  Anrufung  der  Chancery 
Courts  häufig  auch  dann  nöthig,  wenn  der  Rechtsstreit  in  einem 
Common  Law  Court  geführt  wurde.  Nach  Judicature  Act  1873 
s.  2ö  (8)  ist  die  Anwendung  von  injunctions  und  mandamus  in 
allen  Abtheilungen  statthaft,  „wenn  sie  gerecht  oder  zweck- 
mässig erscheint".3) 

Injunctions  als  einstweilige  Verfügungen  dienen  dazu,  weiteren 
Schaden  zu  verhindern,  bis  der  Streit  zwischen  den  Parteien 
entschieden  ist.  Es  wird  der  betreffenden  Partei  befohlen,  den  Bau 
des  Hauses,  die  Absperrung  des  Weges,  die  Benutzung  der  Schutz- 
marke etc.  zu  unterlassen,  bis  über  das  Recht  des  Antragstellers 
auf  die  Lichtgerechtigkeit,  die  Wegegerechtigkeit,  die  aus- 
schliessliche Berechtigung  zum  Gebrauch  der  Marke  etc.  eine 
Entscheidung  ergangen  ist.4)  In  zweifelhaften  Fällen  hat  der 
Gerichtshof  zu  erwägen,  ob  das  Gewähren  der  injunction  dem 
Gegner  mehr  schaden  würde,  als  die  Verweigerung  der  injunction 
dem  Antragsteller  und  nach  dieser  Erwägung  zu  entscheiden 
(Daniell  S.  1607).  In  der  Regel  wird  beim  Erlass  einer  in- 
junction verfügt,  dass  der  Antragsteller  eine  vom  Gerichte  zu 
bestimmende  Entschädigungssumme  zu  zahlen  hat,  wenn  das 
behauptete  Recht  in  der  Entscheidung  zur  Hauptsache  nicht 
anerkannt  wird  (Daniell  S.  1615,  Archbold  S.  429). 

Der  Antrag  auf  eine  interlocutory  injunction  wird  durch 
„motion",  d.  h.  in  öffentlicher  Verhandlung  gestellt  (nur  ein 
Richter  und  nicht  einer  der  Unterbeamten  ist  zum  Erlasse  zu- 

3)  Trotz  der  weiten  Fassung  dieser  Worte  ist  dem  Richter  kein 
unbedingtes  Ermessen  gegeben;  eine  injunction  als  einstweilige  Verfügung 
kann  nur  gewährt  werden,  wenn  der  Anspruch  auf  Unterlassung  der 
betr.  Handlung  ein  solcher  ist,  der  nach  den  Grundsätzen  des  materiellen 
Rechts  zu  schützen  ist  und  der  daher  der  Gegenstand  einer  selbständigen 
Klage  sein  könnte  (North  London  Railway  v.  Great  Northern  Railway  n 
Q.  B.  D.  3o). 

4)  In  früherer  Zeit  wurden  injunctions  von  den  Equiiy  Courts  an- 
gewandt, um  Prozesse  in  anderen  Gerichtshöfen  zu  verhindern,  wenu 
der  Anspruch,  welcher  Gegenstand  der  Klage  war,  nach  den  Grundsätzen 
der  Equiiy  nicht  statthaft  war  (vgl.  §  6  Anm.  4). 
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ständig).  In  der  Regel  ist  die  Gegenpartei  zu  benachrichtigen 
(durch  notice  of  motion)  und  zu  hören;  in  dringenden  Fällen 
wird  auf  einseitigen  Antrag  (ex  parte  motion)  eine  provisorische 
Verfügung  (interim  injunction)  erlassen,  deren  Wirkung  in  der 
Zeit  beschränkt  ist;  vor  Ablauf  der  Zeit  kann  dann  der  Antrag 
in  regelmässiger  Weise  gestellt  werden.  In  der  Regel  muss  auf 
der  Aufschrift  der  Prozessladung  (im  indorsement  of  claim 
vgl.  §  53a.)  bemerkt  werden,  dass  eine  injunction  beantragt 
werden  wird  (Archbold  S.  434).  Der  Antrag  kann  vom  Kläger 
nach  Ausgabe  der  Prozessladung,  von  einer  anderen  Partei  nach 
Einreichung  der  Einlassungserklärung  gestellt  werden  (0.  L. 
r.  6).  Der  Antrag  ist  durch  ein  affidavit  zu  unterstützen,  in 
welchem  das  Recht  des  Antragstellers,  die  Thatsachen,  welche 
das  Recht  gefährden  und  die  Gründe,  welche  eine  sofortige 
Sicherung  wünschenswerth  machen,  auseinandergesetzt  werden 
(Daniell  S.  1613,  Archbold  S.  434).  Es  steht  dem  Richter  frei 
statt  der  beantragten  injunction  eine  Beschleunigung  der  Haupt- 
verhandlung anzuordnen  ( 0.  L.  r.  1  a).  Die  Verfügung  enthält 
einen  Befehl  an  die  betreffende  Partei  von  der  im  Antrag  -  be- 
zeichneten Handlung  abzustehen,  „bis  dasürtheil  in  der  Hauptsache 
oder  eine  weitere  Verfügung  erfolgt"  (Daniell  S.  1615).  Manda- 
tory  injunction  und  „mandamus"  sind  als  einstweilige  Verfügungen 
weiter  in  denselben  Fällen  statthaft  wie  früher.  Das  Verfahren 
ist  dasselbe  wie  bei  den  gewöhnlichen  injunctions. 

Der  Ungehorsam  gegen  eine  injunction  oder  sonstige 
Sicherungsmassregel  kann  mit  Personalarrest  bestraft  werden 
(0.  XLI1  r.  6  und  r.  24);  es  kann  auch  dinglicher  Arrest  (vgl. 
§  127)  angeordnet  werden  (0.  XLIIIr.  6);  ist  die  injunction  gegen 
eine  juristische  Person  erlassen,  so  kann  Personalarrest  über  die 
Vorstandsmitglieder  oder  Beamten  und  dinglicher  Arrest,  sowohl 
über  ihr  Privatvermögen,  als  über  das  Korporationsvermögen 
verhängt  werden  (0.  XLII  r.  31).  Es  kann  auch  die  Vor- 
nahme der  anbefohlenen  Handlung  durch  die  betreibende  Partei 
auf  Kosten  der  Partei,  welcher  dieselbe  anbefohlen  war  verfügt 
werden  (0.  XLIIr.  30). 

4.  Sicherheitsleistung  für  die  Kosten. 

§  79.  Auf  Antrag  des  Beklagten  kann  in  ( '/i<<ini>(>rs  ver- 
fügt werden,  dass  der  Kläger  Sicherheit  für  die  Kosten  (d.  h.  so- 
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wohl  für  die  Gerichtskosten,  als  die  von  ihm  zu  erstattenden 
aussergerichtlichen  Kosten)  zu  leisten  hat.  Die  Verfügung*  wird 
erlassen : 

a)  wenn  der  Kläger  ausserhalb  der  Jurisdiction  wohnt,  jedoch 
nicht,  wenn  er  in  Schottland  oder  Irland  wohnt  (da  nach  der 
Judgment  Extension  Act  Urtheile,  welche  in  England  erlassen 
werden,  in  Schottland  und  Irland  ohne  Weiteres  vollstreckbar 
sind,  vgl.  §  107,  und  demnach  auch  die  Beitreibung  der  Kosten 
keinen  Schwierigkeiten  unterworfen  ist — Archbold  S.  395).  Nach 
einer  im  Dezember  1885  ( 0.  LXV  r.  6  a)  erlassenen  Regel  betrifft 
dies  auch  solche  Kläger,  welche  zeitweise  innerhalb  der  Juris- 
diction wohnen,  wenn  ihr  gewöhnlicher  Wohnort  ausserhalb  der 
Jurisdiction  g-elegen  ist. 

b)  Im  Allgemeinen  berechtigt  die  Insolvenz  des  Klägers 
den  Beklagten  nicht  dazu,  Sicherheitsleistung  für  die  Kosten  zu 
beanspruchen,  doch  kann  dieselbe  angeordnet  werden: 

a)  in  solchen  Fällen,  in  welchen  ein  insolventer  Kläger 
(oder  ein  Kurator  für  ihn)  eine  Klage  einbringt,  deren  Erfolg 
nicht  ihm,  sondern  Dritten  zu  gute  kommt,  also  namentlich  bei 
Prozessen  die  ein  Konkursverwalter  zu  Gunsten  der  Masse  führt 
oder  bei  Prozessen,  welche  eine  Person  führt,  die  ihr  Vermögen 
an  ihre  Gläubiger  cedirt  hat  (Archbold  S.  399)\ 

ß)  wenn  eine  nach  der  Companies  Act  1862  registrirte 
Aktiengesellschaft  einen  Prozess  führt,  so  kann  Sicherheitsleistung 
für  die  Kosten  angeordnet  werden,  wenn  glaubwürdig  nachge- 
wiesen wird,  dass  die  Aktiva  der  Gesellschaft  zur  eventuellen 
Bestreitung  der  Kosten  nicht  ausreichen  (25  u.  26  Vict.  c.  89,  s.  69)} 

Y)  im  Fall  einer  Berufung  kann  unter  besonderen  Umständen 
Sicherheitsleistung  für  die  Kosten  angeordnet  werden  (0.  L  VIII 
r.  15  am  Ende).  Die  Insolvenz  des  Klägers  ist  einer  dieser 
Umstände. 

In  der  Regel  muss  der  Beklagte  den  Kläger  um  Sicherheits- 
leistung angehen,  ehe  er  eine  dahingehende  gerichtliche  Verfügung 
beantragt.  Der  Antrag  kann  erst  nach  Einreichung  der  Ein- 
lassungserklärung  gestellt  werden.  Der  Kläger  ist  zur  Verhandlung 
über  denselben  vorzuladen.  Die  Art  der  Sicherheitsleistung  wird  in 
der  Verfügung  bestimmt  (0.  LXV  r.  6).  In  der  Regel  wird  der 
Prozess  unterbrochen  bis  die  Sicherheitsleistung  erfolgt  ist.  Die 
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Zeit  von  der  Zustellung  der  Verfügung  über  Sicherheitsleistung 
bis  zur  Ausführung  derselben  ist  bei  den  Fristen,  welche  für 
die  verschiedenen  Prozesshandlungen  festgesetzt  sind,  nicht  ein- 
zurechnen (0.  LXIV  r.  5).  In  der  Regel  erfolgt  die  Sicherheits- 
leistung durch  Aushändigung  einer  Schuldurkunde,  welche  vom 
Kläger  gemeinschaftlich  mit  zwei  vom  Beklagten  zu  genehmi- 
genden Bürgen  zu  Gunsten  des  Letzteren  auszustellen  ist  (0. 
LXV  r.  7).    Vgl.  Archbold  S.  395  ff. 

Ueber  die  Verweisung  von  Deliktsklagen  an  den  County 
Court,  wenn  unter  gewissen  Voraussetzungen  Sicherheitsleistung 
für  die  Kosten  unterbleibt,  vgl.  §  3  auf  S.  5. 


Viertes  Kapitel. 

Beendigung  des  Rechtsstreits  ohne  Hauptverhandlung. 

Einleitung. 

§  8o.  Unter  Hauptverhandlung  (Trial)  versteht  man  in  der 
Regel  eine  Verhandlung,  in  welcher  der  ganze  Rechtsstreit,  wie 
er  sich  nach  Beendigung  des  schriftlichen  Verfahrens  und  der 
vorbereitenden  Beweisaufnahme  gestaltet  hat,  sowohl  nach  seiner 
rechtlichen  als  nach  seiner  thatsächlichen  Seite  hin,  durch  die 
Vorträge  der  Anwälte,  das  Zeugenverhör  und  die  Vorlegung  der 
schriftlichen  Beweisstücke  vor  den  Richter  (beziehungsweise  die 
jury)  gebracht  wird.  Es  gibt  eine  Reihe  von  Fällen,  in  welchen 
eine  derartige  Hauptverhandlung  nicht  stattfindet.  Dieselben 
sollen  aus  Zweckmässigkeitsgründen  hier  zusammengestellt  wer- 
den, obwohl  sie  in  einem  wissenschaftlichen  System  des  Prozess- 
rechts unter  getrennte  Kategorien  einzuordnen  wären. 
Es  soll  demnach  hier  besprochen  werden: 
I.  das  summarische  Verfahren  bei  writs  mit  special  indorsement 

und  bei  der  Klage  auf  Rechnungslegung; 
II.  das  vereinfachte  Verfahren: 

1)  bei  der  Verteidigung  durch  Bestreitung  der  gegne- 
rischen Rechtsdeduction  (dem  früheren  demurrer 
entsprechend), 
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2)  bei  der  Verständigung1  der  Parteien,  über  die  For- 
mulirung  der  Rechtsfragen  (special  case), 

3.  bei  der  Verständigung  der  Parteien  über  die  For- 
mulirung  der  thatsächlichen  Fragen  (trial  of  issue 
offact); 

III.  das  Versäumniss verfahren: 

1)  bei  unterbliebener  Einlassung, 

2)  bei  der  Unterlassung  von  Prozesshandlungen  im 
schriftlichen    Verfahren  und  im  Beweis  verfahren, 

3)  bei  der  Abwesenheit  einer  Partei  bei  der  Haupt- 
verhandlung. 

IV.  Die  Unterbrechung  des  Rechtsstreits  durch  Abstandnahme 

vom  Prozess  Seitens 

1)  des  Klägers. 

2)  des  Beklagten. 

I.  Summarisches  Verfahren. 
I.  Writs  mit  special  indorsement. 

§  8i.  Ein  special  indorsement  ist,  wie  wir  (§  54)  gesehen  haben, 
anwendbar:  a)  bei  einer  Reihe  von  Geldforderungen  (mit  Ein- 
schluss  von  Wechselforderungen ; x)  b)  bei  Räumungsklagen  ge- 
gen Miether  nach  Ablauf  des  Miethsvertrags  oder  ordnungs- 
mässiger  Kündigung  (wobei  auch  zugleich  auf  Zahlung  von 
rückständiger  Miethe,  Herausgabe  der  Früchte  etc.  geklagt  werden 
kann).  Es  liegt  in  der  Wahl  des  Klägers,  ob  er  das  special 
indorsement  anwenden  oder  sich  eines  general  indorsement  (und 
des  gewöhnlichen  Verfahrens)  bedienen  will. 

Es  sind  bei  Anwendung  eines  special  indorsement  drei  Fälle 
möglich : 

a)  Beklagter  lässt  sich  überhaupt  nicht  auf  die  Klage  ein; 
dann  ergeht  ein  Versäumnissurtheil  (vgl.  §  86); 

b)  Beklagter  lässt  sich  ein,  und  der  Rechtsstreit  nimmt 
seinen  gewöhnlichen  Verlauf; 

c)  Beklagter  lässt  sich  ein,  aber  Kläger  reicht  ein  affidavit 
ein,  in  welchem  er  oder  eine  andere  mit  den  Verhältnissen 
betraute    Person    den  Klagegrund    und    bei  Geldforderungen 


x)  Es  wurde  für  diese  im  Jahre  1855  ein  besonderes  Verfahren  ein- 
geführt, das  indessen  durch  die  Jud.  Act  im  Obergerichtshof  beseitigt  ist. 
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den  beanspruchten  Betrag  beglaubigt,  und  in  welchem  ausgesagt 
wird,  dass  nach  bester  Ueberzeugung 2)  des  Ausstellers  dem 
Beklagten  keine  wirksamen  Vertheidigungsmittel  zu  Gebote 
stehen.  In  diesem  Falle  kann  der  Beklagte  sich  nicht  ohne 
besondere  Erlaubniss  vertheidigen,  und  der  Kläger  kann  in 
Chambers  die  sofortige  Genehmigung  der  Eintragung  eines  Ur- 
theils  (vgl.  §  105)  zu  seinen  Gunsten  beantragen. 

Der  Beklagte  ist  zur  Verhandlung  über  diesen  Antrag  vorzu- 
laden; die  Ladungsfrist  beträgt  mindestens  vier  Tage;  Masters 
und  District  Registrars  sind  zuständig.  Kann  der  Beklagte  durch 
affidavit  oder  durch  eidliche  Aussage  vor  Gericht  (welche  unter 
Umständen  neben  dem  affidavit  verlangt  werden  kann)  nach- 
weisen, dass  er  Aussicht  hat,  sich  wirksam  zu  vertheidigen,  so 
wird  ihm  durch  Verfügung  die  Erlaubniss  ertheilt,  sich  zu  ver- 
theidigen und  der  Rechtsstreit  nimmt  seinen  gewöhnlichen  Ver- 
lauf. Gelingt  ihm  dies  nicht,  so  wird  die  vom  Kläger  beantragte 
Verfügung  erlassen  und  derselbe  ermächtigt,  ein  Urtheil  zu 
seinen  Gunsten  eintragen  zu  lassen  (0.  XIV  rr.  1 — 3).  Es 
kann  dem  Beklagten  auch  ohne  weiteren  Nachweis  gestattet 
werden,  sich  zu  vertheidigen,  wenn  er  bei  Geldforderungen 
den  Betrag  bei  Gericht  einzahlt,  doch  hängt  dies  von  dem 
Ermessen  des  Richters  oder  Beamten  ab  (0.  XIV  r.  3).  Be- 
zieht sich  nach  den  gelieferten  Nachweisen  die  Vertheidigung 
nur  auf  einen  Theil  des  Anspruchs,  so  kann  die  Vertheidigung 
in  Bezug  auf  diesen  Theil  der  Forderung  gestattet  werden, 
und  in  Bezug  auf  den  andern  Theil  die  Eintragung  des 
Urtheils  angeordnet  werden  (ibidem  r.  4).  In  analoger  Weise 
kann,  wenn  mehrere  Personen  als  Streitgenossen  beklagt  werden, 
einer  derselben  die  Erlaubniss  zur  Vertheidigung  gegeben  werden, 
während  gegen  die  anderen  das  Urtheil  sofort  eingetragen  wird 
(ibidem  r.  5). 

Die  Erlaubniss  zur  Vertheidigung  wird  nur  in  solchen  Fällen 
versagt,  in  welchen  kein  Zweifel  obwaltet.  Wenn  der  Beklagte  in 

'-')  Ks  ist  zu  beachten,  dass  der  Antrag  auf  Eintragung"  eines  Urtheils 
und  ebenso  der  Antrag  auf  Genehmigung  der  Vertheidigung  Zwischen- 
anträge sind,  dass  also  nach  O.  XXXVIII  r.  3  die  erwähnten  Thatsachen 
dem  Deponenten  nicht  aus  seiner  unmittelbaren  Wahrnehmung  bekannt 
zu  sein  brauchen,  sondern,  dass  er  auch  seine  Ansicht  mit  Darlegung 
der  Gründe  anführen  kann  (vgl.  §  68  Anm.  2). 
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seinem  affidavlt  Thatsachen  anführt,  welche  möglicherweise  als 
Grund  einer  Einrede  angesehen  werden  können,  so  wird  die 
Erlaubniss  gewährt  (Archboid  S.  270).  Es  genügt  sogar,  wenn 
der  Beklagte  nachweist,  dass  er  prima  facie  berechtigt  ist,  den 
Kläger  über  einzelne  von  demselben  aufgeführten  Thatsachen 
durch  interrogatories  zu  befragen,  oder  seine  Zeugen  einem  Kreuz- 
verhör zu  unterwerfen  (vgl.  Archbold  a.  a.  0.  Anm.  n).  Wenn 
der  Beklagte  sich  zwar  nicht  vertheidigen  kann,  aber  Thatsachen 
nachweisen  kann,  die  ihn  zu  einer  Widerklage  berechtigen,  so 
wird  ihm  die  Erlaubniss  zur  Vertheidigung  gewährt,  wenn  die 
Widerklage  in  gutem  Glauben  vorgebracht  zu  sein  scheint,  wenn 
sie  im  Zusammenhang  mit  der  Klage  steht,  und  Aussicht  auf 
Erfolg  hat  (Archbold  a.  a.  0.).  Die  Erlaubniss  zur  Vertheidigung 
kann  eine  unbedingte  sein,  sie  kann  aber  auch  von  Bedingungen 
abhängig  gemacht  werden,  z.  B.  es  kann  Sicherheitsleistung  an- 
geordnet werden,  oder  über  die  Zeit  der  Hauptverhandlung  und 
über  die  Art  der  Verhandlung  (in  den  Fällen,  in  welchen  nicht 
eine  jury  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist)  eine  besondere  An- 
ordnung getroffen  werden  (0.  XIV  r.  6).  Ist  Nichts  besonderes 
bestimmt  worden,  so  nimmt  der  Rechtsstreit  seinen  normalen 
Verlauf. 

Eine  im  Dezember  1885  neu  erlassene  Regel  bestimmt,  dass 
bei  der  Verhandlung  in  Chambers,  wenn  die  Parteien  sich  dahin 
verständigen,  sofort  der  ganze  Rechtsstreit  endgültig  und  ohne 
Zulässigkeit  einer  Berufung  erledigt  werden  kann  (0.  XIV r.  7). 

2.  Klage  auf  Rechnungslegung. 

§  82.  Wenn  ein  Antrag  auf  Rechnungslegung  in  der  Auf- 
schrift des  writ  vermerkt  ist,  oder  wenn  eine  andere  Aufschrift 
auf  dem  writ  den  Anspruch  auf  Rechnungslegung  in  sich  be- 
greift, so  kann  auf  sofortige  Rechnungslegung  erkannt  werden: 

a)  wenn  der  Beklagte  sich  auf  die  Klage  nicht  einlässt, 

b)  wenn  nach  erfolgter  Einlassung  der  Beklagte  nicht 
durch  affidavit  oder  anderweitig  nachweisen  kann,  dass  eine 
andere  Frage  zuerst  entschieden  werden  muss. 

Ueber  den  Antrag  auf  Anordnung  sofortiger  Rechnungs- 
legung wird  in  Chambers  verhandelt  unter  Vorladung  der  Gegen- 
partei (0.  XV). 
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IL  Vereinfachtes  Verfahren. 
I.  Bei  der  Verteidigung  durch  Bestreitung  der  gegnerischen  Rechtsdeduction, 

§  83.  Es  gab  früher,  wie  wir  bereits  gesehen,  eine  beson- 
dere Art  der  Verth eidigung  „demurrer"  genannt  (vgl.  §  60), 
welche  unter  Anerkennung  der  vom  Kläger  angeführten  That- 
sachen  nur  gegen  die  Rechtsdeduction  ging.  Dies  Verfahren 
ist  seit  1883  (durch  0.  XXV  r.  1)  beseitigt  und  die  Rechts- 
folgerungen des  Gegners  können  in  den  pleadings  bestritten 
werden  (ibidem  r.  2). 

Es  kann  hierauf  durch  Uebereinkommen  der  Parteien  oder 
durch  gerichtliche  Verfügung  auf  Antrag  einer  Partei  bestimmt 
werden,  dass  über  die  in  dieser  Weise  angeregten  Rechtsfragen 
vor  der  Hauptverhandhmg  zu  verhandeln  ist  (ibidem  r.  3),  und 
wenn  der  Richter  nach  Erlass  seiner  Entscheidung  bei  dieser 
Verhandlung*  der  Meinung  ist,  dass  dieselbe  den  ganzen  Rechts- 
streit oder  einen  einzelnen  Anspruch  (gleichviel,  ob  er  in  der 
Klage,  Verth  eidigung1  oder  Widerklage  geltend  gemacht  wurde), 
erledigt,  so  kann  ein  entsprechendes  Urtheil  ergehen  (ibidem 
r.  4).  Der  Antrag  auf  getrennte  Verhandlung  der  Rechtsfragen 
wird  in  Chambers  gestellt  und  in  der  Regel  vom  Master  oder 
Chief  Clerk  unter  Anhörung  der  Gegenpartei  erledigt.1)  Die  Ver- 
handlung selbst  erfolgt  in  öffentlicher  Gerichtssitzung.2)  Es  wird 
eine  solche  Verhandlung  nur  angeordnet,  wenn  anzunehmen  ist, 
dass  dadurch  der  Rechtsstreit  rascher  beendigt  wird  (Archbold 
S.  325). 

Es  kann  ferner  durch  Verfügung  in  Chambers  ein  Schrift- 
satz anullirt  werden,  wenn  derselbe  prima  facie  keinen  ange- 
messenen Klage-  oder  Vertheidigungsgrund  darlegt.  In  einem 
derartigen  Falle  und  überhaupt  wenn  sich  die  Klage  oder  die 
Verteidigung  aus  den  Schriftsätzen  als  frivol  ergibt,  kann  auf 
sofortige  Abweisung  der  Klage  beziehungsweise  auf  sofortige 
Urtheilseintragung  erkannt  werden  (ibidem  r.  4). 

1)  Meistens  wird  der  Antrag  mit  dem  general  summons  for  directions 
gestellt,  vgl.  §  91. 

2)  In  der  Chancery  Division  findet  die  Verhandlung  vor  dem  Richter 
statt,  welchem  der  Prozess  zugetheilt  ist;  in  der  Queen 's  Bench  Division 
vor  einem  Divisional  Court. 
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2.  Formulirung  der  Rechtsfragen  (Special  Case). 

§  84.  Ebenso  wie  über  Rechtsfragen,  welche  sich  aus  den 
pleadings  ergeben,  kann  über  solche  Rechtsfragen  besonders  ver- 
handelt werden,  welche  die  Parteien  in  gemeinsamer  Berathung 
formuliren,  um  sie  der  Entscheidung  des  Gerichtshofes  zu  unter- 
breiten.   Man  nennt  diese  Formulirung  special  case: 

a)  sie  kann  angewandt  werden,  wenn  die  Parteien  dies  ver- 
einbaren (0.  XXXIV.  r.  1); 

b)  sie  kann  durch  Verfügung  auf  Antrag  einer  Partei  an- 
geordnet werden,  wenn  es  dem  Richter  oder  Beamten  zweckmässig 
erscheint,  dass  die  Rechtsfragen  oder  eine  derselben  vor  der 
Hauptverhandlung  erledigt  werden  ( 0.  XXXIV  r.  2). 

Der  special  case  enthält  eine  Darstellung  der  zu  entschei- 
denden Rechtsfragen;  Thatsachen  und  Urkunden  sind  kurz  zu 
erwähnen,  jedoch  so,  dass  das  Gericht  durch  die  betreffenden 
Angaben  in  die  Lage  gesetzt  ist,  die  vorgelegten  Fragen  zu 
entscheiden  (0.  XXXIV  r.  1).  In  der  Regel  wird  der  case  vom 
Kläger  ausgearbeitet  und  dann  vom  Beklagten  corrigirt  u.  s.  w., 
bis  die  Einigung  erfolgt  ist. 

Jede  Partei  kann  einen  Termin  zur  Verhandlung  über  den 
case  ansetzen  lassen  (ibid.  r.  5).  Ist  eine  der  Parteien  hand- 
lungsunfähig, so  muss  die  gerichtliche  Genehmigung  eingeholt 
werden.  Dieselbe  wird  nur  ertheilt,  wenn  durch  afidavit  nach- 
gewiesen wird,  dass  die  Angaben,  insofern  sie  die  genannten 
handlungsunfähigen  Personen  betreffen,  richtig  sind  (ibid.  r.  4). 

Die  Verhandlung  über  den  special  case  erfolgt  in  öffent- 
licher Gerichtssitzung  vor  einem  Einzelrichter,  doch  kann  der 
Fall  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  auch  vor  einen  Divisional 
Court  gebracht  werden  (Archbold  1346).  Die  Entscheidung  ist 
an  und  für  sich  kein  Urtheil,  doch  kann,  wenn  durch  dieselbe 
der  Rechtsstreit  thatsächlich  beendigt  wird,  sofort  ein  Urtheil 
erfolgen,  indem  für  die  Hauptverhandlung  pro  forma  Termin  an- 
gesagt wird,  und  dann  sofort  ein  Antrag  auf  Urtheilsfällung 
gestellt  wird  (Archbold  a.  a.  0.).  Die  Parteien  können  durch 
schriftlichen  Vertrag  dahin  übereinkommen,  dass  je  nach  Ausfall 
der  Entscheidung  eine  im  Voraus  bestimmte  oder  vom  Gericht 
zu  bestimmende  Summe  von  einer  Partei  an  die  andere  zu  zahlen 
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ist:  es  kann  dann  sofort  ein  vollstreckbares  Urtheil  eingetragen 
werden  (0.  XXXIV  r.  G)i). 

3.  Gesonderte  Verhandlung  über  thatsächliche  Fragen  (Trial  of  issue  of  fact). 

§  85.  Wenn  die  Parteien  einig  darüber  sind,  welche  that- 
sächliche Fragen  zwischen  ihnen  streitig  sind,  so  können  sie 
mit  gerichtlicher  Genehmigung  dahin  übereinkommen,  über  diese 
thatsächlichen  Fragen  verhandeln  zu  lassen,  und  zwar  zu  einer 
beliebigen  Zeit  zwischen  der  Ausgabe  des  writ  und  der  Urtheils- 
fällung.  Vorbereitende  Schriftsätze  sind  in  diesem  Falle  nicht 
nöthig;  dieselben  werden  durch  die  von  den  Parteien  gemein- 
schaftlich festgestellte  Formulirung  der  Streitfragen,  welche  sich 
einem  vorgeschriebenen  Formular  anzupassen  hat  (Afp.  B.  Nr.  15) 
ersetzt  (0.  XXXIV  r.  9). 

Ebenso  wie  bei  der  Anwendung  eines  special  case  (vgl.  §  83) 
können  die  Parteien  eine  Summe  vereinbaren,  welche,  je  nach 
der  Entscheidung  der  zur  Verhandlung  kommenden  Fragen,  von 
einer  Partei  an  die  andere  zu  zahlen  ist;  oder  sie  können  eine 
Frage  über  die  Höhe  der  eventuell  zu  zahlenden  Summe  den 
der  Entscheidung  des  Gerichts  unterbreiteten  Fragen  bei- 
fügen (ibid.  r.  10).  In  der  Regel  kann  ein  vollstreckbares  Ur- 
theil auf  Zahlung  dieser  Summe  sofort  nach  Beendigung  der 
Verhandlung  eingetragen  werden  (ibid.  r.  IL).  Die  Verhandlung 
findet  sonst  in  derselben  Weise  statt  wie  eine  gewöhnliche 
Hauptverhandlung. l) 

III.  Versäumnissverfahren. 
I.  Versäumniss  bei  der  Einlassung. 

A.     Folgen    der  Versäumniss. 
§  86.    Versäumt  der  Beklagte  seine  Einlassungserklärung 
in  der  vorgeschriebenen  Frist  einzureichen,  so  ergeht 
a)  ein  Endurtheil  zu  Gunsten  des  Klägers; 

*)  Die  Anwendung  des  special  case  kann  auch  im  intcrfileader-Yer- 
fahren  vorkommen,  vgl.  §  43. 

l)  Die  gesenderte  Verhandlung  über  thatsächliche  Fragen  kann 
auch  durch  gerichtliche  Verfügung  angeordnet  werden.  Es  kommt  dies 
namentlich  in  der  Chancery  Division  vor,  wenn  eine  Partei  eine  that- 
sächliche Frage  vor  eine  Jury  bringen  will  (vgl.  Daniell  S.  710  ff.).  In 
einem  derartigen  Falle  wird  das  Resultat  der  Verhandlung  durch  Antrag 
auf  Urtheilsfällung  vor  das  Prozessgericht  gebracht  (O.  XL.  r.  y). 
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a)  in  allen  Fällen,  in  welchen  eine  Geldforderung  in  der 
Aufschrift  des  writ  vermerkt  ist,  und  zwar  sowohl  bei  einem 
general  als  bei  einem  special  indorsement  ( 0.  XIII  r.  3); 

ß)  bei  Besitzklagen  und  Räumungsklagen  (0  XIII  r.  8); 

Y)  bei  Klagen  auf  Rechnungsiegang  (O.XVr.l). 

b)  Es  ergeht  ein  Zwischenurtheil  zu  Gunsten  des  Klägers 
wenn  ein  Anspruch  wegen  widerrechtlicher  Entziehung  einer  be- 
weglichen Sache  (gleichviel  ob  der  Anspruch  auf  Rückgabe  mit 
Schadensersatz  oder  einfach  auf  Schadensersatz  lautet)  in  der  Auf- 
schrift des  writ  vermerkt  ist.  Das  Zwischenurtheil  erkennt  dem 
Kläger  das  Recht  zu;  die  Schadensersatzsumme  wird  unter  An- 
wendung eines  writ  of  inquiry  (vgl.  §  108)  durch  eine  jury  be- 
stimmt, kann  aber  auch  nach  Massgabe  der  betreffenden  Ver- 
fügung auch  anderweitig  ermittelt  werden  (0.  XIII  r.ö). 

c)  In  allen  übrigen  Fällen  ist  der  Rechtsstreit  in  derselben 
Weise  fortzusetzen,  als  ob  die  Einlassung  erfolgt  wäre  (0. 
XIII  r.  12). 

Ist  der  Beklagte  ein  Minderjähriger  oder  ein  nicht  ent- 
mündigter Geisteskranker,  so  treten  die  erwähnten  Folgen 
nicht  ein,  vielmehr  hat  der  Kläger  in  einem  solchen  Falle  den 
Antrag  auf  Bestellung  eines  Prozessvormunds  für  den  Beklagten 
zu  stellen  (0.  XIII  r.  1). 

Sind  mehrere  Beklagte  vorhanden,  welche  theilweise  eine 
Einlassungserklärung  eingereicht  haben,  so  treffen  die  Folgen 
der  Versäumniss  diejenigen,  welche  dies  nicht  gethan.  Gegen 
die  anderen  kann  das  Verfahren  fortgesetzt  werden,  insofern 
alle  für  den  ganzen  Anspruch  haften,  obgleich  die  Vollstreckung 
gegen  die  Verurtheilten  eingeleitet  worden  ist.  In  dem  unter  b) 
erwähnten  Falle  wird  jedoch  in  der  Regel  die  Schadensersatz- 
summe in  Bezug  auf  die  verurtheilten  Beklagten  in  derselben 
Verhandlung  festgesetzt,  in  welcher  über  den  Anspruch  gegen 
die  Mitbeklagten,  welche  sich  eingelassen  haben,  verhandelt 
wird  ( 0.  XIII  rr.  4  u.  6). 

Wenn  ein  Anspruch  wegen  widerrechtlicher  Entziehung 
einer  Sache  mit  einer  Geldforderung  in  einer  Klage  vereinigt 
ist,  so  kann,  wenn  der  Beklagte  sich  auf  die  Klage  nicht  einlässt, 
ein  Endurtheil  in  Bezug  auf  die  Geldforderung  und  ein 
Zwischenurtheil  in  Bezug  auf  di£  andere  Forderung  eingetragen 
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werden  (0.  XIII  r.  7),  ebenso  kann,  wenn  mit  einer  Räumungs- 
klage eine  damit  zusammenhängende  Geldforderung  (rückständige 
Miethe,  Früchte  etc.)  vereinigt  wird,  ein  Urtheil  auf  Besitz -Ein- 
weisung eingetragen  werden,  während  in  Bezug  auf  die  Geld- 
forderung die  je  nach  der  Natur  der  Forderung  vorgeschriebenen 
Folgen  eintreten  (ibidem  r.  9).  Lässt  sich  der  Beklagte  bei  einer 
Räumungsklage  nur  theilweise  auf  die  Klage  ein  (d.  h.  nur  in 
Bezug  auf  einen  Theil  der  beanspruchten  Grundstücke,  vgl.  §  56), 
so  kann  in  Bezug  auf  den  Theil  der  Grundstücke,  auf  welche 
sich  die  Einlassung  nicht  bezieht,  ein  Endurtheil  eingetragen 
werden  (ibidem  r.  8). 

Die  Versäumniss  der  Einlassung  seitens  eines  Litisdenun- 
ciaten  in  der  festgesetzten  Frist  (8  Tage  nach  Zustellung  der 
Streitverkündung)  hat  die  Folge,  dass  das  Urtheil  den  Litis- 
denunciaten,  in  dem  in  der  Streitverkündung  angegebenen 
Umfang  bindet;  doch  kann  diese  Folge  dadurch  aufgehoben 
werden,  dass  demselben  eine  nachträgliche  Einlassung  durch 
besondere  Verfügung  gestattet  wird  (0,  XVI  r.  49,  vgl.  §  42). 

B.  Verfahren. 

Die  Eintragung  eines  Urtheils  auf  Grund  der  versäumten 
Einlassung  nach  Ablauf  der  Frist  bedarf  keiner  besonderen 
Genehmigung,  und  zwar  auch  nicht  wenn  der  Beklagte  ausser- 
halb der  Jurisdiction  wohnt  (Archbold  S.  259).  Die  Eintragung 
kann  jederzeit  erfolgen,  doch  ist  eine  Verzögerung  nicht  rathsam, 
da  die  Einlassung  auch  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Frist 
(vgl.  §  56)  statthaft  ist,  wenn  das  Urtheil  noch  nicht  eingetragen 
ist  (0.  XII  r.  22).  In  Bezug  auf  die  Berechnung  der  Ein- 
lassungsfrist ist  zu  bemerken,  dass  wenn  die  Prozessladung 
in  einem  District  Registry  ausgegeben  wurde,  und  die 
Einlassungserklärung  sowohl  im  Central  Office  als  im 
District  Registry  eingereicht  werden  konnte,  ein  Versäum  - 
nissurtheil  nicht  eingetragen  werden  kann,  so  lange  ein 
vor  Ablauf  der  Frist  in  London  aufgegebener  Brief  nach  regel- 
mässigem Postenlauf  dem  Kläger  noch  zukommen  kann.  ')  Ein 


l)  Wenn  der  Beklagte  seine  Einlassungsorklärung  im  Central  Office 
einreicht,  so  muss  er  dem  Kläger,  der  im  District  Office  die  Ausgabe  des 
writ  bewirkt,  eine  Anzeige  darüber  zustellen.    Ehe  die  Zeit  für  das  Ein- 

SCHU8TER,  Englische  Rechtspflege.  \Q 
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Versäunmissurtheil  kann  nicht  eingetragen  werden,  ehe  ein 
affidamt  über  die  Znsteilung  der  Prozessladung  (oder  der  An- 
zeige über  die  Ausgabe  der  Prozessladung  in  den  Fällen,  in 
welchen  eine  solche  zuzustellen  ist,  vgl.  §  49)  im  Central  Office  oder 
District  Registry  eingetragen  ist  ( 0.  XIII  r.  2).  Ueber  die 
Wirkung  dieser  Vorschrift  in  Bezug  auf  auswärtige  Beklagte 
vgl.  §  55  d.  Anm.  3. 

C.  Restitution. 

Es  kann  durch  Verfügung  in  Chambers  die  Aufhebung  eines 
(wegen  Nicht-Einlassung)  ergangenen  Versäumnissurtheils  ange- 
ordnet werden,  wenn  in  Bezug  auf  Eintragung  desselben  eine  der 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  beobachtet  worden  ist;  eine  solche 
Verfügung  kann  aber  auch  ergehen,  wenn  die  Vorschriften 
beobachtet  wurden,  der  Beklagte  aber  einen  triftigen  Entschuldi- 
gungsgrund anführen  kann.  Der  Beklagte  hat  zur  Unterstützung 
eines  derartigen  Antrags  ein  sogenanntes  „affidavit  of  merits" 
einzureichen,  in  welchem  angegeben  wird,  dass  der  Beklagte 
sich  wirksam  vertheidigen  kann,  und  dass  ihm  sachliche  und 
nicht  lediglich  formelle  Einreden  zu  Gebote  stehen.  Die  Ein- 
rede der  Verjährung,  der  Minderjährigkeit  etc.  gelten  als  sach- 
liche Einreden.  Die  Verfügung,  welche  die  Restitution  gewährt, 
ist  in  der  Regel  keine  unbedingte,  indem  der  Grundsatz 
beobachtet  wird,  dass  der  Kläger  nicht  durch  die  Verzögerung 
leiden  soll:  es  kann  namentlich  der  Ersatz  der  entstandenen 
Kosten,  eine  Verkürzung  der  Fristen  für  die  folgenden  Prozess- 
handlungen, eine  Einzahlung  bei  Gericht  etc.  angeordnet  werden 
(0.  XIII  r.  10  u.  Archbold  S.  264  ff.). 

Die  Restitution  kann  unter  Umständen  auch  von  einer 
Person  beantragt  werden,  welche  ein  Interesse  am  Ausgang  des 
Rechtsstreits  hat,  aber  nicht  Partei  in  demselben  ist.  In  manchen 
Fällen  hat  der  Dritte  das  Recht  ohne  Weiteres  als  Vertreter  des 
Beklagten  im  Prozess  aufzutreten  oder  dies  mit  der  Autorisation 
des  Beklagten  zu  thun ;  in  diesen  Fällen  beantragt  er  Restitution 
im  Namen  des  Beklagten.  Steht  ihm  das  Recht  nicht  zu,  oder 
kann  er   die  Autorisation   nicht  erlangen,   so   kann   er  einen 


treffen  dieser  Anzeige  abgelaufen,  kann  der  Kläger  nicht  wissen,  ob 
nicht  im  Central  Ojfice  die  Einlassungserklärung  rechtzeitig  eingereicht 
wurde. 


§  87.       VERFAHREN  VOR  DER  HAUPTVERHANDLUNG.  147 


Termin  in  Chambers  ansetzen  lassen,  zu  welchem  Kläger  und 
Beklagter  zu  laden  sind.  Es  kann  ihm  dann  durch  Verfügung 
die  Erlaubniss  gewährt  werden,  sich  im  Namen  des  Beklagten 
einzulassen,  oder  als  Nebenintervenient  dem  Rechtsstreit  beizu- 
treten unter  gleichzeitiger  Aufhebung  des  Versäumnissurtheils 
(vgl.  Jacques  v.  Harrison  12  Q.  JB.  D.  auf  S.  167  u.  168).  Ein 
Beispiel  bietet  der  in  §  41  Anm.  1  erwähnte  Fall. 

2.  Versäumniss  im  schriftlichen  Verfahren  und  im  Beweisverfahren. 

a.  Versäumte  Einreichung'  eines  Schriftsatzes. 

§  86.  Wenn  ein  Kläger  der  nach  den  Vorschriften  der 
Prozessordnung  eine  Klageschrift  einzureichen  hat,  dies  inner- 
halb der  festgesetzten  Frist  versäumt,  so  kann  der  Beklagte  die 
Abweisung  der  Klage  beantragen  (0.  XXVII  r.  1).  Der  An- 
trag wird  gewöhnlich  in  Chambers  gestellt,  kann  aber  auch  in 
öffentlicher  Gerichtssitzung  zur  Verhandlung  kommen  (Daniell 
S.  554).  Der  Kläger  ist  vorzuladen.  In  der  Regel  wird  in  der 
Verfügung  (für  welche  bei  der  Verhandlung  in  Chambers  ein 
Master  etc.  zuständig  ist),  dem  Kläger  eine  weitere  Frist  gewährt 
und  zugleich  bestimmt,  dass  nach  Ablauf  der  Frist  die  Klage 
ohne  Weiteres  als  abgewiesen  zu  betrachten  ist  (Daniell  S.  554; 
Archbold  S.  326). 

Versäumt  der  Beklagte,  seine  Vertheidigungsschrift  in  der 
vorgeschriebenen  Frist  einzureichen,  so  sind  die  Folgen  ähnlich 
wie  bei  der  Versäumniss  in  Bezug  anf  die  Einlassung  (vgl.  §  86). 

Ein  Endurtheil  zu  Gunsten  des  Klägers  kann  eingetragen 
werden:  1.  bei  Geldforderungen;  2.  bei  Räumungsklagen;  ein 
Zwischenurtheil  (durch  Bestimmung  der  Schadensersatzsumme  zu 
ergänzen)  bei  Klagen  wegen  widerrechtlicher  Entziehung  einer 
beweglichen  Sache.  Bei  anderen  Klagen  kann  sofort  ein  Antrag 
auf  Urtheilsfällung  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  gestellt  werden; 
der  Richter  entscheidet  dann  auf  Grund  der  in  der  Klageschrift 
aufgeführten  Thatsachen  (0.  XXVII  rr.  2,  4,  7,  11).  Im  Fall 
mehrerer  Beklagten  kann  die  Eintragung  des  Urtheils  bezw.  der 
Antrag  auf  Urtheilsfällung,  wenn  der  Anspruch  theilbar  ist,  sofort 
in  Bezug  auf  diejenigen  erfolgen,  welche  sich  nicht  vertheidigt 
haben  (ibidem  rr.  3.  5.  8.  12). 

In  Bezug  auf  die  Vereinigung  mehrerer  Ansprüche,  namentlich 
auch  in  Bezug  auf  die  Vereinigung  des  Anspruchs  auf  Besitz- 
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einweisung  mit  einer  damit  zusammenhängenden  Geldforderung 
gelten  analoge  Bestimmungen  wie  bei  der  versäumten  Einlassung 
(ibidem  rr.  6\  8). 

Wenn  bei  Klagen  aus  Geldforderungen,  bei  Klagen  wegen 
widerrechtlicher  Entziehung  beweglicher  Sachen  und  bei  Besitz- 
klagen, die  Verteidigungsschrift  absichtlich  nur  auf  einen  Theil 
der  Klage  eingeht  so  kann  in  Bezug  auf  den  unbeantworteten 
Theil  der  Klageschrift  das  den  Umständen  entsprechende  Ur- 
theil  eingetragen  werden,  insofern  der  nichtbeantwortete  Anspruch 
auf  einem  selbstständigen  Klagegrund  beruht  und  eine  Trennung 
möglich  ist.  Falls  der  Beklagte  eine  Widerklage  erhoben  hat, 
ist  Vollstreckung  eines  derartigen  Urtheils  nur  zulässig,  wenn  be- 
sondere Genehmigung  ertheilt  wird  (ibidem  r.  9). 

Wird  eine  Verteidigungsschrift  nach  Ablauf  der  Frist  aber 
vor  Eintragung  des  Urtheils  eingereicht,  so  sind  die  Folgen  der 
Versäumniss  aufgehoben  (Gill  v.  Woodfin  25  Ch.  D.  707). 

Die  Nichteinlieferung  der  Replik  oder  eines  späteren  Schrift- 
satzes in  der  festgesezten  Frist  hat  die  Wirkung,  dass  der  ganze 
Inhalt  des  zuletzt  eingelieferten  Schriftsatzes  als  bestritten  ange- 
sehen wird  und  dass  das  schriftliche  Verfahren  als  geschlossen 
betrachtet  wird  (0.  XXVII  r.  13). 

Versäumt  ein  Litisdenunciat  einen  Schriftsatz  in  der  vorge- 
schriebenen Frist  einzuliefern,  so  kann  die  Partei,  welche  den 
Streit  verkündet  hat,  ein  Urtheil  gegen  ihn  nach  Massgabe  der 
eingelieferten  Schriftsätze  beantragen  (ibidem  r.  14). 

In  Bezug  auf  Restitution  gelten  dieselben  Vorschriften  wie 
bei  der  versäumten  Einlassung;  diese  Vorschriften  gelten  in  Bezug 
auf  alle  Versäumnissurtheile  (ibidem  r.  15). 

b.  Versäumte  Beantwortung  einer  einzelnen  Angabe;  Zuge- 
geständnisse  im  Allgemeinen. 

Wenn  die  Verteidigungsschrift  einzelne  Angaben  nicht  be- 
streitet, so  gelten  dieselben  als  zugestanden.  Die  Wirkung  eines 
derartigen  Zugeständnisses  ist  dieselbe  wie  die  eines  ausdrück- 
lichen Zugeständnisses  in  den  Schriftsätzen  bezw.  den  affidavits, 
durch  w eiche interrogatories  beantwortet  werden  (vgl.  §71  a),  ebenso 
wie  die  eines  Zugeständnisses,  das  in  Folge  direkter  Aufforderung 
der  Gegenpartei  gemacht  wird  (vgl.  §  71b).  Auf  Grund  irgend 
eines  Zugeständnisses  dieser  Art  kann  ein  sofortiges  EndurtheiL 
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Theilurtheil  oder  Zwischenurtheil  in  Chambers  oder  in  öffentlicher 
Gerichtssitzung"  unter  Vorladung  der  Gegenpartei  beantragt  werden 
und  der  Richter  oder  Beamte  ist  befugt,  eine  den  Umsänden  ent- 
sprechende Verfügung  zu  erlassen  (0.  XXXII  r.  6). 

Giebt  der  Beklagte  die  in  der  Klageschrift  oder  dem  indor- 
sement  of  claim  gemachten  Behauptungen  zu,  unter  gleichzeitiger 
Einreichung  einer  Widerklage,  so  kann  eine  Urtheilseintragung 
auf  Grund  der  angeführten  Regel  nur  gestattet  werden,  wenn  die 
Widerklage  prima  facie  frivol  und  unsubstantiirt  erscheint  (Mersey, 
Steamship  Company  v.  Shuttleworth  11  Q.  B.  U.  531). 

c.  Versäumte  Beantwortung  von  Interrogatories  etc. 
Versäumt  eine  Partei  einer  Verfügung  Folge  zu  leisten,  welche 
die  Beantwortung  von  interrogatories ,  die  Vorlegung  einer  Liste 
der  in  ihrem  Besitz  befindlichen  auf  den  Prozess  bezüglichen 
Schriftstücke  oder  die  Vorzeigung  von  Schriftstücken  anordnet, 
so  kann,  wenn  die  betreffende  Partei  die  Klägerin  ist,  die  Abwei- 
sung der  Klage  angeordnet  werden;  ist  sie  die  Beklagte,  so  kann 
die  Verteidigungsschrift,  wenn  sie  eine  solche  eingereicht  hat, 
annullirt,  und  das  Eintreten  derselben  Folgen  angeordnet  werden, 
als  ob  sie  sich  nicht  vertheidigt  hätte.  Der  betreffende  Antrag 
kann  von  der  betreibenden  Partei  in  Chambers  gestellt  werden 
(0.  XXXI  r.  21). 

3.  Versäumniss  durch  Nichterscheinen  bei  der  Hauptverhandlung. 

§  88.  Der  Kläger  hat  in  der  Regel  die  Ansetzung  des  Termins 
für  die  Hauptverhandlung  zu  bewirken  und  zwar  hat  dies  spä- 
testens sechs  Wochen  nach  Einlieferung  des  letzten  Schriftsatzes 
zugeschehen  (vgl.  §  65).  Ist  die  Terminsbestimmung  durch  den 
Kläger  in  der  genannten  Frist  unterblieben,  so  kann  der  Beklagte 
entweder  seinerseits  einen  Termin  für  die  Hauptverhandlung  an- 
setzen lassen,  oder  er  kann  einen  Antrag  auf  Abweisung  der 
Klage  stellen,  oder  wenn  eine  Widerklage  vorliegt,  kann  er  ein 
Urtheil  zu  seinen  Gunsten  beantragen  (0.  XXXVI r.  12  Archbold. 
S.  327). 

Ist  der  Termin  angesetzt,  und  versäumt  der  Beklagte  zu 
erscheinen,  so  steht  es  dem  Kläger  zu,  seine  Behauptungen, 
insofern  die  Beweislast  auf  ihm  liegt,  in  Abwesenheit  des  Beklagten 
zu  beweisen.  Versäumt  der  Kläger  zu  erscheinen,  so  kann  der 
Beklagte,  insofern  keine  Widerklage  vorliegt,  ohne  Weiteres  ein 
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Urtheil  zu  seinen  Gunsten  beantragen.  Liegt  eine  Widerklage 
vor,  so  kann  er  die  von  ihm  behaupteten  Thatsachen,  insofern 
die  Beweislast  auf  ihm  liegt,  in  Abwesenheit  des  Klägers  beweisen 
(0.  XX XVI  rr.  31  u.  32).  Gegen  ein  Verdikt  oder  Urtheil,  das 
in  Abwesenheit  einer  Partei  ergangen  ist,  kann  Restitution  gewährt 
werden:  doch  muss  der  Antrag  spätestens  sechs  Tage  nach  der 
Verhandlung  gestellt  werden  (ibidem  r.  33).  Erscheinen  beide 
Parteien  nicht,  so  wird  die  Sache  aus  der  Liste  gestrichen 
(Archbold  S.  625). 

IV.  Unterbrechung 
des  Rechtsstreits  durch  freiwilligen  Rücktritt 

I.  des  Klägers. 

§  8g.  Der  Kläger  kann  vor  Einlief  er  ung  der  Replik  oder 
wenn  er  keine  solche  einliefert,  vor  der  Terminsbestimmung  für 
die  Hauptverhandlung,  die  Klage  ganz  oder  theilweise,  gegen 
sämmtliche  Beklagte  oder  gegen  einen  Theil  derselben  unter 
Uebernahme  der  betreffenden  Kosten  zurücknehmen.  Seinem 
Rechte,  denselben  Anspruch  in  einem  neuen  Prozesse  geltend  zu 
machen,  wird  dadurch  nicht  präjudizirt.  Dem  Beklagten  ist  in 
einem  solchen  Falle  eine  schriftliche  Anzeige  zuzustellen  (0. 
XXVI  r.  1). 

Nach  Einlief erung  der  Replik  beziehungsweise  nach  erfolgter 
Terminsbestimmung  kann  der  Kläger  nicht  ohne  Genehmigung 
zurücktreten.  Die  Bestimmung  über  den  Umfang  der  dem  Gegner 
zu  erstattenden  Kosten  und  über  die  Frage,  ob  aus  demselben 
Rechtsgrund  in  einem  neuen  Rechtsstreit  geklagt  werden  kann, 
ist  dem  Richter  oder  Beamten  überlassen,  welcher  den  Rücktritt 
genehmigt.  Der  Antrag  wird  in  Chambers  gestellt  (0.  XXVI  r.  1). 
Der  Rücktritt  des  Klägers  hindert  den  Beklagten  nicht,  eine  etwa 
erhobene  Widerklage  fortzusetzen  ( 0.  XXI  r.  16).  Dem  Be- 
klagten sind,  wenn  die  Klage  vom  Kläger  zurückgenommen 
wird,  die  Kosten  vier  Tage  nach  erfolgter  Taxirung  (vgl.  §  111) 
zu  zahlen.  Unterbleibt  die  Zahlung  bis  zum  Ablauf  dieser  Frist, 
so  kann  sofort  ein  Urtheil  auf  Erstattung  derselben  zu  Gunsten 
des  Beklagten  eingetragen  werden  (O.XXVlr.3);  auch  kann, 
wenn  derselbe  Anspruch  neu  eingeklagt  wird,  ehe  die  Kosten 
bezahlt  sind,  eine  Sistirung  der  neuen  Klage  bis  zur  Zahlung 
der  Kosten  angeordnet  werden  ( 0.  XXVI  r.  4). 
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2.  Rücktritt  des  Beklagten. 

Der  Beklagte  kann  von  seiner  Verteidigung  oder  seiner 
Widerklage  nur  mit  Genehmigung  abstehen.  Ein  dahin  gehen- 
der Antrag  muss  in  Chambers  gestellt  werden,  und  es  steht 
im  Ermessen  des  Richters  oder  Beamten  zu  bestimmen,  was  in 
Bezug  auf  den  Anspruch  und  die  Kosten  zu  erfolgen  hat.  In 
der  Regel  wird  natürlich  dem  Kläger  der  ganze  Anspruch  zu- 
gesprochen und  der  Beklagte  in  die  Kosten  verurtheilt  ( 0.  XXVI 
r.  1  u.  Archbold  S.  340). 

Nachdem  der  Termin  für  die  Hauptverhandlung  angesetzt 
ist,  können  sowohl  Kläger  als  Beklagter  den  Rechtsstreit  aus  der 
Liste  streichen  lassen,  wenn  sie  eine  schriftliche  Zustimmungs- 
Erklärung  des  Gegners  beibringen  (0.  XXVI  r.  2). 


Fünftes  Kapitel. 

Zwischenanträge  im  Allgemeinen. 

I.  Uebersicht. 

§  90.  Die  Zwischenanträge,  welche  vorkommen  können, 
sind  grösstentheils  schon  in  der  Einzeldarstellung  erwähnt  worden. 
Noch  zu  nennen  sind  die  Anträge  in  Bezug  auf  die  Vereinigung 
mehrerer  Klagen,  welche  zulässig  sind,  wenn  ein  Kläger  aus 
demselben  Klagegrund  gegen  mehrere  Beklagte  in  verschie- 
denen Prozessen  klagt  (z.  B.  in  Bezug  auf  einen  Anspruch 
wegen  Versicherung  gegen  verschiedene  Versicherer)  (0.  XLIX 
r.  8);  ferner  die  Anträge  auf  die  Verlängerung  von  Fristen, 
welche  auch  nach  Ablauf  der  betreffenden  Frist  gestellt  werden 
können  (0.  LXIV  r.  4). 

Die  meisten  Zwischenanträge  können  in  Chambers  gestellt 
werden,  nur  in  vereinzelten  Fällen  ist  die  Stellung  in  öffentlicher 
Gerichtssitzung  erforderlich.  Eine  Partei,  welche  einen  Antrag 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  stellt,  der  in  Chambers  zulässig  ist. 
kann  verurtheilt  werden  die  entstandenen  Mehrkosten  zu  tragen 
(Archbold  8.  1378). 

Mündliche  Zwischenanträge,  über  welche  in  öffentlicher 
Sitzung  verhandelt  wird,  heissen  „motions",  schriftliche  Anträge 
„petitions".    Eine  motion  heisst  „motion  ex  parte")  wenn  über  sie 
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ohne  Vorladung-  der  anderen  Parteien  verhandelt  wird.  Die 
Anzeige,  durch  welche  die  Parteien  zur  Verhandlung  über  eine 
motion  vorgeladen  werden,  heisst  „notice  of  motion".  In  Cham- 
bers wird  nur  über  mündliche  Zwischenanträge  verhandelt.  Die 
Vorladung  der  Parteien  zu  einer  solchen  Verhandlung  heisst 
„summons"  (zu  unterscheiden  von  ^writ  of  sumjnons").  Wenn 
gesagt  wird,  ein  Antrag  sei  „by  summons"  zu  stellen,  so  ist  damit 
gemeint,  dass  über  denselben  in  Chambers  unter  Vorladung  der 
anderen  Parteien  verhandelt  wird.  Ein  einseitiger  Antrag  in 
Chambers  heisst  „en  parte  applicatiofi" .  Sowohl  in  öffentlicher 
Gerichtssitzung  als  iu  Chambers  wird  selten  ohne  Vorladung  der 
anderen  Parteien  verhandelt. 

Erscheint  eine  der  Parteien  nicht,  so  wird  in  ihrer  Ab- 
wesenheit verhandelt;  bei  genügender  Entschuldigung  kann  Re- 
stitution gewährt  werden  (0.  LIV  rr.  5 — 6). 

In  öffentlicher  Gerichtssitzung  werden  mir  Bar  risters  gehört; 
in  Chambers  werden  die  Anträge  in  der  Regel  von  Solicitors 
gestellt;  eine  Partei,  für  welche  ein  Barrister  in  Chambers  er- 
scheinen wird,  hat  die  Gegenpartei  zeitig  davon  zu  benachrich- 
tigen. Unterbleibt  die  Benachrichtigung,  so  kann  die  Verhand- 
lung vertagt  werden  (Archbold  S.  1441).1)  Zur  Verhandlung  und 
Entscheidung  in  Chambers  sind  in  der  Regel  Masters,  Chief  Clerks 
oder  District  Registrars  zuständig.  Die  Zuständigkeit  der  Masters 
und  District  Registrars  ist  durch  die  Prozessordnung  geregelt; 
die  der  Chief  Clerks  hängt  von  dem  Richter  ab,  welchem  sie  zu- 
getheilt  sind,  indem  sie  stets  nur  als  Vertreter  desselben  fun- 
giren,  während  die  anderen  genannten  Beamten  selbständige 
Befugnisse  haben  (vgl.  §  11). 

Zwischenanträge,  welche  in  Chambers  gestellt  werden,  können 
in  die  öffentliche  Gerichtssitzung  zur  Verhandlung  verwiesen 
werden  und  umgekehrt  (0.  LIV  r.  9). 

Thatsachen  werden  bei  Zwischenverhandlungen  in  der  Regel 
durch  affidavits  nachgewiesen,  doch  kann  die  Vorladung  von 
Zeugen  von  dem  betreffenden  Richter  oder  Beamten  angeordnet 
werden  (0.  XXXVIII  r.  1). 


x)  In  der  Chancery  Division  Hessen  früher  einige  Richter  nur  Soli- 
citors zu.  Eine  im  December  1885  erlassene  Regel  O.  LV  r.ia  bestimmt 
indessen,  dass  Barristers  stets  zugelassen  werden  sollen. 
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Die  Verfügung  auf  einen  Zwischenantrag  in  Chambers  oder 
in  offener  Gerichtssitzung  wird  als  „order"  bezeichnet.  Für  die 
Vollstreckung  einer  Verfügung  sind  dieselben  Zwangsmittel 
anwendbar  wie  für  die  Vollstreckung  eines  Urtheils  (0.  XLII 
r.  24). 

2.  Allgemeiner  Termin  für  Zwischenanträge  (Summons  for  directions). 

§  91.  Zur  Vereinfachung  des  Verfahrens  hat  die  Prozess- 
ordnung bestimmt,  dass  Anträge  über  die  folgenden  Angelegen- 
heiten womöglich  in  einem  gemeinschaftlichen  Termin  zu  ver- 
handeln sind:  Anträge  auf  Einzelausführung  in  den  Schriftsätzen 
(vgl.  §58c);  Anträge  in  Bezug  auf  Beweisaufnahme  durch 
interrogatories  und  di&covery  (vgl.  §  69  ff.);  Anträge  in  Bezug 
auf  Erledigung  von  Rechtsfragen  durch  special  case  (vgl.  §  83); 
Anträge  in  Bezug  auf  Zeugenvernehmung  (vgl.  §  72);  Anträge 
in  Bezug  auf  die  Art  der  Hauptverhandlung  und  im  Allgemeinen 
Anträge  über  Prozesshandlungen  im  vorbereitenden  Verfahren. 
Der  Antragsteller  nennt  in  dem  summons  alle  Anträge,  die 
er  vorbringen  will,  und  die  anderen  Parteien  können  in  Bezug 
auf  jeden  der  oben  genannten  Gegenstände  bei  der  Verhandlung 
ihrerseits  Anträge  stellen,  ohne  dass  eine  vorherige  Benach- 
richtigung der  Gegner  nöthig  ist.  Die  Verfügung,  welche  hierauf 
ergeht,  kann  sich  auch  auf  Punkte  beziehen,  welche  nicht  in  den 
Anträgen  vorkommen;  sie  enthält  in  der  Regel  eine  Bestimmung, 
dass  weitere  Anträge  über  die  genannten  Gegenstände  ohne  sum- 
mons unter  blosser  vorheriger  Benachrichtigung  der  Gegenpartei 
gestellt  werden  können.  Wird  ein  Antrag,  der  unter  dem  general 
summons  for  directions  hätte  vorgebracht  werden  können,  getrennt 
gestellt,  so  ist  der  Antragsteller  in  die  dadurch  entstehenden 
Mehrkosten  zu  verurtheilen  (0.  XXX  und  die  Formulare  App. 
K.  3  u.  4). 

Der  general  summons  for  directions  —  im  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  auch  „omnibus  summons"  genannt  —  ist  eine  im 
Jahre  1883  eingeführte  Neuerung.  Früher  musste  für  jeden 
Antrag  ein  besonderer  summons  ausgestellt  werden.  Jetzt  ist 
auch  im  Allgemeinen  bestimmt,  dass  verschiedene  Anträge  in 
Chambers  in  einem  summons  vereinigt  werden  können  (0.  LTV 
r.  9) 
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3.  Beschwerden. 

§  92.  In  der  Queen's  Bench  Division  gehen  Beschwerden 
gegen  die  Entscheidungen  in  Chambers  vom  Master  oder 
District  Registrar  an  den  Richter  in  Chambers,  von  diesem  an 
einen  Divisional  Court  (0.  LIV  r.  21).  In  der  Chancery  Division 
wird,  wie  erwähnt,  der  Chief  Clerk  nur  als  Vertreter  des  Richters 
angesehen;  eine  Partei,  welche  sich  mit  der  Entscheidung  des 
Chief  Clerk  nicht  zufrieden  giebt,  kann  ohne  Weiteres  die  Ver- 
weisung der  Verhandlung  vor  den  Richter  verlangen  (0.  LV 
r.  69 \  vgl.  auch  in  re  Watts,  Smith  v.  Watts  22  Ch.D.  besonders 
das  Urtheil  von  Jessel  auf  S.  12).  Streng  genommen  sollte 
die  Beschwerde  vom  Judge  in  Chambers  an  den  Judge  in 
open  Court  gehen  (da  es  in  der  Chancery  Division  keine 
Divisional  Courts  giebt)  in  der  Praxis  geht  dieselbe  aber  direct 
an  den  Court  of  Appeal  {Anderson  v.  Butlers  Wharf  21  Ch. 
D.  131).  Zwischenentscheidungen  in  öffentlicher  Gerichtssitzung 
gehen  durch  dieselben  Instanzen  wie  Urtheile.  Die  weiteren 
Instanzen  sind  dieselben  wie  bei  Berufungen.  Beschwerden 
werden  überhaupt  wie  Berufungen  als  Appeals  bezeichnet  und 
nur  in  Bezug  auf  die  Fristen  unterscheiden  sie  sich  von  den 
Berufungen  aus  Endurth eilen  (vgl.  §  117).  Es  kann  also  ein 
Zwischenantrag  in  der  Queens  Bench  Division  durch  5  Instanzen 
gehen  (Master,  Richter  in  Chambers,  Divisional  Court,  Court  of 
Appeal,  House  of  Lords). 


VIERTER  ABSCHNITT. 
Hauptverhandlung  und  Urtheil. 

Einleitung. 

§  93.  Die  bisher  besprochenen  Arten  des  Verfahrens 
(Summarisches  Verfahren,  Verhandlung  über  Rechtsfragen,  die 
sich  aus  den  Schriftsätzen  ergeben,  Formulirung  der  Rechtsfragen 
oder  Feststellung  der  thatsächlichen  Fragen  durch  die  Parteien 
Versäumnissverfahren  etc.)  können  den  Rechtsstreit  ohne  Haupt- 
verhandlung zur  Entscheidung  bringen.  Die  Hauptverhandlung 
in  einem  in  den  Vorstadien  regelmässig  geführten  Prozesse  kann 
stattfinden : 


§  94.  HAUPTVERHANDLUNG  UND  UR  THE  IL. 
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1.  vor  einem  Richter  ohne  jury, 

2.  vor  einem  Richter  mit  jury, 

3.  vor  einem  Richter  mit  Beisitzern, 

4.  vor  einem  Special -Richter  (Special  Referee  oder  Official 
Referee), 

5.  vor  einem  Schiedsrichter. 

Die  Voraussetzungen,  unter  welchen  jede  der  verschiedenen 
Arten  der  Verhandlung  zu  wählen  ist,  ergeben  sich  aus  der 
folgenden  Einzeldarstellung.  Wenn  eine  gerichtliche  Verfügung 
zur  Bestimmung  derselben  nöthig  ist,  ist  der  betreffende  Antrag 
womöglich  unter  dem  general  summo?is  for  directions  zu  stellen 
(vgl.  §  91). 

Die  Verhandlung  vor  einem  Richter  mit  oder  ohne  jury  ist 
der  Normalfall  der  zuerst  besprochen  werden  soll.  Die  Verhand- 
lung vor  einem  Richter  mit  Beisitzern  hat  keine  besonderen 
Eigentümlichkeiten  und  wurde  in  der  Queen 's  Berich  Division  und 
Chancery  Division  bis  jetzt  noch  nicht  angewandt.  Die  Verhand- 
lung vor  einem  Referee  und  die  Verhandlung  vor  einem  Schieds- 
richter muss  besonders  besprochen  werden. 

Erstes  Kapitel. 

Normale  Hauptverhandlung. 

I.  Bestimmungen  über  die  Fälle,  in  welchen  Juries  fungiren. 

§  94.  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Common  Law  Procedure 
Acts  wurden  die  thatsächlichen  Fragen  in  den  gemeinrechtlichen 
Gerichtshöfen  stets  durch  eine  jury  entschieden.1)  In  dem  zweiten 
Bericht  der  Common  Law  Commissioners  (1853)  wird  auf  die  hier- 
durch hervorgerufenen  Missstände2)  hingewiesen,  und  das  Gesetz 
von  1854  hat  die  ersten  Ausnahmen  eingeführt.  Im  Chancery 
Court  entschied  der  Richter  auch  über  die  thatsächlichen 
Fragen.    Das  Gesetz  von   1873  hat  durch  die  Einführung  der 

1)  Ausnahmsweise  kamen  die  Parteien  dahin  überein,  auch  die 
thatsächlichen  Fragen  vor  den  Richter  zu  bringen;  es  stand  in  seinem 
Ermessen,  diesem  Wunsche  zu  willfahren  oder  nicht. 

2)  S.3  s.  5;  interessant  sind  auch  die  Bemerkungen  über  die  Vorschrift 
der  Einstimmigkeit;  über  die  Unzweckmässigkeit  des  irial  by  jury  in 
vielen  Fällen,  vgl.  auch  den  ersten  Bericht  der  Judicature  Commission 
(1869)  S.  12. 
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Spezialrichter  eine  Anzahl  von  Prozessen  den  Geschworenen 
entzogen,  und  andererseits  die  Parteien  in  Prozessen  in  der 
Chancery  Division  in  die  Lage  gesetzt,  thatsächliche  Fragen 
vor  eine  jury  zu  bringen.  Die  Prozessordnung  von  1883  hat 
eine  wesentliche  Neuerung  dadurch  eingeführt,  dass  auch  in 
der  Queen  s  Bench  Division,  abgesehen  von  einer  gewissen  Kate- 
gorie von  Prozessen,  stets  eine  besondere  Verfügung  nothwendig 
ist,  wenn  der  Rechtsstreit  vor  eine  jury  gebracht  werden  soll; 
allerdings  ist  das  Recht  einer  Partei  die  thatsächlichen  Fragen 
der  Entscheidung  einer  jury  zu  unterbreiten,  dadurch  nicht  ein- 
geschränkt worden,  indem  nur  in  den  Fällen,  in  welchen  auch 
früher  die  Parteien  kein  solches  Recht  hatten  (Fälle  in  der  Chan- 
cery Division  und  Fälle,  welche  jetzt  an  Referees  verwiesen  wer- 
den), eine  jury  verweigert  werden  kann;  die  Neuerung  beweist 
aber,  dass  die  Gewohnheit,  Fälle  ohne  jury  zu  entscheiden,  zu- 
genommen hat. 

Keine  besondere  Verfügung  betreffs  Zuziehung  einer  jury 
ist  nöthig  bei  Ansprüchen  auf  Schadensersatz  wegen  mündlicher 
oder  schriftlicher  Verläumdung,  widerrechtlicher  Gefangennahme, 
böswilliger  Erhebung  einer  Straf  klage,  Verführung,  oder  wegen 
Nichterfüllung  eines  Eheversprechens.  Es  genügt  in  diesen  Fällen, 
dass  der  Kläger  mit  der  Anzeige  der  Terminsansetzung  (notice 
of  trial)  oder  der  Beklagte  vier  Tage  nach  Zustellung  derselben, 
beziehungsweise  mit  derselben,  falls  er  selber  den  Termin  an- 
setzen lässt  (vgl.  §  95  a),  den  Wunsch  ausdrückt,  die  Sache  vor 
eine  jury  zu  bringen  (0.  XXXVI  r.  2). 

In  allen  anderen  Fällen  ist  eine  besondere  Verfügung  noth- 
wendig. Bei  Prozessen,  welche  vor  Erlass  der  Jud.  Act  1873  aus- 
schliesslich im  Chancery  Court  eingebracht  wurden  und  bei  Sachen, 
zu  deren  Erledigung  eine  umfassende  Prüfung  von  Rechnungen 
oder  eine  sachverständige  Untersuchung,  oder  eine  Besichtigung 
an  Ort  und  Stelle  nothwendig  ist  (welche  in  der  Regel  an  einen 
Referee  verwiesen  werden),  kann  eine  Verhandlung  vor  einer 
jury  verweigert  werden.  In  allen  anderen  Fällen  muss  die  Ver- 
fügung erlassen  werden,  wenn  eine  Partei  spätestens  zehn  Tage 
nach  Zustellung  der  Anzeige  der  Terminsbestimmung  einen  dahin- 
gehenden Antrag  stellt. 

Es  kann  verfügt  werden,  dass  über  verschiedene  thatsäch- 
liche Fragen,  welche  in  demselben  Rechtsstreit  vorkommen,  in 
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verschiedener  Art  (d.  h.  theilweise  vor  einer  jury,  theilweise  vor 
einem  Referee  etc.)  verhandelt  werde  (0.  XXXVI  r.  8).  Nach 
Erledigung  einzelner  auf  diese  Art  gesonderter  Fragen  kann  eine 
Partei  je  nach  Umständen  ein  sofortiges  Urtheil  oder  Theilurtheil 
beantragen  (0.  XL  r.  8). 

Sollen  die  thatsächlichen  Fragen  in  einem  in  der  Chancery 
Division  anhängigen  Prozesse  durch  eine  jury  entschieden  wer- 
den, so  hat  der  Richter,  dem  die  Sache  zugetheilt  ist,  die  Ver- 
handlung an  die  Assisen  oder  die  Sitzungen  für  London  und 
Middlesex  zu  verweisen  (kraft  der  durch  0.  XXXVI  r.  44 
gegebenen  Befugniss). 

In  der  Regel  findet  die  Verhandlung  mit  einer  jury  vor 
einem  Einzelrichter  statt;  in  iVusnahmefällen  kann  aber  ein  soge- 
nanntes trial  at  bar?)  d.  h.  eine  Verhandlung  vor  mehreren 
Richtern,  angeordnet  werden  (0.  XXV  VI  r.  9).  Es  kommt  dies 
nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  vor. 

2.  Terminsbestimmung  (Notice  of  Trial  und  Entry  of  Trial). 

§  95.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen:  a)  der  Anzeige 
des  Termins  an  die  Gegenpartei  und,  b)  der  Eintragung  des 
Termins  bei  Gericht. 

a.  Noti  ce  of  Trial. 
Der  Kläger  kann  mit  der  Replik  zugleich  (auch  wenn  da- 
durch das  schriftliche  Verfahren  noch  nicht  geschlossen  ist),  und 
überhaupt,  wenn  die  thatsächlichen  Fragen  zur  Verhandlung  reif 
sind,  dem  Beklagten  eine  Benachrichtigung  über  Zeit  und  Ort 
der  Hauptverhandlung  (notice  of  trial)  zustellen  (0.  XXXVI  r.  11). 
Versäumt  der  Kläger  die  Terminsbestimmung  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  sechs  Wochen  nach  Schluss  des  schriftlichen 
Verfahrens,  so  kann  der  Beklagte  dem  Kläger  eine  entsprechende 
Benachrichtigung  zukommen  lassen,  wenn  er  nicht  einen  Antrag 
auf  Abweisung  der  Klage  stellen  will  (Ö.  XXXVI  r.  12  vgl. 
§  88).  Die  Anzeige  muss  mindestens  zehn  Tage  vor  dem 
Termin  zugestellt  werden,  doch  kann  nach  Uebereinkunft  der 
Parteien  oder  in  Folge  gerichtlicher  Verfügung  die  Frist  abge- 
kürzt werden  (0.  XXXVI  r.  14). 


3)  Ein  trial  at  uisi  prins  war  im  früherer  Verfahren  eine  Verhand- 
lung vor  einem  delegirten  Richter  (vgl.  §  17);  ein  trial  at  bar  hingegen 
eine  Verhandlung  vor  dem  Gerichtshof  selbst. 


158  ZWEITES  BUCH:  DER  CIVIL  PRO ZESS.  §  96. 

b.  Entry  of  Trial. 

a)  In  London  und  Middlesex 
Die  Eintragung1  des  Termins  kann  sofort  nach  Zustellung 
der  Benachrichtigung  an  die  Gegenpartei  erfolgen  ( 0.  XXXVI 
r.  15).  In  Sachen,  die  in  London  oder  Middlesex  zur  Ver- 
handlung kommen  sollen,  hat  die  Eintragung  im  Central  Office 
zu  erfolgen.  Die  Partei,  von  welcher  die  notice  of  trial  ausging, 
bewirkt  in  der  Regel  die  Eintragung,  doch  hat  nach  Ablauf  von 
zwei  Tagen  nach  Zustellung  der  Benachrichtigung  auch  die 
Gegenpartei  das  Recht  die  Eintragung  zu  besorgen.  Ist  die  Ein- 
tragung nach  Ablauf  von  sechs  Tagen  noch  nicht  erfolgt,  so 
gilt  die  Benachrichtigung  als  erloschen  ( 0.  XXXVI  rr.  16  u.  20). 
Der  Termin  ist  unabhängig  von  einer  bestimmten  Sitzungsperiode, 
es  kann  ein  beliebiger  Tag  festgesetzt  werden;  an  diesem  Tag 
wird  der  betreffende  Prozess  auf  die  Liste  gesetzt;  zur  Ver- 
handlung gelangt  er  erst,  sobald  die  vorherstehenden  Fälle 
erledigt  sind  (0.  XXXVI  r.  17). 

ß)  In  den  Provinzen. 
In  Sachen,  die  in  den  Provinzen  zur  Verhandlung  kommen 
sollen,  kann  jede  der  Parteien  nach  Zustellung  der  notice  of  trial 
die  Eintragung  für  die  nächste  Sitzungsperiode  des  betreffenden 
Assisengerichts  bewirken.  Die  Eintragung  muss  sieben  Tage 
dor  der  Eröffnung  der  Assisen  an  dem  Ort,  wo  die  Sache  zur 
Verhandlung  kommen  soll,  erfolgen.  Die  Eintragung  kann  ent- 
weder im  District  Registry  oder  beim  Associate  (vgl.  §  97  d)  des  be- 
treffenden Gerichts  erfolgen.  Als  Termin  wird  immer  der  erste  Tag 
der  Sitzungsperiode  angesehen;  wenn  also  die  notice  of  trial 
weniger  als  10  Tage  vor  der  Eröffnung  der  Assisen  zugestellt 
wurde,  so  kann  die  Verhandlung  erst  bei  den  folgenden  Assisen 
stattfinden  ( 0.  XXXVI  r.  18).  Ebenso  wie  bei  den  Sitzungen 
in  London  bedeutet  die  Ansetzung  des  Termins  nur,  dass  der 
betreffende  Rechtsstreit  auf  der  Liste  steht,  und  dass  er  zur 
Verhandlung  kommt,  wenn  die  vorherstehenden  Fälle  erledigt 
sind. 

3.  Berufung  der  Jury. 

§  96.  In  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  und  die  Art  der 
Berufung  der  jury  sind  die  früher  geltenden  Bestimmungen  auf- 
recht erhalten  worden  (Jud.  Act  1875  s.  20  und  Appendix  zu 
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R.  S.  C.  0.  [16']).  l)  Der  Sheriff  hat  für  jede  Sitzungsperiode 
eine  Anzahl  von  common  und  special  jurymen  vorzuladen,  aus 
welchen  für  jede  einzelne  Verhandlung-  12  ausgeloost  werden. 
Die  Namen  der  jurymen  werden  aus  dem  sogenannten  jury  book 
genommen,  welches  jedes  Jahr  aus  den  von  den  „Overseers"  der 
einzelnen  Kirchspiele  aufgestellten  Listen  der  qualificirten 
Personen  zusammengesetzt  wird.  In  diesen  Listen  werden 
die  Namen  der  Personen,  welche  als  special  jurymen  quali- 
ficirt,  sind  mit  einem  besonderen  Vermerk  versehen.  Die 
Qualifikation  zum  special  jurymen  hängt  von  dem  Betrag  des  Ein- 
kommens aus  Grundeigenthum  ab;  eventuell  vom  Betrag  der 
gezahlten  Miethe  nach  der  Einschätzung  für  die  Miethssteuer. 

Die  Liste  für  jede  Sitzungsperiode  (das  sogenannte  panel) 
wird  gedruckt  und  ist  eine  Woche  vor  deren  Eröffnung  öffentlich 
auszuhängen.  Die  Parteien  sind  berechtigt,  sowohl  die  ganze 
Liste  (challenge  to  the  array)  als  einzelne  Namen  {challenge  to  the 
poll)  nach  Massgabe  gewisser  gewohnheitsrechtlich  festgesetzter 
Normen  anzufechten  (vgl.  Stepheris  Commentaries  III  S.  42  s.  5). 
Fehlt  es  an  special  jurors  so  sind  common  jurors  zuzuziehen. 
Fehlt  es  an  common  jurors  so  müssen  Geschworene  aus  der  Zahl 
des  im  Gerichtshof  anwesenden  Publikums  genommen  werden 
(tales  de  circumstantibus). 

Es  wird  stets  vor  einer  common  jury  verhandelt,  wenn  nicht 
der  Kläger  bei  der  Terminsbestimmung  oder  der  Beklagte  nach 
Schluss  des  schriftlichen  Verfahrens  (bezw.  nach  Feststellung 
der  Streitpunkte  und  spätestens  sechs  Tage  vor  dem  Verhand- 
lungstermin), die  Verhandlung  vor  einer  special  jury  beantragt, 
Zu  jeder  anderen  Zeit  kann  die  Zuziehung  einer  special  jury 
durch  besondere  Verfügung  angeordnet  werden  (0.  XXXVI  r.  7 
b.,  c.  u.  d.).  Es  wird  angenommen,  dass  eine  special  jury  mit 
grösserer  Intelligenz  und  Sachkenntniss  urtheilt;  den  Mitgliedern 
einer  solchen  sind  Gebühren  zu  zahlen,  welche  der  Partei,  die 
ihre  Zuziehung  beantragt  hat,  zur  Last  fallen,  auch  wenn  sie  im 


])  Ueber  die  Qualifikation  bestimmt  die  County  Juries  Act  (O.  G.  IV. 
c.  $o)  und  die  Juries  Act  von  1870  (33  u.  34  Vict.  ch.  yy)  über  die  Art  der 
Vorladung  Common  Law  Procedure  Act  von  1852  ss.  104—115  u.  Reg.  Gen 
Hilary  Term  1853,  44—49.  Das  Recht  der  Anfechtung  ist  nicht  durch 
Gesetz  geregelt. 
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Rechtsstreit  siegt,  es  sei  denn,  dass  der  Richter  bei  der  Ver- 
handlung- anders  verfügt  [6  Geo.  IV  c.  50  s.  34\  Archbold 
S.  717). 

4.  Verfahren  bei  der  Verhandlung. 

a.  Allgemeine  Darstellung. 

§  97.  Das  Verfahren  mit  jury  und  das  Verfahren  ohne 
jury  bewegt  sich  im  Wesentlichen  in  denselben  Formen:  im 
letzteren  Falle  entscheidet  der  Richter  über  die  thatsächlichen 
Fragen  ebenso  wie  über  die  Rechtsfragen  und  gibt  ein  verdict 
sowohl  als  ein  Urtheil  ab ; l)  im  ersteren  fällt  die  jury  das  verdict, 
der  Richter  das  Urtheil. 

Der  Einfachheit  halber  soll  hier  nur  das  Verfahren  mit  jury 
besprochen  werden  und  aus  demselben  Grunde  soll  angenommen 
werden,  dass  nur  zwei  Parteien  da  sind  und  dass  jede  nur 
durch  einen  Barrister  vertreten  ist.'2) 

Die  Verhandlung  beginnt  mit  der  Vereidigung  der  jury. 
Der  Advocat  des  Klägers  giebt  hierauf  zunächst  eine  ganz  kurze 
Angabe  über  die  Streitpunkte,  welche  zur  Entscheidung  kommen 
sollen.  Hierauf  beginnt  das  eigentliche  Plaidoyer.  Der  Kläger 
hat  das  Recht  des  ersten  Vortrags,  wenn  ihn  die  Beweislast  in 
Bezug  auf  irgend  einen  Punkt  trifft  (z.  B.  die  Höhe  der 
Schadensersatzsumme);  trifft  die  Beweislast  in  allen  Punkten  den 
Beklagten,  so  hat  dieser  das  Recht  des  ersten  Vortrags.  In  den 
Vorträgen  der  Anwälte  dürfen  nur  solche  Thatsachen  angeführt 
werden,  welche  mit  dem  vorliegenden  Beweismaterial  nachge- 
wiesen werden  können. 

Nachdem  der  erste  Vortrag  beendigt  ist,  ruft  der  betreffende 
Barrister  die  Zeugen,  deren  Aussagen  seine  Behauptungen  unter- 
stützen sollen,  verliest  die  affidavits  oder  Protokolle,  welche  etwa 
in  der  vorbereitenden  Beweisaufnahme  vorgekommen  sind,  soweit 
dies  zulässig  ist,  und  bringt  überhaupt  das  Beweismaterial  vor, 
das  ihm  zu  Gebote  steht.  Die  Gegenpartei  sucht  die  Aussagen 
der  Zeugen  durch  Kreuzverhör  zu  entkräften  (Näheres  über  Beweis- 

1)  Die  Anwendung  der  Rechtsmittel  ist  in  diesem  Falle  nicht  die- 
selbe wie  bei  der  Verhandlung  mit  einer  jury. 

2)  Bei  schwierigen  Fällen  ist  eine  Partei  gewöhnlich  durch  einen 
Junior  Barrister  und  einen  Queens  Counsel  vertreten,  manchmal  sogar 
durch  einen  zweiten  Queens  Counsel.  Ein  Queens  Counsel  erscheint  nur, 
wenn  auch  ein  Junior  Barrister  die  Partei  vertritt. 
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aufnähme  und  Zeugenverhör  im  folgenden  Paragraphen).  Hat  der 
Advokat  der  Gegenpartei  seinerseits  keine  Beweismittel  vor- 
zubringen, so  resumirt  zunächst  der  Barrister,  der  den  ersten 
Vortrag  gehabt,  das  eben  vorgebrachte  Beweismaterial.  Darauf 
folgt  der  Vortrag  der  Gegenpartei.  Eine  Replik  ist  in  diesem 
Falle  nur  statthaft,  wenn  die  Krone  Klägerin  ist  (Daniell  S.  737) 
Hat  hingegen  die  Gegenpartei  selbständige  Beweismittel  vor- 
zubringen, so  folgt  auf  das  Zeugenverhör  der  Partei,  welche  das 
Plaidoyer  eröffnet  hat,  der  Vortrag  der  Gegenpartei,  die  Ver- 
nehmung der  von  ihr  beigebrachten  Zeugen  und  dann  ein  Resume 
der  von  ihr  vorgebrachten  Beweismittel.  Zuletzt  replicirt  der 
Advokat  der  Partei,  welcher  zuerst  sprach  (0.  XXXVI  r.  36, 
Archbold  S.  643,  Daniell  S.  737).  Das  zuletzt  geschilderte  Ver- 
fahren wird  angewandt,  wenn  die  Partei,  welche  den  ersten  Vor- 
trag hat,  in  diesem  Vortrag  und  durch  die  vorgebrachten  Beweis- 
mittel bereits  die  Vertheidigung  der  Gegenpartei  zu  widerlegen 
sucht,  die  ihr  ja  aus  den  Prozessschriften  bekannt  sein  muss. 
Es  kann  aber  auch  in  der  Art  vorgegangen  werden,  dass  der 
erste  Vortrag  und  das  darauf  folgende  Zeugen  verhör  nur  einen 
sogenannten  „prima  facie  case"  bringt  und  die  Behauptungen  der 
Gegenpartei  nicht  berücksichtigt.  In  diesem  Fall  kann  nach 
der  Vernehmung  der  gegnerischen  Zeugen  und  der  Verlesung 
der  von  ihm  beigebrachten  Schriftstücke  neues  Beweismaterial 
zur  Widerlegung  der  Vertheidigung  vorgebracht  werden.  Das 
Resume  des  Beweismaterials  für  die  Vertheidigung  unterbleibt 
dann,  bis  dies  neue  Beweismaterial  vorgebracht  worden  ist,  und 
zuletzt  kommt  die  Replik  (Archbold  S.  643 —  645). 

Es  sind  also  folgende  drei  Arten  der  Verhandlung  möglich: 

a)  I.  Erster  Vortrag  und  Zeugenvernehmung  etc.  II.  Resume 
derselben.  III.  Vortrag  für  die  Vertheidigung.  (IV.  Replik, 
nur  wenn  die  Krone  den  ersten  Vortrag  hatte.) 

b)  I.  Erster  Vortrag  und  Zeugenvernehmung  etc.  II.  Vortrag 
für  die  Vertheidigung  und  Zeugenvernehmung  etc.  III.  Re- 
sume der  letzteren.    IV.  Replik. 

c)  I.  Erster  Vortrag  und  Zeugen  Vernehmung  etc.  II.  Vor- 
trag für  die  Vertheidigung  und  Zeugenvernehmung  etc. 
III.  Zweite  Zeugenvernehmung  des  Angreifenden.  IV.  Re- 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  ]  \ 
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sume  der  Zeugenvernehmung  für  die  Verteidigung. 
V.  Replik. 

Die  unter  b)  beschriebene  Art  kommt  am  häufigsten  vor. 

Es  können  während  der  Verhandlung  Rechtsfragen  entstehen 
(z.  B.  über  Fragen  des  Beweisrechts).  Die  Advokaten  können  in 
diesem  Falle  debattiren;  derjenige,  welcher  die  Frage  angeregt, 
darf  repliciren,  und  wenn  in  der  Replik  ein  Präzedenzfall  zitirt 
wird,  so  hat  die  Gegenpartei  das  Recht  der  Duplik,  um  auch 
ihre  Anschauung  über  den  zitirten  Fall  äussern  zu  können.  Der 
Richter  entscheidet  dann  über  die  Frage  (Archbold  S.  642; 
Daniell  S.  735). 

Der  Richter  resumirt  zuletzt  die  vorgebrachten  Beweis- 
mittel, er  klärt  die  jury  über  die  Streitpunkte  auf,  lenkt 
ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Beweismittel,  welche  ihm  wichtig 
scheinen  und  gibt  im  Allgemeinen  einen  kurzen,  möglichst  un- 
parteiischen Rückblick  über  die  Verhandlung:  er  kann,  wenn 
es  ihm  geboten  erscheint  der  jury  sagen,  welchen  Gesammt- 
eindruck  die  Beweisaufnahme  bei  ihm  hinterlassen  hat  (Archbold 
S.  645,  Daniell  S.  738).  Ist  eine  Rechtsfrage  mit  der  thatsäch- 
lichen  Frage  verknüpft,  so  erklärt  er  die  Rechtsgrundsätze, 
welche  massgebend  sind  und  ihre  Anwendung  auf  den  beson- 
deren Fall:  wenn  nöthig  giebt  er  auch  die  Form  an,  in  welcher 
der  Spruch  zu  fassen  ist  (Archbold  a.  a.  0.,  Daniell  a.  a.  0.). 

b.  Beweisaufnahme. 
Die  Regeln  des  Beweisrechts  können  hier  nur  theilweise 
erörtert  werden;3)  d.  h.  es  soll  hier  nicht  darauf  eingegangen 

3)  Justice  Stephen  hat  dieselben  in  seinem  .^Digest  of  the  Law  of  Evi- 
denceu  in  die  Form  eines  Gesetzbuches  gebracht;  ferner  sind  die  Werke 
von  Taylor  und  Roscoe  wohl  bekannt.  Eine  kurze  Uebersicht  über  das 
Gebiet  und  die  Grundlagen  des  engl.  Beweisrechts  findet  sich  in  der 
Einleitung  zu  Stephens  Buche;  ihr  Inhalt  lässt  sich  wie  folgt  wieder- 
geben: das  Beweisrecht  beantwortet  folgende  Fragen:  1.  welche  That- 
sachen  dürfen  nachgewiesen  werden?  2.  welche  Beweismittel  dürfen 
vorgebracht  werden?  3,  von  wem  und  wie  sind  die  Beweismittel  vor- 
zubringen ? 

I.  Nachgewiesen  werden  dürfen  die  Thatsachen,  von  deren  Vorhan- 
densein das  streitige  Recht  oder  die  streitige  Verpflichtung  abhängt  (facts 
in  issue)  oder  solche  Thatsachen,  deren  Vorhandensein  zu  Schlussfol- 
gerungen über   das  Vorhandensein  der  facts  in  issue  berechtigt  (facts 
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werden,  welche  Aussagen  oder  Urkunden  als  Beweismittel  zu- 
lässig sind,  sondern  nur  darauf,  auf  welche  Art  die  Beweismittel 
vor  den  Richter  und  die  jury  gebracht  werden. 

Wir  haben  bereits  von  der  vorbereitenden  Beweisaufnahme 
gesprochen  und  auch  erwähnt,  unter  welchen  Voraussetzungen 
die  ajfidavits  und  Protokolle  über  Zeugenaussagen  bei  der  Haupt- 
verhandlung verlesen  werden  dürfen.  Hiervon  abgesehen,  er- 
folgt die  Beweisaufnahme  durch  die  Vernehmung  von  Zeugen 
und  die  Vorzeigung  von  Schriftstücken.  Wenn  anzunehmen 
ist,  dass  ein  Zeuge  nicht  freiwillig  erscheinen  wird,  so  kann 
er  durch  einen  „writ  of  subpoena  ad  testificandum "  geladen  wer- 
den  und   der    Ungehorsam   kann   mit  Arrest  bestraft  werden. 


relevant  to  the  issue).  Eine  Thatsache  gilt  als  erheblich  (relevant)  für  den 
Nachweis  einer  anderen  Thatsache,  wenn  die  beiden  Thatsachen  im 
Verhältniss  von  Ursache  und  Wirkung  zu  einander  stehen,  oder  wenn 
beim  Vorhandensein  der  einen  das  Vorhandensein  der  anderen  That- 
sache höchst  wahrscheinlich  oder  höchst  unwahrscheinlich  ist.  Vier 
Klassen  von  Thatsachen  gelten  im  gewöhnlichen  Leben  als  erheblich 
für  den  Nachweis  anderer  Thatsachen,  welche  das  Beweisrecht  in  der 
Regel  als  unerheblich  ansieht.  Es  sind  dies  1.  Thatsachen,  weiche  den 
nachzuweisenden  analog  sind,  aber  nicht  im  Kausalzusammenhang  mit 
denselben  stehen  (Res  inter  alias  actae)\  2.  die  Thatsache,  dass  eine  nicht 
als  Zeuge  verhörte  Person  über  das  Vorhandensein  einer  nachzuweisen- 
den Thatsache  sich  geäussert  hat  (hearsay)\  3.  die  Thatsache,  dass  Jemand 
meint,  dass  die  nachzuweisende  Thatsache  vorhanden  ist  (opinion). 
4.  die  Thatsache,  dass  der  Charakter  einer  Person  so  beschaffen  ist,  dass 
die  ihr  zugeschriebene  Handlungsweise  wahrscheinlich  oder  unwahr- 
scheinlich ist  (character). 

II.  Gewisse  Thatsachen  müssen  vom  Gerichtshof  ex  officio  berück- 
sichtigt werden  (the  Court  will  take  judicial  notice  of  them).  Es  gehört 
hierher:  das  ungeschriebene  und  geschriebene  von  den  königlichen 
Gerichtshöfen  in  England  und  Irland  verwaltete  Recht,  mit  Ausnahme 
der  vor  1851  erlassenen  sogenannten  private  Acts  of  Parliament  und  solcher 
später  erlassener  private  Acts,  welche  ausdrücklich  bestimmen,  dass  sie 
nur  insofern  von  den  Gerichten  zu  berücksichtigen  sind,  als  sich  die 
Parteien  auf  sie  berufen.  Alle  nicht  ex  officio  zu  berücksichtigenden 
Thatsachen  müssen  entweder  durch  Zeugen  oder  durch  Urkunden  nach- 
gewiesen werden  (oral  or  documentary  evidence).  Die  Aussagen  von 
Zeugen  müssen  sich  auf  Aussagen  über  die  unmittelbare  Wahrnehmung 
von  Thatsachen  beschränken.  Der  Beweis  durch  Urkunden  ist  entweder 
„primaryu  oder  „secondary".  Als  »primary  evidence"  gilt  nur  die  Vor- 
zeigung der  Urkunde  selbst,  als  „secondary  evidence1-'  der  anderweitige 
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In  derselben  Weise  kann  ein  Zeuge  durch  einen  „writ  of  sub- 
poena  duces  tecum"  zur  Vorzeigung  von  Schriftstücken  ge- 
zwungen werden  (0.  XXXVII  rr.  8.  9.  20.  26.  27.  29—34).  Die 
Gegenpartei  kann  ebenfalls  aufgefordert  werden  Schriftstücke 
vorzuzeigen:  die  Aufforderung  hat  schriftlich  nach  einem  vor- 
geschriebenen Formular  zu  erfolgen.  Wenn  die  Vorzeigung 
eines  unerheblichen  Schriftstücks  verlangt  worden  ist,  so  hat  die 
Partei,  von  welcher  die  Aufforderung  ausgeht,  die  entstandenen 
Mehrkosten  zu  tragen  ( 0.  XXXII  rr.  8  u.  9).  Versäumt  die 
Gegenpartei  die  Vorzeigung  der  betreffenden  Schriftstücke,  so 
darf  die  auffordernde  Partei  deren  Inhalt  anderweitig  nachweisen 
(Archbold  S.  484).  Ist  die  Aufforderung  unterblieben,  so  kann  dies 


Nachweis  ihrer  Existenz  und  ihres  Inhalts.  Wenn  der  Inhalt  irgend 
eines  Rechtsgeschäfts  in  einer  Urkunde  niedergelegt  ist,  so  kann  das 
Geschäft  nur  aus  der  Urkunde  nachgewiesen  werden,  und  eine  Abänderung 
des  Inhalts  der  Urkunde  kann,  abgesehen  von  gewissen  Ausnahme- 
fällen, nicht  durch  Zeugenbeweis  nachgewiesen  werden.  „Secondary  evi- 
dence"  über  die  Urkunde  ist  in  der  Regel  zulässig. 

III.  Diejenigen  Personen  müssen  Thatsachen  nachweisen,  welchen 
nach  der  Natur  der  Streitfrage  oder  den  rechtlichen  Bestimmungen  über 
Rechtsvermuthungen  die  Beweislast  obliegt,  wenn  es  sich  nicht  um 
Thatsachen  handelt,  welche  die  betreffende  Partei  nach  den  Regeln  über 
..esfopfiel"  nachzuweisen  verhindert  ist.  ^Estoppel''  ist  wie  folgt  zu  er- 
klären: eine  Person,  welche  eine  andere  absichtlich  veranlasst  hat,  eine 
Thatsache  als  existirend  oder  nicht  existirend  anzunehmen,  und  dieser 
Anschauung  entsprechend  zu  handeln,  kann  in  irgend  einem  Recht- 
streit mit  dieser  anderen  Person  nicht  die  Existenz  beziehungsweise  die 
Nicht-Existenz  der  betreffenden  Thatsache  leugnen. 

Nach  geltendem  Recht  gibt  es  fast  keine  Personen,  welche  nicht 
als  Zeugen  zulässig  sind,  doch  gibt  es  Fälle,  in  welchen  die  Ablegung 
von  Zeugniss  nicht  erzwungen  werden  kann  oder  sogar  verboten  ist. 
Die  Zeugen  werden  in  der  Regel  vereidigt.  Die  Zeugen  werden  einem 
ersten  Verhör,  Kreuzverhör  und  einem  zweiten  Verhör  unterworfen.  Ihre 
Glaubwürdigkeit  kann  auf  gewisse  Art  geprüft  werden  und  die  Ant- 
worten, welche  sie  auf  Fragen  geben,  welche  ihre  Glaubwürdigkeit  be- 
treffen, können  in  gewissen  Fällen  durch  anderes  Zeugniss  widerlegt 
werden,  während  in  anderen  Fällen  dies  nicht  geschehen  kann. 

Hinzuzufügen  ist,  dass  die  Parteien  zwar  selbst  sich  als  Zeugen  ver- 
nehmen lassen  können,  dass  aber  ihre  Aussagen  nicht  anders  behandelt 
werden  als  die  der  anderen  Zeugen.  Das  Institut  des  Parteieneids,  wie  es 
in  den  continentalen  Ländern  angewandt  wird,  ist  dem  englischen  Rechte 
fremd. 
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nicht  geschehen,  es  sei  denn,  dass  die  Gegenpartei  schon  durch 
die  vorhergehenden  Prozesshandlungen  genügend  davon  unter- 
richtet ist,  dass  ihr  der  Besitz  des  fraglichen  Schriftstücks  im- 
putirt  wird  (Archbold  a.  a.  0.).  Eine  weitere  Konsequenz  der 
NichtVorzeigung  eines  in  der  Aufforderung  genannten  Schrift- 
stücks besteht  darin,  dass  die  aufgeforderte  Partei  das  betreffende 
Schriftstück  auch  für  sich  selbst  nicht  als  Beweismittel  verwenden 
kann  (Archbold  S.  490). 

Die  Zeugenvernehmung  geschieht  in  folgender  Weise:  der 
Advocat  der  Partei,  welche  den  Zeugen  benannt  hat,  richtet  Fragen 
an  denselben,  deren  Beantwortung  seine  Behauptungen  unter- 
stützen soll.  Die  Fragen  dürfen  in  der  Regel  nicht  so  gestellt 
sein,  dass  die  gewünschte  Antwort  daraus  ersichtlich  ist  (der- 
artige Fragen  heissen  .Jeading  questions^  —  Stephen  Art.  128).  Der 
Zeuge  darf  nur  über  Thatsachen  aussagen,  welche  ihm  aus 
eigener  Wahrnehmung  bekannt  sind,  doch  darf  ein  sachverstän- 
diger Zeuge  über  seine  Meinung  in  Bezug  auf  Fragen  seiner 
Wissenschaft  oder  seiner  Kunst  befragt  werden,  insofern  die 
Antwort  auf  solche  Fragen  über  die  Streitpunkte4)  Aufschluss 
gibt.  Wenn  die  Aussagen  eines  Zeugen  nach  der  Meinung  des 
Richters  gegen  die  Partei  gehen,  welche  ihn  benannt  hat,  so 
darf  dieselbe  seine  Aussagen  durch  andere  Beweismittel  wider- 
legen oder  mit  Erlaubniss  des  Richters  nachweisen,  dass  die  be- 
treffenden Aussagen  mit  früheren  Aussagen  desselben  Zeugen 
im  Widerspruch  stehen;  ehe  indessen  der  Nachweis  geliefert 
wird,  muss  der  Zeuge  auf  die  Umstände  der  früheren  Aussage 
aufmerksam  gemacht  und  gefragt  werden,  ob  er  die  frühere 
Aussage  gemacht  hat  oder  nicht  (Common  Law  Procedure 
Act  1854  s.  22).  In  einem  solchen  Falle  werden  leading  questions 
gestattet  (Archbold  S.  635).  Das  erste  Verhör  der  Zeugen  durch 
die  Partei,  welche  sie  benannt  hat,  heisst  „examination  in  chief." 
Hierauf  folgt  das  Kreuzverhör  (cross-examination)  durch  den 
Anwalt  der  Gegenpartei.  In  demselben  können  Fragen  gestellt  wer- 
den, welche  die  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  erschüttern  (z.  B.  ob  er 

4)  Ein  Arzt  darf  z.  B.  gefragt  werden,  ob  gewisse  Symptome  auf 
Geisteskrankheit  schliessen  lassen.  Die  betreffenden  Symptome  müssen 
aber  von  einem  Zeugen  nachgewiesen  werden,  der  sie  aus  eigener 
Wahrnehmung  kennt  (Stephen  Art.  4p). 
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schon  wegen  eines  Vergehens  oder  Verbrechens  bestraft  wurde,5) 
oder  welche  auf  frühere  Aussagen  hinweisen,  welche  mit  den 
im  Hauptverhör  gemachten  Aussagen  im  Widerspruch  stehen. 
Er  muss,  wenn  er  die  früheren  Aussagen  nicht  eingesteht,  zu- 
nächst auf  die  Umstände  hingewiesen  werden,  unter  welchen  er 
dieselben  gemacht  hat,  und  gefragt  werden,  ob  er  sie  gemacht  hat. 
Leugnet  er  dann  noch,  so  kann  die  betreffende  Aussage  ander- 
weitig nachgewiesen  werden.  Ist  die  Aussage  in  einem  Schrift- 
stücke enthalten,  so  kann  der  Richter  die  Vorzeigung  desselben 
beanspruchen  und  es  für  die  Zwecke  der  Verhandlung  nach 
seinem  Ermessen  benutzen  (Common  Law  Procedure  Act  1854 
ss,  23,  24).  Im  Kreuzverhör  sind  leading  questions  gestattet 
(Archbold  S.  638,  Stephen  Art.  128).  Unerhebliche  oder  Aerger- 
niss  erregende  Fragen  können  vom  Richter  untersagt  werden 
(R.  S.  C.  0.  XXXVI  r.  38). 

In  folgenden  Fällen  können  Personen  nicht  gezwungen 
werden,  Zeugniss  abzulegen  oder  Urkunden  vorzuweisen: 

1.  Ein  Ehegatte  kann  verweigern,  Aufschluss  über  eine  ihm 
vom  andern  Ehegatten,  während  der  Ehe  gemachte  Mittheilung 
zu  geben  (Stephen  Art.  110). 

2.  Niemand  kann  gezwungen  werden,  über  Staatsangelegen- 
heiten oder  über  amtliche  Mittheilungen  öffentlicher  Beamten  an 
öffentliche  Beamten  über  öffentliche  Angelegenheiten  Aufschluss 
zu  geben,  wenn  nicht  das  Haupt  der  betreffenden  Behörde  seine 
Zustimmung  ertheilt;  ferner  kann  Niemand  gezwungen  werden 
ohne  Erlaubniss  des  Hauses  Aufschluss  über  Vorgänge  in  einem 
von  beiden  Parlamentshäusern  zu  geben  etc.  (Stephen  Art.  112). 

3.  Niemand  kann  gezwungen  werden  eine  Frage  zu  beant- 
worten, wenn  die  Beantwortung  ihn  nach  der  Meinung  des  Richters 
einer  strafrechtlichen  Verfolgung  aussetzen  könnte  (Stephen 
Art.  120). 

4.  Es  ist  zweifelhaft  ob  ein  Richter  gezwungen  werden 
kann,  Aufschluss  über  Vorgänge  zu  geben,  welche  während  einer 
Gerichtssitzung  und  während  der  Ausübung  seiner  richterlichen 
Thätigkeit  zu  seiner  Kenntniss  kommen.    Es  scheint,  dass  ein 

■')  Der  Richter  kann  verweigern  einen  Zeugen  zur  Antwort  zu 
zwingen  ^  wenn  dieselbe  nach  seiner  Meinung  die  Glaubwürdigkeit  der 
Zeugen  nicht  berühren  würde  (Stepken  Art.  12p  u.  Anm.  46). 
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Barrister  nicht  gezwungen  werden  kann  über  das,  was  er  in 
einer  Gerichtssitzung  als  Barrister  gesagt  hat,  Aufschluss  zu 
geben  {Stephen  Art.  111). 

5.  Mitglieder  von  juries  dürfen  nicht  Aufschluss  über  die 
Verhandlungen  einer  jury  geben,  bei  welcher  sie  mitgewirkt 
(Stephen  Art.  114). 

6.  Barristers  und  Solicitors  dürfen  nicht  Aufschluss  über 
Mittheilungen  von  Klienten  geben,  welche  ihnen  bei  der  Aus- 
übung ihrer  Berufsthätigkeit  gemacht  wurden;  auch  nicht  über 
den  Rath,  welchen  sie  ihren  Klienten  ertheilt  haben.  Ausge- 
nommen sind:  1)  Mittheilungen,  welche  in  strafbarer  Absicht 
gemacht  wurden;  2)  Mittheilungen,  durch  welche  der  Barrister 
oder  Solicitor  erfährt,  dass  sein  Klient  sich  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig  gemacht  hat,  nachdem  Letzterer  bereits  seine 
Dienste  in  Anspruch  genommen  hatte  (z.  B.  der  Barrister 
entdeckt  in  einem  ihm  ausgehändigten  Buche,  dass  der  Klient 
nachträglich  eine  falsche  Buchung  gemacht  hat).  Mit  Genehmi- 
gung der  Klienten  ist  die  betreffende  Aussage  auch  in  anderen 
Fällen  gestattet.  Der  Klient  braucht  keine  Frage  zu  beant- 
worten, welche  der  Barrister  oder  Solicitor  nicht  ohne  seine 
Genehmigung  beantworten  darf  (Stephen  Art.  115  und  116).  6) 

Nach  Beendigung  des  Kreuzverhörs  kann  die  Partei  den  von 
ihr  benannten  Zeugen  über  neue  Thatsachen  befragen,  welche 
sich  im  Kreuzverhör  ergeben  haben,  oder  Fragen  an  ihn  stellen, 
um  schädigende  Aussagen,  welche  im  Kreuzverhör  gemacht 
wurden,  aufzuklären  oder  eine  günstigere  Auslegung  derselben 
zu  ermöglichen  (Archbold  S.  641).  Dieses  zweite  Verhör  heisst 
..  rt'-e.ramination^ . 

Ein  Zeuge  kann  mit  Genehmigung  des  Richters  zum  zweiten 
Male  aufgerufen  werden,  und  es  steht  dem  Richter  überhaupt 
zu,  in  irgend  einem  Theil  der  Verhandlung  die  Vorbringimg 
neuer  Beweismittel  zu  gestatten  (Archbold  S.  641 — 642). 

Der  Richter  hat  die  Zeugenvernehmung  zu  kontroliren  und 
zu  bestimmen,  welche  Beweismittel  zugelassen  werden  können. 
AVenn  eine  Partei  die  Entscheidung  des  Richters  über  einen  der- 

6)  Aerzto  und  Geistliche  können  gezwungen  werden,  Aufschluss 
über  vertrauliche  Mittheilungen,  welche  ihnen  bei  der  Ausübung  ihrer 
Berufsthätigkeit  gemacht  wurden,  zu  geben. 
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artigen  Punkt  später  (durch  Antrag*  auf  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  oder  in  anderer  Weise,  vgl.  §  112)  anfechten  will,  so 
im iss  dies  bei  der  Verhandlung  formell  konstatirt  und  vom 
Richter  in  seine  Notizen  aufgenommen  werden  (Archbold  S.  648, 
Danieü  S.  764). 

Die  Parteien  und  betheiligte  Personen  überhaupt  können 
als  Zeugen  aufgerufen  werden,  ebenso  die  Ehegatten  der  Parteien. 
Kinder  dürfen  als  Zeugen  aufgerufen  werden,  wenn  sie  ver- 
eidigt werden  können.  Sie  können  vereidigt  werden,  wenn  sich 
der  Richter  davon  überzeugt,  dass  ihnen  die  bindende  Natur 
eines  Eides  bewusst  ist.  Die  Zeugen  werden  vereidigt,  ehe  sie 
vernommen  werden,  d.  h.  jeder  Zeuge  einzeln,  ehe  sein  Verhör 
beginnt.  Ein  Zeuge,  nach  dessen  religiöser  Ueberzeugung  die 
Leistung  eines  Eides  nicht  statthaft  ist  (z.  B.  ein  Quäker),  oder 
für  den  nach  seiner  eigenen  Aussage  oder  nach  der  Aussage 
eines  Anderen  und  nach  der  Meinung  des  Richters  ein  Eid  keine 
bindende  Kraft  hat,  kann  eine  Erklärung  an  Eidesstatt  abgeben. 
Jemand,  der  eine  solche  Erklärung  abgegeben  hat  und  falsches 
Zeugniss  abgiebt,  ist  des  Meineids  schuldig  zu  erachten  (Archbold 
S.  632  u.  633). 

c.  Spruch  der  Jury. 
Nach  Schluss  des  unter  a)  und  b)  beschriebenen  Verfahrens 
beräth  die  jury  über  ihr  verdict.  Die  gewöhnliche  Form  des 
Spruchs  ist  das  sogenannte  „general  verdict",  durch  welches  die 
jury  einfach  zu  Gunsten  einer  Partei  entscheidet  und,  wenn 
Schadensersatz  zuerkannt  wird,  die  Summe  des  Schadensersatzes 
angibt  (z.  B.  „The  jury  find  for  the  plaintiff,  damages  £  50u). 
Der  Richter  kann  indessen,  um  der  jury  ihre  Aufgabe  zu  er- 
leichtern, gewisse  Fragen  an  dieselbe  stellen  mit  der  Angabe, 
dass  deren  Beantwortung  im  einen  oder  im  anderen  Sinne  einem 
Spruch  zu  Gunsten  der  einen  oder  der  anderen  Partei  gleich- 
kommt. Vor  Inkrafttreten  der  Judicature  Acts  kamen  auch 
häufig  special  verdicts  und  verdicts  subject  to  special  case  vor; 
special  verdicts  geben  nur  die  Aussagen  der  jury  über  that- 
sächliche  Punkte,  indem  dem  Gerichtshof  überlassen  wird  die 
rechtlichen  Konsequenzen  daraus  zu  ziehen;  ein  verdict  subject 
to  special  case  erfüllt  einen  ähnlichen  Zweck;  nur  kann  bei  dem 
special  verdict  der  Richter  sofort  über  die  Rechtsfrage  entscheiden 
während  in  dem  anderen  Falle  die  Parteien  (ebenso  wie  bei  dem 
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Verfahren  mit  special  case  vor  der  Hauptverhandlung  vgl.  §  84) 
zuerst  die  Rechtsfragen  zu  formuliren  haben.  In  neuerer  Zeit 
sind  die  letztgenannten  Abarten  eines  verdict  nicht  gebräuchlich. 
Die  jury  ist  immer  berechtigt  ein  general  verdict  zu  geben,  wie 
auch  der  Richter  die  Fragen  stellt  (Archbold  S.  655 — 660). 

Die  jury  darf  nur  die  in  der  Hauptverhandlung  vorgelegten 
Beweismittel  benutzen;  Thatsachen  welche  derselben  anderweitig 
bekannt  sind  dürfen  nicht  berücksichtigt  werden.  Ist  das  verdict 
in  offenbarem  Widerspruche  mit  dem  Beweismaterial,7)  so  kann 
der  Richter  ehe  dasselbe  im  Protokoll  eingetragen  wird,  die  jury 
anweisen  aufs  Neue  zu  berathen,  doch  kommt  dies  äusserst 
selten  vor  {Archbold  S.  652  \  Daniell  S.  741). 

d.  Urtheils Verkündigung. 

Während  der  Verhandlung  ist  ein  Beamter  (in  der  Queens 
Berich  Division  ein  Master,  bei  den  Assisen  ein  Associate;  in  der 
Chancery  Division  ein  Heg  istrar)  zugegen.  Dieser  Beamte  trägt  das 
verdict  der  jury  in  ein  Buch  ein.  In  der  Regel  bestimmt  der  Richter 
hierauf  sofort,  dass  ein  Urtheil  zu  Gunsten  des  Klägers  oder  des 
Beklagten,  je  nach  dem  Verdict  der  jury,  einzutragen  ist,  und 
bestimmt  zu  gleicher  Zeit  über  die  Kosten,  insofern  dies  nöthig 
ist.  Diese  Anordnungen  werden  ebenso  wie  eine  Angabe  über 
die  Zeitdauer  der  Verhandlung  und  andere  etwaige  Bestimmungen 
des  Richters  (z.  B.  das  certificate,  welches  die  Kosten  der  special 
jury  der  unterliegenden  Partei  auferlegt)  von  dem  genannten 
Beamten  eingetragen.  Die  eigentliche  Ur  theilseintragung, 
von  welcher  die  Wirkung  des  Urtheils  abhängt,  mnss  durch  die 
obsiegende  Partei,  in  der  dazu  bestimmten  Gerichtsschreiberei 
veranlasst  werden.  Das  Certificat  des  Beamten,  der  bei  der 
Verhandlung  zugegen  war,  gilt  als  genügende  Bescheinigung  für 
den  Beamten,  welcher  die  Urtheilseintragung  zu  bewirken  hat 
(0.  XXXVI  r.  42.) 

5.  Zwischenfälle  bei  der  Verhandlung. 

§  98.  Der  unter  4)  beschriebene  Gang  der  Verhandlung  ist 
der  normale.   Es  sind  jedoch  verschiedene  Zwischenfälle  möglich. 

')  Ks  kann  dies  ein  Urtheil  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
herbeiführen,  vgl.  darüber  §  1 13. 
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a.  Abänderung  der  Schriftsätze. 
Es  ist  in  §  66  erwähnt  worden,  dass  eine  Abänderung  der 
Schriftsätze  nach  Ablauf  einer  durch  die  Prozessordnung  be- 
stimmten Frist  nur  mit  gerichtlicher  Genehmigung  zulässig  ist. 
Diese  Genehmigung  kann  auch  bei  der  Verhandlung  selbst  ge- 
währt werden  und  ist  häufig  nöthig,  da  die  Parteien  an  die  Be- 
hauptungen in  ihren  Schriftsätzen  gebunden  sind,  und  eine 
Abweichung  zwischen  denselben  und  den  bewiesenen  Thatsachen 
den  Verlust  des  Prozesses  herbeiführen  könnte.  Die  Genehmi- 
gung wird  übrigens,  wenn  einmal  dieser  Zeitpunkt  erreicht  ist, 
nur  mit  besonderer  Vorsicht  gewährt;  eine  wesentliche  Umge- 
staltung der  Behauptungen  wird  nicht  gestattet  (0.  XXVIII  rr. 
7,  6,  12).  Auch  in  Bezug  auf  die  Person  der  Parteien  können 
noch  Abänderungen  gestattet  werden  {0.  XVI  r.  1). 

b.  Abweisung  der  Klage  ohne  verdict. 
Wenn  der  Kläger  im  Laufe  der  Verhandlung  sich  mit  dem 
Beklagten  einigt,  so  kann  dieselbe  sofort  beendigt  werden.  Es 
wird  dann  fingirt,  dass  ein  Geschworener  sich  zurückzieht,  da 
dies  ein  Grund  für  die  Abbrechung  der  Verhandlung  ist.  Wenn 
daher  gesagt  wird,  dass  die  Parteien  sich  vereinigt  haben  .,to 
withdraw  a  juror\  so  bedeutet  dies,  dass  der  Kläger  seine  Klage 
zurücknimmt  und  die  Sache  damit  erledigt  ist.  In  Bezug  auf 
die  Kosten  vereinigen  sich  in  einem  solchen  Falle  die  Parteien 
untereinander. 

Wenn  das  vom  Kläger  vorgebrachte  Beweismaterial  nicht 
genügt,  um  seinen  Anspruch  zu  rechtfertigen,  so  kann  der 
Richter  den  Kläger  anweisen,  seinen  Anspruch  aufzugeben.  Es 
ergeht  hierauf  ein  Urtheil,  welches  als  .Judgment  öf  non-suit" 
bezeichnet  wird.1)  Vor  dem  Inkrafttreten  der  Judicature  Acts  hatte 
ein  derartiges  Urtheil  nicht  die  Wirkung  der  res  judicata.  In 
der  Prozessordnung  von  1875  wurde  hingegen  bestimmt,  dass 

a)  Der  Ausdruck  non-suit  (non  sequitur  clamorem  suum)  rührt  aus 
dem  älteren  Verfahren,  in  welchem  kein  Urtheil  mit  Wirkung  von  res 
judicata  ergehen  konnte,  wenn  nicht  der  Kläger  oder  sein  Vertreter  bei 
der  Fällung  des  Spruchs  zugegen  war.  Ein  Kläger,  der  sich  einem  jud- 
gment  of  non-suit  unterwerfen  wollte,  antwortete  daher  nicht,  wenn  sein 
Name  aufgerufen  wurde.  Noch  heute  wird  vor  Erlass  des  judgment  of 
non-suit  der  Name  des  Klägers  dreimal  aufgerufen. 
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ein  judgment  of  non-suit  dieselbe  Wirkung*  wie  ein  regelmässiges 
Urtheil  (judgment  on  the  merits)  hat,  wenn  der  Richter  nicht  ander- 
weitig verfügt;  im  Fall  des  Irrthums,  der  Ueberraschung  oder 
zufälliger  Umstände  sollte  Restitution  gewährt  werden  (0.  XLI 
r.  6\  E.S.C.  von  1875).  In  der  Prozessordnung  von  1883  ist 
diese  Bestimmung  weggelassen,  es  scheint  aber  zweifelhaft,  ob 
damit  der  frühere  Zustand  wieder  hergestellt  ist.  Archbold  führt 
(S.  649)  die  Bestimmung  der  P.O.  von  1875  an,  als  ob  sie  noch 
zu  Recht  bestände.  Ein  vorsichtiger  Kläger  wird  von  der  durch 
0.  XXVI  r.  1  (vgl.  §  89)  gewährten  Befugniss  Gebrauch  machen, 
und  vor  Erlass  des  judgment  of  non-suit  die  Klage  zurücknehmen, 
wenn  er  ein  solches  zu  erwarten  hat,  da  er  in  diesem  Falle  ohne 
Zweifel  einen  neuen  Prozess  aus  demselben  Klagegrund  be- 
ginnen kann. 

6.  Vertagung  des  Urtheils. 

§  99.  Es  ist  in  §  97  d  erwähnt  worden,  dass  der  Richter 
bei  Verhandlungen  mit  einer  jury  in  der  Regel  sofort  die  Ein- 
tragung eines  Urtheils  in  Uebereiustimmung  mit  dem  verdict 
anordnet.  Dies  geschieht  jedoch  nicht  immer:  es  kann  a)  ein 
neuer  Termin  zur  weiteren  Verhandlung  angesetzt  werden  (ad- 
journment  for  further  consideration)  \  b)  der  Richter  kann  von 
Verfügung  der  Eintragung  Abstand  nehmen,  und  es  der  be- 
treffenden Partei  überlassen,  einen  Antrag  auf  Urtheilsfällung  zu 
stellen. 

Bei  Verhandlungen  ohne  jury  in  der  Queeris  Beneh  Division 
wird  die  Verhandlung  regelmässig  ohne  Unterbrechung  weiter 
geführt,  doch  kommt  es  bei  schwierigeren  Fällen  oft  vor,  dass 
die  Urtheils  Verkündigung  vertagt  wird  (in  der  Gerichtssprache 
heisst  dies  „curia  advisari  vult").  In  der  Chancery  Division  hin- 
gegen wird  der  Prozess  häufig  bruchstückweise  verhandelt,  und 
in  den  Zwischenräumen  werden  durch  den  Chief  Clerk  Unter- 
suchungen über  Rechnungen  oder  complicirte  thatsächliche  Ver- 
hältnisse vorgenommen.  Es  ist  daher  c)  zu  besprechen  das  ad- 
journment  for  further  consideration  in  der  Chancery  Division. 

a.  Adjoumment  for  further  consideration  bei  Verhandlungen 

mit  jury. 

Es  können  während  der  Verhandlung  Rechtsfragen  entstehen, 
deren  Erörterung  im  Zusammenhang  mit  der  Beweisaufnahme 
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unbequem  wären.  In  solchen  Fällen  wird  in  der  Regel  das 
verdict  der  jury  über  die  thatsächlichen  Fragen  eingeholt  und 
ein  Termin  zur  gesonderten  Verhandlung  der  Rechtsfragen  ange- 
setzt. Wenn  die  Hauptverhandlung  bei  den  Assisen  stattgefunden 
hat,  so  erfolgt  oft  diese  zweite  Verhandlung  in  London  (0.  XXXVI 
r.  34,  Archbold  S.  647). 

b.  Motion  for  judgment. 
Wenn  der  Richter  der  Ansicht  ist,  dass  ein  dem  verdict  der 
jury  entsprechendes  Urtheil  nicht  statthaft  ist,  so  kann  er  unter- 
lassen, die  Eintragung  des  Urtheils  anzuordnen.  In  einem 
solchen  Falle  kann  der  Kläger,  und  wenn  dieser  es  binnen 
10  Tagen  unterlässt,  der  Beklagte  einen  Termin  festsetzen  lassen, 
in  welchem  die  Urtheilsfällung  beantragt  wird.1)  Die  Befugniss 
verjährt  in  der  Regel  in  zwölf  Monaten  (0.  XL  rr.  2  u.  9).  Ueber 
den  Antrag  wird  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  in  derselben 
Weise  wie  über  Zwischenanträge  verhandelt;  in  der  Regel  geht 
derselbe  an  einen  Divisional  Court  {Archbold  S.  759)  und  das 
Verfahren  gleicht  somit  in  gewissem  Sinne  einer  Berufung  vom 
Einzelrichter  an  das  Kollegialgericht:  er  kann  indessen  auch  vor 
einem  Einzelrichter  gestellt  werden.  Der  Gerichtshof  ist  befugt, 
aus  dem  bei  der  Hauptverhandlung  vorgelegten  Beweismaterial 
auch  über  thatsächliche  Fragen  Schlussfolgerungen  zu  ziehen, 
doch  dürfen  dieselben  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  verdict 
der  jury  stehen  (0.  XL  r,  10). 

c.  Adjournment  for  further  consideration  in  der  Chancery 

Division. 

In  der  Chancery  Division  ist  die  Tendenz,  den  ganzen  Rechts- 
streit in  allen  seinen  Theilen  zusammen  zur  Verhandlung  zu 
bringen,  weniger  ausgeprägt.  In  Folge  der  besonderen  Natur 
der  vor  dieser  Abtheilung  verhandelten  Sachen,  bei  welchen  es 
sich  häufig  um  die  Darlegung  complicirter  Rechtsverhältnisse 
handelt  (wie  z.  B.  bei  der  Auseinandersetzung  von  Handelsgesell- 
schaften), ist  dies  auch  vielfach  nicht  möglich.   Es  erfolgt  daher 


*)  Der  Antrag  auf  Urtheilsfällung  kann  nur  gestellt  werden,  wenn 
bei  der  Verhandlung  selbst  die  betreffende  Partei  den  Richter  um  Ur- 
theilsfällung ersucht  hat,  und  dieser  darauf  die  Urtheilsfällung  unter- 
lassen hat  (Archbold  S.  y$S)- 
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in  der  Regel,  wenn  die  Untersuchung  von  thatsächlichen  Verhält- 
nissen die  Feststellung  von  Rechnungen  oder  die  nähere  Be- 
stimmung der  Streitpunkte  nöthig  ist,  ehe  ein  Urtheil  erlassen 
werden  kann,  die  Vertagung  der  Verhandlung.2)  Der  Chief  Clerk 
hat  inzwischen  die  betreffenden  vorbereitenden  Erhebungen  vor- 
zunehmen und  ein  Certificat  über  das  Resultat  auszustellen. 
Nachdem  dies  geschehen,  ist  ein  neuer  Termin  zu  bestimmen, 
in  welchem  wiederum  eine  neue  Vertagung  zu  gleichem  Zwecke 
angeordnet  werden  kann  (Daniel!  S.  1154:  0.  XXXVI  r.  21). 


Zweites  Kapitel. 

Verweisung  an  einen  Specialrichter  (Referee). 

I.  Verschiedene  Arten  der  Verweisung. 

§  100.  Es  gibt  drei  Arten  der  Verweisung  an  einen  Special- 
richter; demselben  können  thatsächliche  Fragen  a)  zur  Unter- 
suchung und  zum  Bericht  (for  inquiry  and  report),  b)  zur 
Verhandlung  überwiesen  werden;  es  kann  aber  auch  c)  der 
ganze  Rechtsstreit  an  den  Specialrichter  verwiesen  werden. 
Der  unter  a)  erwähnte  Fall  gehört,  genau  genommen  nicht 
hierher,  da  diese  Art  der  Verweisung  nur  die  Beweisaufnahme 
des  normalen  Verfahrens  modificirt,  während  die  Hauptver- 
handlung sonst  in  der  üblichen  Weise  stattfindet.  In  dem  unter 
b)  erwähnten  Falle  entscheidet  der  Specialrichter  über  die 
ihm  vorgelegten  thatsächlichen  Fragen;  in  dem  Falle,  der 
unter  c)  angeführt  ist,  wird  das  Urtheil  nach  der  An- 
weisung des  Specialrichters  eingetragen.  Die  drei  Fälle  sind 
also  in  ihrer  prozessualischen  Bedeutung  durchaus  ver- 
schieden: trotzdem  erscheint  es  aus  Zweckmässigkeits-Rück- 
sichten  geboten,  sie  zusammen  zu  besprechen. 

Der  Specialrichter  ist  entweder  einer  der  ständigen  soge- 
nannten Official  Referees  (vgl.  §  32)  oder  eine  besonders  ernannte 
Person   (Special  Referee).    Er  ist  ebenso  wie    ein  ordentlicher 

2)  In  der  Queens  Bench  Division  wird  unter  ähnlichen  Umständen 
der  Rechtsstreit  an  einen  „Referee''''  for  inquiry  and  report  verwiesen, 
vgl.  §  101. 
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Richter  befugt,  Beisitzer  (assessors)  zuzuziehen  (It.  S.  C.  0. 
XXXV/  r.  7a;  r.  43). 

2.  Einzeldarstellung. 

a.  Verweisung  zur  Untersuchung  und  zum  Bericht. 
§  ioi.  Das  Verfahren  ist  erst  durch  die  Jud.  Act  IS 7 3 
s.  56  eingeführt,  welche  bestimmt,  dass  eine  derartige  Verwei- 
sung nach  dem  Ermessen  des  Richters ')  angeordnet  werden 
kann;  doch  ist  das  Recht  der  Parteien  thatsächliche  Fragen  vor 
eine  jury  zu  bringen,  insoweit  dasselbe  unbedingt  besteht,  den- 
selben (vgl.  §  94),  ausdrücklich  vorbehalten.  Der  Richter  kann 
den  Bericht  ganz  oder  theilweise  genehmigen,  und  es  kann  so- 
dann ein  entsprechendes  Urtheil  eingetragen  werden.  Das  Ver- 
fahren kommt  häufig  in  der  Weise  vor,  dass  der  Richter  bei 
der  Hauptverhandlung  den  Rechtsstreit  zur  weiteren  Erwägung 
(further  consideration)  vertagt  und  zu  gleicher  Zeit  die  Ver- 
weisung anordnet,  In  dem  zur  weiteren  Verhandlung  anbe- 
raumten Termine  kann  alsdann  jede  der  Parteien  die  ganze 
oder  theilweise  Genehmigung  (adoption)  des  Berichts,  oder  die 
Abänderung  oder  Zurückverweisung  desselben  an  den  Special- 
richter, oder  die  Verweisung  an  einen  anderen  Specialrichter 
beantragen.  Ein  Antrag  auf  Genehmigung  des  Berichts  kann  in 
diesem  Falle  ohne  vorhergehende  Benachrichtigung  der  Gegenpartei 
gestellt  werden;  bei  den  anderen  erwähnten  Anträgen  ist  die  Gegen- 
partei mindestens  vier  Tage  vor  dem  neu  anberaumten  Verhand- 
lungstermine durch  schriftliche  Anzeige  (notice  ofmotion)  zu  benach- 
richtigen (0.  XXXVI  r.  54).  In  den  Fällen,  in  welchen  die  Ver- 
weisung an  den  Referee  vor  der  Hauptverhandlung  erfolgt  ist, 
können  die  gleichen  Anträge  in  Bezug  auf  den  Bericht  gestellt 
werden,  doch  ist  die  Gegenpartei  mindestens  acht  Tage  vor  der 
Hauptverhandlung  zu  benachrichtigen  (0.  XXXVI  r.  55). 

b.  Verweisung   einzelner  thats ächliche  n  Fragen  zur 

Verhandlung. 
Dieselbe  erfolgt  laut  Jud.  Act  1873  s.  57:   oc)  wenn  alle 
Parteien  sich  dahin  verständigen,  ß)  auf  Grund  gerichtlicher  Ver- 

l)  Das  Verfahren  ist  nicht  auf  die  erste  Instanz  beschränkt;  es  kann 
auch  in  Bezug  auf  Verhandlungen  vor  einem  Divisional  Court  oder'  vor 
dem  Court  of  Appeal  angeordnetw  erden. 
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fügung  in  den  Fällen,  in  welchen  eine  Prüfung  über  die  Einzel- 
heiten von  Rechnungen  oder  Urkunden  notwendig  ist,  oder  in 
welchen  eine  wissenschaftliche  Untersuchung2)  oder  eine  Augen- 
scheinseinnahme an  Ort  und  Stelle  geboten  erscheint,  welche  nach 
der  Meinung  des  Richters  oder  Beamten  weder  vor  einer  jurif 
noch  durch  die  ordentlichen  Gerichtsbeamten  vorgenommen 
werden  kann.  Der  Specialrichter  hat  auf  Grund  seiner  Unter- 
suchung eine  Entscheidung  zu  fällen,  welche  dieselbe  Wirkung 
hat  wie  das  verdict  einer  jury. 

c.  Verweisung  des  ganzen  Rechtsstreits. 
Das  Verfahren  ist  erst  durch  die  Jud.  Act  1884  (s.  9)  ein- 
geführt worden,  und  nur  zulässig,  wenn  sämmtliche  Parteien  damit 
einverstanden  sind;  selbst  dann  muss  eine  besondere  gerichtliche 
Verfügung  eingeholt  werden,  welche  Einschränkungen  oder  Be- 
dingungen bezüglich  der  Verweisung  anordnen  kann.  Bei 
dieser  Art  der  Verweisung  kann  der  Specialrichter,  der  einer  der 
Official  Referees  sein  muss,  ein  Urtheil  fällen  und  über  die  Kosten 
in  der  gleichen  Weise  bestimmen  wie  ein  ordentlicher  Richter 
(vgl.  auch  0.  XXXVI  r.  50). 

d.  Gemeinsame  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
vor  einem  Specialrichter. 
Die  Verfügung,  welche  die  Verweisung  an  einen  Special - 
Richter  anordnet,  kann  auf  Antrag  einer  Partei  nach  Vorladung 
der  anderen  Parteien  (durch  summons)  in  Chambers  erlassen 
werden;  sie  kann  aber  auch  im  Laufe  der  Hauptverhandlung 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  ergehen  (Archbold  S.  1579).  Der 
Specialrichter  kann  den  Ort  der  Verhandlung  nach  seinem  Er- 
messen bestimmen,  auch  die  Verhandlung  von  einem  Ort  an 
einen  anderen  verlegen.  Er  ist  ermächtigt,  den  Streitgegenstand 
an  Ort  und  Stelle  zu  besichtigen,  Zeugen  durch  ivrit  of  subpoena  zu 
berufen,  die  Vorzeigung  von  Urkunden  oder  die  Beantwortung 
schriftlicher  Fragen  anzuordnen;  überhaupt  stehen  ihm  be- 
züglich der  für  die  Beweisaufnahme  und  Verhandlung  zu 
treffenden  Anordnungen  dieselben  Befugnisse  zu  wie  einem  or- 
dentlichen Richter  (0.  XXXVI  rr.  48—50);  nur  fehlt  ihm  die 


2)  z.  B.  bei  Fragen  in  Bezug  auf  die  Gültigkeit  eines  Patents. 
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Befugniss,  Ungehorsam  gegen  seine  Anordnungen  oder  eine 
sonstige  Missachtung  seiner  Autorität  durch  Gefängnissstrafe  oder 
Personalarrest  zu  bestrafen  (0.  XXXVI  r.  öl);  in  einem  solchen 
Falle  muss  daher  der  Gerichtshof  angerufen  werden.  Er  kann 
vor  Beendigung  der  Verhandlung,  oder  (wenn  er  nur  zu  be- 
richten hat)  in  seinem  Bericht  dem  Gerichtshof  Fragen  vor- 
legen, oder  statt  einer  formellen  Entscheidung  über  das  Ge- 
sammtergebniss  nur  seine  Schlussfolgerung  über  bestimmte 
Punkte  dem  Gerichtshof  unterbreiten  (ebenso  wie  eine  jury  ein 
sogenanntes  special  verdict  fällen  kann  vgl.  §  97  c).  Der  Gerichts- 
hof kann  seinerseits  den  Specialrichter  um  nähere  Auseinander- 
setzungen ersuchen,  oder  die  Sache  ganz  oder  theilweise  an  ihn 
zurückverweisen  oder  einem  anderen  Specialrichter  übertragen. 
Der  Gerichtshof  ist  ferner  befugt,  eine  Frage,  welche  dem 
Specialrichter  zum  Bericht  oder  zur  Entscheidung  unterbreitet 
wurde,  nach  dem  demselben  vorgelegten  Beweismaterial  selb- 
ständig zu  entscheiden  und  zwar  nach  seinem  Ermessen  mit 
oder  ohne  Herbeiziehung  neuer  Beweismittel  {0.  XXXVI  r.  52). 

Wenn  der  Specialrichter  in  den  Fällen,  in  welchen  er  be- 
fugt wäre  ein  Urtheil  zu  fällen,  dies  unterlässt,  so  kann  ebenso 
wie  bei  der  Verhandlung  vor  einem  ordentlichen  Richter  (vgl. 
§  99  b)  ein  Antrag  auf  Urtheilsfällung  von  einer  der  Parteien  in 
öffentlicher  Gerichtssitzung  gestellt  werden  (0.  XI  r.  2).  Hat 
der  Specialrichter  die  Eintragung  eines  Urtheils  angeordnet,  so 
kann  jede  der  Parteien  einen  Antrag  auf  Aufhebung  des  Urtheils 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  aus  dem  Grunde  stellen,  dass  das 
Urtheil  nicht  dem  zu  Protokoll  gegebenen  Befund  über  die  thatsäch- 
lichen  Fragen  entspricht.  In  der  Queens  Bench  Division  ist  der 
Antrag  bei  einem  Divisional  Court  zu  stellen  (0.  XI  r.  6). 


Drittes  Kapitel. 

Verweisung  an  einen  Schiedsrichter. 

I.  Durch  Uebereinkunft  der  Parteien. 

§  102.  Die  Bestimmungen,  welche  in  der  Common  Law 
Proeedure  Act  von  1854  über  die  vereinbarte  oder  zwangsweise 
Verweisung  eines  Rechtsstreits  an  einen  oder  mehrere  Schieds- 
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richter  enthalten  sind,  werden  von  der  Prozessordnung  als  noch 
zu  Recht  bestehend  erklärt  (0.  XXXVI  r.  10).  Dieselben  modi- 
fiziren  oder  ergänzen  die  in  früheren  Gesetzen  in  Bezug"  auf 
denselben  Gegenstand  erlassenen  Bestimmungen,  welche  eben- 
falls noch  theilweise  in  Kraft  stehen.  Nicht  aufgehoben  ist 
namentlich  das  Gesetz  9  u.  10  Will.  III  c.  15.  Dasselbe  bestimmt 
(s.  1),  dass,  wenn  Parteien  dahin  übereingekommen  sind,  einen 
Schiedsvertrag  vor  einem  Gerichte  zu  Protokoll  zu  geben,  und 
ihn  zum  Gerichtsbefehl  (rule  of  court)  erheben  zu  lassen,  dies 
auf  Antrag  einer  Partei  unter  Beibringung  eines  affidavii  über 
den  Inhalt  des  betreffenden  Vertrags  bewirkt  werden  kann.  Ist 
der  Schiedsvertrag  dem  Antrag  entsprechend  als  Gerichtsbefehl 
eingetragen,  so  wird  Ungehorsam  gegen  das  Schiedsgericht 
ebenso  wie  Ungehorsam  gegen  ein  ordentliches  Gericht  bestraft, 
und  die  Vollstreckung  eines  Schiedsspruchs,  der  in  einem  solchen 
Falle  gefällt  ist,  kann  von  keinem  Gerichtshof  verhindert  werden, 
es  sei  denn  dass  die  Schiedsrichter  ihr  Amt  in  strafbarer  Weise 
verwaltet  haben,  oder  dass  der  Schiedsspruch  nachgewiesener- 
massen  durch  Bestechung  oder  andere  ungehörige  Mittel  beein- 
flusst  wurde. 

Die  Common  Law  Procedure  Act  von  1854  geht  weiter,  indem 
sie  (s.  17)  bestimmt,  dass  jeder  schriftliche  Schiedsvertrag  auf 
Antrag  einer  Partei  als  Gerichtsbefehl  eingetragen  werden  kann, 
wenn  nicht  aus  dem  Wortlaut  des  Vertrags  eine  gegentheilige 
Absicht  erhellt;  ferner  hat  nach  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes jeder  Schiedsvertrag  (also  auch  ein  solcher,  welcher  nicht 
als  Gerichtsbefehl  eingetragen  werden  kann)  die  Wirkung,  dass 
eine  Partei,  welche  eine  unter  den  Schiedsvertrag  fallende  Streitig- 
keit vor  die  ordentlichen  Gerichte  bringt,  durch  gerichtliche  Ver- 
fügung an  weiterem  Vorgehen  verhindert  werden  kann  (s.  II). 
Im  übrigen  sind  die  obenerwähnten  Bestimmungen  aufrecht  er- 
halten. 

Zum  wirksamen  Widerruf  der  Befugnisse  eines  Schieds- 
richters ist  nach  3  u.  4  Will.  IV  c.  42,  s.  39,  die  Genehmigung 
des  Gerichts  erforderlich,  wenn  der  Schiedsvertrag  die  Bestim- 
mung enthält,  dass  er  als  Gerichtsbefehl  eingetragen  werden  kann. 
Ist  diese  Bestimmung  nicht  getroffen  so  ist  der  Widerruf,  so 
lange  der  Schiedsspruch  nicht  gefällt  ist,  auch  ohne  gericht- 
liche Genehmigung  wirksam  selbst  in  dem  Fall,  dass  auf  Grund 
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der  vorher  erwähnten  s.  17  der  Common  Laie  Procedure  Act 
faktisch  die  Eintragung  des  Schiedsvertrages  als  ruh  of  Court 
erfolgt  ist. 

Ueber  die  Ernennung  der  Schiedsrichter  ist  Folgendes 
bestimmt: 

1)  Wenn  nach  dem  Inhalt  des  Schiedsvertrags  jede  Partei 
einen  Schiedsrichter  zu  bestellen  hat,  und  eine  Partei  die  Er- 
nennung sieben  Tage  nach  Ernennung  des  anderen  Schieds- 
richters noch  nicht  bewirkt  hat,  so  kann  die  Gegenpartei  ver- 
langen, dass  der  Rechtsstreit  durch  den  von  ihr  ernannten 
Schiedsrichter  allein  entchieden  wird.  Aehnliches  gilt,  wenn  ein 
Schiedsrichter  stirbt  oder  unfähig  wird  oder  das  Mandat  ablehnt 
und  die  betreffende  Partei  es  versäumt,  ihn  zu  ersetzen.  In  beiden 
Fällen  ist  Restitution  möglich  ( Common  Law  Procedure  Act  1854 
s.  13). 

2)  Sind  zwei  Schiedsrichter  bestellt,  so  können  dieselben  ge- 
meinschaftlich einen  Obmann  bestellen,  wenn  der  Schiedsvertrag 
keine  gegentheilige  Bestimmung  enthält  (a.  a.  0.  s.  14). 

3)  Ist  nach  den  Bestimmungen  des  Schiedsvertrages  der 
Rechtsstreit  von  einem  einzelnen  Schiedsrichter  zu  entscheiden, 
und  können  sich  die  Parteien  nicht  über  die  Wahl  der  Person 
einigen,  so  kann  sieben  Tage  nach  erfolgter  fruchtloser  Auffor-  - 
derung  der  einen  Partei  durch  die  andere,  eine  geeignete  Person 
zu  ernennen,  ein  Termin  in  Chambers  zur  Ernennung  des  Schieds- 
richters durch  gerichtliche  Verfügung  angesetzt  werden. ])  Ana- 
loge Bestimmungen  gelten  für  den  Fall,  dass  ein  einzelner 
Schiedsrichter  nach  seiner  Bestellung  stirbt,  unfähig  wird  oder 
sich  seinen  Obliegenheiten  zu  unterziehen  weigert;  ferner  für 
den  Fall,  dass  die  Parteien  oder  die  Schiedsrichter  nach  dem 
Schiedsvertrag  einen  Obmann  zu  ernennen  haben  und  seine 
Bestellung  nicht  erfolgt;  endlich  für  den  Fall,  dass  der  bestellte 
Obmann  sich  seinen  Obliegenheiten  nicht  unterziehen  kann  oder 
will  (a.  a.  0.  s.  12). 

Für  den  Fall,  dass  der  Schiedsvertrag  nichts  Näheres  be- 
stimmt, ist  vorgeschrieben,  dass  der  Schiedspruch  in  der  Regel 
drei  Monate  nach  Bestellung  des  Schiedsrichters  zu  fällen  ist. 


!)  Es  kann  in  diesem  Falle  einer  der  Official  Referees  bestellt  werden, 
Jud.  Ad  1884  s.  10. 
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Wenn  nach  Ablauf  der  vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Zeit 
der  Schiedspruch  nicht  gefällt  ist,  so  tritt  der  Obmann,  wenn 
ein  solcher  vorhanden,  an  die  Stelle  der  Schiedsrichter;  es  kann 
dies  schon  früher  geschehen,  wenn  ihn  die  Schiedsrichter  be- 
nachrichtigen, dass  sie  sich  nicht  einigen  können  (a.  a.  0.  S.  15). 

Das  Verfahren  ist,  wenn  der  Schiedsvertrag  nichts  be- 
stimmt, dem  Ermessen  der  Schiedsrichter  anheimgestellt  (Archbold 
S.  1607).  Versäumt  eine  Partei  (ohne  angemessenen  Ent- 
schuldigungsgrund) zu  erscheinen,  so  kann  die  Verhandlung  in 
ihrer  Abwesenheit  geführt  werden  (Archbold  a.  a.  0.).  Ist  ein 
Schiedsvertrag  als  Gerichtsbefehl  eingetragen,  oder  enthält  er 
eine  Bestimmung,  laut  welcher  er  als  Gerichtsbefehl  eingetragen 
werden  kann,  so  können  die  Zeugen  durch  gerichtliche  Ver-V 
fügung  vorgeladen  werden  (3  u.  4  Will.  IV  c.  42  s.  40).  Jeder 
Schiedsrichter,  welcher  durch  den  Schiedsvertrag  ermächtigt  ist 
Zeugen  zu  verhören,  ist  ipso  jure  befugt  Eide  abzunehmen  (14 
u.  15  Vict.  c.  99  s.  16).  Ein  Schiedsrichter  kann  sich  keinen 
Stellvertreter  bestellen  (Archbold  S.  1609). 

Der  Schiedsspruch  (award)  muss  alle  Punkte,  welche 
dem  Schiedsgericht  vorgelegt  sind,  berücksichtigen  und  darf 
auf  keine  anderen  Punkte  eingehen  (Archbold  S.  1619).  Er 
muss  die  Streitfragen  endgültig,  soweit  thatsächliche  Punkte 
in  Betracht  kommen,  erledigen,  doch  können  die  Rechtsfragen 
in  der  Form  eines  special  case  (vgl.  §  84)  der  Entscheidung  des 
Gerichtshofs  vorbehalten  werden  (Archbold  S.  1621;  Common 
Law  Procedure  Act  1854  s.  5). 

Die  Vollstreckung  des  Schiedsspruchs  kann,  wenn  der 
Schiedsvertrag  nicht  als  Gerichtsbefehl  eingetragen  ist,  nur  da- 
durch erzwungen  werden,  dass  ein  regelmässiger  Prozess  auf 
Grund  des  Schiedsspruchs  geführt  wird.  Ist  der  Schiedsspruch 
als  Gerichtsbefehl  eingetragen,  so  wird  Ungehorsam  gegen  den- 
selben als  Missachtung  des  Gerichtshofs  angesehen  und  dem- 
gemäss  bestraft  (9  u.  10  Will.  ///  c.  lös.  /);  lautet  der  Schieds- 
spruch auf  eine  Besitzeinweisung  in  ein  Grundstück,  so  hat  er 
dieselbe  Wirkung  wie  ein  entsprechendes  gerichtliches  Urtheil 
(Common  Law  Procedure  Act  1854  s.  16). 

Enthält  der  Schiedsspruch  keine  endgültige  Entscheidung 
oder  ist  seine  Passung  nicht  genügend  klar  und  bestimmt,  so 
ist  er  an  und  für  sich  nichtig  (Archbold  S.  1621,  S.  1619);  ebenso 
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wenn  ein  Theil  im  Widerspruch  mit  einem  anderen  Theile  steht, 
oder  wenn  er  rechtswidrige  Handlung*  anordnet  (Archbold 
S.  1624).  Leidet  der  Schiedsspruch  nur  theilweise  an  einem 
dieser  Mängel,  so  kann  er  in  Bezug*  auf  seine  andern  Theile 
vollstreckt  werden,  wenn  diese  die  betreffenden  Fragen  endgültig 
regeln,  und  von  den  fehlerhaften  Theilen  ganz  unabhängig  sind 
(Archbold  S.  1636).  Der  Schiedsspruch  kann  durch  Verfügung 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  aufgehoben  werden,2)  wenn  der 
Schiedsrichter  ungehörig  verfahren  ist  (namentlich  wenn  er  par- 
teiisch war,  aber  auch  wenn  er  einen  offenbaren  Fehler  gemacht 
hat;  wegen  Rechtsirrthums  nur,  wenn  derselbe  aus  dem  Schieds- 
spruch selbst  erhellt).  Der  Antrag  auf  Aufhebung  kann  in  der 
Regel  nur  gestellt  werden,  wenn  der  Schiedsspruch  ohne 
Weiteres  vollstreckbar  ist,  d.  h.  wenn  der  Schiedsvertrag  als 
Gerichtsbefehl  eingetragen  ist,  da  in  den  Fällen,  in  welchen  ein 
Prozess  geführt  werden  muss,  um  die  Zwangsvollstreckung  zu 
bewirken,  der  betreffende  Mangel  einredeweise  geltend  gemacht 
werden  kann  (Archbold  S.  1640). 

Leidet  der  Schiedsspruch  an  keinem  Mangel,  so  wirkt  er 
res  judicata  zwischen  den  Parteien  (Archbold  S.  1662). 

2.  Zwangsweise  Verweisung  an  einen  Schiedsrichter. 
§  103.  Wenn  in  einem  Rechtsstreite  Rechnungsangelegen- 
heiten vorkommen,  deren  Prüfung  vor  Gericht  unzweckmässig 
erscheint,  so  kann  deren  Verweisung  an  einen  Schiedsrichter 
(z.  B.  an  einen  Official  Referee  nach  Jud.  Act  1884  s.  10)  ange- 
ordnet werden,  und  zwar  zu  jeder  Zeit  nach  Ausgabe  der 
Prozessladung  durch  Verfügung  in  Chambers  auf  Antrag 
einer  Partei  oder  bei  der  Hauptverhandlung  durch  Anordnung 
ex  officio  (Common  Law  Procedure  Act  1854  ss.  3  u.  6).  Bei 
einer  solchen  Gelegenheit  kann  die  Entscheidung  über  Rechts- 
fragen durch  den  Richter  oder  die  Entscheidung  über  that- 
sächliche  Fragen  durch  eine  jury  angeordnet  werden,  wenn  von 
der  Entscheidung  der  betreffenden  Rechts-  oder  thatsäch- 
lichen  Fragen  die  Einbringung  eines  Postens  in  die  Rechnung 
abhängt.  Der  Schiedsrichter  ist  dann  an  die  vom  Richter,  be- 
ziehungsweise von  der  jury  gefällte  Entscheidung  gebunden  (Com- 
mon Law  Procedure  Act  1854  s.  4).    Das  Verfahren  ist  dasselbe 

2)  Ueber  die  Frist  vgl.  R.  S.  C.  O.  LXIV  r.  14. 
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wie  im  Fall  von  Schiedsverträgen  (vgl.  §  102).  Der  Schieds- 
spruch hat  dieselbe  Wirkung  wie  das  Verdikt  einer  jury 
(a.  a.  0.  ss.  3  u.  6)\  unter  Umständen  können  Rechtsfragen, 
wie  im  Fall  von  Schiedsverträgen,  als  special  case  vor  den  Richter 
gebracht  werden  (a.  a.  0.  s.  5).  Ein  Antrag  auf  Aufhebung 
des  Schiedsspruchs  kann  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  aus 
denselben  Gründen  wie  bei  Schiedsverträgen  gestellt  werden 
(a.  a.  0.  s.  9-  R.  S.  C  0.  LXIV  r.  14);  in  Bezug  auf  Rechts- 
fragen ist  die  Berufung  an  einen  Divisional  Court  zulässig  (0.  L1X 
r.  3).  Nach  Ablauf  der  Frist  wirkt  der  Schiedsspruch  res  iudi- 
cata zwischen  den  Parteien  (a.  a.  0.  s.  9). 

Die  Vollstreckung  des  Schiedspruchs  kann  durch  Ver- 
fügung frühestens  sieben  Tage  nach  Veröffentlichuug  des- 
selben angeordnet  werden,  auch  wenn  die  Frist  für  den  Antrag 
auf  Aufhebung  bezw.  für  Einbringung  der  Berufung  noch  nicht 
abgelaufen  ist  (a.  a.  0.  s.  10). 

Im  Uebrigen  gelten  die  im  Falle  von  Schiedsverträgen  fest- 
gestellten Bestimmungen. 


Viertes  Kapitel. 

Abfassung  und  Eintragung  des  Urtheils. 

I.  Abfassung  des  Urtheils. 
§  104.  In  der  Queen' s  Berich  Division  stellt  der  Master,1) 
welcher  bei  der  Verhandlung  zugegen  ist,  in  welcher  das  Urtheil 
gefällt  wird,  ein  Certificat  über  dasselbe  aus.  Der  Solicitor  der 
Partei,  zu  deren  Gunsten  das  Urtheil  lautet,  hat  ein  Formular  in 
Uebereinstimmung  mit  diesem  Certificat  auszufüllen,  ehe  das  Urtheil 
eingetragen  wird.  Die  Abfassung  hat  hier  keine  besondere 
Schwierigkeit,  indem  es  sich  stets  um  leicht  zu  formulirende 
Ansprüche  handelt  (Zahlung  von  Schadensersatz,  Auslieferung 
einer  Sache  etc.).  In  der  Chancery  Division  hingegen,  wo  ver- 
wickelte Rechtsverhältnisse  vorkommen  (Theilungen,  Abrechnun- 
gen zwischen  Gesellschaften,  Ausführung  von  fideikommissarischen 
Bestimmungen,  letztwilligen  Verfügungen  etc.)  ist  die  Abfassung 

l)  Früher  waren  hierzu  besondere  Beamten,  „Associates" ;,  bestellt, 
die  entsprechenden  Beamten  bei  den  Assisen  heissen  jetzt  auch  Associates. 
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schwieriger  und  deshalb  ein  besonderes  Verfahren  vorgeschrieben. 
Ein  Registrai'  ist  bei  der  Verhandlung  zugegen  und  macht  sich 
Notizen  über  das  Urtheil;  diesen  Registrar  muss  eine  der  Parteien 
spätestens  eine  Woche  nach  Fällung  des  Urtheils  um  Abfassung 
desselben  angehen  (man  nennt  dies  bespeaking  the  judgement) 
(R.  S.  C.  0.  LXII  r.ö).  Geschieht  dies  nicht,  so  kann  der  Registrar 
die  Abfassung  des  Urtheils  ohne  besondere  Genehmigung  des 
Richters  verweigern  (0.  LXII  r.  6).  Die  betreibende  Partei  muss 
beim  Registrar  eine  Abschrift  des  „counseV  s  brief'  (der  dem  Anwalt 
für  die  Verhandlung  ertheilten  schriftlichen  Instructionen),  die  als 
Beweisstücke  vorgelegten  Urkunden  und  eine  Abschrift  der 
Prozessladung  und  der  Schriftsätze  deponiren  (0.  LXII  r.  4 
Daniell  S.  802).  Der  Registrar  ist  befugt  das  Urtheil  ohne  Mit- 
wirkung der  Parteien  abzufassen  (r.  14);  in  der  Regel  wird  indessen 
vor  der  definitiven  Abfassung  ein  Concept  des  Urtheils  der  be- 
treibenden Partei  und  ein  Resume  desselben  (minutes)  der  Gegen- 
partei ausgehändigt  (Daniell  S.  801),  und  zu  gleicher  Zeit  ein 
Termin  bestimmt,  zu  welchem  beide  Parteien  geladen  werden, 
um  etwaige  Korrecturen  vorzunehmen  {rr.  7 — 10);  hierauf  wird 
ein  zweiter  Termin  bestimmt  um  das  Urtheil  in  seiner  endgül- 
tigen Fassung  zu  bestätigen  (r.  11).  Erscheint  eine  Partei  nicht, 
so  wird  in  ihrer  Abwesenheit  verhandelt  (r.  12).  Eine  Partei, 
welche  mit  der  Abfassung  des  Urtheils  nicht  einverstanden  ist, 
kann  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  einen  Antrag  auf  Abänderung 
(to  vary  the  minutes)  stellen  (Daniell  S.  805). 

Ein  Urtheil  enthält  keine  „Gründe",  und  nur  bei  einer  Ver- 
handlung ohne  jury  werden  die  Beweismittel  angegeben,  auf 
welche  sich  dasselbe  stützt.2) 

2)  Das  folgende  Formular  möge  zur  Veranschaulichung  dienen.  Es 
bezieht  sich  auf  eine  Verhandlung  in  der  Queens  Bench  Division  vor 
einer  jury; 

15.  Februar  1883.  1883  B  W  233, 

Im  High  Court  of  Justice  zwischen  A  B,  Kläger 

Queens  Bench  Division.  und 

CD,  Beklagten. 

Naehdem  dieser  Rechtsstreit  am  12.  und  13.  Januar  1883  vor  dem 
Honble  Justice  Stephen  und  einer  special  jury  der  Grafschaft  Middlesex 
verhandelt  worden  ist,  und  nachdem  die  jury  ein  verdict  zu  Gunsten 
des  Klägers  mit  Lstr.  400  Schadenersatz  gefällt  hat,  und  nachdem  der 
genannte  Justice  Stephen  verfügt  hat,  dass  ein  Urtheil  zu  Gunsten  des 
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2.  Eintragung  des  Urtheils. 

§  105.  Ein  Urtheil  wird  vollstreckbar1),  nachdem  es  ein- 
getragen ist,  doch  datirt  seine  Wirkung,  wenn  es  in  öffentlicher 
Verhandlung  erlassen  wurde,  vom  Tage  der  Urtheilsfäll ung, 
in  anderen  Fällen  (z.  B.  bei  Versäumnissurtheilen)  vom  Tage,  an 
welchem  die  vorgeschriebenen  Schriftstücke  an  der  gehörigen 
Stelle  eingereicht  wurden  (0.  XLI  rr.  3  u.  4).  Wenn  besondere 
Umstände  vorliegen,  kann  der  Richter  verfügen,  dass  die  Wirkung 
früher  oder  später  als  der  erwähnte  Zeitpunkt  eintreten  soll 
(judgment  nunc  pro  tunc  oder  tunc  pro  nunc).  Die  Urtheils- 
ein tragung  wird  jetzt  im  Gesetz  als  „entry  of  judgment"  be- 
zeichnet; doch  wird  der  früher  übliche  Ausdruck  „signiiig  of 
judgment"  noch  jetzt  häufig  in  den  Lehrbüchern  und  im  Sprach- 
gebrauch der  Anwälte  angewandt. 

Es  ist  dem  Ermessen  der  im  Rechtsstreit  obsiegenden  Partei 
überlassen,  den  Zeitpunkt  für  die  Eintragung  nach  Belieben  zu 
wählen;  früher  erfolgte  dieselbe  erst  nach  Feststellung  der 
Kosten,  jetzt  wird  sie  in  der  Regel  vorher  bewirkt  und  der 
Betrag  der  Kosten  als  nachträglicher  Vermerk  hinzugefügt 
(Archbold  S.  765  Anm.  c). 

In  der  Queen  s  Berich  Division  hat  der  Solicitor  der  betrei- 
benden Partei  zwei  Urtheilsformulare  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Certificat  des  Master  (vgl.  §  104)  auszufüllen  und  dieselben 
mit  dem  Certificat  und  den  Schriftsätzen2)  in  der  Gerichts- 
schreiberei (Central  Office  oder  District  Registry)  einzureichen. 

Klägers  für  Lstr.  400  mit  Ersatz  der  Kosten  einzutragen  sei,  wird  erkannt 
dass  Kläger  vom  Beklagten  Lstr.  400  und  die  zu  taxirenden  Kosten  zu 
fordern  hat. 

*)  Dies  ist  die  Regel,  doch  kann  im  Falle  einer  Berufung  eine  Un- 
terbrechung  der  Zwangsvollstreckung  angeordnet  werden;  die  betreffende 
Verfügung  geht  vom  Gerichtshof  aus,  gegen  dessen  Entscheidung  Be- 
rufung eingelegt  wird.  Die  Unterbrechung  wird  stets  verfügt,  wenn 
sonst  die  Berufung  voraussichtlich  keinen  materiellen  Erfolg  haben 
würde  (O.  LVII  r.  16,  Archbold  S.  984,  vgl.  §  132). 

2)  Wenn  ein  Master  angewiesen  wird  den  Betrag  der  Schaden- 
ersatzsumme festzustellen,  so  hat  er  darüber  cinr  Bescheinigung  aus- 
zustellen, welche  ebenfalls  bei  der  Eintragung  des  Urtheils  einzureichen 
ist  (O.  XLI  r.  8). 

3)  Urtheile,  welche  in  London  eingetragen  werden  sind  bei  Prozessen 
in  der  Q.  B.  D.  stets  im  Central  Office  einzutragen  (O.  XLI  r.  2).  Bei 
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Ein  Formular  wird  ihm  vom  betreffenden  Beamten,  mit  seiner 
Unterschrift  versehen,  wieder  ausgehändigt;  die  anderen  Schrift- 
stücke werden  zu  den  Gerichtsakten  genommen.  In  der  Chancery 
Division  kann  nach  der  endgültigen  Feststellung  des  Urtheils 
(vgl.  §  104),  welche  dadurch  bescheinigt  wird,  dass  der  Registrar 
die  Anfangsbuchstaben  seines  Namens  an  den  Rand  der  letzten 
Seite  setzt,  die  Eintragung  erfolgen.  Die  Schriftsätze  müssen 
vorher  eingereicht  werden  (Daniell  S.  808).  Die  Eintragung 
erfolgt  durch  die  entering  clerks  der  Registrars  in  ein  vom  zu- 
ständigen Registrar  zu  führendes  Buch  (Daniell  S.  809). 

Ist  ein  Urtheil  auf  Grund  eines  Abkommens  zwischen  den 
Parteien  zu  Gunsten  des  Klägers  einzutragen,  so  muss  die  Ein- 
willigung des  Beklagten,  wenn  er  durch  einen  Solicitor  vertreten 
ist,  durch  diesen  erklärt  werden;  hat  er  sich  nicht  auf  die  Klage 
eingelassen,  oder  führt  er  den  Prozess  ohne  Vertreter,  so  muss 
er  persönlich  vor  dem  Richter  oder  Beamten  seine  Einwilligung 
erklären  oder  eine  schriftliche  von  einem  Solicitor  beglaubigte 
Einwilligungserklärung  einreichen,  wenn  er  nicht  selbst  ein 
Anwalt  oder  Advokat  ist  (0.  XLI  rr.  9  u.  10). 


Fünftes  Kapitel. 

Enrolment  und  Registrirung  von  Urtheilen. 

I.  Enrolment. 

§  106.  Unter  „enrolment"  versteht  man  die  Einfügung  einer 
Urkunde  in  die  Gerichtsrollen.  Häufig  hängt  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit einer  derartigen  Urkunde  vom  enrolment  ab,  z.  B.  bei  den 
Urkunden,  welche  dazu  dienen,  einen  sogenannten  „entaih  (die 
bei  der  ursprünglichen  Verleihung  eines  Grundstücks  festgesetzte 
Erbfolgeordnung)  zu  beseitigen.  Das  enrolment  von  Urkunden 
hatte  früher  im  Chancery  Court  zu  erfolgen;  jetzt  existirt  dafür 
eine  besondere  Abtheilung  im  Central  Office.  Das  enrolment  von 
Urtheilen  hat  jetzt  keine  praktische  Bedeutung  mehr.  Früher 
hatte  es  bei  Urtheilen  im  Chancery  Court  die  Wirkung,  dass 
einerseits  nach  erfolgtem  enrolment  keine  Berufung,  sondern  nur 

Prozessen,  welche  in  einem  District  Registry  geführt  werden,  ist  die  Ein- 
tragung des  Urtheils  im  District  Registry  zu  bewirken  (O.  XXXV  r.  I). 
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eine  Revision  an  das  House  of  Lords  statthaft  war,  andererseits 
dass  die  Revision  nicht  statthaft  war,  ehe  das  enrolment  bewirkt 
wurde.  Ein  Urtheil  des  Chancery  Court,  das  nicht  enrolled  war, 
war  in  diesem  Gerichtshof  wirksam,  wurde  aber  in  den  anderen 
Gerichtshöfen  nicht  anerkannt  (vgl.  Daniell  S.  812).  Nach  0.  LX1 
s.  8  ist  bestimmt,  dass  das  enrolment  von  Urtheilen  nicht  mehr 
nothwendig  sein  soll.  Der  Gegenstand  hat  also  nur  historisches 
Interesse. 

2.  Registrirung  von  Urtheilen. 

§  107.  Die  Einregistrirung  von  Urtheilen  in  ein  zu  diesem 
Zwecke  geführtes  Register  gab  früher  dem  Urtheilsgläubiger  ein 
dhingliches  Recht  auf  das  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners 
und  konnte  demnach  als  Vollstreckungsmassregel  angesehen 
werden.  Durch  23  u.  24  Vict  c.  38  s.  3  wurde  bestimmt,  dass 
die  Registrirung  alle  fünf  Jahre  erneuert  werden  muss,  um  wirk- 
sam zu  bleiben.  Seitdem  hat  aber  das  Gesetz  27  u.  28  Vict. 
c.  112  (1864)  die  Wirkung  der  Einregistrirung  insofern  beseitigt, 
als  nach  demselben  ein  dingliches  Recht  am  Vermögen  des 
Schuldners  erst  erworben  wird,  nachdem  die  Zwangsvoll- 
streckung thatsächlich  eröffnet  worden  ist  (until  such  land  shall 
have  been  actually  delivered  in  execution).  Wenn  dies  geschehen 
ist,  kann  das  Vollstreckungsdekret  (writ  of  execution)  registrirt 
werden  und  diese  Registrirung  hat  dieselbe  Wirkung  wie  früher 
die  Registrirung  eines  Urtheils;  auch  sie  muss  alle  fünf  Jahre 
erneuert  werden.1) 

Neben  der  genannten  Einregistrirung  von  Urtheilen  ist  eine 
andere  durch  die  Judgment  Extension  Act  von  1868  (31  u.  32 
Vict  c.  54)  eingeführt,  um  die  Vollstreckung  der  Urtheile  englischer 
gemeinrechtlicher  Gerichtshöfe  in  Schottland  und  Irland,  und 
der  Urtheile  der  entsprechenden  schottischen  und  irischen  Gerichts- 
höfe in  den  anderen  Theilen  des  Vereinigten  Königreichs  zu  er- 
leichtern. 

Eine  besondere  Wirkung-  hat  die  Reg-istrirnng  der  Litispendenz. 
Wenn  Jemand  eine  Sache,  welche  Streitgegenstand  in  einem  Prozesse  ist, 
erwirbt,  und  nicht  ausdrückliche  Benachrichtigung  über  den  Rechtsstreit 
erhält,  so  hat  das  Urtheil  keine  dingliche  Wirkung,  wenn  die  Litispen- 
denz nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  registrirt  wird.  Auch  hier 
muss  die  Registrirung  alle  fünf  Jahre  erneuert  werden  (2  u.j  Vict.  c.  11 
s.  y)  vgl.  au eli  Williarm  Real  Property,  13.  Aufl.  S.  114. 
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Es  werden  in  England  und  Irland  getrennte  Register  für 
irische  (bezw.  englische)  und  für  schottische  Urtheile  geführt  und 
in  Schottland  wird  ein  Register  für  englische  und  irische  Ur- 
theile geführt.  Wenn  ein  von  einem  qualificirten  Beamten  aus- 
gefertigtes Certificat  über  ein  Urtheil  in  dem  betreffenden  Register 
eingetragen  ist,  so  ist  das  Urtheil  ebenso  wie  ein  inländisches 
Urtheil  vollstreckbar.  Klagt  der  Judikats-Gläubiger  auf  Grund 
des  Urtheils  statt  dasselbe  registriren  zu  lassen,  so  ist  er  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ausgang  des  Rechtsstreits  in  die  Kosten  zu 
verurtheilen.2) 


Sechstes  Kapitel. 

Bestimmung  der  Schadensersatzsumme  in  besonderen  Fällen. 

§  108.  Wenn  der  Prozess  zur  Hauptverhandlung  kommt, 
hat,  wie  wir  (§  97  c.)  gesehen,  die  jury  (bezw.  der  Richter)  den 
Betrag  der  Schadensersatzsumme  zu  bestimmen.  Bei  Urtheilen, 
welche  eingetragen  werden,  ohne  dass  es  zu  einer  Hauptverhand- 
lung kommt,  bedarf  hierzu  in  der  Regel  keiner  weiteren  Ermitte- 
lung. Es  giebt  aber,  wie  wir  gesehen,  eine  gewisse  Kategorie 
von  Versäumnissurtheilen,  welche  zunächst  nur  als  Zwischenurtheil 
eingetragen  werden  (vgl.  §  86),  indem  der  Betrag  der  Schaden- 
ersatzsumme einer  späteren  Ermittelung  vorbehalten  bleibt.  Diese 
Ermittelung  kann  stattfinden  a)  durch  Verweisung  an  einen  Master 
b)  durch  writ  of  inquiry  (durch  eine  speciell  berufene  jury). 

a)  Bei  Prozessen  in  der  Queens  Bench  Division,  bei  welcher 
die  Höhe  der  Schadensersatzsumme  wesentlich  eine  Sache  der 
Berechnung  ist  (is  substantially  a  matter  of  calculation)  kann  ver- 
fügt werden,  dass  die  Ermittelung  durch  einen  Master  zu  erfolgen 
hat.  Der  Master  ist  befugt,  Zeugen  vorzuladen  und  die  Vorweisung 
von  Urkunden  anzuordnen;  es  stehen  ihm  dabei  dieselben  Zwangs- 
mittel zu  wie  dem  Riehter  bei  der  Hauptverhandlung.  Die  Ver- 
handlung findet  in  Chambers  statt  und  der  vom  Master  ermittelte 
Betrag  wird  auf  der  Ausfertigung  der  Verfügung  bemerkt,  welche 


2)  Näheres  bei  Archbold,  S.  771  ff. ;  vgl.  auch  Piggott,  Foreign  Judgments 
2.  Auflage,  S.  358  ff.  u.  S.  553—556,  wo  das  Gesetz  ganz  wiedergegeben  ist. 
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die  Verweisung  anordnet;  dieselbe  ist  der  betreibenden  Partei 
auszuhändigen,  welche  dann  berechtigt  ist,  ein  Endurtheil  ein- 
tragen zu  lassen  [0.  XXXVI  r.  57 ;  Archbold  S.  1327  s.  5). 

b)  In  allen  anderen  hierher  gehörigen  Fällen  ist  ein  writ  of 
inquiry  anzuwenden.  Derselbe  ist  an  den  Sheriff  (vgl.  §  33)  der 
Grafschaft  zu  richten,1)  in  welcher  die  Untersuchung  stattfinden 
soll,  und  fordert  denselben  auf,  eine  jury  zu  berufen,  um  die 
Schadensersatzsumme  in  dem  betreffenden  Rechtsstreit  zu  ermitteln. 
In  Bezug  auf  Terminsbestimmung  und  Verfahren  sind  die  für 
eine  gewöhnliche  Hauptverhandlung  geltenden  Grundsätze  zu 
beobachten  (0.  XXXVI  r.  56  und  rr.  14,  15,  19,  34—37).  Da  es 
sich  nicht  um  den  Nachweis  des  Klagegrunds  handelt,  ist  die 
Beweisaufnahme  natürlich  sehr  vereinfacht.  Das  Protokoll  über 
die  Untersuchung  wird  von  sämmtlichen  Mitgliedern  der  jury 
unterzeichnet  und  mit  dem  writ,  auf  welchem  das  Resultat  der 
Untersuchung  zu  vermerken  ist,  der  betreibenden  Partei  ausge- 
händigt. 

Ueber  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gelten  dieselben 
Grundsätze  wie  im  gewöhnlichen  Verfahren  (Archbold  S.  1339, 
vgl.  unten  §  113).  Der  Sheriff  ist  befugt,  die  Anordnung  zu  treffen, 
dass  ein  Endurtheil  nicht  einzutragen  ist,  bis  der  Beklagte  Ge- 
legenheit gehabt  hat,  den  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens zu  stellen,  und  hat  darüber  eine  Bescheinigung  aus- 
zustellen; auch  steht  es  dem  Beklagten  frei,  spätestens  vier 
Tage  nach  Beendigung  der  Verhandlung  in  öffentlicher  Ge- 
richtssitzung einen  Antrag  auf  Sistirung  der  Vollstreckung  zu 
stellen.  Ist  keine  derartige  Bescheinigung  ausgestellt  worden, 
und  ein  derartiger  Antrag  entweder  nicht  gestellt  oder  abgewiesen 
worden,  so  kann  ein  Endurtheil  eingetragen  werden  (Archbold 
S.  1338—1340). 


')  Vgl.  das  Formular  R.  S.  C.  App.  /.-Nr.  8. 
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Siebentes  Kapitel. 

Besondere  Verfahren  in  Bezug  auf  gewisse  Klassen 
von  Urtheilen  in  der  Chancery  Division  (Administration  Actions, 
Action  for  Account  etc.). 

§  109.  In  der  Chancery  Division  ist  häufig  nach  Erlass  des 
Urtheils  ein  weiteres  Verfahren  nöthig,  durch  das  eigentlich  erst 
das  Rechtsverhältniss  zwischen  den  Parteien  näher  ermittelt 
wird.  Es  kommt  dies  namentlich  vor,  wenn  ein  Urtheil  die 
Verwaltung  einer  Nachlassmasse  oder  eines  Fideikommisses 
gerichtlicher  Aufsicht  unterstellt  (ein  sogenanntes  administration 
judgment),  wenn  das  Urtheil  auf  Ausführung  der  Bestimmungen 
einer  Fideikommissurkunde  lautet  (execution  of  trusts)  und  wenn 
das  Urtheil  bestimmt,  dass  über  die  Geschäfte  zwischen  den 
Parteien  eine  Rechnung  aufgestellt  werden  soll  (an  account  shall 
be  taken).  Das  Verfahren  findet  in  Chambers  statt  und  der  Chief 
Clerk  ist  mit  den  betreffenden  Untersuchungen  betraut.  Es  kann 
verfügt  werden,  dass  eine  Abschrift  des  Urtheils  auch  Personen 
zugestellt  werde,  welche  ursprünglich  nicht  Parteien  in  dem  be- 
treffenden Rechtsstreit  waren;  diesen  Personen  steht  es  dann  zu, 
spätestens  einen  Monat  nach  Zustellung  die  Aufhebung  oder  Ab- 
änderung des  Urtheils  durch  motion  zu  beantragen;  wird  das 
Urtheil  aufrecht  erhalten,  so  sind  sie  nach  erfolgter  Zustellung 
desselben  auch  durch  das  weitere  Verfahren  gebunden  (0.  XVI 
r.  40)  und  können  sich  an  demselben  betheiligen,  nachdem  sie 
eine  Einlassungserklärung  beim  Central  Office  eingereicht  haben 
(a.  a.  0.  r.  41).  Die  Partei,  welche  mit  der  Führung  des  Ver- 
fahrens betraut  ist  (in  der  Regel  der  Kläger),  hat  eine  Abschrift 
des  Urtheils  in  Chambers  zu  deponiren  und  einen  „summons  to 
proceed"  zu  erwirken  —  unterbleibt  dies  während  einer  Frist 
von  10  Tagen  nach  Eintragung  des  Urtheils,  so  ist  jede  andere 
Partei  dazu  berechtigt.  In  dem  durch  den  summons  to  proceed 
bestimmten  Termin  wird  eine  Anordnung  über  das  weitere  Ver- 
fahren getroffen  (0.  LV  rr.  32  u.  33).  Stellt  sich  heraus,  dass 
das  Urtheil  nicht  allen  betheiligten  Personen  zugestellt  worden 
ist,  so  können  ausser  der  öffentlichen  Aufforderung  an  Gläubiger 
und  der  Deponirung  von  Rechnungsaufstellungen  keine  weiteren 
Schritte  angeordnet  werden,  bis  die  Zustellung  an  die  fehlenden 
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Parteien  erfolgt  ist,  oder  durch  besondere  Verfügung  erlassen 
worden  ist  (0.  LV  r.  36).  Wenn  das  Urtheil  in  Bezug  auf  einen 
Nachlass  dahin  geht,  dass  über  alle  Forderungen  oder  Schulden 
Rechnung  zu  legen  ist,  oder  dass  die  Intestaterben  oder  andere 
nicht  bekannte  Personen  ermittelt  werden  sollen,  so  wird  eine 
Präklusivfrist  bestimmt,  nach  deren  Ablauf  die  Personen,  welche 
ihre  Forderungen  nicht  angemeldet  haben,  der  aus  dem  Urtheil 
sich  ergebenden  Ansprüche  verlustig  gehen.  Die  betreffenden 
Ankündigungen  sind  in  der  Gazette  (dem  englischen  Amtsblatt) 
zu  veröffentlichen  und  vorher  vom  Chief  Clerk  zu  unterzeichnen, 
wenn  es  sich  um  Erben  oder  Legatare  handelt;  in  Bezug  auf 
Gläubiger  genügt  die  Unterschrift  des  Solicitor  der  betreibenden 
Partei  (ö.  LV  rr.  44 — 47).  Ueber  die  Art  der  Anmeldung  und 
die  Prüfung  der  Ansprüche  enthält  die  Prozessordnung  nähere 
Bestimmungen,  deren  Wiedergabe  hier  zu  viel  Raum  erfordern 
würde  (0.  LV  rr.  48—61).  Das  Resultat  der  Untersuchungen 
wird  durch  ein  Certificate  des  Chief  Clerk  festgestellt  und  von 
diesem  beim  Central  Office  eingereicht;  dasselbe  bindet  die  Par- 
teien, wenn  nicht  binnen  acht  Tagen  ein  Antrag  auf  Aufhebung 
oder  Abänderung  in  Chambers  eingebracht  wird  (0.  LV r.  70).1) 
Wenn  auch  das  Certificate  bereits  bindende  Kraft  hat,  kann 
unter  besonderen  Umständen  ein  Antrag  auf  Aufhebung  oder 
Abänderung  in  Chambers  gestellt  werden  (a.  a.  0.  r.  71,  vgl.  die 
Entsch.  in  Bounsfielä  v.  Love,  in  re  Dove  27  Ch.  D.  682).2) 


*)  Auch  vor  Abschluss  des  Verfahrens  können  einzelne  Punkte  dem 
Richter  vorgelegt  werden,  wenn  sich  eine  Partei  nicht  mit  der  Entschei- 
dung- des  Chief  Clerk  über  den  betreffenden  Punkt  zufrieden  giebt 
(a.  a.  O.  r.  6p).  Es  ergibt  sich  dies  aus  der  früher  mehrfach  besproche- 
nen Thatsache  (vgl.  z.  B.  §  11),  dass  der  Chief  Clerk  nur  als  Vertreter 
des  Richters  fungirt. 

2)  In  den  im  Text  besprochenen  Fällen  liegt  meistens  der  Schwer- 
punkt des  ganzen  Verfahrens  in  den  in  Chambers  zu  führenden  Unter- 
suchungen. Es  ist  deshalb  auch  ein  summarisches  Verfahren  gestattet,  durch 
welches  mit  Umgehung  des  gewöhnlichen  Prozessgangs  das  Urtheil  in 
Chambers  et  wirkt  werden  kann.  Das  Verfahren  wird  in  diesem  Falle 
nicht  durch  writ  of  summons,  sondern  durch  eine  gewöhnliche  Ladung 
zur  Verhandlung-  in  Chambers  (in  diesem  Falle,  da  dadurch  das  ganze 
Verfahren  eröffnet  wird,  originating  summons  genannt)  eröffnet  (O.  LV 
r.  4).  Ein  Chief  Clerk  kann  kein  derartiges  Urtheil  erlassen;  nur  ein 
Richter  ist  dafür  zuständig  (O.  LV  r.  Neuerdings  (December  1885) 
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Achtes  Kapitel. 

Bestimmung  über  die  Rosten. 

I.  Grundsätze. 

§  110.  Die  Gerichtskosten  werden  durch  Stempel  entrichtet, 
so  dass  stets  bei  Vornahme  einer  Prozesshandlung  die  jeweiligen 
Gebühren  entrichtet  werden.  Die  Prozesskosten  schliessen  die 
Anwaltsgebühren  ein.  Die  Bestimmung  über  die  Kosten  ist  in 
der  Regel  dem  Richter  überlassen:  nur  in  Bezug  auf  Verhand- 
lungen vor  einer  jury  ist  bestimmt,  dass  sie  dem  Ausgang  des 
Rechtsstreits  entsprechen  soll,  wenn  nicht  der  Richter  „aus  gutem 
Grunde"  anderweitig  verfügt  (0.  LXV  r.  1). 

Es  ist  dabei  zu  bemerken: 

1.  Handelt  es  sich  um  mehrere  Streitpunkte,  so  wird  bei  der 
Bestimmung  über  die  Kosten  der  Ausgang  des  Rechtsstreits  in 
Bezug  auf  jeden  einzelnen  Punkt  berücksichtigt,  d.  h.  eine  Partei, 
die  in  Bezug  auf  einen  einzelnen  Punkt  unterliegt,  hat  die  durch 
das  Vorbringen  dieses  Punktes  besonders  entstandenen  Kosten 
zu  tragen.  Die  allgemeinen  Kosten  sind  vom  Beklagten  zu 
tragen,  wenn  der  Kläger  auch  nur  in  einem  Punkte  obsiegt. 

2.  Wenn  bei  einer  Widerklage,  der  Kläger  in  Bezug  auf  die 
Klage,  der  Beklagte  in  Bezug  auf  die  Widerklage  obsiegt,  so 
sind  die  besonderen  auf  die  Klage  bezw.  Widerklage  entfallenden 
Kosten  vom  Beklagten,  bezw.  vom  Kläger  und  die  allgemeinen 
Kosten  vom  Beklagten  zu  tragen.  Ist  indessen  die  Leistung,  zu 
welcher  der  Kläger  verurtheilt  wird,  eine  grössere  als  die  zu 
welcher  der  Beklagte  verurtheilt  wird,  und  verurtheilt  der  Richter 
in  Folge  dessen  kraft  der  ihm  durch  0.  XXI  r.  17  verliehenen 
Befugniss  (vgl.  §  63a)  den  Kläger  einfach  zur  Zahlung  der  Differenz, 
so  hat  dieser  die  Kosten  ganz  zu  tragen  (vgl.  Browne,  Anm.  zu 
O.LXVr.  1  auf  S.  629). 

Besondere  Vorschriften  existiren  in  Bezug  auf  Prozesse,  für 


ist  auch  bestimmt,  dass  ein  Antrag  auf  definitive  Eigenthumsübertragung-, 
Zwangsverkauf,  oder  Ablösung  einer  durch  Hypothek  verpfändeten  Sache 
auf  demselben  summarischen  Wege  erledigt  werden  kann  (O.  LV  rr.qa 
und  $b). 
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welche  ein  County  Court  zuständig  wäre.  Dieselben  sind  bereits 
in  §  3  auf  S.  5  besprochen.1) 

Die  Praxis  des  Chancery  Court  hat  bestimmten  Klassen  von 
Personen  Vorrechte  in  Bezug  auf  die  Kosten  gegeben,  welche 
von  den  Judicature  Acts  nicht  berührt  worden  sind;  es  gilt  dies 
namentlich  von  Hypotheken-Gläubigern.  So  hat  z.  B.  der  Hypo- 
theken-Schuldner, welcher  nach  Verfall  des  Pfandes  auf  dessen 
Wiedereinlösung  klagt,  die  Kosten  zu  tragen,2)  auch  wenn 
er  erfolgreich  ist,  wenn  nicht  der  Gläubiger  in  der  Führung 
des  Prozesses  in  ungehöriger  Weise  vorgegangen  ist  („there 
must  be  something  of  positive  misconduct  to  deprive  a  mortgagee 
of  Iiis  costs")  (vgl.  Morgan  u.  Wurtzburg,  Costs  in  the  Chancery 
Division,  2.  Aufl.  auf  S.  223).  Ebenso  haben  Kuratoren  und  Testa- 
mentsvollstrecker gewisse  Vorrechte;  namentlich  können  sie  unter 
Umständen  die  zu  zahlenden  Kosten  aus  den  von  ihnen  verwal- 
teten Vermögensmassen  entnehmen  (Morgan  u.  Wurtzburg,  S.  165 
u.  396  ff).  3) 

r)  Es  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  es  sich  bei  den  erwähnten  Be- 
stimmungen nur  um  Klagen  handelt,  für  welche  überhaupt  ein  County 
Court  zuständig  wäre;  bei  Verläumdungsklagen  z.B.  ist  ein  County 
Court  nicht  zuständig.  Wenn  bei  einer  solchen  Klage  dem  Kläger  ein 
Schadenersatz  von  einem  „farthing^1,  (etwa  2  Pfennige)  zugesprochen  wird, 
hat  Beklagter  die  Kosten  zu  tragen,  wenn  nicht  der  Richter  das  Gegen- 
theil  verfügt.  Es  steht  dies  im  Widerspruch  mit  einem  früheren  Gesetz 
21.  Jac.  c.  16  s.  6,  in  welchem  bestimmt  ist,  dass  wenn  in  einem  derartigen 
Prozess  die  dem  Kläger  zugesprochene  Schadensersatzsumme  40  Schilling 
nicht  überschreitet,  die  zu  ersetzenden  Kosten  die  Schadensersatzsumme 
nicht  übersteigen  dürfen.  Durch  eine  Entscheidung  des  House  of  Lords 
(Garnett  v.  Bradly  3  App.  c.  94$)  ist  festgestellt,  dass  dieses  Gesetz  als 
durch  O.  LXV  r.  1  beseitigt  angesehen  werden  muss.  Demgemäss  ist  es 
auch  nunmehr  durch  42  u.  43  Vict.  c.  5^(1879)  ausdrücklich  aufgehoben 
worden. 

2)  Ein  mortgage  überträgt  ähnlich  der  altrömischen  üducia  das  Eigen- 
thum  an  den  Gläubiger,  unter  der  Bedingung,  dass  nach  Wiedererstattung 
der  Schuld  innerhalb  einer  gewissen  Frist,  dasselbe  an  den  Schuldner 
wieder  zurückfällt.  Der  Chancery  Court  gab  aber  dem  Schuldner 
auch  nach  Ablauf  dieser  Frist  das  Recht,  sein  Eigenthum  durch 
eine  sogenannte  Wieder-Einlösungs-Klage  (redumption  suit)  unter  Zahlung 
der  Schuld  wieder  zu  erwerben;  der  Gläubiger,  der  sich  hiervor  sichern 
wollte,  konnte  seinerseits  auf  Beseitigung  dieses  Rechts  in  einer  sogen. 
foreclosure  suit  klagen. 

:;)  Vgl.  auch  O.  LXV  r.  t. 
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In  Bezug  auf  die  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfe  gab  es 
eine  Reihe  von  Specialgesetzen  über  Kosten.  Dieselben  sind 
meistens  durch  0.  LXV  r.  1  aufgehoben;  doch  scheint  es,  dass, 
wo  es  sich  in  diesen  Gesetzen  um  Vorrechte  handelt,  welche 
bestimmten  Klassen  von  Personen  gewährt  wurden,  die  betref- 
fenden Bestimmungen  noch  in  Kraft  sind.  Dies  gilt  namentlich 
von  der  sogenannten  Jervis's  Act  (11  u.  12  Vict.  c.  44  s.  welche 
Friedensrichtern  in  Bezug  auf  Prozesse,  die  gegen  sie  wegen 
Vornahme  von  Amtshandlungen  geführt  werden,  gewisse  Erleich- 
terungen gewährt  (über  Kosten  handelt  s.  14).4) 

In  Bezug  auf  die  Kosten  von  Zwischen  anträgen  finden  sich 
an  verschiedenen  Stellen  Bestimmungen  in  der  Prozessordnung; 
sie  können  nach  den  Umständen  entweder  als  ..costs  in.  the 
action"  angesehen  werden  oder  es  kann  sofort  eine  Partei  zur 
Bestreitung  derselben  verurtheilt  werden. 5)  Die  Patents,  Design 
and  Trade  Marks  Act.  1883  (46  u.  47  Vict,  c.  57  s.  29,  6)  schreibt 
deu  bei  Prozessen  wegen  Verletzung  eines  Patentrechts  bethei- 
ligten Parteien  gewisse  Einzelangaben  (vgl.  §  58  c.)  zur  Ergän- 
zung der  Schriftsätze  vor.  Die  durch  Beibriugung  dieser  An- 
gaben entstehenden  Kosten  sind  dem  Kläger  beziehungsweise 
dem  Beklagten  nur  dann  zu  ersetzen,  wenn  die  Angaben  vom 
Richter  als  nachgewiesen,  beziehungsweise  als  berechtigt,  beschei- 
nigt werden. 

2.  Taxirung  der  Kosten. 

a.  Methode  der  Taxirung. 
§  in.  Ueber  die  Methode  der  Taxirung1)  existiren  eine  Reihe 
von  Einzelvorschriften  (0.  LX V  passim,  besonders  r.  27;  Daniell 
S.  1233  ff.;  Archbold  S.  700).  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
Taxirung  „as  between  party  and  party"  und  Taxirung  „as  between 
solicitor  and  dient."  Im  Falle  der  ersteren  Taxirungsmethode  sind 
nur  die  Kosten  zu  ersetzen,  welche  absolut  nothwendig  sind;  im 
Falle  der  letzteren  die  Kosten,  deren  Rückerstattung  ein  Solicitor 

4)  Vgl.  die  Bemerkungen  von  Lord  Hatherley  in  Garneä  v.  Bradlcy 
3  App.  c.  auf  S.  949  s.  5  und  diejenigen  von  Lord  Blackburn  auf  S.  990. 
Die  Entscheidung  ist  überhaupt  höcht  interessant,  weil  sie  über  die 
Interpretation  der  Gesetze  im  Allgemeinen  ziemlich  ausführliche  Regeln 
aufstellt. 

x)  Es  kann  auch  eine  Partei  zur  Zahlung  einer  Pauschalsumme  für 
Kosten  verurtheilt  werden  (O.  LXV  r.  n). 
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von  der  von  ihm  vertretenen  Partei  zu  fordern  berechtigt  wäre, 
jedoch  nur,  insofern  der  Gegenpartei  damit  nichts  Unbilliges  zu- 
gemuthet  wird2)  —  vgl.  Daniell  S.  1234,  Morgan  u.  Wurtzburg 
S.  4,  Seton,  Decrees  S.  124).  Für  die  Gebühren  der  Solicitors  gibt  es 
eine  doppelte  Scala:  eine  „lower  scale"  und  eine  „higher  scale."  Letz- 
tere wird  angewandt,  wenn  besondere  Gründe  vorliegen,  die  mit 
der  Wichtigkeit,  Schwierigkeit  oder  der  dringenden  Natur  des 
Falles  im  Zusammenhang  stehen,  und  zwar  entweder  in  Bezug 
auf  den  ganzen  Rechtsstreit  oder  auf  einzelne  Prozesshandlungen 
(O.LXVrr.8  u.9).  Wenn  in  der  Verfügung  über  die  Kosten  nichts 
Besonderes  bemerkt  ist,  so  sind  die  Kosten  „as  between  party  and 
partyu  nach  der  niedrigeren  Scala  zu  ersetzen.  Der  Ersatz  der 
Kosten  „as  between  solicitor  and  dient"  wird  in  der  Regel  nur  verfügt, 
wenn  die  obsiegende  Partei  das  Interesse  anderer  Personen  ver- 
treten hat  (z.  B.  als  Nachlassverwalter,  Masse -Kurator  etc.),  und 
auch  dann  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen;  unter  Um- 
ständen auch,  wenn  der  Richter  unbilliges  Verfahren  der  Gegen- 
partei rügen  will. 

Wenn  durch  die  Nachlässigkeit  des  Solicitor  Kosten  ent- 
stehen, so  kann  dieser  unter  Umständen  zum  Ersatz  derselben 
verurtheilt  werden  (0.  LXV  r.  II).3) 

b.  Verfahren  bei  der  Taxirung. 
Die  Taxirung  erfolgt  in  der  Chancery  Division  durch  einen 
der  Tabing  Masters,  in  der  Queens  Bench  Division  durch  einen 
der  Masters  oder  District  Registrars  (0.  LXV  r.  18;  0.  LXIr.  3). 
Der  Solicitor  der  betreibenden  Partei  reicht  eine  Abrechnung 
ein,  hierauf  wird  ein  Termin  zur  Taxirung  bestimmt,  zu  welchem 
die  Gegenpartei  erscheinen  kann  (0.  LXV  rr.  16  u.  17).  Ehe 
das  Certificat  unterzeichnet  ist,  kann  jede  der  Parteien  Ein- 
wendungen gegen  die  Taxirung  vorbringen;  der  taxirende  Be- 
amte hat  auf  Wunsch  der  Partei,  wenn  er  diese  Einwendungen 


2)  Aus  der  letzteren  Qualifikation  erhellt  es,  dass  auch  bei  dieser 
Methode  der  Taxirung  unter  Umständen  ein  Solicitor  Kosten  von  seinem 
Klienten  zu  fordern  berechtigt  ist,  welche  dieser  von  der  Gegenpartei 
nicht  eintreiben  kann. 

3)  Die  Anwaltsgebühren  nach  beiden  Scalen  finden  sich  in  App.  N. 
der  R.  S.  C.  1883;  die  Gerichtskosten  sind  verzeichnet  in  der  Anlage  zur 
Order  as  to  Suprcme  Court  Rees  von  1884. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  13 
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nicht  berücksichtigt,  die  Gründe  hierfür  in  sein  Certificat  aufzu- 
nehmen. Innerhalb  von  vierzehn  Tagen  nach  Ausstellung  des 
Certificats  kann  eine  Beschwerde  gegen  die  Taxirung  vor  dem 
Richter  in  Chambers  eingelegt  werden  (0.  LXV  r.  27,  39 — 41). 


FÜNFTER  ABSCHNITT. 
Rechtsmittel. 

Einleitung. 

§  112.  Unter  „Rechtsmitteln"  verstehen  wir  hier  alle  Pro- 
zesshandlungen, durch  welche  ein  Urtheil  angefochten  werden 
kann,  mit  Einschluss  der  Nichtigkeitsklage  und  der  Restitutions- 
klage. In  allen  hierher  gehörenden  Fällen  wendet  sich  die  Partei, 
welche  das  Urtheil  anfechten  will,  an  eine  höhere  Instanz,  und  in 
allen  Fällen  hat  die  Einbringung  des  Rechtsmittels  an  und  für  sich 
keine  suspensive  Wirkung  in  Bezug  auf  das  angefochtene 
Urtheil.  Das  englische  Recht  macht  keinen  begrifflichen  Unter- 
schied zwischen  Beschwerden  und  Berufungen;  beide  heissen 
„appeal".  Ebenso  wird  die  Berufung  an  das  House  of  Lords 
„appeal"  genannt,  im  letzteren  Falle  erscheint  aber  die  Ueber- 
setzung  mit  „Revision1'  wie  aus  der  Einzeldarstellung  erhellen 
wird,  gerechtfertigt. 

Vor  Erlass  der  Judicature  Acts  gab  es  in  den  Common  Law 
Courts  keine  Berufung  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts.  Das 
verdict  einer  jury  konnte  nach  seiner  thatsächlichen  Seite  durch 
einen  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  angefochten 
werden  (d.  h.  unter  gewissen  Voraussetzungen).1) 

Ein  Kläger,  der  sich  aus  Gründen,  welche  aus  den  Schrift- 
sätzen ersichtlich  waren  (appearing  on  the  face  of  the  record),  zu 

J)  Ein  anderes  Verfahren  (venire  de  novo)  war  unter  anderen  Vor- 
aussetzungen anwendbar,  kam  aber  ausser  Gebrauch.  In  älterer  Zeit 
konnte  ein  verdict  durch  writ  of  attaint  umgestossen  werden.  Es  wurde 
nämlich  bei  einem  irrthümlichen  Verdict  stets  eine  dolose  Absicht  prä- 
sumirt;  wenn  eine  jury  von  24  Mitgliedern  das  verdict  der  ursprüng- 
lichen jury  umstiess,  konnten  die  Mitglieder  der  letzteren  mit  Freiheits- 
strafen und  der  Konfiskation  ihres  Vermögens  bestraft  werden. 
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einem  Urtheil  gegen  den  Beklagten  berechtigt  glaubte,  obgleich 
der  Spruch  der  jury  die  thatsächlichen  Fragen  den  Behauptungen 
des  Beklagten  entsprechend  entschied,  konnte  einen  Antrag  auf 
judgment  non  obstante  veredicto  stellen;  in  analoger  Weise  stand 
einem  Beklagten  im  umgekehrten  Falle  ein  Antrag  in  arrest  of 
judgment  zu.1) 

Aus  denselben  Gründen  konnte  ein  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  verdict  der  jury  gefälltes  Urtheil  durch  writof  error  bei 
einer  höheren  Instanz  angefochten  werden. 

Im  Chancery  Court  existirte  bereits  eine  Berufung  (appeal) 
an  den  Court  of  Appeal  in  Chancery. 

Im  heutigen  Verfahren  gibt  es  drei  Wege,  ein  Urtheil  an- 
zufechten :  1)  durch  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens, 
wenn  das  verdict  der  jury  angefochten  werden  soll,  2)  durch 
Antrag  auf  Aufhebung  des  Urtheils,  wenn  entweder  das  verdict 
der  jury  nicht  richtig  eingetragen  ist,  oder  der  Richter  angeblich 
irrthümliche  Folgerungen  aus  demselben  gezogen  hat,  oder  wenn 
bei  Verhandlungen  ohne  jury  das  Urtheil  mit  dem  Befund  des 
Richters  über  thatsächliche  Fragen  nicht  im  Einklang  steht, 
3)  durch  Berufung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  bei  Ver- 
handlungen ohne  jury.  Der  Antrag  auf  Aufhebung  des  Urtheils 
entspricht  in  gewisser  Weise  den  früheren  proceedings  in  error;2) 
die  Berufung  im  eigentlichen  Sinne  ist  der  Praxis  des  Chancery 
Court  entlehnt. 


x)  Beispiel:  Jemand  wurde  wegen  Verläumdung  verklagt,  und  er 
vertheidigte  sich,  indem  er  leugnete,  dass  er  die  in  Frage  stehenden 
Worte  gesprochen  habe.  Die  jury  fand,  dass  er  die  Worte  gesprochen 
hatte  und  gab  seinen  Spruch  zu  Gunsten  des  Klägers.  Der  Beklagte 
stellte  einen  Antrag  in  arrest  of  judgment,  indem  er  behauptete,  dass  die 
fraglichen  Worte  überhaupt  den  Kläger  nicht  zur  Klage  berechtigt 
hatten. 

2)  An  die  Stelle  der  motion  in  arrest  of  judgment  und  for  judgment 
non  obstante  veredicto  ist  die  früher  besprochene  motion  of  judgment  ge- 
treten (vgl.  §  99  b.) 
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Erstes  Kapitel: 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 

I.  Voraussetzungen. 
§  113.  Die  Gründe,  welche  zur  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens berechtigen,  würden  nach  deutschen  Anschauungen  unter 
die  drei  verschiedenen  Kategorien  der  Restitution,  der  Nichtig- 
keitsbeschwerde und  der  eigentlichen  Berufung  zu  bringen  sein. 
Nach  äusserlichen  Momenten  lassen  sie  sich  in  drei  Gruppen 
eintheilen : 

a)  Unregelmässigkeiten  bei  der  Verhandlung ; 

b)  Irrthum  des  Richters; 

c)  Irrthum  der  jury. 

Unter  a)  gehören: 

1.  Formfehler,  durch  welche  eine  Partei  geschädigt  wird, 
z.  B.  der  Termin  ist  irrthümlich  in  der  falschen  Liste  veröffent- 
licht worden  und  in  Folge  dessen  ist  eine  Partei  nicht  erschienen; 
(Archbold  S.  732);  Abwesenheit  eines  Anwalts,  aber  nur  in  Aus- 
nahmefällen (Archbold  757); 

2.  Befangenheit  der  jury  (z.  B.  ein  jury  man  ist  im  Auf- 
sichtsrath einer  Aktiengesellschaft,  welche  Partei  ist,  Archbold 
S.  733)  oder  leichtsinniges  Verfahren  derselben,  (z.  B.  es  wird 
nachträglich  in  Erfahrung  gebracht,  dass  über  das  verdict  durch 
das  Loos  entschieden  wurde); 

3.  doloses  Verfahren  einer  Partei,  Beeinflussung  der  jury, 
Anwendung  unredlicher  Mittel  (fraudulent  tricks)  durch  den  Rechts- 
beistand bei  der  Verhandlung  (Archbold  S.  738  ff.) 

Unter  b)  gehören: 

1.  unrichtige  Rechtsbelehrung  der  jury  (misdirection  —  z.  B. 
die  jury  wird  gefragt,  ob  culpa  vorliegt  und  der  Richter  gibt 
eine  falsche  Darstellung  des  Begriffs  der  culpa; 

2.  Verstösse  gegen  die  Regeln  des  Beweisrechts  (zulässige 
Beweismittel  werden  vom  Richter  zurückgewiesen,  oder  unzu- 
lässige zugelassen); 

3.  Unrichtige  Darlegung  der  Streitfragen  an  die  jury. 

In  Bezug  auf  diese  drei  Fälle  ist  bestimmt  0.  XXXIX  r.ß): 
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1.  dem  Antrage  ist  nur  dann  stattzugeben,  wenn  nach 
der  Ansicht  des  Gerichtshofs  der  gerügte  Irrthum  ein  materielles 
Unrecht  herbeigeführt  hat  (d.  h.  wenn  er  wirklich  das  Resultat 
des  Rechtsstreits  beeinflusst  hat,  Archbold  S.  736); 

2.  bezieht  sich  der  Irrthum  nur  auf  einen  Theil  des  Rechts- 
streits oder  der  Parteien,  so  ist  ein  Theilurtheil  in  Bezug  auf 
den  übrigen  Theil  zu  erlassen,  und  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens nur  in  Bezug  auf  den  ersteren  Theil  anzuordnen. 

Unter  c)  gehören: 

1.  Widerspruch  des  verdict  mit  den  vorgelegten  Beweis- 
mitteln. Dem  Antrag  ist  nur  dann  stattzugeben,  wenn  der 
Gerichtshof  über  die  Wirkung  der  Beweismittel  keine  Zweifel 
hat.  Der  Richter,  der  die  Verhandlung  geleitet  hat,  wird  ge- 
wöhnlich um  seine  Ansicht  gefragt,  doch  ist  dieselbe  keineswegs 
massgebend.  Es  handelt  sich  darum,  ob  das  verdict  ein  solches 
ist,  welches  verständige  Männer  hätten  fällen  können  und  nicht 
ob   der  Richter   mit  demselben  einverstanden  ist  oder  nicht.1) 

2.  Uebermässige  Bemessung  des  zu  ersetzenden  Schadens. 
Das  Urtheil,  welches  in  diesem  Falle  die  Wiederaufnahme  an- 
ordnet, hat  in  der  Regel  die  Folge,  dass  die  Parteien  sich  über 
die  zu  entrichtende  Summe  einigen. 

Falls  der  Kläger  sich  mit  einer  von  dem  Gerichtshof  vorge- 
schlagenen Reducirung  der  Summe  einverstanden  erklärt,  kann 
die  Anordnung  der  Wiederaufnahme  verweigert  werden,  auch 
wenn  der  Beklagte  nicht  einverstanden  ist.  (Belt  v.  Lawes 
12  Q.  B.  D.  356).  In  Ausnahmsfällen  kann  auch  die  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  angeordnet  werden,  wenn  der  Schadens- 
ersatz zu  niedrig  bemessen  war  (Archbold,  S.  736). 

Der  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  nur  im 
Falle   von  Verhandlungen   mit   einer  jury   (daher  nur  in  der 

l)  Eine  frühere  Entscheidung  (Solomon  v.  Bitton)  hatte  nach  dem 
Berichte  der  Law  Reports  den  Satz  aufgestellt,  die  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  sei  anzuordnen,  wenn  der  Spruch  der  jury  nicht  ein  solcher 
sei,  welchen  verständige  Männer  hatten  fällen  sollen.  Das  Hottse  of  Lords 
hat  dies  jüngst  dahin  berichtigt,  dass  das  Wort  „können"  für  „sollen" 
zu  substituiren  ist  (Metr.  Rway  Co.  v.  Wright,  11  App.  C.  auf  S.  156).  Der 
Berichterstatter  scheint  nach  der  Aussage  betheiligter  Richter  die  Ent- 
scheidung in  Solomon  v.  Bitton  nicht  richtig  wiedergegeben  zu  haben 
(vgl.  Webster  v.  Friedeberg  ly  Q.  B.  D.  736). 
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Queen 's  Berich  Division)  statthaft.  Bei  Verhandlungen  vor  einem 
Richter  ohne  jury  ist  stets  das  Rechtsmittel  der  Berufung  anzu- 
wenden, wenn  das  Urtheil  angefochten  werden  soll,  und  zwar 
auch  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Richter  über  thatsächliche 
Fragen  zu  entscheiden  hatte  ( 0.  XXXIX  r.  1,  Archbold,  S.  745). 

2.  Verfahren. 

§  114.  Der  Antrag  geht  stets  an  einen  Divisional  Court1). 
Die  Gegenpartei  ist  zu  benachrichtigen.  Die  betreffende  Anzeige 
muss  der  Gegenpartei  spätestens  acht  Tage  vor  dem  Verhand- 
lungstermin zugestellt  werden,  und  wenn  die  ursprüngliche  Ver- 
handlung in  London  oder  Middlesex  stattgefunden,  spätestens 
acht  Tage  nach  Beendigung  derselben,  wenn  bei  den  Assisen 
in  den  Provinzen  spätestens  sieben  Tage  nach  Beendigung  der 
betreffenden  Assisensitzungen  (0.  XXXIX  r.  ö).2)  Sie  muss 
den  Grund  des  Antrags  angeben  und  sich  darüber  äussern,  ob  das 
verdict  ganz  oder  theilweise  angefochten  werden  soll  (a.  a.  O.  r.  3). 
Dem  Richter,  vor  welchem  die  ursprüngliche  Verhandlung  stattfand, 
ist  ebenfalls  eine  Anzeige  zuzustellen,  durch  welche  er  ersucht 
wird,  seine  Notizen  einzureichen  {Archbold  S.  748).  Wenn  diese 
nicht  genügen,  so  sind  von  geeigneten  Personen  ausgestellte 
affidavits  einzureichen,  unter  Umständen  ein  stenographischer 
Bericht  über  die  ursprüngliche  Verhandlung.   (Archbold  a.  a.  0.) 

Der  jüngste  Richter  eröffnet  die  Verhandlungen,  indem  er 
die  Notizen  des  vorinstanzlichen  Richters  verliest;  hierauf  folgt 
der  Vortrag  des  Advokaten  des  Antragstellers;  hierauf  die  Ant- 
wort der  Gegenpartei,  zuletzt  die  Replik  des  Antragstellers 
(Archbold,  S.  749). 

Das  Gericht  kann  einfach  dem  Antrage  stattgeben  oder  den- 
selben zurückweisen;  es  kann  aber  auch  selbständige  Schluss- 
folgerungen aus  den  im  früheren  Verfahren  festgestellten  That- 

2)  Anträge  auf  Aufhebung  des  Urtheils  (vgl.  §  115)  gehen  in  der 
Regel  an  den  Court  0/  Appeal;  wenn  aber,  was  statthaft  ist,  zu  gleicher 
Zeit  ein  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gestellt  wird,  so 
sind  beide  Anträge  vor  den  Divisional  Court  zu  bringen. 

2)  Vor  1883  wurde  zuerst  einseitig  über  den  Antrag  verhandelt. 
Wurde  der  Antrag  nicht  abgewiesen,  so  erging  eine  sogenannte  rule  nisi 
und  die  Gegenpartei  wurde  aufgefordert  nachzuweisen,  warum  die  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  nicht  unbedingt  verfügt  werden  solle.  Gelang 
ihr  dies  nicht,  so  erging  eine  unbedingte  Verfügung  (rule  absolute). 
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Sachen  ziehen  und,  wenn  es  der  Ansicht  ist,  dass  genügender 
Nachweis  vorliegt,  sofort  in  der  Sache  selbst  entscheiden,  oder 
die  Verhandlung  zur  Vornahme  weiterer  Untersuchungen  oder 
zur  Ermittelung  thatsächlicher  Fragen  vertagen  (0.  XL  r.  10). 
Gegen  die  Entscheidung  geht  eine  Berufung  an  den  Court  of 
Appeal  und  eine  weitere  Berufung  an  das  House  of  Lords;  in 
beiden  Fällen  ist  dieselbe  spätestens  drei  Wochen  nach  Erlass 
der  Verfügung  anzumelden  (Archbold,  S.  754;  vgl.  §  117). 

Wird  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  erkannt,  so  kann 
der  Rechtsstreit  wieder  durch  alle  die  genannten  Stadien  gehen 
und  schliesslich  zum  zweiten  Male  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens angeordnet  werden.  Eine  zweite  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  wird  indessen  in  der  Regel  nicht  angeordnet,  wenn 
das  Resultat  des  zweiten  mit  dem  des  ersten  Rechtsstreits  über- 
einstimmt. 


Zweites  Kapitel. 

Antrag  auf  Aufhebung  eines  Urtlieils 

§  115.  Wir  haben  bereits  gesehen  (§  99  b),  dass  der  Richter 
nicht  immer  gezwungen  ist,  auf  Grund  des  Spruchs  der  jury  ein 
Urtheil  zu  erlassen,  sondern,  dass  er  es  der  obsiegenden  Partei 
überlassen  kann,  einen  besonderen  Antrag  auf  Urtheilsfällung 
(motion  for  judgment)  zu  stellen.  Es  wird  damit  der  anderen 
Partei  Gelegenheit  gegeben,  nachzuweisen,  dass  das  thatsächliche 
Resultat  des  Befunds  der  Jury  nicht  mit  dem  rechtlichen  Inhalt 
des  Spruchs  übereinstimmt  (nach  Analogie  der  früheren  Anträge 
in  arrest  of  judgment  und  for  judgment  non  obstante  veredicto.) 
Ist  das  Urtheil  gefällt,  so  kann  ein  Antrag  auf  Aufhebung  oder 
Abänderung  desselben  aus  folgenden  Gründen  gestellt  werden: 
1)  weil  das  verdict  der  jury  nicht  richtig  zu  Protokoll  genom- 
men ist  (0.  XL  r.  3).  2)  weil  der  Richter  nicht  die  richtigen 
rechtlichen  Folgerungen  aus  den  thatsächlichen  Feststellungen 
gezogen  hat,  welche  sich  aus  dem  verdict,  oder  (wenn  er  ohne 
jury  der  Verhandlung  vorsitzt)  aus  seinem  Urtheil  ergeben 
(a.  a.  O.  r.  4).    Ein  Antrag  auf  Aufhebung  eines  Urtheils  geht 
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an  den  Court  of  Appeal;  nur  wenn  damit  ein  Antrag"  auf  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  verbunden  ist,  sind  beide  Anträge  an 
einen  Divisional  Court  zu  richten  (0.  XL  r.  5).  Wenn  ein 
Special-Richter  ein  Urtheil  fällt,  das  angeblich  nicht  mit  seinen 
thatsächlichen  Feststellungen  im  Einklang  ist,  so  kann  ebenfalls 
ein  Antrag  auf  Aufhebung  des  Urtheils  gestellt  werden:  in  der 
Queens  Berich  Division  geht  ein  derartiger  Antrag  an  einen  Divi- 
sional Court)  (vgl.  §  101  c  u.  d).1) 

Ebenso  wie  bei  der  motion  for  judgment  (vgl.  §  99  b)  ist  der 
Gerichtshof  befugt,  selbständige  Folgerungen  aus  den  in  der  Vor- 
instanz festgestellten  Thatsachen  zu  ziehen,  insofern  sie  nicht 
mit  dem  Spruch  der  jury  im  Widerspruch  stehen,  und  wenn  er 
das  ganze  Beweismaterial  vor  sich  hat,  ein  selbständiges  Urtheil 
zu  fällen,  oder  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  eine  Vertagung  zur 
weiteren  Prüfung  oder  zur  Vornahme  bestimmter  Untersuchungen 
oder  eine  neue  Verhandlung  vor  einer  jury  anzuordnen  (0. 
XL  r.  10). 


Drittes  Kapitel. 

Berufung. 

I.    Uebersicht  der  Fälle. 

§  116.  Die  beiden  bisher  besprochenen  Rechtsmittel  sind  die 
einzigen,  die  anwendbar  sind,  wenn  die  Verhandlung  vor  einer 
jury  stattfand.  Berufungen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  sind 
in  folgenden  Fällen  zulässig: 

a)  Gegen  Urtheile  der  untergeordneten  Gerichtshöfe  (be- 
sonders aus  County  Courts)  ist  Berufung  an  einen  Divisional 
Court  der  Queens  Bench  Division  gestattet.  Eine  weitere  Be- 
rufung an  den  Court  of  Appeal  und  an  das  llouse  of  Lords  ist  nur  auf 


'  Der  im  Text  besprochene  Antrag  „A?  sei  aside  a  judgment"  ist  ein 
devolutives  Rechtsmittel;  anders  der  Antrag  auf  Restitution  gegen  ein 
Versäumnissurtheil ,  der  ebenfalls  als  „motion  to  set  aside  a  judgment" 
bezeichnet  wird  und  vor  einem  Einzelrichter  in  der  ursprünglichen 
Instanz  gehört  wird. 
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Grund  besonderer  Genehmigung  des  Gerichts,  dessen  Urtheil  an- 
gefochten werden  soll,  zulässig  (Jud.  Act  1873  s.  45).  l) 

b)  Gegen  Urtheile  und  Verfügungen  der  Queens  Berich  Di- 
vision (insofern  die  Verhandlung  ohne  jury  geführt  wurde)  und 
gegen  Urtheile  und  Verfügungen  der  Chancery  Division2)  kann 
Berufung  bei  dem  Court  of  Appeal  und  Revision  bei  dem  House 
of  Lords  eingelegt  werden. 

Eine  Berufung  ist  nicht  zulässig: 

a)  in  Bezug  auf  Entscheidungen,  welche  auf  Grund  einer 
Verständigung  zwischen  den  Parteien  ergangen  sind;3) 

b)  in  Bezug  auf  Entscheidungen  über  den  Kostenpunkt,  in- 
sofern dieselben  dem  Ermessen  des  Richters  überlassen  sind, 
wenn  nicht  der  Richter,  der  die  betreffende  Entscheidung  er- 
lassen hat,  ausdrücklich  seine  Genehmigung  ertheilt.4)  (Jud.  Act 
1873,  s.  49.) 

Sind  mehrere  Streitgenossen  vorhanden,  so  kann  jeder  der- 
selben ein  Rechtsmittel  einlegen,  auch  wenn  die  anderen  sich  der 
vorinstanzlichen  Entscheidung  unterwerfen  (Archbold,  S.  974). 

Unter  besonderen  Umständen  kann  eine  am  Rechtsstreit  ur- 
sprünglich nicht  betheiligte  Person  als  Berufungsklägerin  inter- 
veniren,  wenn  sie  am  Ausgang  des  Rechtsstreits  ein  Interesse 
hat  (vgl.  §  41). 

2.  Fristen. 

§  117.  a)  Beschwerden  gegen  Verfügungen,  welche  auf 
einseitigen  Antrag  in  Chambers  erlassen  wurden,  sind  spätestens 
vier  Tage  nach  Erlass  der  betreffenden  Verfügung  anzumelden. 
(0.  L  VIII  r.  10). 

b)  Beschwerden  gegen  andere  Verfügungen  im  vorbereiten- 
den Verfahren  (interlocutory  orders)  und  Zwischenurtheile  (inter- 
locutory  judgments)  sind  spätestens  21  Tage  nach  Erlass  derselben 
anzumelden.    (0.  LVI11  r.  15). 


J)  Der  Einfachheit  halber  werden  in  der  nachfolgenden  Darstellung 
nur  die  Berufungen  an  den  Court  of  Appeal  berücksichtigt. 

2)  Ueber  die  Probate,  D.  u.  A.  Division  (vgl  §  137). 

3)  Ein  Abkommen  der  Parteien,  gegen  ein  zu  erlassendos  Urtheil 
nicht  zu  appelliren,  ist  nicht  bindend,  wenn  es  nicht  im  Urtheil  selbst 
aufgenommen  wird  (Archbold  S.  974). 

4)  In  Bezug  auf  die  Interpretation  dieser  Regel  besteht  ein  Konflikt 
zwischen  dem  jetzigen  Lord  Chief  fustice  und  dem  Court  of  Appeal. 
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c)  Berufungen  gegen  Endurtheile  und  endgültige  Entschei- 
dungen im  Allgemeinen  sind  spätestens  ein  Jahr  nach  Eintra- 
gung des  Urtheils  oder  Unterzeichnung  der  Entscheidung  anzu- 
melden (0.  L  VIII  r.  15). 

In  allen  Fällen  kann  durch  besondere  Verfügung  die 
Frist  verlängert  werden.  Als  Anmeldung  der  Berufung  gilt 
die  Zustellung  einer  Benachrichtigung  an  die  Gegenpartei,  welche 
die  Terminsbestimmung  enthält  (Archbold,  S.  790). 

Wenn  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  eine  Entscheidung  — 
im  Hinblick  auf  die  Frist  für  Einlegung  des  Rechtsmittels  — 
als  Zwischenurtheil  oder  als  endgültige  Entscheidung  anzusehen 
ist,  so  hat  der  Court  of  Appeal  darüber  zu  entscheiden1)  (Jud. 
Act  1875,  s.  12.) 

Eine  Verfügung,  welche  in  dem  in  §  81  besprochenen  sum- 
marischen Verfahren  den  Kläger  ermächtigt,  ein  Urtheil  zu  sei- 
nen Gunsten  eintragen  zu  lassen,  wird  in  diesem  Sinne  nicht 
als  endgültige  Entscheidung  angesehen;  ebensowenig  eine  Ver- 
fügung, welche  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  anordnet 
oder  verweigert;  in  diesen  Fällen  muss  also  die  Berufung  inner- 
halb von  21  Tagen  angemeldet  werden  (Archbold,  S.  976). 2) 

Der  Berufungsbeklagte  kann  sich  mit  der  Einrede  der 
nicht  eingehaltenen  Frist  vertheidigen,  ohne  den  Kläger  davon 
vorher  zu  benachrichtigen.  Die  Versäumniss  dieser  Benach- 
richtigung kann  hingegen  den  Gerichtshof  veranlassen,  auch  einen 
obsiegenden  Berufungsbeklagten  in  die  Kosten  zu  verurtheilen 
(Archbold,  S.  978). 

3.  Terminsbestimmung. 
§  118.  Der  Berufungskläger  (Appellant)  hat  dem  Berufungs- 
beklagten (Respondent)  eine  Anzeige  (notice  of  motion)  über  die 
Terminsbestimmung  zuzustellen.  Die  Anzeige  muss  eine  Angabe 
darüber  enthalten,  ob  die  Berufung  den  ganzen  Inhalt  der  ange- 
fochtenen Entscheidung  betrifft,  oder  nur  einen  Theil  derselben; 
in  letzterem  Falle  ist  eine  nähere  Bezeichnung  dieses  Theils  noth- 

x)  Die  Unterscheidung  kommt  auch  insofern  in  Betracht,  als  im  ersteren 
Falle  zwei,  im  letzteren  erst  drei  Richter  beschlussfähig  sind,  ferner  in 
Bezug  auf  die  Zulassung  neuer  Beweismittel;  (vgl.  §  118)  im  letztern 
Falle  aber  hat  das  Wort  final  order  nicht  genau  dieselbe  Bedeutung 
wie  in  den  andern  Fällen  (vgl.  In  re  Compton,  Norton  v.  Compton  2j 
Ch.  D.  392). 
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wendig  (0.  LVII1  r.  1).  Wenn  der  Berufungskläger  in  der 
Vorinstanz  mehrere  Gegner  hatte,  so  ist  die  Anzeige  nur  den- 
jenigen unter  ihnen  zuzustellen,  deren  Interesse  durch  die  Beru- 
fung berührt  wird,  doch  kann  der  Court  of  Appeal  die  Zustellung  an 
andere  Parteien  und  zu  diesem  Zwecke  eine  Vertagung  der  Ver- 
handlung anordnen  (0.  LVIII  r.  2).  Die  Anzeige  muss,  wenn 
die  Berufung  sich  gegen  Zwischen-Verfügungen  richtet,  spätestens 
vier  Tage  und  in  allen  anderen  Fällen  spätestens  vierzehn  Tage 
vor  dem  Verhandlungstermin  der  Gegenpartei  zugestellt  werden 
(0.  LVIII  r.  3). 

Ein  Berufungsbeklagter,  der  sich  der  Berufung  anschliessen 
will,  hat  dem  Gegner  zwar  keine  formelle  notice  of  motion 
zuzustellen,  muss  aber  vor  dem  Termin  der  Partei,  deren  Interesse 
durch  seinen  Antrag  berührt  wird,  Mittheilung  machen.  Ver- 
säumt er  dies,  so  kann  der  Umstand  bei  der  Bestimmung  der 
Kosten  in  Betracht  kommen  (0.  LVIII  rr.  6  u.  7).  Schliesst 
sich  der  Berufungsbeklagte  in  der  Weise  der  Berufung  an,  dass 
statt  des  Berufüngsklägers  ein  Dritter  (z.  B.  ein  Mitbeklagter) 
durch  den  Antrag  berührt  wird,  so  ist  eine  regelmässige  notice 
of  motion  nothwendig  (Archbold  S.  981;  Daniell  S.  1291.). 

Der  Berufungskläger  hat  bei  dem  dazu  bestellten  Beamten 
eine  Abschrift  der  angefochtenen  Entscheidung  und  der  Anzeige 
(notice  of  motion),  durch  welche  die  Berufung  angemeldet  wird, 
einzureichen.  Hierauf  wird  die  Sache  in  die  Liste  der  Berufungen 
eingetragen  und  kommt  zur  Verhandlung,  wenn  die  vorher- 
stehenden Fälle  erledigt  sind,  jedoch  nicht  vor  dem  in  der  An- 
zeige bestimmten  Termin  (0.  LVIII  r.  8). 

Die  Anmeldung  der  Berufung  bewirkt  keine  Unterbrechung 
in  der  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils,  wenn  nicht  der 
Richter,  der  dasselbe  gefällt  hat,  eine  besondere  Verfügung 
in  diesem  Sinne  ergehen  lässt.  Es  geschieht  dies  in  den  Fällen 
in  welchen  nach  der  Meinung  des  Gerichtshofs  der  Fortgang 
der  Vollstreckung  den  materiellen  Erfolg  der  Berufung  bedrohen 
würde  (Archbold  S.  984).  Die  Thatsache  der  Berufung  gibt  dem 
Schuldner  keine  Einrede  gegen  eine  Klage  aus  der  Judikats- 
schuld,  doch  kann  die  Aussetzung  einer  derartigen  Klage  bis 
zur  Erledigung  der  Berufung  angeordnet  werden  (Archbold  S.  985). 
Die  Sicherungsmassregeln  (Injunction,  Receiver  etc.  vgl,  §§  77  u.  78), 
welche  der  High  Court  anwendet,  sind  auch  im  Court  of  Appeal 
statthaft  (Daniell  S.  11;  1297). 
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Die  Anmeldung  der  Berufung1  kann  mit  Genehmigung  des 
Gerichtshofs  zurückgezogen  werden;  erhebt  die  Gegenpartei 
Widerspruch,  so  ist  über  den  betreffenden  Antrag  in  einem  be- 
sonderen Termine  zu  verhandeln  (Daniell  S.  1293).  Versäumt  der 
Berufungskläger,  die  Sache  in  der  festgesetzten  Frist  auf  die 
Liste  zu  setzen,  so  ist  sein  Antrag  als  aufgegeben  (abandoned 
motion)  anzusehen  und  der  Antragsteller  in  die  Kosten  zu  ver- 
urtheilen  (Daniell  a.  a.  0.;  Archbold  S.  981).  Natürlich  kann 
er,  insofern  die  Frist  noch  nicht  abgelaufen,  die  Berufung  zum 
zweiten  Male  anmelden  (Archbold  S.  982). 

4.  Verfahren. 

a.  Grundsätze. 

§.  119.  Die  Berufung  bringt  den  ganzen  Rechtsstreit  vor 
das  Berufungsgericht  (0.  L  VIII r.  1  „shall  be  by  way  of  rehearing"), 
d.  h.  soweit  dies  nach  dem  Antrag  des  Berufungsklägers  nöthig 
ist.  Der  Court  of  Appeal  kann  zu  jeder  Zeit  die  Abänderung 
des  Antrags  genehmigen  (a.  a.  0.  r.  2)  und  hat  überhaupt  in  Be- 
zug auf  nachträgliche  Abänderung  der  Behauptungen  der  Par- 
teien dieselben  Befugnisse  wie  der  High  Court  (a.  a.  0.  r.  4).1) 

Neue  Beweismittel  können  vorgebracht  werden: 

a)  ohne  besondere  Genehmigung: 

1.  bei  Berufungen  gegen  Zwischen- Verfügungen; 

2.  in  Bezug  auf  Thatsachen,  welche  erst  nach  Fällung 
des  angefochtenen  Urtheils  sich  ereignet  haben; 

b)  in  allen  anderen  Fällen  mit  Genehmigung: 

die  Genehmigung  wird,  wenn  es  sich  um  Beweise  durch 
Urkunden  oder  affidavits  handelt,  bei  der  Verhandlung  selbst 


*)  Folgendes  Beispiel  ist  interessant:  In  Sachen  Gill  v.  Woodfin  25 
Ch.D.  joj  hatte  Kläger  in  der  ersten  Instanz  wegen  nicht  rechtzeitiger 
Einlieferung  der  Verteidigungsschrift  ein  Versäumnissurtheil  beantragt. 
Ehe  der  Antrag  zur  Verhandlung  kam,  wurde  die  Schrift  eingereicht. 
Trotzdem  wurde  dem  Antrag  entsprechend  erkannt.  Diese  Verfügung 
war  rechtsirrthümlich  (vgl.  §  86a)  und  Beklagter  legte  Berufung  ein. 
Materiell  war  hierzu  keine  Berechtigung  vorhanden:  denn  die  Verthei- 
digungsschrift  gab  in  der  Hauptsache  die  vom  Kläger  behauptete  That- 
sache  zu;  formell  wäre  aber  der  Berufungskläger  in  seinem  Rechte  ge- 
wesen, wenn  nicht  der  Court  of  Appeal  dem  Berufungsbeklagten  eine  Ab- 
änderung seiner  Vertheidigung  gestattet  (d.  h.  de  facto  vorgeschrieben) 
hätte. 
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ohne  besondere  Benachrichtigung"  der  Gegenpartei  nachgesucht; 
wenn  es  sich  um  Beweise  durch  Zeugenverhör  handelt,  in  einem 
besonderen  Termine  unter  Anhörung  aller  Parteien  (Daniell 
S.  1303,  Archbold  S.  988).  Sie  wird  nur  ertheilt,  wenn  be- 
sondere Umstände  vorliegen. 

Die  Parteien  können  sich  bei  der  Verhandlung  in  der  Regel 
auf  Rechtsbehelfe  berufen,  welche  in  der  Vorinstanz  nicht  vorge- 
bracht wurden,  doch  dürfen  sie  sich  dabei  nicht  auf  Beweismittel 
stützen,  welche  in  der  Vorinstanz  hätten  widerlegt  werden  können, 
auch  kann  das  Nicht- Vorbringen  der  betreffenden  Rechtsbehelfe 
in  der  Vorinstanz  durch  den  Gerichtshof  mit  der  Auferlegung  der 
Kosten  oder  eines  Theils  derselben  geahndet  werden  (Archbold 
S.  990-  Daniell  S.  1304). 

Der  Gerichtshof  ist  befugt  aus  dem  in  der  Vorinstanz  vor- 
gelegten thatsächlichen  Material  neue  Folgerungen  zu  ziehen 
und  selbständig  in  der  Sache  zu  entscheiden.  Er  kann  das 
ganze  Urtheil  der  Vorinstanz  umstossen,  obwohl  die  Berufung 
sich  nur  auf  einen  Theil  bezog,  und  ebenso  auch  Parteien  das 
Urtheil  zu  gute  kommen  lassen,  welche  sich  der  Berufung  nicht 
angeschlossen  haben  (0.  LVIII  r.  4).  Eine  Verfügung  im 
vorbereitenden  Verfahren  bindet  den  Court  of  Appeal  nicht,  selbst 
wenn  keine  Beschwerde  gegen  dieselbe  eingelegt  wurde  (a.  a.  0. 
r.  14).  In  Bezug  auf  die  Kosten  kann  der  Court  of  Appeal  nach 
freiem  Ermessen  verfügen  (a.  a.  0.  r.  4).  Ueber  die  Abfassung 
des  Urtheils  gelten  dieselben  Grundsätze  wie  in  der  Vorinstanz, 
b.  Gang  des  Verfahrens. 

Erscheint  der  Berufungskläger  nicht  bei  der  Verhandlung, 
so  wird  auf  Antrag  der  gegnerischen  Partei  die  Berufung  abge- 
wiesen (Archbold  S.  990;  Daniell  S.  1299).  Erscheint  der  Be- 
rufungsbeklagte nicht,  so  hat  der  Berufungskläger  die  Zustellung 
der  Anzeige  (notice  of  motion)  nachzuweisen  und  das  Gericht 
erkennt  je  nach  den  Umständen  (Archbold  S.  990;  Daniell 
S.  1299). 

Wenn  es  sich  um  thatsächliche  Fragen  handelt,  werden 
(Iii;  Beweismittel,  welche  in  der  Vorinstanz  benutzt  wurden2),  in 
folgender  Art  an  den  Court  of  Appeal  gebracht: 

2)  An  und  für  sich  unzulässige  Beweismittel,  ge^en  deren  Zulassung 
in  der  Vorinstanz  keine  Einwendung  gemacht  wurde,  sind  auch  in  der 
Berufungsinstanz  zulässig  (Daniell  S.  1302). 
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1.  affidavits  werden  in  Abschrift  eingereicht; 

2.  Zeugenaussagen  werden  durch  die  Notizen  des  vorinstanz- 
lichen Richters  nachgewiesen  (0.  LVIII  r.  11). 

Die  Parteien  können  in  der  Vorinstanz  stenographische  Be- 
richte aufnehmen  lassen3),  und  unter  Umständen  werden  auch 
diese  benutzt,  jedoch  sind  im  Falle  eines  Widerspruchs  zwischen 
ihnen  und  den  Notizen  des  Richters  letzere  massgebend 
(Archbold  S.  986). 

Neue  Beweismittel  (cf.  oben  unter  a.)  können  entweder 
durch  afßdavits,  Zeugenaussagen  vor  einem  beauftragten  Beamten, 
oder  durch  Zeugenverhör  in  öffentlicher  Verhandlung  bei- 
gebracht werden  (0.  LVIII  r.  4). 

Handelt  es  sich  bei  der  Berufung  um  die  Rechtsbelehrung 
welche  der  Richter  in  der  Vorinstanz,  der  jury  ertheilt  hat, 
so  sind  beglaubigte  Notizen  oder  solche  Beweismittel,  welche 
dem  Court  of  Appeal  zweckmässig  erscheinen,  darüber  beizu- 
bringen (0.  LVIII  r.  13). 

Der  Berufungskläger  hat  das  Recht  des  ersten  Vortrags  und 
darf  nach  Beendigung  des  gegnerischen  Plaidoyers  repliciren 
(Archbold  S.  990). 

Der  Gerichtshof  ist  bei  Beschwerden  gegen  Zwischenver- 
fügungen aus  mindestens  zwei,  in  andern  Fällen  aus  minde- 
stens drei  Richtern  zusammengesetzt  (Jud.  Act  1875  S.  12).  Bei 
Stimmengleichheit  wird  die  Beschwerde,  beziehungsweise  die  Beru- 
fung abgewiesen. 

Bei  Berufungen  gegen  Entscheidungen  der  Queen 's  Beuch 
Division  redigirt  der  Master,  dem  der  Fall  zugetheilt  ist,  das  Ur- 
theil;  bei  Sachen,  die  aus  der  Chancery  Division,  vor  den  Court 
of  Appeal  gebracht  wurden,  geschieht  dies  durch  den  Registrar 
in  derselben  Weise  wie  in  der  Vorinstanz  (Archbold  S.  991; 
Daniell  1311).  Sind  die  Parteien  mit  der  Abfassung  nicht  zu- 
frieden, so  können  sie  durch  notice  of  motion  eine  Abänderung 
beantragen. 

Wird  das  vorinstanzliche  Urtheil  abgeändert  oder  aufgehoben, 
so  erfolgt  die  Eintragung  des  neuen  Urtheils  bei  dem  Gerichts- 


3)  Da  dies  ziemlich  kostspielig"  ist  und  die  betreffenden  Kosten  nur 
in  Ausnahmefällen  der  unterliegenden  Partei  auferlegt  werden,  wird  dies 
nur  in  besonders  wichtigen  Fällen  geschehen. 
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hof,  der  das  ursprüngliche  Urtheil  gefällt  hat;  ebenso  die  weiter 
nothwendigen  Massregeln  (Taxirung  der  Kosten,  Vollstreckung  etc.) 
(Archbold  S.  992;  Daniell  S.  1312). 


Viertes  Kapitel. 

Revision.1) 

I.  Grundsätze. 

§  120.  Die  Revision  ist  im  Allgemeinen  in  Bezug  auf  alle 
Entscheidungen  des  Court  of  Appeal  statthaft  (Appellate  Juris- 
diction Act  1876,  S.  3);  doch  sind  folgende  Ausnahmen  zu  er- 
wähnen : 

1.  In  den  Fällen,  in  welchen  nach  früheren  Gesetzen  die 
Genehmigung  des  Attorney  General  oder  eines  anderen  Kronanwalts 
zur  Anmeldung  der  Revision  nöthig  war,  soll  dies  auch  ferner 
der  Fall  sein  (App.  Jur.  Act.  1876  s.  10). 

2.  In  Konkurssachen  entscheidet  der  Court  of  Appeal  in 
letzter  Instanz,  wenn  er  nicht  selber  die  Einlegung  der  Revision 
genehmigt  (Bankruptcy  Act  1883,  .?.  104  c). 

3.  In  Angelegenheiten,  welche  früher  der  Gerichtsbarkeit 
des  Divorce  Court  unterworfen  waren,  ist  in  der  Regel  die  Re- 
vision nicht  zulässig.  Sie  ist  indessen  statthaft  bei  Anträgen 
auf  Auflösung  oder  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  oder  in 
Bezug  auf  die  Feststellung  der  Legitimität  eines  Kindes,  ferner 
in  Bezug  auf  Rechtsfragen,  wenn  der  Court  of  Appeal  die  Re- 
vision ausdrücklich  genehmigt  (Jud.  Act  1881  s.  9). 

Die  Revision  wird  durch  schriftliches  Gesuch  (petition)  beim 
Ilouse  of  Lords  eingebracht.  Das  petitum  soll  dahin  gehen,  dass 
„die  Verfügung  oder  das  Urtheil,  gegen  welches  Revision  ein- 
gelegt ist,  von  Ihrer  Majestät  der  Königin  in  ihrem  Parlaments- 
gericht revidirt  (reviewed)  werden  möge,  und  dass  dieser  Gerichts- 
hof erkennen  möge,  was  Rechtens  sei,  und  was  nach  dem  Recht 


a)  Es  ist  hier  nur  von  der  Revision  beim  House  of  Lords  die  Rede. 
Das  Judicial  Committee  des  Privy  Council  ist  Revisionsinstanz  für  die 
Obergerichtshöfe  in  Indien  und  den  Kolonien  und  für  die  kirchlichen 
Gerichtshöfe  (vgl.  §  25). 


208 


ZWEITES  BUCH:    DER  CIVILPROZESS.  §  120. 


und  Gebrauch  dieses  Königreichs  in  Bezug  auf  den  Gegenstand 
dieser  Revision  zu  erfolgen  habe"  (App.  Jur.  Act  1876  s.  3). 

Die  Anrufung  des  House  of  Lords  wird  ebenso  wie  die 
Berufung  an  den  Court  of  Appeal  als  Appeal  bezeichnet,  ist  aber 
von  derselben  ihrer  prozessualischen  Natur  nach  verschieden. 
Sie  entspricht  ziemlich  genau  der  „Revision"  der  Deutschen 
Civil-Prozessordnung  indem  sie  sich  nur  auf  die  Verletzung  einer 
Rechtsnorm,  sei  es  durch  Anwendung  irriger  Rechtssätze,  sei 
es  durch  irrige  Behandlung  der  vorgelegten  Beweismittel  stützen 
kann.  Neue  Beweismittel  können  in  dieser  Instanz  nicht  vor- 
gebracht werden  (Daniell  S.  1319)  und  die  früher  vorgebrachten 
Beweismittel  können  nur  insofern  in  Betracht  gezogen  werden, 
als  sie  in  der  angefochtenen  Entscheidung  ausdrücklich  erwähnt 
sind  (Daniell  S.  1325)*) 

Die  von  den  Richtern  des  Supreme  Court  erlassene  Prozess- 
ordnung findet  natürlich  im  House  of  Lords,  welches  keinen 
Theil  des  Supreme  Court  bildet,  keine  Anwendung.  Durch  die 
Appellate  Jurisdiction  Act  1876  s.  11  ist  bestimmt,  dass  das 
House  of  Lords  selbst  Vorschriften  über  das  Verfahren  zu  er- 
lassen hat.  Diese  Vorschriften  werden  jedes  Jahr  erneuert  und 
sind  in  den  sogenannten  Standing  Orders  und  Directions  to  Agents 
enthalten,  von  welchen  erstere  mehr  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  Verfahrens  (über  Fristen,  Sicherheitsleistung  für  Kosten  etc.) 
letztere  die  näheren  Bestimmungen  enthalten. 

Die  Einlegung  der  Revision  ist  mit  vielen  Umständlichkeiten 
und  hohen  Kosten  verknüpft.  Die  Betheiligung  von  zwei  Ad- 
vokaten ist  unvermeidlich;  das  Revisionsgesuch  und  Schrift- 
sätze müssen  in  höchst  luxuriöser  Art  gedruckt  und  in  einer 
Anzahl  von  Exemplaren  gebunden  werden;  der  Revisionskläger 
wird  bei  der  Entscheidung  über  die  Kosten  weniger  günstig  be- 
handelt als  der  Berufungskläger  in  der  Vorinstanz.  Alle  diese 
Umstände  wirken  zusammen,  um  die  Benutzung  dieses  Rechts- 
mittels zu  erschweren,  und  sind  in  dieser  Richtung  vielleicht 

2)  Man  kann  auch  hier  sagen,  dass  die  Revision  nur  dazu  dienen 
soll,  „den  Parteien  die  richtige  Anwendung  des  Rechts  nicht  mit  Rück- 
sicht auf  die  wirkliche  Sachlage,  wohl  aber  mit  Rücksicht  auf  die  in 
der  Berufungsinstanz  gleichsam  krystallisirte  Sachlage  zu  garantiren" 
(v.  Bar,  Das  deutsche  Civilprozessrecht  S.  68). 
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wirksamer,  als  wenn  eine  Einschränkung  in  Bezug  auf  den  Werth 
des  Streitgegenstandes  festgesetzt  wäre. 

2.  Verfahren. 

§  121.  Das  Verfahren  zerfällt  in  drei  Abschnitte  a)  Einreichung 
des  Revisionsgesuchs  und  Zustellung  der  Anzeige  (notice  of 
appeal)  an  die  Gegenpartei,  b)  Einreichung  der  vorbereitenden 
Schriftsätze,  c)  Verhandlung  und  Urtheil. 

a.  Einreichung  des  Revisionsgesuchs. 
Das  Revisionsgesuch1)  ist  in  der  Regel  spätestens  ein  Jahr 


*)  Folgendes  Formular  ist  vorgeschrieben: 

An  das  sehr  ehrenwerthe  House  of  Lords! 

Das  unterthänige  Revisionsgesuch  des  A. 
Der  Bittsteller  bittet  unterthänig,  die  Angelegenheit  der  Verfügung 
(bezw.  der  Verfügungen,  des  Urtheils,  des  Interlocuts),  welche  in  der 
Anlage  erwähnt  ist,  vor  Ihrer  Majestät  der  Königin  in  Ihrem  Parlaments- 
hofe zu  revidiren  und  die  genannte  Verfügung  (bezw.  Verfügungen  etc.  etc.) 
umzustossen  oder  abzuändern  oder  dem  Bittsteller  die  Abhülfe  zu  ge- 
währen, welche  Ihrer  Majestät  der  Königin  in  Ihrem  Parlamentshof 
genehm  erscheint  und  dem  B.  (dem  Revisionsbeklagten)  zu  befehlen, 
eine  gedruckte  Darstellung  seiner  Behauptungen,  in  der  ihm  zweck- 
mässig erscheinenden  und  nach  den  Umständen  des  Falles  zur  Beant- 
wortung des  Revisionsgesuchs  geeigneten  Weise  abgefasst,  einzureichen 
und  die  Zustellung  der  betreffenden  Verfügung  an  die  Soliätovs  des 
Revisionsbeklagten  als  genügende  Zustellung  anzusehen. 

(Unterschrift  zweier  Advokaten.) 

Anlage : 

Aus  Ihrer  Majestät  Court  of  Appeal  (England). 
In  einem  gewissen  Rechtsstreit,  in  welchem  A.  Kläger  und  B.  Be- 
klagter war. 

Die  Verfügung  des  Court  of  Appeal,  gegen  welche  Revision  einge- 
legt ist,  lautet  wie  folgt;  der  angefochtene  Theil  ist  gesperrt  ge- 
druckt:   

Wir  erachten  unterthänigst,  dass  dies  ein  geeigneter  Fall  für  die 
Revision  vor  Ihren  Herrlichkeiten  ist. 

(Unterschrift  zweier  Advokaten.) 

Ich  ,  Schreiber  bei  Solicitor  für  den  oben  genannten  Revisions- 
kläger, bescheinige  hiermit,  dass  ich  am  C  dem  Solicitor  für  den  oben 

genannten  Revisionsbeklagten  eine  genaue  Abschrift  des  oben  genannten 

Revisionsgesuchs  zugestellt  habe  mit  einer  Anzeige,  dass  am  ,  oder  so 

bald  als  möglich  nachher,  das  Revisionsgesuch  von  dem  Revisionskläger 
dem  House  of  Lords  unterbreitet  werden  wird. 

(Unterschrift.) 

SCHUSTEE,  Englische  Rechtspflege.  14 
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nach  Erlass  der  angefochtenen  Entscheidung  einzureichen.  Für 
Handlungsunfähige,  Abwesende  oder  Gefangene  läuft  die  Frist 
vom  Datum  der  eingetretenen  Handlungsfähigkeit,  der  Rückkehr 
beziehungsweise  der  Freilassung.  Im  Fall  der  Abwesenheit  soll 
indessen  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  keine  Revision  mehr  ein- 
gelegt werden  (St  0.  I).  Das  Revisionsgesuch  muss  von  zwei 
Advokaten  unterzeichnet  werden,  welche  zugleich  bescheinigen, 
dass  die  Revision  gerechtfertigt  erscheint  (St  0.  II). 

Zwei  Tage  ehe  das  Gesuch  eingereicht  wird,  ist  eine  Ab- 
schrift desselben  und  eine  Anzeige  über  die  beabsichtigte  Ein- 
reichung dem  Revisionsbeklagten  (beziehungsweise  dessen  Solicitor) 
zuzustellen  (Directions  2).  Eine  Bescheinigung  über  die  Zustellung 
ist  dem  Revisionsgesuch  beizufügen.  Will  sich  der  Revisions- 
beklagte der  Revision  anschliessen,  so  hat  er  ein  selbständiges 
Gesuch  innerhalb  sechs  Wochen  nach  Anmeldung  der  Revision 
einzureichen  (St  0.  VI). 

Das  Gesuch  wird  in  dem  sogenannten  Parliament  Office  ein- 
gereicht und  es  wird  hierauf  eine  sogenannte  order  of  service 
ausgegeben,  durch  welche  der  Revisionsbeklagte  aufgefordert 
wird,  seine  Beantwortung  einzureichen.  Die  order  of  service  ist 
dem  Revisionsbeklagten  (beziehungsweise  dessen  Solicitor)  zu- 
zustellen und  spätestens  sechs  Wochen  nach  ihrer  Ausgabe  mit 
einem  affidavit  über  die  Zustellung  wieder  beim  Parliament  Office 
einzureichen,  wenn  nicht  die  Revisionsbeklagten  inzwischen  ihre 
Beantwortung  eingereicht  haben.  Unterbleibt  die  Wieder-Ein- 
reichung  der  order  of  service.  so  wird  dies  als  eine  Rücknahme 
der  Revision  angesehen  und  dieselbe  ohne  Weiteres  abgewiesen 
(Standing  Order  III). 

Der  Revisionskläger  hat  Sicherheit  für  die  Kosten  zu  leisten 
(durch  Ausstellung  einer  Schuldurkunde  über  £  500  und  Bei- 
bringung eines  geeigneten  Bürgen,  eventuell  durch  Einzahlung  von 
£  200).  Der  Gegner  beziehungsweise  sein  Solicitor  hat,  wenn 
er  sich  vertheidigen  will,  seinen  Namen  in  das  sogenannte 
Appea.rance  Book  einzutragen  und  kann  sich  bei  dieser  Gelegen- 
heit darüber  vergewissern,  ob  die  Sicherheitsleistung  erfolgt  ist 
(Directions  16). 

b.  Schriftsätze. 
Die  sogenannten  printed  cases  enthalten  die  Argumentation 
und  Gegen- Argumentation  der  Parteien  in  Bezug  auf  den  Gegen- 
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stand  der  Revision.  Die  Urkunden,2)  auf  welche  dieselben  Be- 
zug nehmen,  sind  im  Abdruck  in  einem  sogenannten  appendix 
wiederzugeben.  Jede  Partei  hat  dem  Gegner  einen  Probeabdruck 
seines  appendix  auszuhändigen  und  ihm  Gelegenheit  zu  geben, 
den  Abdruck  mit  den  Originalurkunden  zu  vergleichen,  ehe  der 
Druck  erfolgt.  Nachträglich  können  noch  Urkunden  als  addir 
tional  documents  abgedruckt  werden  und  es  gelten  über  dieselben 
die  gleichen  Regeln  wie  über  die  appendices  (Directions  20 — 28). 

Die  eases  sind  spätestens  sechs  Wochen  nach  Einreichung 
des  Revisionsgesuchs  in  je  40  Exemplaren  (wovon  10  ge- 
bunden sein  müssen)  einzureichen  (St.  0.  V.  1,  Dir.  28). 
Versäumt  der  Revisionsbeklagte  seinen  case  in  der  vorge- 
schriebenen Frist  einzureichen,  so  kann  auf  Antrag  des  Revisions- 
klägers der  Termin  für  die  Verhandlung  bestimmt  werden;  wenn 
der  case  nicht  nachträglich  noch  eingereicht  wird,  wird  nur 
der  Revisionskläger  gehört  (Dir.  to  Agents  29).  Die  cases  müssen 
von  mindestens  einem  Advokaten  unterzeichnet  werden  (St.  0. 
V  r.  3). 

Die  Parteien  können  dahin  übereinkommen,  die  Streitpunkte 
gemeinschaftlich  festzustellen  und  die  Argumente  für  und  gegen 
die  Revision  in  einem  Schriftsatz  zu  vereinigen.  Man  nennt 
dies  einen  joint  case  (Dir.  to  Agents  21).  Das  Verfahren  gleicht 
dem  früher  besprochenen  Verfahren  durch  special  case  (vgl.  §  84). 

c.  Mündliche  Verhandlung. 
Sind  sechs  Wochen  nach  Einreichung  des  Revisionsgesuchs 
verflossen,  so  muss  der  Revisionskläger  den  Termin  bestimmen 
lassen;  andernfalls  wird  das  Gesuch  abgewiesen.  Der  Termin 
wird  auf  die  erste  Sitzung  nach  Ablauf  der  Frist  anberaumt. 
Es  steht  jeder  Partei  frei  nach  Einreichung  der  printed  cases 
und  des  appendix  den  Termin  früher  bestimmmen  zu  lassen 
(St.  0.  V.  1,  Directions  31).  Der  betreffende  Rechtsstreit  wird 
dann  auf  die  Liste  gesetzt  und  kommt  nach  Erledigung  der  vor- 
her eingetragenen  Fälle  zur  Verhandlung  (Directions  32).  Die 
Originalurkunden  (oder  die  Abschriften,  welche  in  der  Vor- 
instanz  als  Beweisstücke  zugelassen  waren),  auf  welche  in  den 


2)  z.  B.  die  Schriftsätze  in  der  Vorinstanz  oder  die  in  der  Vorinstanz 
benutzten  Beweisurkunden,  insofern  sie  in  Betracht  kommen. 

14* 
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cases  Bezug  genommen  wird,  müssen  in  Bereitschaft  gehalten 
werden  (Dir.  34).  In  der  Regel  hat  jede  Partei  zwei  Advokaten; 
der  ältere  Advokat  des  Revisionsklägers  eröffnet  die  Verhand- 
lung; dann  werden  die  Beweisstücke  verlesen  (insofern  dies 
nöthig  ist);  dann  folgt  der  jüngere  Advokat  auf  derselben  Seite. 
In  derselben  Ordnung  erfolgen  die  Vorträge  für  die  Gegenpartei. 
Nur  ein  Advokat  (gewöhnlich  der  ältere)  replicirt  für  den  Re- 
visionskläger (Archbold  1010;  Daniell  1325). 

Früher  wurde  häufig  vor  Fällung  des  Urtheils  ein  Gutachten 
von  Richtern  der  Obergerichtshöfe  eingeholt,  doch  kommt  dies 
jetzt  äusserst  selten  vor.3) 

Die  Urtheilsverkündung  wird  bei  schwierigen  Fällen  stets 
vertagt.  Sie  erfolgt  in  der  Form  einer  Debatte.  Einer  der  Lords, 
gewöhnlich  der  Lord  Chhacellor,  eröffnet  dieselbe  und  geht  aus- 
führlich auf  die  Begründung  seiner  Ansicht  ein.  Am  Schlüsse 
seiner  Rede  stellt  er  den  Antrag,  entweder  die  Revision  abzu- 
weisen, oder  das  angefochtene  Urtheil  abzuändern,  oder  dasselbe 
umzustossen  oder  die  Sache  an  die  Vorinstanz  zurückzuverweisen. 
In  Bezug  auf  diesen  Antrag  geben  alle  Lords,  welche  zugegen 
sind,  ihr  Votum  ab,  meistens  mit  ausführlicher  Begründung.  Die 
Stimmenmehrheit  entscheidet;  bei  Stimmengleichheit  wird  die  Re- 
vision verworfen  (Archbold  S.  1010;  Daniell  S.  1326).  Das  Ur- 
theil selbst  enthält  keine  Gründe. 

Obgleich  in  der  Regel  die  unterliegende  Partei  in  die  Kosten 
verurtheilt  wird,  kann  doch  je  nach  den  Umständen  auch  ander- 
weitig verfügt  werden;  auch  kann  angeordnet  werden,  dass  die 
Kosten  aus  der  Vermögensmasse,  welche  der  Gegenstand  des 
Rechtsstreits  ist,  bestritten  werden  (Daniell  S.  1328;  Archbold 
S.  1010).  Für  die  Taxirung  der  Kosten  ist  beim  House  of  Luords 
ein  besonderer  Beamter  bestellt  (St.  0.  X). 


3)  Der  letzte  Fall,  in  dem  dies  vorkam,  war  Dalton  v.  Angus  ( 6  App. 
C.  740).  Dieser  Fall  wurde  im  Jahre  1876  bei  den  Assisen  verhandelt 
kam  durch  eine  motion  for  judgment  an  einen  Divisional  Court,  von  da 
an  den  Court  of  Appeal  und  dann  an  das  House  of  Lords.  Die  Richter 
des  Supreme  Court  wurden  vor  das  House  of  Lords  berufen  und  erbaten 
sich  Bedenkzeit.  Nach  drei  Monaten  wurden  ihre  Gutachten  dem  House 
of  Lords  vorgelegt  und  nach  wiederum  drei  Monaten  das  Urtheil  gefällt. 
Erst  im  Jahre  1881  kam  der  Rechtsstreit  zu  Ende.  (Es  handelte  sich  um 
eine  Frage  aus  dem  Nachbarrecht.) 
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Wenn  das  vorinstanzliche  Urtheil  umgestossen  oder  an  die 
Vorinstanz  zurückgewiesen  wird,  so  wird  die  Zwangsvollstreckung 
erst  durch  eine  Verfügung  gehemmt,  welche  der  judex  a  quo 
in  Uebereinstimmung  mit  der  Entscheidung  des  House  of  Lords 
erlässt.  Wird  die  Revision  verworfen,  so  ist  kein  weiterer  Schritt 
nöthig  und  die  Beitreibung  der  Kosten  kann  durch  Anrufung  des 
House  of  Lords  bewirkt  werden.  Im  Uebrigen  wird  die  Voll- 
streckung stets  im  High  Court  betrieben.  (Daniell  S.  1326,  1331 ; 
Archbold  S.  1011  ff.). 


SECHSTER  ABSCHNITT. 


Die  Zwangsvollstreckung. 

Erstes  Kapitel. 

Arten  der  Vollstreckung. 

L  Uebersicht. 

§  122.  Die  Vollstreckung  von  Verfügungen  oder  Urtheilen 
im  streitigen,  oder  von  Entscheidungen  im  freiwilligen  Verfahren 
wird  im  Allgemeinen  nach  denselben  Grundsätzen  vollzogen 
(0.  XLII.  r.  24),  d.  h.  es  kommt  nicht  darauf  an,  ob  durch  die 
Entscheidung,  welche  das  zu  erzwingende  dare  oder  facere  an- 
befiehlt, ein  Rechtsstreit  erledigt  wird,  oder  ob  nur  eine  Sicher- 
heitsmassregel in  einem  schwebenden  Rechtsstreit  beabsichtigt 
ist,  oder  ob  endlich  dieselbe  nur  ein  Ausfluss  der  administra- 
tiven Befugnisse  des  betreffenden  Gerichtshofs  ist. 

Die  Vollstreckungsmittel  lassen  sich  einerseits  nach  den  zu 
erzwingenden  Leistungen  oder  Handlungen  eintheilen,  andrerseits 
nach  der  Art  ihrer  Wirkung.  Zur  Uebersicht  geben  wir  eine 
Aufstellung  unter  dem  zuerst  erwähnten  Gesichtspunkte;  in  der 
Einzeldarstellung  ist  es  zweckmässiger,  von  dem  zuletztgenannten 
auszugehen. 

Leistungen  lassen  sich  auf  folgende  Arten  erzwingen: 
a)   Geldleistungen:  durch  Pfändung  von  Mobilien  (writ  of 
fieri  facias)  oder  Immobilien  (writ  of  elegit) ;  durch  Pfändung  von 
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Forderungen  (attachment  of  debtsj  und  in  Ausnahmsfällen  durch 
Personalarrest  fwrit  of  capias  ad  satisfaciendum).    (0.  XLII  r.  3). 

b)  Leistung  beweglicher  Sachen:  durch  Besitzergreifung 
(writ  of  delivery),  Personalarrest  (writ  of  attachment)  und  durch 
Sequestrirung  der  Früchte  (writ  of  Sequestration).  (0.  XLII  r.  6). 

c)  Hinterlegung  von  Geld  bei  Gericht:  durch  Sequestrirung 
der  Einkünfte  und  in  Ausnahmsfällen  durch  Personalarrest 
(0.  XLII.  r.  4). 

d)  Einweisung  in  ein  Grundstück:  durch  Besitzergreifung 
(writ  of  possessiön).    (0.  XLII  r.  5). 

Handlungen  oder  Unterlassungen  werden  durch  Per- 
sonalarrest {writ  of  attachment  oder  committal)  erzwungen. 

Die  verschiedenen,  soeben  erwähnten  writs  werden  alle 
writs  of  execution  genannt.  Ein  writ  of  execution  befiehlt  im  Namen 
des  Souveräns  dem  Sherif  der  Grafschaft,  in  welcher  die  Voll- 
streckung zu  erfolgen  hat,  dieselbe  in  der  im  writ  näher  bezeich- 
neten Weise  vorzunehmen.  Die  Anzahl  dieser  writs  war  früher 
eine  erheblich  grössere  als  die  der  jetzt  noch  anwendbaren.  Wir 
gehen  nur  auf  die  bereits  genannten,  noch  heute  zur  Anwen- 
dung kommenden  writs  ein. 

II.  Einzeldarstellung. 
I.   Writ  of  fieri  facias  (Pfändung  von  Mobilien). 

§  123.  Der  Ausdruck  fieri  facias  ist  dem  Formular  des  writ 
entnommen,  in  welchem  dem  Sherif  anbefohlen  wird,  aus  den  be- 
weglichen Vermögensobjekten  des  Schuldners  eine  bestimmte 
Summe  zu  erlösen  (that  of  the  goods  arid  chatteis  of  A.  you  „cause 
to  be  madeu  the  sum  of  £  etc.).  Dieser  writ  ist  derjenige,  welcher 
bei  Urtheilen  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  am  häufigsten  an- 
gewandt wird.  Im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  nennt  man  ihn 
abgekürzt  fi-fa.  Der  Werth  des  gepfändeten  Objekts  soll,  so 
weit  es  möglich  ist,  dem  Betrag  der  Forderung  entsprechen 
(Archbold  S.  838);  wenn  dieser  £  20  überschreitet,  hat  der 
Verkauf  durch  öffentliche  Versteigerung  zu  erfolgen,  wenn  nicht 
däs  Gericht,  von  welchem  der  writ  ausgeht,  anderweitig  verfügt 
hat.  (Bankruptcy  Act  1883,  s.  145).  Besondere  Vorkehrungen 
sind  zur  Wahrung  des  gesetzlichen  Pfandrechts  des  Vermiethers 
getroffen  (8  Anne  c.  14  (18)  s.  1;  14  u.  15  Vict.  c.  25  s.  2); 
ebenso  wird  das  Vorrecht  des  Fiskus  in  Bezug  auf  Steuern  ge- 
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wahrt  (43  u.  44  Vict.  c.  19  s.  88  [1]),  Kleidungsstücke  und  Betten, 
welche  im  persönlichen  Gebrauch  des  Schuldners  und  seiner 
Familie  sind,  ebenso  sein  Handwerkzeug,  sind,  insofern  ihr  Ge- 
sammtwerth  die  Summe  von  £  5  nicht  überschreitet,  der  Pfän- 
dung* entzogen  (6'  u.  9  Vict.  c.  127,  s.  8). 

Werthpapiere  und  Geld,  waren  früher  der  Zwangsvollstreckung 
durch  fi-fa  entzogen,  doch  ist  durch  1  u.  2  Vict,  c.  110,  s.  12 
bestimmt,  dass  Geld,  Banknoten  und  auf  eine  Geldleistung  lautende, 
Schuldscheine,  welche  sich  im  Gewahrsam  des  Exequenden  be- 
finden,') gepfändet  werden  können,  Urkunden,  welche  nicht  un- 
mittelbar eine  Geldforderung  begründen  (z.  B.  Bürgschaftsurkun- 
den, Urkunden  über  Rechte  an  Grundeigenthum  etc.),  sind  nach 
wie  vor  von  der  Pfändung  ausgeschlossen.  Pfändet  der  Sheriff 
die  Sache  eines  Dritten,  so  ist  er  einer  Klage  auf  Rückerstattung 
und  Schadensersatz  ausgesetzt;  ist  er  im  Zweifel  über  das  Eigen- 
thumsrecht des  Schuldners,  so  kann  er  eine  jury  zur  Feststellung 
der  Frage  berufen.  (Archbold  S.  832).2)  Der  Erlös  der  ge- 
pfändeten Objekte  kommt  den  Gläubigern  in  der  Reihenfolge  zu, 
in  welcher  die  betreffenden  writs  dem  Sheriff  ausgehändigt  wurden. 
(Archbold  S.  86'0).3)  Versäumt  es  der  Sheriff,  die  gepfändeten 
Objekte  zu  verkaufen,  so  ergeht  an  ihn  selbst,  wenn  er  noch  im 
Amte  ist,  der  writ  „venditioni  exponas",  ist  ein  neuer  Sheriff  im 
Amte,  so  ergeht  an  diesen  der  writ  „distringas  nuper  vicecomitem" 
(vicecomes  ist  der  lateinische  Ausdruck  für  Sheriff).  (Archbold 
S.  865—866;  0.  XLIII  r.  2  u.  r.  J).*) 

!)  Es  liegt  ein  Unterschied,  zwischen  der  nach  gemeinem  Rechte 
dem  Sheriff"  zustehenden  Befugniss  und  der  ihm  durch  das  im 
Text  citirte  Gesetz  verliehenen.  Die  anderen  Gegenstände,  welche  der 
Pfändung  unterworfen  sind  (d.  h.  die  Gegenstände ,  welche  der  Sheriff 
schon  nach  gemeinem  Rechte  an  sich  bringen  kann)  sind  auch,  wenn 
sie  nicht  im  Gewahrsam  des  Schuldners  sind,  der  Pfändung  unter- 
worfen. Geld  kann  auch  jetzt  nicht  auf  Grund  eines  fi-fa  in  Beschlag 
genommen  werden,  wenn  es  im  Gewahrsam  eines  Dritten  ist  (Arch- 
bold s.  847.J. 

2)  Klagt  der  augebliche  Eigenthiimer  gegen  ihn,  so  kann  er  das  in 
§  43  besprochene  Interp/eader-Y  erfahren  anwenden. 

3)  Ueber  die  Wirkung  des  Konkursverfahrens  vgl.  §  132. 

4)  Das  besondere  Verfahren  gegen  Geistliche  in  Bezug  auf  das  zur 
Pfründe  gehörige  Vermögen  (writ  of  fi-fa,  de  bonis  ecclesiasticis  und 
writ  of  Sequestration)  kann  hier  nicht  besprochen  werden. 
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2.   Writ  of  elegit. 

§  124.  Der  writ  of  elegit  befiehlt  die  Beschlagnahme  des  in 
der  Grafschaft  belegenen,  dem  Schuldner  gehörigen  Immobiliar- 
vermögens. Derselbe  wurde  durch  ein  unter  Edward  I.  erlassenes 
Gesetz  eingeführt  (stat.  Westminster  II,  c.  18),  welches  bestimmt, 
dass  bei  Schuld-  oder  Schadensersatzforderungen  der  Judikats- 
gläubiger  die  Wahl  haben  solle,  den  writ  of  fieri  facias  anzu- 
wenden oder  einen  anderen  writ,  welcher  die  Beschlagnahme 
sämmtlicher  Mobilien  (mit  Ausnahme  des  zum  Ackerbau  nöthigen 
Viehs)  und  der  Hälfte  der  Immobilien  bewirkte.  In  den  Fällen, 
in  welchen  sich  der  Gläubiger  für  letztere  Art  der  Vollstreckung 
entschied,  wurde  dies  im  writ  erwähnt  (quod  „elegit"  sibi 
executionem  fieri  de  omnibus  catallis  et  medietate  terrae);  daher 
der  Name  writ  of  elegit.1)  Durch  1  u.  2  Vict.  e.  110  s.  11  wurde 
die  Beschlagnahme  in  einem  derartigen  Falle  auf  das  ganze 
Immobiliarvermögen  ausgedehnt,  hingegen  wurde  neuerdings 
durch  die  Bankruptcy  Act  von  1883;  (s.  146,  [1])  bestimmt,  dass 
der  writ  of  elegit  nicht  mehr  die  Beschlagnahme  von  Mobilien 
bewirken  solle.  Die  ursprüngliche  Absicht  dieses  writ  ist  Sicher- 
stellung, nicht  Pfändung,  doch  kann  der  Gläubiger  durch  schrift- 
liches Gesuch  (petition)  in  der  Chancery  Division  auf  summarischem 
Wege  eine  Verfügung  erwirken,  welche  den  Verkauf  des  mit 
Beschlag  belegten  Grundstücks  anordnet  (27  u.  28  Vict.  c. 
112,  s.  4). 

Ehe  die  Beschlagnahme  erfolgt,  hat  der  Sherif  eine  jury  zu- 
sammenzurufen; dieselbe  hat  zu  untersuchen,  welche  Immobilien 
innerhalb  der  Grafschaft  im  Besitz  des  Schuldners  sind;  ihr  Be- 
fund wird  auf  dem  writ  vermerkt.  Will  der  Gläubiger  thatsächlich 
in  den  Besitz  der  betreffenden  Grundstücke  eingewiesen  werden, 
so  sind  weitere  Schritte  nöthig,  aber  die  Wiedereinlieferung  des 
writ  (vgl.  §  134)  erfolgt  sofort  und  gilt  bereits  als  thatsächliche 
Eröffnung  der  Zwangsvollstreckung  (vgl.  §  107),  welche  dem 
Gläubiger  ein  dingliches  Recht  gibt.2) 

x)  vgl.  Reeves,  History  of  the  English  Law  vol.  IL  s.  187. 

2)  Eine  später  vorgenommene  Veräusserung  und  Verpfändung  ist 
ungültig.  Da  über  die  Wiedereinlieferung  der  writs  of  elegit  kein  Register 
geführt  wird,  und  der  Schuldner  häufig  im  Besitz  der  betreffenden  Grund- 
stücke verbleibt,  sind  Käufer  von  Immobilien  oder  Hypothekengläubigern 
stets  der  Gefahr  ausgesetzt,  dass  eine  derartige  Vollstreckungsmassregel 
ohne  ihr  Wissen  erfolgt  ist  (vgl.  Law  Quaterly  Review,  II  519). 
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3.  Pfändung  von  Geld-Forderungen  und  Antheilsrechten. 
§.  125.  Durch  den  writ  of  fieri  facias  können  nur  solche 
Geldforderungen  der  Pfändung"  unterworfen  werden,  über  welche 
ein  Schuldschein  im  Gewahrsam  des  Exequenden  ist  (vgl.  §  122); 
ferner  sind  Antheilsberechtigungen  (stock)  an  der  auf  Namen 
eingetragenen  Staatsschuld  und  an  Aktiengesellschaften  (stock 
sowohl  als  shares)1)  der  genannten  Art  der  Zwangsvollstreckung 
entzogen.  Für  die  Pfändung  von  Geldforderungen  im  Allgemeinen 
ist  ein  besonderes  Verfahren  (attachment  of  debts)  und  für  die 
Pfändung  von  Antheilsberechtigungen  ein  anderes  (charging  order) 
in  Gebrauch. 

a.  Attachment  of  debts. 
Ein  Judikatsgläubiger  welcher  zur  Betreibung  einer  Geld- 
summe berechtigt  ist,  kann  durch  einseitigen  Antrag  eine 
Verfügung  erwirken,  durch  welche  eine  Forderung  des  Schuldners 
mit  Beschlag  belegt  wird,2)  wenn  er  ein  affidavit  beibringt,  in 
welchem  ausgesagt  wird:  1)  dass  der  Gläubiger  durch  ein 
Urtheil  oder  eine  Verfügung  berechtigt  ist,  eine  gewisse 
Summe  vom  Schuldner  zu  fordern,  welche  ganz  oder  theil- 
weise  unbezahlt  geblieben  ist,  2)  dass  ein  Dritter  dem  Schuldner 
eine  Geldsumme  schuldet  und  sich  innerhalb  der  Jurisdiction  auf- 
hält. Der  Dritte  (technisch  garnishee)  genannte,  kann  zugleich 
oder  nachher  aufgefordert  werden,  die  fragliche  Summe  (oder  den 


J)  Die  öffentliche  Staatsschuld  lautet  theilweise  auf  Namen;  die 
Uebertragung  von  einem  Namen  auf  den  anderen  kann  in  beliebigen 
Beträgen  erfolgen;  der  Theil  der  Staatsschuld,  welcher  auf  diese  Weise 
nicht  durch  auf  abgerundete  Beträge  lautende  Obligationsurkunden  re- 
präsentirt  ist,  heisst  „stock".  Das  Kapital  von  Aktiengesellschaften  ist 
entweder  in  Aktien  (shares)  eingetheilt  oder  es  können  die  Aktionäre  mit 
beliebigen  Beträgen  betheiligt  sein.  Das  nicht  in  Aktien  eingetheilte 
Kapital  heisst  ebenfalls  stock.  Manchmal  wird  das  Wort  stock  überhaupt  für 
Aktienkapital  gebraucht  (vgl.  O.  XL  VI  r.  j).  Die  Prioritätsschuld  einer 
Aktiengesellschaft  braucht  auch  nicht  in  runde  Beträge  (debentures)  ein- 
getheilt zu  werden;  man  spricht  dann  von  debenttcre  stock,  der  ebenfalls  in 
beliebigen  Beträgen  übertragen  werden  kann. 

2)  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  ist  die  Sicherung  eines  Vor- 
rechtes vor  anderen  Gläubigern.  Im  Fall  des  Konkurses  verbleibt  in- 
dessen die  mit  Beschlag  belegte  Forderung  der  Masse,  wenn  nicht  vor 
Eröffnung  des  Konkurses  der  garnishee  gezahlt  hat  (Bankrupicy  Act. 
188 3  s.  45). 
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zur  Befriedigung  des  Gläubigers  nöthigen  Theil  der  Summe)  an 
den  Gläubiger  auszuzahlen  oder  (in  einem  Termin  in  Chambers 
oder  vor  einem  in  der  Verfügung  genannten  Gerichtsbeamten) 
den  Nachweis  zu  führen,  dass  er  die  Zahlung  nicht  zu  leisten 
habe  (0.  XLVr.  1).  Bestreitet  der  garnishee  seine  Verbindlichkeit 
nicht,  so  kann  sofort  Vollstreckung  angeordnet  werden  (a.  a.  0. 
r.  3J.  Bestreitet  er  seine  Verbindlichkeit,  so  kann  eine  regel- 
mässige Verhandlung  darüber  angeordnet  werden  (a.  a.  0.  r.  4); 
behauptet  er  das  Vorrecht  eines  Vierten,  so  kann  dieser  zu 
einem  Termin  in  Chambers  vorgeladen,  und  wenn  er  nicht  er- 
scheint oder  sein  Recht  nicht  nachweisen  kann,  sofort  Voll- 
streckung angeordnet  werden  (unter  rechtskräftiger  Aberkennung 
des  Rechts  des  Vierten)  —  (a.  a.  0.  r.  6J.  Der  garnishee,  der  auf 
Grund  eines  Gerichtsbefehls  an  einen  Gläubiger  seines  Gläubigers 
gezahlt  hat,  ist  dadurch  endgültig  befreit,  auch  wenn  die  be- 
treffende Verfügung  später  wieder  aufgehoben  wird  (a.  a.  0.  r.  7J. 
Ueber  die  Pfändung  von  Forderungen  ist  ein  besonderes  Register 
zu  führen  (a.  a.  0.  r.  8). 

b.  Chargijig  Ordert) 
Die  Prozessordnung  hat  die  früher  geltenden  Bestimmungen 
1  und  2  Vict.  c.  110,  ss.  14  u.  15;  3  und  4  Vict.  c.  82,  s.  1 
aufrecht  erhalten  (0.  XL  VI  r.  1J.  Ein  Judikatsgläubiger,  kann 
sich  ein  Pfandrecht  auf  dem  Schuldner  gehörende  Antheilsrechte 
an  der  Staatsschuld  oder  an  dem  Kapital  einer  Aktiengesellschaft 
sichern,  indem  er  in  Chambers  einen  von  einem  affidavit  be- 
gleiteten einseitigen  Antrag  auf  Gewährung  einer  charging  order 
stellt.  Dur^h  eine  solche  Verfügung  werden  dem  Judikatsgläubiger 
dieselben  Rechte  gesichert,  die  er  erworben  hätte,  wenn  ihm 
der  Schuldner  freiwillig  ein  Pfandrecht  in  der  gesetzlichen  Form 
eingeräumt  hätte,  und  die  Uebertragung  der  betreffenden  An- 
theilsrechte an  Dritte  wird,  so  lange  die  Verfügung  in 
Kraft  ist,  gehindert  Der  Beamte,  an  welchen  der  Antrag 
gerichtet  ist,  erlässt  zunächst  eine  sogenannte  rule  nisi,  d.  h.  eine 
provisorische  Verfügung  im  Sinne  des  Antrags,  in  welcher  ein 

3)  Das  an  Stelle  der  früheren  „order  of  distringas"  eingeführte  Ver- 
fahren ist  eine  Sicherungsmassregel  für  Personen,  welche  einen  Anspruch 
auf  Antheilsrechte  an  der  Staatsschuld  oder  am  Kapital  einer  Aktien- 
gesellschaft haben  und  wird  nie  als  eigentliche  Vollstreckungsmassregel 
angewandt  (vgl.  darüber  §  77  d). 
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Termin  festgesetzt  ist,  in  welchem  der  Schuldner  Einspruch  er- 
heben kann.  Erscheint  der  Schuldner  nicht,  oder  kann  er  seinen 
Einspruch  nicht  begründen,  so  wird  eine  definitive  Verfügung* 
(rule  absolute)  erlassen.  Zum  Erlass  der  definitiven  Verfügung 
ist  nur  ein  Richter  (kein  Master  oder  District  Registrar)  zu- 
ständig ( 0.  LIV  r.  12  [l]).  Bereits  die  provisorische  Verfügung 
bindet  die  Person  oder  Gesellschaft,  bei  welcher  die  Uebertra- 
gung  der  betreffenden  Antheilsrechte  bewirkt  wird;  wenn  dieselbe 
benachrichtigt  ist,  und  trotzdem  die  Uebertragung  an  einen  Dritten 
erfolgt,  so  haftet  sie  dem  Gläubiger  für  den  Werth  des  übertragenen 
Antheilsrechts  (1  u.  2  Vict.  c.  110,  s.  15).  Die  Wirkung  der 
definitiven  Verfügung  datirt  vom  Erlass  der  provisorischen  Ver- 
fügung (Archbold  S.  924).  Die  Cliarging  Order  berechtigt  den 
Gläubiger  nicht  ohne  Weiteres  zum  Verkauf  der  betreffenden 
Antheilsrechte  (Leggott  v.  Western  12  Q.  B.  B.  287). 

4.  Personalarrest. 

a.  Writ  of  capias  ad  satisf  aciendum. 
§  126.  Die  Vollstreckung  durch  Personalarrest  war  in  den 
gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  ursprünglich  nur  bei  gewissen 
Klagen  ex  delicto  zulässig  ftrespass  vi  et  armis,  vgl.  §  57) ,  wurde 
aber  durch  die  Gesetzgebung  allmälig  auf  die  meisten  persönlichen 
Klagen  (account,  debts ,  detinue,  trespass  on  the  case)  ausgedehnt. 
Der  wn'i,  welcher  dafür  angewandt  wurde,  heisst  writ  of  capias 
ad  satisf  aciendum  und  wird  gewöhnlich  abgekürzt  ca.  sa.  genannt. 
Die  Bebtors  Act  1869  (32  u.  33  Vict,  c.  62)  hat  die  Schuldhaft  i) 
und  damit  auch  den  writ  of  ca.  sa.  in  der  Regel  beseitigt.  Die 
Ausnahmen  gehören  theilweise  in  das  Gebiet  des  öffentlichen 
Rechts,2)  theilweise  betreffen  sie  Fälle,  in  welchen  die  Zwangs- 
vollstreckung einen  gewissermassen  strafrechtlichen  Charakter  hat 
z.  B.  wenn  Kuratoren  oder  Solicitors  unter  besonderen  Umständen 
eine  gerichtlich  angeordnete  Geldzahlung  nicht  geleistet  haben 
(vgl.  Bebtors  Act  1869  s.  4  [1,  3,  4]  Bebtors  Act  1878  s.  1  Arch- 

:)  Die  Schuldhaft  spielt  eine  grosse  Rolle  in  der  englischen  Roman- 
literatur.  Die  Schilderungen  von  Charles  Dickens  sollen  wesentlich  zu 
ihrer  Beseitigung  beigetragen  haben. 

2)  Bei  gewissen  Verletzungen  von  Bestimmungen  des  öffentlichen 
Rechts  ist  eine  Busse  festgesetzt,  welche  von  einer  beliebigen  Person 
beansprucht  werden  kann  (also  eine  Art  von  Popularklage). 
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hold  S.  889).  Auch  in  den  Ausnahmefällen  soll  die  Dauer  der 
Haft  ein  Jahr  nicht  überschreiten  (Debtors  Act  1869  s.  4). 

b.  Writ  of  attachment. 
Der  writ  of  attachment  ist  der  Vollstreckungsbefehl,  durch 
welches  in  den  Equity  Courts  der  Personalarrest  bewirkt  wurde. 
DieUrtheile  der  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfe  lauteten  bei  persön- 
lichen Klagen  stets  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  (Schuld  oder 
Schadensersatz);  der  writ  of  ca.  sa.  war  also  nur  im  Falle  von 
Geldforderungen  anwendbar.  Die  Urtheile  in  den  Kanzlei- Ge- 
richtshöfen konnten  auf  Leistungen  und  Handlungen  der  verschie- 
densten Art  lauten  (vgl.  §  6  auf  S.  12)  und  der  Ungehorsam  gegen 
dieselben  konnte  in  allen  Fällen  durch  Personalarrest  bestraft  wer- 
den.3) Während  daher  die  Abschaffung  der  Schuldhaft  den  writ 
of  ca.  sa.,  abgesehen  von  besonderen  Ausnahmefällen,  beseitigt 
hat,  findet  der  writ  of  attachment  noch  eine  weitgehende  Anwen- 
dung Die  Befugniss  des  Chancery  Court  ist  nun  auf  den  High 
Court  übergegangen  {0.  XLIV  r.  1),  doch  soll  kein  writ  of 
attachment  ohne  besondere  gerichtliche  Genehmigung  ergehen 
(a.  a.  0.  r.  2).  Ein  writ  of  attachment  ist  im  jetzigen  Verfahren 
hauptsächlich  anwendbar: 

1)  bei  Urtheilen  auf  Einzahlung  einer  Geldsumme  bei  Ge- 
richt, insofern  es  sich  um  Fälle  handelt,  in  welcher  nach  den 
Debtors  Act  von  1869  noch  Schuldhaft  zulässig  ist,  vgl.  oben 
unter  a;  (0.  XLII  r.  4); 

2)  bei  Urtheilen  auf  Herausgabe  einer  beweglichen  Sache 
(0.  XLII  r.  6); 

3)  bei  Urtheilen  auf  Handlungen  oder  Unterlassungen 
(0.  XLII  r.  7); 

4)  gegen  die  Beamten  einer  Korporation,  welche  einem 
Urtheil  gegen  die  Korporation  wissentlich  nicht  nachgekommen 
sind  (0.  XLII  r.  31); 

5)  im  Fall  des  Ungehorsams  in  Bezug  auf  die  Beantwortung 
von  interrogatories  oder  in  Bezug  auf  Aufschluss  über  Urkunden 
oder  Vorzeigung  derselben  (0.  XXXI  r.  2,  vgl.  §  69c,  70 d); 

6)  gegen  einen  Solicitor,  der  versprochen  hat,  als  Vertreter 
eines  Beklagten  sich  auf  eine  Klage  einzulassen  und  unterlassen 
hat,  dies  zu  thun  {0.  XII  r.  18). 

3)  In  manchen  Fällen  wird  ein  attachment  als  ein  strafrechtliches 
Zwangsmittel  angesehen  (vgl.  In  re  Fresto7i  u  Q.  B.  D.  $45)- 
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Der  Antrag1  auf  Genehmigung  des  writ  of  attachment  ist 
vor  einem  Richter  in  Chambers  oder  in  öffentlicher  Gerichts- 
sitzung zu  stellen.  Die  Gegenpartei  muss  vorher  durch  summons 
beziehungsweise  durch  notice  of  motion  benachrichtigt  werden 
(Daniell  S.  879).  Der  Antrag  ist  durch  ein  affidavit  zu  bekräftigen, 
in  welchem  die  Zustellung  des  Urtheils  und  der  Ungehorsam 
gegen  dasselbe  nachgewiesen  wird  (Daniell  S.  880).  Der  Arrestat 
bleibt  in  Haft,  bis  er  dem  Urtheile  nachgekommen  ist;  in  den 
in  der  Debtors  Act  bestimmten  Ausnahmefällen,  in  welchen 
attachment  zulässig  ist,  trotzdem  das  Urtheil  auf  Zahlung  einer 
Geldsumme  lautet,  kann  die  Haft  nicht  länger  als  ein  Jahr  dauern 
(Debtors  Act  1869  s.  4).  Peers  und  Parlamentsmitglieder  sind 
vom  Personalarrest  wegen  civilrechtlicher  Ansprüche  befreit 
(Daniell  S.  895),  ebenso  Anwälte,  Parteien  und  Zeugen,  welche 
bei  einer  Gerichtssitzung  zu  erscheinen  haben,  eundo  redeundo 
et  morando,  (a.  a.  0.  S.  896). 

c.  Committal. 

Die  Erfüllung  eines  Urtheils  oder  einer  Verfügung  auf 
Zahlung  einer  Geldsumme  kann  durch  Personalarrest  (hier  com- 
mittal genannt)  erzwungen  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass 
der  Schuldner  die  Mittel  hat,  die  betreffende  Summe  zu  zahlen. 
Die  Haft  kann  entweder  auf  eine  bestimmte  Zeit  (die  jedoch  6 
Wochen  nicht  überschreiten  darf)  oder  bis  zur  Leistung  der 
Zahlung  angeordnet  werden.  Es  steht  dem  Gerichtshof  frei 
zu  bestimmen,  dass  die  Zahlung  in  Raten  zu  erfolgen  hat  und 
bei  Nichtzahlung  einer  Rate  die  Haft  anzuordnen4)  (Debtors  Act 
1869  s.  5).  Der  Richter,  welchem  die  Konkursgerichtsbarkeit 
zugetheilt  ist,  ist  jetzt  in  derartigen  Angelegenheiten  zuständig 
(Bankruptcy  Act  1883  s.  103  [1  u.  2]);  Verfügung  des  Lord 
Chancellor  Seiborne  vom  1.  Januar  1884). 

5.    Writ  of  Sequestration. 
§  127.    Der  writ  of  Sequestration  stammt  ebenso  wie  der  writ 
of  attachment  aus   der  Praxis  des  Chancery  Court  (vgl.  Daniell 
S.  908).    Wenn  die  letztgenannte  Vollstreckungsmassregel  wegen 

4)  Es  steht  in  einem  derartigen  Falle  im  Ermessen  des  Gerichts,  den 
Antrag  auf  Personalarrest  abzuweisen  und,  wenn  der  Judikats-Gläubiger 
sich  einverstanden  erklärt,  die  Eröffnung  des  Konkurses  anzuordnen 
{Bankruptcy  Act  1883  s.  103  [5]). 
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eines  Privilegs  des  Schuldners  nicht  anwendbar  war,  oder  wenn 
der  gefangene  Schuldner  seiner  Weigerung  beharrte,  so  wurde 
die  Sequestrirung  des  Vermögens  angeordnet.  Dieselbe  solte  ur- 
sprünglich ebenso  wie  der  writ  of  attachment  nur  als  Zwangs- 
mittel gegen  die  Person  des  Schuldners  angewandt  werden,1) 
allmälig  aber  entstand  die  Praxis,  wenn  es  sich  um  Geld- 
forderungen handelte,  die  empfangenen  Einkünfte  zur  Be- 
friedigung des  Gläubigers  zu  verwenden  {Daniell  a.  a.  0.  Archbold 
S.  907). 

Der  writ  of  Sequestration2)  ist  nicht  an  den  Sheriff  gerichtet, 
sondern  an  die  als  Sequester  (Sequestration)  bestellte  Personen 
(wenigstens  vier  an  der  Zahl)  und  befiehlt  denselben,  das  ganze 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners  mit  Be- 
schlag zu  belegen  und  die  Einkünfte  einzukassiren,  bis  der 
Schuldner  dem  betreffenden  Befehle  des  Gerichts  nachgekommen 
ist  (vgl.  das  Formular  R.  S.  C.  App.  H.  Nr.  13). 

In  der  heutigen  Praxis  ist  er  in  folgenden  Fällen  an- 
wendbar: 

1.  bei  Urtheilen  und  Verfügungen  auf  Einzahlung  einer  Geld- 
summe bei  Gericht  (0.  XLII  r.  4-  0.  XLIII  r.  6). 

2.  bei  Urtheilen  auf  Herausgabe  einer  beweglichen  Sache 
(0.  XLII  r.  6). 

3.  bei  Urtheilen  gegen  juristische  Personen,  jedoch  nur  unter 
besonderer  gerichtlicher  Genehmigung  (es  kann  die  Sequestrirung 
sowohl  gegen  das  Korporationsvermögen  als  gegen  das  Vermögen 
der  leitenden  Beamten  angeordnet  werden)  (0.  XLII  r  31). 

4.  bei  Urtheilen  auf  Vornahme  oder  Unterlassung  einer 
Handlung  (0.  XLII  r.  7). 


x)  Ein  Dekret  des  Kanzleigerichtshofs  hatte  früher  —  im  Gegensatz 
zu  Urtheilen  der  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfe  (vgl.  §  107)  keine  ding- 
liche Wirkung;  auch  nach  erfolgter  Sequestrirung  erwarb  der  Gläubiger 
kein  dingliches  Recht  und  hatte,  falls  der  Schuldner  starb,  kein  Vorrecht 
vor  den  übrigen  Gläubigern.  Durch  i  u.  2  Vict.  c.  110  s.  18  wurden  die 
Dekrete  der  Chancery  Courts  in  ihrer  Wirkung  den  Urtheüen  der  gemem-. 
rechtlichen  Gerichtshöfe  gleichgestellt. 

2)  Der  Ausdruck  „Sequestration"  wird  in  der  englischen  technischen 
Sprache  nur  in  Bezug  auf  den  im  Text  beschriebenen  writ  angewandt. 
Die  in  §  77a  ;mit  Sequestration  im  deutschen  Sinne  bezeichnete  Siche- 
rungsmassregel wird  in  der  englischen  Sprache  »interim  custodyu  genannt. 
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5.  wenn  die  Zahlung*  einer  Schuld  in  Raten  laut  Debtors  Act 
1869  s.  5  (vgl.  §  125  [c])  unter  den  darin  bestimmten  Voraus- 
setzungen vorgeschrieben  wurde,  kann  bei  Nichtzahlung  einer 
Rate  statt  des  Personalarrestes  die  Sequestrirung  des  schuld- 
nerischen Vermögens  angeordnet  werden  (Archbold  S.  908;  Da- 
niell  910). 

6.  Writ  of  delivery. 
§  128.  Es  war  früher  nicht  möglich,  die  Herausgabe 
einer  widerrechtlich  dem  Besitzer  entzogenen  beweglichen  Sache 
zu  erwirken,  ohne  die  Hülfe  eines  Court  of  Equity  anzurufen, 
welcher  in  Folge  seiner  Gewalt  über  die  Person  der  Parteien 
einen  wirksamen  Befehl  auf  Auslieferung  erlassen  konnte. 
In  den  gemeinrechtlichen  Gerichtshöfen  konnte  bei  der  soge- 
nannten action  of  trover  nur  auf  das  Interesse  geklagt  werden; 
bei  der  action  of  detinue  stand  es  in  der  Wahl  des  verurtheilten 
Klägers,  entweder  die  Sache  dem  Kläger  auszuliefern,  oder  den 
Werth  derselben  nach  der  Taxation  der  jury  zu  zahlen  (vgl. 
Lay,  Common  Law  Procedure  Acts  auf  S.  238).  Durch  die  Common 
Law  Procedure  Act  v.  1854  s.  78  und  die  Mercantile  Law  Amen- 
dment Act  v.  1856  s.  2  sind  die  Rechte  des  Gläubigers  in  dieser 
Beziehung  erweitert  werden,  und  der  Judikatsgläubiger  kann  jetzt 
die  Auslieferung  der  ihm  zuerkannten  beweglichen  Sachen  durch 
writ  of  delivery  erwirken.  Dieser  writ  ist  an  den  Sheriff  gerichtet 
und  befiehlt  ihm  die  Auslieferung  der  betreffenden  Sache  an  den 
Gläubiger  zu  bewirken,  oder,  wenn  er  dieselbe  nicht  findet,  Be- 
schlag auf  das  Vermögen  des  Schuldners  zu  legen,  ( 0.  XL  VIII 
Formular  App.  H.  Nr.  10).  Der  writ  bedarf  besonderer  gericht- 
licher Genehmigung  und  kann  nur  erlassen  werden,  wenn  der 
Werth  der  betreffenden  Sache  vorher  taxirt  wurde.  Bei  Ver- 
säumnissurtheilen  ist  das  in  §  108  beschriebene  Verfahren  zum 
Zwecke  der  Taxirung  nöthig  (Archbold  S.  904).  Nach  Wahl  des 
Klägers  kann  derselbe  auch  statt  der  Sache  Schadensersatz  ver- 
langen und  es  kann  eine  entsprechende  Bestimmung  entweder 
in  den  writ  of  delivery  eingefügt  oder  in  einen  besonderen  writ 
aufgenommen  werden  (0.  XL  VIII r.  2\  Formular  App.  H.  Nr.  11). 

7.  Writ  of  possession. 
§  129.    Der  writ  of  possession  ist  das  Vollstreckungsmittel 
bei  Besitz-  und  Räumungsklagen  (action  of  ejectment,  action  for  the 
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recovery  of  land).  Er  befiehlt  dem  Sheriff,  von  dem  betreffenden 
Grundstück  Besitz  zu  ergreifen  und  es  dem  Judicatsgläubiger  zu 
überliefern  (0.  XL  VII,  Formular  App.  ff.  Nr.  8).  Das  Urtheil 
in  derartigen  Fällen  lautet  entweder  dahin,  dass  der  Kläger  Be- 
sitz ergreifen  soll  (recover  possession)  oder  dass  der  Beklagte  den 
Besitz  überliefern  soll  (deliver  up  possession).  Im  ersteren  Falle 
wird  der  writ  ohne  Weiteres  gewährt  (r.  1);  im  letzteren  muss 
vorher  ein  affidavit  über  Zustellung  des  Urtheils  eingereicht 
werden  (r.  2).  Der  letztere  Fall  tritt  nur  dann  ein,  wenn  die 
Eintragung  des  Urtheils  auf  Grund  eines  Schiedsspruchs  er- 
folgt (Archbold  S.  1227). 

8.  Ernennung  eines  „Receiver".1) 

§  130.  Die  Ernennung  eines  Receiver  zum  Zwecke  der  Sicher- 
stellung während  eines  Rechtsstreits  ist  bereits  (§  77  c.)  erwähnt 
worden.  Die  Ernennung  eines  Receiver  erfolgt  als  Vollstreckungs- 
mittel in  den  Fällen,  in  welchen  das  Vermögensobjekt,  dessen 
Einkünfte  gepfändet  werden  sollen,  selbst  der  Vollstreckung  nicht 
unterworfen  werden  kann  (z.  B.  ein  mit  einem  mortgage  belastetes 
Grundstück  kann  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden,  weil  formell 
das  Eigenthum  auf  den  Gläubiger  übergegangen  ist).  Man  spricht 
von  dieser  Art  der  Vollstreckung  als  equitable  execution,  weil  sie 
die  Pfändung  der  sogenannten  equitable  interests  ermöglicht. 
Durch  die  Judicature  Act  1873  s.  25  (8)  ist  dem  High  Court  die 
Befugniss  verliehen  worden,  einen  Receiver  zu  ernennen  „wenn 
es  gerecht  oder  zweckmässig  erscheint";  doch  bestimmt  0.  L. 
r.  15a  (vom  15.  Oktober  1884),  dass  in  den  Fällen,  in  welchen 
ein  Receiver  zum  Zwecke  der  equitable  execution  ernannt  werden 
soll,  der  Gerichtshof  die  Frage  zu  erwägen  hat,  ob  die  ent- 
stehenden Kosten  im  Verhältniss  zum  Betrage  stehen,  der  mög- 
licherweise einkassirt  werden  kann.  Der  Antrag  auf  Ernennung 
eines  Receiver  wird  in  Chambers  gehört;  ein  Master  oder  District 
Registrar  ist  nicht  befugt,  die  betreffende  Verfügung  zu  erlassen; 
0.  LIV  r.  12  (h)t) 

9.   Vornahme  einer  Handlung  auf  Kosten  des  Schuldners. 

§  131.  Ein  durch  die  Prozessordnung  von  1883  neu  einge- 
führtes Vollstreckungsmittel  bei  Urtheilen  oder  Verfügungen  auf 

Näheres  bei  Daniell  s.  1664 — 1J20. 
2)  Ueber  den  Official  Receiver  im  Konkursverfahren  vgl.  §  162. 
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Vornahme  einer  Handlung  besteht  darin,  dass  der  Judikats- 
gläubiger  durch  besondere  Verfügung*  ermächtigt  werden  kann, 
die  Handlung  auf  Kosten  des  Schuldners  vorzunehmen  oder 
vornehmen  zu  lassen.  Die  betreffende  Verfügung  bestimmt  zu- 
gleich, auf  welche  Art  der  Betrag  der  so  entstehenden  Kosten 
zu  ermittelen  ist,  und  in  Bezug  auf  diesen  Betrag  kann  Voll- 
streckung durch  die  gewöhnlichen  Zwangsmittel  gewährt  werden 
(0.  XLII  r.  30).  Wenn  Jemand  sich  weigert,  eine  Urkunde 
durch  seine  Unterschrift  oder  anderweitig  zu  vervollständigen 
oder  ein  Order-Papier  zu  indossiren,  obgleich  ein  Urtheil  oder 
eine  Verfügung  dies  anbefohlen  hat,  so  kann  der  Gerichtshof 
die  Vornahme  der  betreffenden  Handlung  durch  eine  von  ihm 
besonders  ernannte  Person  anordnen.  Die  hierauf  vorgenommene 
Handlung  hat  dieselbe  rechtliche  Wirkung,  die  sie  gehabt  hätte, 
wenn  sie  von  der  ungehorsamen  Partei  selbst  ausgegangen  wäre 
(Jud.  Act  1884  s.  14). 


Zweites  Kapitel. 

Verfahren  bei  der  Vollstreckung. 

I.  Zeit. 

§  132.  Im  Falle  der  Anwendung  eines  Rechtsmittels  kann 
die  Zwangsvollstreckung  eingestellt  werden  (vgl.  §  105  Anm.). 
Abgesehen  hiervon  kann  ein  unbedingtes  Urtheil  auf  Zahlung 
einer  Geldsumme  bei  einer  fälligen  Forderung  sofort  nach  Ein- 
tragung durch  fieri  facias  oder  elegit  vollstreckt  werden.  Im  Fall 
von  befristeten  Ansprüchen  ist  die  Zwangsvollstreckung  nach 
Ablauf  der  Frist  gestattet  (0.  XLII  r.  17).  Bei  Urtheilen  auf 
Besitzergreifung  (vgl.  §  128)  eines  Grundstücks  kann  die  Voll- 
streckung sofort  erfolgen;  bestimmt  das  Urtheil,  dass  der  Be- 
klagte das  Grundstück  überliefern  solle  (vgl.  §  128),  so  ist 
zuerst  die  Zustellung  des  Urtheils  und  der  Ungehorsam  durch 
affidavit  nachzuweisen  ( 0.  XL  VII  rr.  1  u.  2).  Ein  Urtheil 
auf  eine  andere  Leistung  als  die  genannten  kann,  vorbehaltlich 
gegentheiliger  Bestimmungen,  14  Tage  nach  Eintragung  vollstreckt 
werden  (0.  XLII  r.  19).        Ueber  bedingte  Urtheile  vgl.  §  133. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  15 
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Ein  zorit  of  execution  bleibt  ein  Jahr  lang  in  Kraft,  kann 
aber  innerhalb  dieser  Frist  erneuert  werden  (0.  XLII  r.  20). 
Nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  darf  die  Vollstreckung  nur  unter 
besonderer  Genehmigung  erfolgen  (a.  a.  0.  rr.  22  u.  23).  Nach 
Ablauf  von  zwölf  Jahren  wird  die  Genehmigung  nicht  mehr  er- 
theilt,  d.  h.  die  Judikatsschuld  gilt  als  verjährt  (Archbold  S.  957). 

Lautet  das  Urtheil  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  oder  auf 
Einweisung  in  ein  Grundstück,  so  braucht  die  Taxirung  der 
Kosten  nicht  abgewartet  zu  werden,  indem  für  diese  nach  Wahl 
des  Gläubigers  ein  besonderer  writ  ausgegeben  werden  kann 
(0.  XLII  r.  18;  0.  XL  VII  r.  3). 

Die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  bewirkt  die  Auf- 
hebung der  eingeleiteten  Vollstreckungsmassregeln,  insoweit  die- 
selben nicht  zu  Ende  geführt  sind  (Bankruptcy  Act  1883  s.  45). 
Die  in  §  125  b  erwähnten  charging  Orders  sind  indessen  in  dieser 
Regel  nicht  einbegriffen  (Ex  parte  Plowden  16  Q.  B.  D.  515),  und 
bleiben  daher  auch  nach  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  in 

■^-ran^  2.    Ausgabe  des  writ. 

§  133.  Im  Falle  eines  unbedingten  Urtheils  ist  ohne  vor- 
ausgehende Mahnung  des  Schuldners  die  Vollstreckung  statthaft, 
wenn  dasselbe  auf  Einweisung  in  ein  Grundstück,  Zahlung  einer 
Geldsumme  oder  Auslieferung  einer  beweglichen  Sache  lautet 
(O.XLIIr.l).  Im  Fall  eines  bedingten  Urtheils  gilt  die  Nicht- 
erfüllung der  Bedingung  als  Verzicht  auf  die  Judikatschuld  (0. 
XLII  r.  2);  im  Fall  der  Erfüllung  der  Bedingung  ist  behufs 
Erlangung  des  writ  of  execution  eine  gerichtliche  Genehmigung 
unter  Nachweis  der  Erfüllung  der  Bedingung  einzuholen.  Ehe 
die  Genehmigung  ertheilt  wird,  kann  eine  besondere  Verhandlung 
über  die  thatsächlichen  Fragen,  welche  in  Bezug  auf  die  Erfüllung 
der  Bedingung  streitig  sind,  angeordnet  werden :  es  kann  darüber 
in  derselben  Weise  verhandelt  werden,  wie  über  thatsächliche 
Streitfragen,  die  in  Bezug  auf  den  Rechtsstreit  selbst  zu  ent- 
scheiden sind  ( 0.  XLII  r.  9). 

Die  Ausgabe  des  writ  of  execution  erfolgt  bei  Prozessen, 
welche  in  London  geführt  werden  im  judgment  department  des 
Central  Office  (0.  LXI  r.  1  Schema);  bei  Prozessen,  die  in 
einem  District  Registry  geführt  werden,  im  District  Registry, l) 


1)  Wenn  es  einer  besonderen  Genehmigung  bedarf,  ist  auch  die  Ge- 
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wenn  nicht  im  Urtheil  selbst  eine  gegenteilige  Bestimmung 
getroffen  ist  (0.  XXXV  r.  4).  Die  betreibende  Partei  hat 
das  Urtheil  oder  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben  einzu- 
reichen und  ein  schriftliches  Gesuch  (praecipe),  in  welchem 
die  verschiedenen  nothwendigen  Angaben  gemacht  werden 
(0.  XLII  rr.  11  u.  12).  Der  writ  muss  sich  genau  an  das 
Urtheil  anschliessen,  indem  er  sonst  unwirksam  ist.  Auch  in 
Bezug  auf  die  Parteien  muss  er  mit  dem  Urtheil  übereinstimmen 
oder  wenn  besondere  Umstände  vorliegen,  welche  dies  unthun- 
lich  machen,  eine  ausdrückliche  Angabe  darüber  enthalten.  Ein 
writ,  der  gegen  eine  Person  gerichtet  ist,  istz.  B.  ungültig,  wenn 
das  Urtheil  gegen  zwei  Personen  lautet,  wenn  er  nicht  ausdrück- 
lich die  Gründe  der  Divergenz  angibt,2)  Eine  Judikatsschuld 
trägt  in  der  Regel  4  pCt.  Zinsen.  Die  Zinsen  sind  im  writ  zu 
erwähnen  (0.  XLII  r.  16). 

nehmigung  im  Distrid  Registry  einzuholen,  ebenso  können  die  Mass- 
regeln  in  Bezug  auf  die  Pfändung  von  Forderungen  (vgl.  §  125  a)  wie 
auch  die  Schritte  in  Bezug  auf  charging  Orders  (vgl.  §  125  b)  im  Distrid 
Registry  vorgenommen  werden. 
2)  Formular  eines  „Praecipe" \ 
Im  High  Court  of  Justice, 
Queerts  Bench  Division 

Zwischen  A  B  Kläger 
und  C  D  Beklagten. 
Siegelt  einen  writ  in  der  Form  yfieri  facias"  an  den  Sheriff  der 
Grafschaft  Middlesex  gerichtet,  um  von  C  D,  j  High  Street,  Kingston  on 
Thames  die  Summe  von  Lstr.  115.  3.  4  und  Zinsen  zu  4  pCt  per  annum 
vom  12.  Januar  1886  und  Lstr.  23.  5.  8  Kosten  zu  erheben. 

Urtheil  datirt  12.  Januar  1886  [Certificat  des  taxirenden  Beamten 
datirt  31.  Januar  1886]. 

X.  K,  Solidtor  für  A.  B. 


Formular  eines  writ  of  „fieri  fadas" \ 
Im  High  Court  of  Justice. 
Queeris  Bench  Division 

Zwischen  A  B  Kläger 
und  C  D  Beklagten. 
Victoria  von  Gottes  Gnaden  etc. 
Von  Gross-Britannien  und  Irland  Königin,  Schirmerin  des  Glaubens, 
entbietet  Gruss  dem  Sheriff  der  Grafschaft  Surrey. 
Wir  befehlen  Euch,  aus  dem  beweglichen  Vermögen  des  C  D  in 
Eurem  Amtsbezirk  die  Summe  von  Lstr.  115.  3.  4.  und  Zinsen  zu  4% 

15* 


228 


ZWEITES  BUCH:  DER  CIVILPROZESS.  §  133. 


Es  gab  früher  ein  mit  audita  querela  bezeichnetes  Verfahren, 
wodurch  eine  Partei  die  Vollstreckung  eines  Urtheils  aus  Gründen 
verhindern  konnte,  die  im  Verlaufe  des  Rechtsstreits  selbst  nicht 
geltend  gemacht  werden  konnten  (z.  B.  ein  Gläubiger  klagte 
gegen  mehrere  Correalschuldner  bei  verschiedenen  Gerichtshöfen, 
und  versuchte  das  Urtheil  gegen  einen  derselben  zu  vollstrecken, 
nachdem  er  bereits  von  einem  anderen  befriedigt  war;  dieses 
und  andere  Beispiele,  2  Wms.  Saunders  439  ff.).  Dieses  Ver- 
fahren ist  jetzt  nicht  mehr  anwendbar,  doch  kann  eine  Einstellung 
der  Zwangsvollstreckung  in  Chambers  beantragt  werden,  wenn 
Thatsachen  eingetreten  sind,  die  im  Prozesse  selbst  nicht  mehr 
vorgebracht  werden  konnten  und  das  Recht  des  Gläubigers 
modificiren  (z.  B.  es  ist  ein  Abkommen  zwischen  Gläubiger 
und  Schuldner  über  die  Zahlung  der  Schuld  abgeschlossen 
worden  —  0.  XLII  r.  27). 

Das  Recht  der  Betreibung  der  Vollstreckung  steht  jeder 
Person  zu,  zu  deren  Gunsten  das  Urtheil  oder  die  Verfügung  er- 
gangen ist,  auch  wenn  sie  nicht  Partei  im  betreffenden  Rechts- 
streit war;  ebenso  ist  die  Vollstreckung  gegen  jede  Person 
statthaft,  gegen  welche  das  Urtheil  oder  die  Verfügung  geht,  auch 
wenn  sie  nicht  Partei  war  (z.  B.  ein  prohibitorisches  Interdict 

per  annum  vom  12.  Januar  1886  zu  erlösen,  indem  die  Zahlung  der  be- 
sagten Summe  mit  Zinsen  an  den  genannten  AB  kürzlich  von  uns  in 
unserem  High  Court  of  Justice  in  einem  gewissen  Rechtsstreit,  bei  wel- 
chem AB  Kläger  und  CD  Beklagter  ist,  durch  ein  Urtheil  unseres  be- 
sagten Gerichtshofs,  datirt  vom  12.  Januar  1886,  dem  genannten  CD  auf- 
erlegt wurde,  zusammen  mit  der  Zahlung  gewisser  Kosten,  welche  in  dem 
genannten  Urtheil  erwähnt  sind,  und  dass  Ihr  genanntes  Kapital  und 
Zinsen  in  unserem  besagten  Gerichtshof  dem  AB  unmittelbar  nach 
Vollstreckung  dieses  writ  in  Uebereinstimmung  mit  besagtem  Urtheil 
auszahlen  lasset.  Und  es  sei  uns  unmittelbar  nach  Vollstreckung  dieses 
writ  bekannt  gegeben,  in  welcher  Art  Ihr  ihn  vollstreckt  habt.  Und 
sei  Euch  also  dieser  writ  übergeben. 

Zeuge:  1.  Februar  1886. 

(Namen  des  Lord  Chancelor). 

Die  Form  des  writ  ist  hier  nicht  genau  in  Uebereinstimmung  mit 
der  Form  des  obigen  firaecifie,  da  dasselbe  auf  die  Judikatschuld  mit 
Zinsen  und  Kosten  lautet,  während  der  writ  in  der  gegebenen  Form  nur 
die  Betreibung  der  Judikatsschuld  mit  Zinsen  bewirkt;  es  ergeht  nämlich 
für  die  Kosten  ein  besonderer  writ,  wenn  die  Taxation  einige  Zeit  in  An- 
spruch nimmt. 
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ergeht  häufig  nicht  nur  gegen  den  Beklagten,  sondern  auch 
gegen  seine  Untergebenen  und  Vertreter  und  ist  auch  gegen 
diese  vollstreckbar;  vgl  Anm.  bei  Brown.  (0.  XLII  r.  26). 

3.  Wiedereinlieferung  des  writ. 
§  134.  Das  Resultat  der  Vollstreckung  wird  dem  Gerichts- 
hof durch  Vermerk  auf  dem  writ  bekannt  gegeben  (return  of  the 
writ);  es  geschieht  dies  nach  gebräuchlichen  Formeln,  z.  B.  fieri 
feci,  nulla  bona  etc.  In  der  Praxis  ist  indessen  der  return  in 
der  Regel  nicht  üblich,  wenn  der  Sheriff  nicht  besonders  vom 
Gläubiger  dazu  aufgefordert  wurde.  Obligatorisch  ist  ein  return 
bei  writs  of  elegit,  da  der  Gläubiger  sonst  kein  dingliches  Recht 
erwirbt1)  (vgl.  §  124);  ebenso  in  den  Fällen,  in  welchen  nur  ein 
Theil  der  Schuld  erhoben  wurde,  da  bei  der  Ausgabe  eines  zweiten 
writ  der  return  auf  dem  früheren  writ  erwähnt  werden  muss 
(Archbold  S.  815).  Die  betreibende  Partei  kann  den  return  er- 
zwingen, wenn  sie  ein  Interesse  dabei  hat;  der  Schuldner,  um 
die  Erfüllung  des  Zweckes  des  writ  zu  konstatiren;  also  erst, 
nachdem  dieser  Zweck  erfüllt  ist  (Archbold  S.  816).  Kommt 
der  Sheriff  einer  Aufforderung,  den  writ  einzuliefern,  nicht  inner- 
halb der  festgesetzten  Zeit  nach,  so  kann  Personalhaft  gegen 
ihn  angeordnet  werden  (0.  LH  r.  11). 

4.  Beweisverfahren  zum  Zwecke  der  Zwangsvollstreckung. 
§  135.  Im  Falle  eines  Urtheils  oder  einer  Verfügung  auf 
Zahlung  einer  Geldsumme  kann  auf  Antrag  der  betreibenden 
Partei  in  Chambers  angeordnet  werden,  dass  der  Schuldner  vor 
einem  Richter  oder  einem  beauftragten  Beamten  verhört  werden 
soll,  um  über  seine  Vermögenslage  Auskunft  zu  geben:  es  kann 
auch  zu  diesem  Zwecke  die  Berufung  anderer  Zeugen  und  die  Bei- 
bringung von  Büchern  und  Schriftstücken  verfügt  werden  (XLII 
r.  33).  Lautet  das  Urtheil  oder  die  Verfügung  auf  eine  andere 
Leistung  als  die  Zahlung  einer  Geldsumme,  so  kann,  wenn  sich 
bei  der  Vollstreckung  Schwierigkeiten  ergeben,  auf  Antrag  einer 
Partei,  welche  ein  Interesse  an  deren  Ausgang  hat,  die  Vor- 
ladung und  Vernehmung  einer  anderen  Partei  zum  selben  Zweck 
angeordnet  werden  (0.  XLII  r.  33). 

l)  Der  relurn  enthält  in  diesem  Falle  nur  eine  Angabe  über  die  der 
Beschlagnahme  unterworfenen  Grundstücke  (vgl.  §  124). 
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Drittes  Kapitel. 

Besonderes  Verfahren  in  Bezug  auf  Eisenbahngesellschaften. 

§  136.  Das  Betriebsmaterial  einer  Eisenbahn  ist  der  Zwangs- 
vollstreckung in  der  gewöhnlichen  Weise  nicht  unterworfen,  wenn 
die  Eisenbahn  ganz  oder  theilweise  im  Betrieb  ist;  der  Judikats- 
gläubiger  kann  indessen  in  einem  solchen  Falle  durch  schrift- 
liches Gesuch  (petition)  bei  der  Chancery  Division  des  High  Court 
die  Ernennung  eines  Receiver  und,  wenn  nöthig,  eines  Kurators 
bewirken;  die  Einnahmen  sollen  dann  nach  Abzug  der  nothwendigen 
Betriebskosten  unter  der  Leitung  des  Gerichtshofs  zur  Zahlung 
der  Schulden  der  Gesellschaft  verwandt  werden.  Nach  Zahlung 
der  Schulden  kann  der  Receiver  oder  Kurator  vom  Gerichtshof 
wieder  seiner  Funktionen  entbunden  werden  (Railway  Com- 
panies  Act  1867  s.  4\  das  Gesetz  überträgt  die  Jurisdiction  an  den 
Chancery  Court;  nach  Jud.  Act  1873  s.  34  ist  die  statutarische 
Jurisdiction  des  Chancery  Court  auf  die  Chancery  Division  über- 
gegangen). Die  Petition  ist  der  Eisenbahngesellschaft  zuzustellen l) 
und  ist  durch  ein  affidavit  zu  bekräftigen,  in  welchem  nachge- 
wiesen wird,  dass  der  Bittsteller  ein  vollstreckbares  Urtheil  zu 
seinen  Gunsten  erwirkt  hat,  und  dass  die  Judikats-Schuld  nicht 
getilgt  ist,  ferner  dass  die  Eisenbahn  im  regelmässigen  Be- 
triebe ist.2) 


J)  Ueber  die  Zustellung  von  „fieiitwns"  und  das  Verfahren  im 
Allgemeinen  vergl.  §  158. 

2)  Das  Verfahren  hat  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  einem  Kon- 
kurs-Verfahren. Ein  regelmässiges  Konkursverfahren  findet  bei  Korpo- 
rationen und  Aktiengesellschaften  überhaupt  nicht  statt  (vgl.  darüber 
§  179).  Ueber  die  gerichtliche  Reorganisation  einer  zahlungsunfähigen 
Eisenbahngesellschaft  vgl.  §  181. 


Drittes  Buch. 


Verfahren 

in  der 

Probate,  Divorce  und  Admiralty  Division. 

EINLEITUNG. 

§  137.  Die  Judicature  Acts  haben  ohne  Zweifel  durch  die 
Vereinigung  der  verschiedenen  Gerichtshöfe  in  einem  High  Court 
und  die  theilweise  gegenseitige  Assimilirung  des  Verfahrens  der 
verschiedenen  Abtheilungen  dazu  beigetragen,  das  Gerichtswesen 
systematischer  und  symmetrischer  zu  gestalten.  Bei  näherer  Be- 
trachtung ergibt  es  sich  aber,  dass  das  grössere  Ende  des  Weges 
noch  nicht  zurückgelegt  ist.  Die  Abweichungen  im  Verfahren 
zwischen  der  Queen 's  Berich  Division  und  der  Chancery  Division 
sind  bereits  in  der  Darstellung  im  zweiten  Buche  theilweise  her- 
vorgetreten; sie  werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  die  frei- 
willige und  verwaltende  Gerichtsbarkeit  der  Chancery  Division  (im 
vierten  Buche)  besprochen  werden  wird.  Am  meisten  aber  tritt  der 
Kontrast  zwischen  der  scheinbaren  Einheit  und  der  faktischen 
Zersplitterung  in  der  hier  zu  besprechenden  Abtheilung  hervor. 
Schon  der  Geschäftskreis  der  Abtheilung  scheint  befremdend. 
Für  eine  gewöhnliche  Forderung  auf  Lohn  ist  die  QueerCs  Berich 
Division  der  zuständige  Gerichtshof;  für  die  Forderung  eines 
Matrosen  die  Probate,  Divorce  und  Admiralty  Division;  Prozesse 
über  Forderungen  an  einen  Nachlass  oder  über  die  Vertheilung 
derselben  werden  in  der  Chancery  Division  geführt;  Prozesse 
über  die  Ernennung  der  Person,  welche  den  Nachlass  ver- 
waltet, in  der  hier  zu  besprechenden  Abtheilung.  Leben  Ehe- 
gatten getrennt  von  einander,  so  müssen  Anträge  in  Bezug  auf 
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die  Aufsicht  über  die  Kinder  an  die  Chancery  Division  ge- 
richtet werden;  schwebt  aber  ein  Scheidungsprozess  zwischen 
ihnen,  so  ist  wieder  die  Abtheilung  mit  der  langen  Benennung 
das  richtige  Tribunal.  Es  liegt  in  der  Natur  des  Richteramts, 
dass  die  verschiedenartigsten  Angelegenheiten  nach  einander  vor 
denselben  Richter  kommen.  Wenn  man  aber  doch  einmal  die 
Funktionen  der  Richter  nach  dem  Geschäftskreis  abgegrenzt  hat, 
so  erscheint  es  eigenthümlich,  dass  die  hauptsächlichsten  Fragen, 
die  vor  dieselben  Richter  kommen,  so  wenig  verwandte  An- 
gelegenheiten, wie  die  Zurechnungsfähigkeit  eines  Testators, 
die  Wahrheit  eines  behaupteten  Ehebruchs  oder  die  Verschul- 
dung beim  Zusammenstoss  zweier  Schiffe,  betreffen.  Der  Grund 
der  Vereinigung  war  wohl  der,  dass  das  Recht,  welches  die  drei 
in  einer  Abtheilung  vereinigten  Gerichtshöfe  handhabten,  ein  weni- 
ger spezifisch  englisches,  und  ein  mehr  dem  kontinentalen  System 
sich  annäherndes  war,  dass  Probate  Court  und  Divorce 
Court  historisch  zusammenhingen,  dass  man  die  Fortdauer 
der  alten  Gerichtshöfe  nicht  ganz  zerstören  wollte,  dass  die  ein- 
zelnen Gerichtshöfe  besondere  Richter  nicht  genügend  beschäftigt 
hätten,  und  dass  man  diesen  verschiedenen  Gesichtspunkten  am 
besten  gerecht  zu  werden  glaubte,  wenn  man  für  die  drei  Ge- 
richtshöfe gemeinschaftliche  Richter  ernannte. 

In  Wirklichkeit  sind  in  dieser  Abtheilung  drei  Gerichtshöfe 
erhalten  geblieben,  von  welchen  jeder  besonders  organisirt  ist, 
ein  besonderes  Verfahren  hat  und  seine  Thätigkeit  nach  beson- 
deren Prozessordnungen  ausübt,  wenn  auch  dem  Namen  nach 
jede  Sache  in  der  vereinigten  Abtheilung  geführt  wird,  und  ein 
gemeinschaftliches  Richterpersonal,  aus  dem  Präsidenten  und 
seinem  einzigen  Kollegen  bestehend,  seine  Thätigkeit  nach  den 
drei  Richtungen  hin  ausübt. 

In  Admiralitäts Sachen  vertritt  ein  Registrar  und  ein  Deputy 
Registrar  den  Richter  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Masters  und 
Chief  Clerks  in  den  anderen  Abtheilungen;  in  Nachlass-  and 
Ehescheidungsangelegenheiten  haben  die  sogenannten  Probate 
Registrar s  dieselben  Befugnisse.  Die  District  Registries,  die  für 
die  anderen  Abtheilungen  eingesetzt  sind,  dienen  dieser  Abthei- 
lung in  Admiralitätssachen;  für  freiwillige  Nachlassangelegen- 
heiten gibt  es  besondere  Probate  District  Registries;  in  streitigen 
Nachlassangelegenheiten  können  die  vorbereitenden  Schritte  nicht 
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in  einem  District  Registry  geführt  werden  (R.  S.  C.  0.  V  r.  1), 
ebensowenig  in  Ehescheidungssachen.  In  Admiralitätssachen,  die 
nicht  in  einem  District  Registry  geführt  werden  und  in  streitigen 
Nachlassangelegenheiten  erfolgen  die  Ausgabe  des  writ  of  sum- 
mons  und  einige  vorbereitende  Schritte  im  Central  Office,  andere 
vorbereitende  Schritte  in  der  Haupt-Admiralitäts-Registratur  bezw. 
in  der  Haupt-Pro toe-Registratur;  in  Ehescheidungssachen  er- 
folgen alle  vorbereitenden  Schritte  in  der  Ehescheidungs-Regis- 
tratur. 

Ebenso  mannigfaltig  sind  die  Bestimmungen  über  die  anzu- 
wendenden Prozessordnungen.  Die  Prozessordnung  des  früheren 
Admiralitätsgerichts  ist  ausdrücklich  aufgehoben ;  das  ganze  Ver- 
fahren wird  also  durch  die  Rules  of  the  Supreme  Court  geregelt 
(R.  S.  C.  Preamble  und  Appendix  0.  [22]).  In  Bezug  auf  Nachlass- 
angelegenheiten ist  das  Verfahren  des  früheren  Probate  Court 
anzuwenden,  insofern  die  Prozessordnung  nichts  Gegentheiliges 
bestimmt.  Da  in  der  Prozessordnung  über  freiwillige  Nachlass- 
angelegenheiten nichts  enthalten  ist,  sind  die  früheren  Bestim- 
mungen massgebend;  auch  in  Bezug  auf  das  streitige  Verfahren 
sind  Lücken  in  den  R.  S.  C,  in  Bezug  auf  welche  ebenfalls  das 
alte  Verfahren  anzuwenden  ist.  Das  Verfahren  in  freiwilligen 
Angelegenheiten  ist  in  Rules  für  das  Principal  Registry  (als  R.  P.  R. 
zitirt)  und  in  Rules  für  die  District  Registries  (als  R.  D.  R.) 
zitirt  niedergelegt.  Für  streitiges  Verfahren  (contentious  Business) 
sind  besondere  Rules  (als  C.  B.  zitirt)  vorhanden.  In  Bezug  auf 
Ehescheidungs-  und  verwandte  Angelegenheiten  ist  ausdrücklich 
bestimmt,  dass  das  frühere  Verfahren  allein  massgebend  sein 
soll  (R.  S.  C.  0.  LXVIIIr.  Id.).  Der  Präsident  der  Abtheilung 
ist  befugt,  in  Bezug  auf  freiwillige  Nachlassangelegenheiten  und 
Ehescheidungs-  und  verwandte  Angelegenheiten  neue  Rules  zu 
erlassen  (Jud.  Act.  1875  s.  18  zweiter  Absatz,  vgl.  auch  Probate 
Act  1857  s.  30 \  Matrimonial  Causes  Act  1857  s.  53).  Diese  Be- 
fugniss  ist  bereits  öfters  in  Bezug  auf  Ehescheidungs-  und  ver- 
wandte Angelegenheiten  ausgeübt  worden;  die  Additional  Rules 
reihen  sich  den  früheren  in  der  Nummernfolge  an  (die  Divorce 
Rules  sind  hier  sämmtlich  mit  einem  vorgesetzten  r.  zitirt). 

Das  Verfahren  der  Abtheilung  nach  den  drei  Richtungen 
wird  in  der  folgenden  Darstellung  nach  der  üblichen  Weise 
ganz  getrennt  behandelt. 
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ERSTER  ABSCHNITT. 
Admiralty. 

Erstes  Kapitel. 

Sachliche  Zuständigkeit. 

§  138.  Wie  bereits  (§  13)  erwähnt  ist,  wird  die  Gerichts- 
barkeit in  Admiralitätsangelegenheiten  von  einer  Reihe  anderer 
Gerichtshöfe  (theilweise  unter  Beschränkung  in  Bezug  auf  den 
Werth  des  Objects)  ausser  dem  High  Court  ausgeübt.  Hier  soll 
nur  das  Verfahren  im  High  Court  besprochen  werden.  Die 
Angelegenheiten,  welche  zur  Admiralitätsgerichtsbarkeit  der  P.  JD. 
und  Adm.  Div.  gehören,  sind  hauptsächlich  die  folgenden :  l) 

1)  Besitzklagen  in  Bezug  auf  Schiffe;  Klagen  des  Rheders 
gegen  den  Schiffer  auf  Auszahlung  der  Schiffseinnahmen;  Klagen 
auf  Rechnungsablage  und  Theilung  zwischen  Mitrhedern;  An- 
träge in  Bezug  auf  den  Verkauf  eines  Schiffes  bei  Streitigkeiten 
zwischen  Mitrhedern;  2) 

2)  Schadensersatzklagen  aus  Delikten  in  Bezug  auf  die 
Führung  eines  Schiffes  (namentlich  bei  Zusammenstössen,  aber 
auch  im  Allgemeinen  any  claim  for  damage  done  by  any  ship; 
Adm.  Court  Act  1861  s.  7 ;  über  die  Beschränkung  der  Haft- 
barkeit 25  u.  26  Vict.  c.  63  s.  54); 

3)  Klagen  aus  Frachtverträgen  wegen  Verletzungen,  welche 
durch  dolus  oder  culpa  des  Rheders,  des  Schiffers  oder  der  Mann- 
schaft herbeigeführt  wurden,  insofern  sie  von  dem  Eigenthümer, 
von  dem  Empfänger  der  Waaren  oder  von  dem  Inhaber  des 
Konnossements  eingebracht  werden,  insofern  die  W^aare  für  einen 
englischen  Hafen  bestimmt  ist,  und  insofern  kein  Eigenthümer 
oder  Miteigenthümer  des  Schiffes  zur  Zeit  der  Klageerhebung  in 


*)  Eine  kurze  Uebersicht  bei  T.  Eustace  Smith,  A  summary  of  the 
Law  and  Practice  in  Admiralty  3.  Aufl.  S.  37 — 112.  Ausführlicher  Roscoe 
Admiralty  Law  and  Practice  2.  Aufl.  S.  1 — 94. 

2)  Besitzklagen  in  Bezug  auf  ausländische  Schiffe,  an  welchen  nur 
Ausländer  betheiligt  sind,  sind  nur  zulässig,  wenn  die  Parteien  dahin 
übereinkommen  oder  der  Konsul  des  Landes,  unter  dessen  Flagge  das 
Schiff  fährt,  seine  Zustimmung  ertheilt. 
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England  domizilirt  ist3)  (Adm.  Court  Act  1861  s.  6  über  Be- 
schränkung der  Haftbarkeit  conf.  25  u.  26  Vict.  c.  63  s.  54  wie 
oben); 

4)  Klagen  aus  Heuerforderungen  der  Mannschaft  oder  des 
Schiffers;  Klagen  des  Schiffers  auf  Erstattung  seiner  Auslagen 
(Adm.  Court  Act  1861  s.10).  Auch  die  Klagen  von  Ausländern  gegen 
auswärtige  Schiffe  sind  zulässig;  doch  muss  in  einem  solchen 
Falle  der  betreffende  Konsul  benachrichtigt  werden;  erhebt  der- 
selbe Widerspruch,  so  steht  es  im  Ermessen  des  Gerichtshofs 
die  Klage  zurückzuweisen  (Smith  S.  66,  Roscoe  S.  61); 

5)  Klagen:  a)  wegen  Lieferung  von  Schiffsbedürfnissen  an 
ausländische  Schiffe  (3  u.  4  Vict.  c.  65  s.  6);  b)  wegen  gleicher 
Lieferung  an  britische  Schiffe,  wenn  die  Lieferung  nicht  im  Hei- 
mathshafen  stattfand,  und  zur  Zeit  der  Klageerhebung  kein  Eigen- 
thümer  oder  Miteigenthümer  in  England  domizilirt  ist  (Adm. 
Court  Act  1861  s.  5)\  c)  wegen  Bau,  Ausrüstung  oder  Reparatur 
eines  Schiffes,  wenn  zur  Zeit  der  Klageerhebung  das  Schiff 
(oder  der  Erlös  eines  verkauften  Schiffes)  mit  Arrest  belegt  ist 
(ibidem  s.  4); 

6)  Klagen  aus  vertragsmässigen,  eingetragenen  Pfandrechten 
an  Schiffen  (mortgages);  a)  in  Bezug  auf  Schiffe  (beziehungs- 
weise deren  Erlös),  welche  mit  Arrest  belegt  sind  (3  u.  4  Vict. 
c.  65  s.  3);  b)  wenn  das  Pfandrecht  in  England  registrirt  ist 
(Adm.  Court  Act  1861  s.  11); 

7)  Klagen  aus  Bödmereibriefen  (ein  Bodmereibrief  heisst 
bottomry  bond,  wenn  das  Schiff  —  respondentia  bond,  wenn  die 
Ladung  verpfändet  ist4)  (S?nith  S.  84,  Roscoe  S.  85); 

8)  Klagen  wegen  Bergung  und  Hülfeleistung  (salvage  und 
towage)   (17  u.  18  Vict.  c.  104  s.  476;  3  u.  4  Vict.  c.  65  s.  6).*) 

3)  Wenn  der  Eigenthümer  oder  ein  Miteigenthümer  in  England 
domicilirt  ist,  so  wird  der  Prozess  nicht  als  Admt'ra/tyS&che  geführt, 
da  in  diesem  Falle  keine  Veranlassung  dazu  vorhanden  ist,  durch  action 
in  rem  gegen  das  Schiff  vorzugehen. 

4)  Der  Ausdruck  bottomry  oder  respondentia  wird  auch  für  foenus 
nauticum  angewandt. 

5)  In  einigen  der  genannten  Fälle  hatte  der  Admiralty  Court  aus- 
schliesslich Jurisdiction:  in  diesen  Fällen  muss  die  Klage  bei  der 
P.  D.  u.  A.  eingebracht  werden;  in  Fällen,  wo  die  Jurisdiction  eine 
konkurrirende  war,  hätte  die  Einbringung  bei  einer  nicht  geeigneten 
Abtheilung  nur  die  Uebertragung  an  die  geeignete  Abtheilung  zur  Folge. 
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Zweites  Kapitel. 

Verfahren. 

a.  Eröffnung1  des  Verfahrens. 

§  139.  Die  Haupteigenthümlichkeit  des  Verfahrens  in  Ad- 
iniralitätssachen  besteht  darin,  dass  neben  dem  gewöhnliehen 
Verfahren  in  personam  ein  Verfahren  in  rem l)  zulässig  ist. 
Ersteres  Verfahren  wird  in  der  Regel  nur  dann  angewandt,  wenn 
die  Sache  dem  Arrest  unzugänglich  ist  (Smith  S.  115).  Nur  das 
Verfahren  in  rem  hat  besondere  Eigenthümlichkeiten  und  nur 
dieses  soll  hier  besprochen  werden.  Dasselbe  richtet  sich  ent- 
weder gegen  das  Schiff,  die  Ladung  oder  die  Fracht. 

Die  Prozessladung  richtet  sich  nicht  an  eine  bestimmte 
Person,  sondern  z.  B.  an  „die  Eigenthümer  und  Interessenten 
des  Schiffs  Hilda  aus   dem  Hafen    von  Danzig"   (oder  „der 


l)  Der  Ausdruck  Verfahren  in  rem  ist  kein  glücklicher,  da  man 
dabei  an  die  römische  actio  in  rem  denkt,  die  den  betreffenden  Klagen 
keineswegs  entspricht.  Das  Verfahren  in  rem  wird  meistens  ange- 
wandt, um  ein  seerechtliches  Pfandrecht  (maritime  lien)  geltend  zu 
machen.  Ein  derartiges  Pfandrecht,  das  dem  im  deutschen  Seerecht 
(D.  H.-G.-B.;  10.  Titel)  vorkommenden,  in  der  Hauptsache  entspricht, 
entsteht  bei  Bödmereibriefen,  Bergung,  Heueransprüchen  der  Mann- 
schaft, Ansprüchen  des  Schiffers  für  Auslagen  und  Heuer  und  bei 
Schadensersatzansprüchen  wegen  Zusammenstosses.  Man  war  früherhin 
der  Ansicht,  dass  ein  Verfahren  in  rem  nur  zulässig  ist,  wenn  ein 
maritime  lien  besteht  und  dass  umgekehrt  da,  wo  ein  Verfahren  in  rem 
zulässig  ist,  daraus  gefolgert  werden  muss,  dass  auch  das  maritime  lien 
existirt  (vgl.  die  Entscheidung  des  Privy  Council  in  The  bold  Bticclench 
namentlich  die  Aeusserung  von  Chief  Justice  Jervis  auf  S.  284  (7  Moore 
P.  C.  C.J.  Diese  Ansicht  ist  neuerdings  durch  eine  Entscheidung  des 
House  of  Lords  »The  Henrich  Björn"  (11  App.  C.  2J0  — 5.  April  1886) 
endgültig  beseitigt  worden.  Eine  Klage  wegen  Lieferung  von  Schiffs- 
bedürfnissen an  ein  fremdes  Schiff  in  einem  englischen  Hafen  kann  z.  B. 
durch  Verfahren  in  rem  geltend  gemacht  werden,  aber  nur  dann,  wenn 
das  Schiff  nicht  seit  Entstehung  des  Anspruchs  in  andere  Hände  über- 
gegangen ist;  wenn  die  Lieferung  ein  Pfandrecht  begründen  würde,  so 
wäre  die  Klage  gegen  jeden  Eigenthümer  statthaft.  Das  charakteristische 
des  Verfahrens  in  rem  besteht  nur  in  der  Möglichkeit  des  sofortigen 
Arrestes.  Ueber  maritime  lien  vgl.  den  Aufsatz  von  Marsden  „  Two  points 
of  Admiralty  Law"  in  der  Law  Quarter ly  Review  II  357 — 372. 
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Ladung  etc.")  (R.  S.  C.  0.  II  r.  7;  Formular  App.  A.  III).  Sofort 
nach  Ausgabe  der  Prozessladung  kann  ein  Arrestbefehl  (warrant 
of  arrest)  erwirkt  werden,  nachdem  ein  affidavit  mit  den  folgenden 
Angaben  eingereicht  worden  ist: 

1)  Name  und  Bezeichnung  der  betreibenden  Partei,  Charakter 
der  Klage  oder  Widerklage;  Bezeichnung  der  zu  arrestirenden 
Sache;  Behauptung,  dass  der  Anspruch  nicht  befriedigt  ist 
(0.  V.  r.  16  [a]); 

2)  bei  Besitzklagen  oder  Heueransprüchen  die  Nationalität 
des  betreffenden  Schiffes;  falls  es  sich  um  ausländische 
Schiffe  handelt,  muss  die  schriftliche  Benachrichtigung  des  Kon- 
suls beglaubigt  und  eine  Abschrift  des  betreffenden  Schreibens 
vorgelegt  werden  (ibidem  r.  16  [b]); 

3)  bei  Bodmerei-Ansprüchen  ist  der  Bodmereibrief  dem 
Registrar  vorzuweisen  (eventuell  auch  eine  notarielle  Ueber- 
setzung)  und  eine  Abschrift  des  Originals  oder  der  Uebersetzung 
dem  affidavit  beizufügen  (ibidem  r.  16  [c]); 

4)  bei  Klagen  auf  Theilung  des  Bergungslohnes  ist  der 
zuerkannte  oder  durch  Uebereinkunft  bestimmte  Gesammtbetrag 
und  Name  und  Adresse  des  Depositars  anzugeben  (ibidem 
r.  16  [d]). 

Die  Ausgabe  des  warrant  kann  ausnahmsweise,  auch  wenn 
die  Angaben  unvollständig  sind,  gestattet  werden;  bei  Klagen  aus 
Heueransprüchen  kann  die  Benachrichtigung  des  Konsuls,  bei 
Bodmerei-Ansprüchen  die  Vorweisung  des  Bodmereibriefs  unter 
Umständen  erlassen  werden  (ibidem  r.  17). 

b.  Zustellung. 
Die  Zustellung  einer  Prozessladung  oder  eines  Arrestbefehls 
bei  dem  Verfahren  in  rem  geschieht  durch  Anheftung  des  Original- 
Dokuments  an  den  Haupt- Mast  während  einer  kurzen  Zeit; 
nach  Entfernung  des  Original -Dokuments  ist  eine  Abschrift 
an  derselben  Stelle  zu  befestigen  (0.  IX.  r.  12).  Richtet  sich 
das  Verfahren  gegen  die  Ladung  und  ist  dieselbe  bereits  gelöscht 
oder  umgeladen,  so  ist  in  gleicher  Weise  das  Original-Dokument 
beziehungsweise  die  Abschrift  auf  der  Ladung  zu  befestigen 
(ibidem  r.  13).  Befindet  sich  die  Ladung  im  Verwahr  einer 
Person,  welche  keinen  Zutritt  zu  derselben  gewähren  will,  so 
genügt  die  Zustellung  an  den  betreffenden  Aufseher  (ibidem  r.  14). 
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Arrestbefehle  sind  durch  den  Marshall  (vgl.  §  33)  oder  seine 
Vertreter  zuzustellen  und  eine  Abschrift  derselben  ist  spätestens 
sechs  Tage  nach  erfolgter  Zustellung  beim  Admiralitäts-ifegrwtfrar 
einzureichen  {ibidem  r.  11).  Die  Zustellung  der  Prozessladung 
oder  des  Arrestbefehls  ist  nicht  nöthig,  wenn  der  Solicitor  der 
Gegenpartei  sich  bereit  erklärt,  die  Zustellung  anzunehmen,  be- 
ziehungsweise Bürgschaft  für  die  betreffende  Forderung  zu  stellen 
oder  statt  derselben  den  betreffenden  Betrag  bei  Gericht  einzu- 
zahlen (ibidem  r.  10). 

c.  Verhinderung  und  Aufhebung  des  Arrestbefehls. 

Der  Erlass  des  Arrestbefehls  kann  auf  Antrag  einer  vom 
Arrest  betroffenen  Partei  durch  Eintragung  eines  caveat  in  der 
Haupt-Registratur  verhindert  werden;  vorher  hat  dieselbe  eine 
Anzeige  einzureichen,  durch  welche  sie  sich  verpflichtet,  sich 
auf  die  Klage  einzulassen  und  Bürgschaft  zu  stellen  (to  give  bail) 
oder  den  Betrag  bei  Gericht  einzuzahlen  (0.  XXIX.  rr.  11  u.  12). 
Der  Partei,  welche  ein  caveat  hat  eintragen  lassen,  ist  sofort  eine 
Abschrift  der  Prozessladung  zuzustellen;  wenn  nicht  drei  Tage  nach 
dieser  Zustellung  oder  zwölf  Tage  nach  Einreichung  der  erwähnten 
Anzeige  2)  die  Bürgschaftsleistung  oder  Einzahlung  erfolgt  ist,  so 
kann  eine  Verhandlung  unter  Ausschluss  der  betreffenden  Partei 
stattfinden  und  wenn  der  Anspruch  als  begründet  anerkannt 
wird,  so  kann  sofort  ein  Urtheil  ergehen,  das  durch  Personal- 
arrest oder  dinglichen  Arrest  vollstreckt  werden  kann  (0.  XXIX. 
rr.  14 — 17).  Die  Eintragung  des  caveat  benimmt  der  betreibenden 
Partei  nicht  das  Recht  auf  Erlass  des  Arrest-Befehls,  doch  hat 
sie  die  Wirkung,  dass  der  Arrest  aufgehoben  und  die  betreibende 
Partei  in  die  Kosten  verurtheilt  werden  kann,  wenn  sie  von  die- 
sem Rechte  ohne  guten  Grund  Gebrauch  gemacht  hat  (a.  a.  0. 
r.  18).  Wird  der  Rechtsstreit  in  einem  District  Registry  geführt, 
so  hat  der  District  Registrar,  (telegraphisch  oder  brieflich)  zu 
ermitteln,  ob  ein  caveat  in  der  Haupt-Registratur  eingetragen  ist, 
ehe  er  den  Arrestbefehl  erlässt  (a.  a.  0.  r.  13). 

Ein  bereits  vollzogener  Arrest  kann  durch  einen  sogenannten 
release  rückgängig  gemacht  werden  (0.  XXIX.  r.  1).    Es  kann 


2)  Die  Frist  kommt  in  Betracht,  welche  für  die  Partei,  welche  das 
caveat  eintragen  liess,  die  günstigste  ist  (Smith  S.  125). 
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dies  entweder  ohne  Weiteres  auf  Antrag  der  betreibenden  Partei 
(a.  a.  0.  r.  2)  oder  auf  Antrag  einer  anderen  Partei  geschehen, 
wenn  dieselbe  den  beanspruchten  Betrag  bei  Gericht  einzahlt 
(a.  a.  0.  r.  3).  Wenn  die  Schiffsladung  wegen  eines  Anspruchs 
auf  die  Fracht3)  mit  Arrest  belegt  werden  soll,  so  ist  mit  der 
Einzahlung  zugleich  ein  affidavit  über  den  Betrag  der  Fracht 
einzureichen.  In  diesem  Falle  kann  die  Befreiung  auch  durch 
den  Nachweis  der  bereits  erfolgten  Zahlung  erwirkt  werden  (a.  a.  0. 
r.  4).  Bei  Ansprüchen  wegen  Bergung  kann  die  Befreiung  in  der 
Regel  erst  erfolgen,  nachdem  die  Parteien  über  den  Werth  der 
geborgenen  Sachen  übereingekommen  sind,  oder  ein  affidavit 
über  den  Werth  eingereicht  worden  ist.  Nach  erfolgter  Bürg- 
schaftsleistung oder  s  Einzahlung  kann  die  Befreiung  als  ein 
Recht  beansprucht  werden,  wenn  kein  caveat  gegen  den  release 
eingetragen  ist. 

Eine  Partei,  welche  die  Befreiung  verhindern  will,  kann  ein 
caveat  gegen  den  release  in  der  Haupt-Registratur  eintragen  lassen, 
doch  kann  die  so  handelnde  Partei,  wenn  sie  nicht  einen  guten 
Grund  nachweisen  kann,  in  Kosten  und  Schadensersatz  verurtheilt 
werden  (a.  a.  0.  rr.  8  u.  10).  Bei  Prozessen  in  einem  District 
Registry  hat  der  District  Registrar  vor  Gewährung  der  Befreiung 
zu  ermitteln,  ob  kein  caveat  eingetragen  ist  (a.  a.  0.  r.  9). 

cL  Einlassung. 
In  Bezug  auf  die  Einlassung  ist  das  Verfahren  im  Allge- 
meinen dasselbe  wie  in  den  anderen  Abtheilungen  (vgl.  §  56). 
Wird  die  Einlassungserklärung  im  Central  Office  eingereicht,  so 
ist  eine  Anzeige  an  die  Hauptregistratur  einzusenden  (0.  XII 
r.  3).  Jedermann  kann  unter  Einreichung  eines  affidavits,  in 
welchem  er  sein  Interesse  an  der  Sache  nachweist,  als  Neben- 
intervenient eintreten  (0.  XII  r.  24).  Bei  versäumter  Einlassung 
wird  der  Rechtsstreit  weitergeführt,  als  ob  dieselbe  stattgefunden 
hätte  (0.  XIII  r.  12). 

e.  Schriftsätze. 
Auch  hier  unterscheidet  sich  das  Verfahren  wenig  von  dem 
in  den  anderen  Abtheilungen.   Für  Einreichung  der  Klageschrift 

3)  Es  kann  dies  vorkommen,  wenn  bei  irgend  einem  Anspruch,  der 
als  Admiralitätssache  betrieben  werden  kann,  ein  Pfandrecht  auf  die 
Fracht  gegeben  ist. 
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(0.  XX  r.  3)  und  der  Replik  (0.  XXIII  r.  1)  ist  eine  kürzere 
Frist  bestimmt,  auch  muss  in  allen  Fällen  eine  Klageschrift  ab- 
geliefert werden.  Besondere  Regeln  existiren  bei  Schadensersatz- 
klagen wegen  Zusammenstosses,  wenn  ein  Schiff  gegen  ein  an- 
deres klagt.4)  Bei  derartigen  Klagen  hat  jede  Partei  ein  Schrift- 
stück —  die  sogenannte  preliminary  act  —  beim  Registrar  ver- 
siegelt einzureichen,  worin  folgende  Angaben  enthalten  sein 
müssen:  1)  die  Namen  der  Schiffe  und  der  Schiffer,  2)  Zeit  und 
Ort  des  Zusammenstosses,  3)  Richtung  und  Stärke  des  Windes  und 
allgemeiner  Zustand  des  Wetters,  4)  Tendenz  und  Intensität  der 
Fluth,  5)  Kurs  und  Schnelligkeit  des  Schiffs,  zur  Zeit  als  das  andere 
zuerst  gesehen  wurde,  6)  Angaben  über  Lichter  des  eigenen 
Schiffs,  7)  Entfernung  und  Kurs  des  anderen  Schiffs  zur  Zeit,  in 
welcher  es  zuerst  gesehen  wurde,  8)  Angaben  über  die  zuerst 
gesehenen  Lichter  des  anderen  Schiffs  und  darüber,  ob  vor  dem 
Zusammenstoss  andere  Lichter  gesehen  wurden,  9)  Angaben  über 
die  angewandten  Vorkehrungen,  10)  Angabe  der  Schiffstheile, 
welche  zuerst  miteinander  in  Berührung  kamen. 

Die  preliminary  act  ist  nur  auf  gerichtliche  Anordnung  zu 
eröffnen;  wenn  dies  geschieht,  so  sind  weitere  Schriftsätze  un- 
nöthig;  eine  Partei,  die  sich  damit  vertheidigen  will,  dass  der 
obligatorische  Lootse  an  Bord  war,  kann  in  einem  solchen  Falle 
diese  Einrede  bei  der  Verhandlung  vorbringen,  wenn  sie  die 
Gegenpartei  spätestens  zwei  Tage  nach  Eröffnung  des  preliminary 
act  von  dieser  Absicht  benachrichtigt  hat  (0.  XIX  r.  28). 

f.  Sicherung  der  Beschränkung  der  Haftbarkeit. 

Bei  Forderungen  wegen  Schadens,  der  durch  Verschulden  in 
der  Führung  eines  Schiffes  entstanden  ist,  an  welchem  der  Rheder 
nicht  persönlich  betheiligt  war,  ist  die  Haftbarkeit  desselben  auf 
eine  bestimmte  Summe  per  Tonne  beschränkt  (Merchant  Slüpping 
Act  1854  ss.  503,  506;  M.  Sh.  Act  Amendment  Act  1862  s.  54). 
Der  Rheder  kann  von  diesem  Rechte  auf  dem  Wege  der  Einrede 
oder  Widerklage  Gebrauch  machen;  er  kann  ferner  den  Antrag 
auf  Einstellung  des  Verfahrens  stellen  und  den  Maximalbetrag  bei 
Gericht  deponiren,  wenn  er  seine  Haftbarkeit  zugibt.    Das  ge- 

4)  Derartige  Klagen  kommen  anch  in  der  Queetis  Bench  Division 
vor.  Die  betreffenden  Regeln  werden  hier  angeführt,  da  sie  hier  am 
häufigsten  Anwendung  finden. 


§  139.  VERFAHREN  IN  SEERECHTL.  ANGELEGENHEITEN.  241 


bräuchlichste  Verfahren  ist  indessen  ein  anderes.  Der  Rheder 
wartet  die  Entscheidung  über  seine  Haftbarkeit  ab,  und  wenn 
das  Urtheil  gegen  ihn  geht,  eröffnet  er  ein  neues  Verfahren,  in 
welchem  er  ein  Urtheil  auf  Beschränkung  der  Haftbarkeit  bean- 
tragt. In  einem  solchen  Falle  erfolgt  nach  Erlass  des  Urtheils 
eine  öffentliche  Ankündigung,  in  welchem  eine  Präklusivfrist  für 
die  Anmeldung  aller  aus  der  betreffenden  Schädigung  entstan- 
denen Forderungen  festgesetzt  wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird 
der  Maximalbetrag  durch  gerichtlichen  Beschluss  an  die  Gläubiger, 
deren  Forderung  angemeldet  ist,  vertheilt.  Ursprünglich  war  für 
das  zuletzt  erwähnte  Verfahren  nur  das  Kanzleigericht  zuständig 
(Merchant  Shipping  Act  1854  s.  514).  Durch  den  Adm.  Court  Act 
von  1861  wurde  für  die  Fälle,  in  weichen  das  Schiff  mit  Arrest 
belegt  ist,  auch  das  Admiralitäts-Gericht  für  zuständig  erklärt 
(s.  13).  Jetzt  sind  alle  Abtheilungen  des  High  Court  (nach  Jud. 
Act  1873  s.  Iß)  zuständig. 

g.  Hauptverhandlung. 
Bei  Admiralitätsprozessen  kann  jede  Partei  durch  Antrag 
in  Chambers  oder  öffentlicher  Gerichtssitzung  beantragen,  dass 
ein  baldiger  Verhandlungstermin  bestimmt  werde.  In  der  be- 
treffenden Verfügung  kann  bestimmt  werden,  dass  die  sonst 
übliche  Anzeige  (notice  of  trial)  unterbleiben  soll  oder  die  Fristen 
in  Bezug  auf  dieselbe,  wie  in  Bezug  auf  sonstige  vorbereitende 
Prozesshandlungen  abzukürzen  sind  ( 0.  LXIV  r.  9).  Die  Ver- 
handlung findet  in  der  Regel  ohne  jury  statt.  Doch  können  that- 
sächliche  Fragen  zur  Verhandlung  bei  den  Sitzungen  mit  jury 
für  London  oder  Middlesex  verwiesen  werden  (0.  XXXVI  rr. 
7  u.  44).  Die  Zuziehung  von  Beisitzern,  welche  in  Admiralitäts- 
sachen aus  der  Zahl  der  Trinity  Masters  zu  wählen  sind,  kann 
von  jeder  Partei  ohne  Weiteres  verlangt  werden,  wenn  es  sich 
um  verschuldete  Beschädigung  oder  um  Bergung  handelt;  in 
anderen  Fällen  ist  ein  besonderer  Antrag  zu  stellen  (Smith  S.  145). 
Die  Beweisaufnahme  geschieht  auf  dieselbe  Art  wie  beim  ge- 
wöhnlichen Verfahren:  in  der  Hauptverhandlung  fallen  in  der 
Regel  die  Vorträge  der  Advokaten  vor  Eröffnung  des  Zeugen- 
verhörs weg. 

h.  Verweisung  an  den  Registrar. 
Wenn  verwickelte  Berechnungen  oder  die  Taxirung  von 
Schadensersatz  in  Betracht  kommt,  so  kann  der  Registrar  durch 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  Iß 
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eine  sogenannte  order  of  reference  damit  beauftragt  werden. 
Es  kann  dies  im  Vorverfahren  geschehen,  um  die  betreffende 
Frage  vor  der  Hauptverhandlung  festzustellen;  es  kann  aber 
auch  vorkommen,  dass  das  Urtheil  selbst  derartige  Fragen  offen 
lässt  und  auf  Grund  desselben  die  Verweisung  nöthig  ist.  Die 
Verweisung  kann  entweder  an  den  Registrar  allein  oder  an  den 
Registrar  zusammen  mit  sachverständigen  Beisitzern  erfolgen. 
Die  betreibende  Partei  hat  ihren  Anspruch  schriftlich  einzureichen 
und  ihre  Behauptungen  durch  affidavits  nachzuweisen;  die  Ge- 
genpartei kann  sogenannte  count er- affidavits  einreichen;  nachdem 
dies  geschehen,  erfolgt  eine  öffentliche  Verhandlung,  bei  welcher 
Zeugen  verhört  werden  können.  Der  Registrar  erstattet  einen 
Bericht,  der  in  der  Registratur  einzureichen  ist.  Einwendungen 
gegen  den  Bericht  können  durch  petition  vor  das  Gericht  gebracht 
werden  (ausnahmsweise  auch  durch  mündlichen  Antrag  — motioti); 
auf  Grund  derselben  kann  eine  Abänderung  des  Berichts  be- 
ziehungsweise eine  zweite  Verweisung  angeordnet  werden  (R.  S. 
C.  0.  LVI  passim). 

i.  Berufung. 

Ein  Divisional  Court5)  der  Probate  Divorce  und  Admiralty 
Division  hört  Berufungen  gegen  Entscheidungen  der  County  Courts 
und  anderer  untergeordneter  Gerichte  (auch  gegen  Entscheidungen 
von  Friedensrichtern  über  Bergungsansprüche)  (0.  LIX  r.  4). 
Während  früher  Berufungen  vom  Admiralty  Court  an  das  Judicial 
Committee  of  the  Priory  Council  gingen,  gehen  jetzt  Berufungen 
gegen  Entscheidungen  aus  der  Probate  Divorce  und  Admiralty 
Division  an  den  Court  of  Appeal  (Jud.  Act  1873  s.  18  [5]). 

k.  Vollstreckung. 
Wenn  Bürgschaft  geleistet  ist,  geht  die  Vollstreckung  gegen 
die  Bürgen:  in  anderen  Fällen  geht  sie  gegen  die  unter  Arrest 
befindliche  Sache.  In  der  Regel  werden  die  Parteien  sich 
hierüber  verständigen,  wenn  dies  nicht  geschieht,  ist  die  Sache  zu 
subh astiren  (Smith  S.  147).  Es  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  ge- 
richtlicher Auftrag  (commission  for  appraisement  and  sale)  an  den 
Marshall  oder  seine  Vertreter  erwirkt,  durch  welchen  demselben 


5)  Da  diese  Abtheilung  nur  zwei  Richter  hat,  besteht  der  Div.  Court 
aus  den  beiden  Richtern  der  Abtheilung. 
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anbefohlen  wird,  die  Sache  taxiren  zu  lassen  und  nach  erfolgter 
Taxation  in  öffentlicher  Versteigerung  nicht  unter  dem  taxirten 
Werthe  zu  verkaufen.  Der  Erlös  ist  in  die  Registratur  einzu- 
zahlen (0.  LI  rr.  14—16,  Formular  App.  H.  Nr.  16). 


ZWEITER  ABSCHNITT. 
Probate. 

Erstes  Kapitel. 

Sachliche  Zuständigkeit. 

§  140.  Die  P.  D.  u.  ^4dm.-Abtheilung  in  Probate-Sachen. 
übt  die  freiwillige  und  streitige  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  die 
Einweisung  von  Testamentsvollstreckern  und  Nachlassverwaltern 
in  den  beweglichen  Nachlass  des  Erblassers,  sowie  auf  den 
Widerruf  dieser  Einweisung  aus,  und  entscheidet  über  die  Gül- 
tigkeit von  Testamenten  und  die  Berechtigung  der  einzuweisenden 
Personen,  nicht  aber  über  die  Auszahlung  von  Legaten  und  die 
Vertheilung  des  Nachlasses.1) 

Erläuternd  muss  bemerkt  werden,  dass  nach  geltendem  Recht 
vollkommene  Testirfreiheit  herrscht,  also  kein  Pflichttheilsrecht  in 
Frage  kommen  kann,  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  bewegliches  als 
unbewegliches  Vermögen;  ferner  dass  das  unbewegliche  Vermögen2) 
(real  property),  insofern  über  dasselbe  durch  Testament  verfügt 
ist,  an  den  Vermächtnissnehmer  (in  Bezug  auf  unbewegliches 
Vermögen  devisee  genannt),  sonst  an  den  nach  Intestaterbrecht 
Berechtigten  (heir-at-law)  ohne  Weiteres  übergeht;  dass  hingegen 

J)  Probate  Act  1857,  554  u.  23;  Dixon:  The  Law  of  Probate.  2.  Auf- 
lage, S.  1. 

2)  Der  Einfachheit  halber  übersetzen  wir  real property  mit  unbeweg- 
lichem, personal  property  mit  beweglichem  Vermögen,  obgleich  sich  die 
Begriffe  nicht  genau  decken.  Das  dingliche  Recht  des  leaseholder  gehört 
zur  personal  property,  andererseits  können  res  incorporales,  z.  B.  Patronats- 
rechte,  Gerechtsame  etc.  real  propeHy  sein.  In  vielen  Fällen  ist  der 
Unterschied  zwischen  real  und  personal  property  nur  durch  den  Unter- 
schied in  Bezug  auf  den  Uebergang  nach  dem  Tode  der  Berechtigten  zu 
erkennen. 

16* 
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das  bewegliche  Vermögen  (personal  property)  nicht  direkt  an  die 
Berechtigten  übergeht,  sondern  an  eine  oder  mehrere  durch  ge- 
richtliche Ernennung  bestellte  Mittelspersonen,  welche  mit  der 
Vertheilung  beauftragt  sind.  Es  sind  hierbei  drei  Fälle  zu  unter- 
scheiden: 

a.  der  Erblasser  hat  ein  Testament  hinterlassen,  durch 
welches  ein  oder  mehrere  Testamentsvollstrecker  (executors)  er- 
nannt, sind  und  dieselben  sind  alle  oder  theilweise  willig  und 
fähig  ihr  Amt  zu  übernehmen:  dann  haben  dieselben  das  Testa- 
ment einzureichen  (to  prove  the  will),  und  werden,  wenn  das 
Testament  für  gültig  erachtet  wird,  durch  einen  sogenannten  grant 
of  probate  eingewiesen3)  sie  haben  sodann  den  Nachlass  nach 
den  Bestimmungen  des  Testaments  zu  verwalten  und  zu  ver- 
theilen; 

b.  der  Erblasser  ist  ohne  letztwillige  Verfügung  verstorben; 
dann  wird  eine  nach  bestimmten  Vorschriften  zu  wählende  Person 
zum  Nachlassverwalter  ( administrator)  durch  einen  Administrations- 
erlass  (letters  of  administration)  bestellt  und  in  den  Nachlass  ein- 
gewiesen, um  denselben  nach  Intestaterbrecht  zu  vertheilen; 

c.  der  Erblasser  hat  ein  Testament  hinterlassen,  aber  keine 
Testamentsvollstrecker  ernannt,  oder  die  ernannten  Testaments- 
vollstrecker sind  Alle  nicht  gewillt  oder  nicht  fähig,  ihr  Amt  zu 
übernehmen:  dann  wird  ein  administrator  in  gleicher  Weise 
wie  unter  b.  erwählt  und  durch  letters  of  administration  cum 
testamento  annexo  eingewiesen,  welcher  den  Nachlass  nach 
den  Bestimmungen  des  Testaments  zu  verwalten  und  zu  ver- 
theilen hat. 

Das  bewegliche  Vermögen,  in  welches  der  executor  bezie- 
hungsweise der  administrator  eingewiesen  wird,  begreift  nur  das 
in  England  befindliche  Vermögen. 

Die  Probate  Division^)  übt  freiwillige  und  streitige  Gerichts- 
barkeit aus.  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  wird  gewöhnlich  als 
common  form  business  bezeichnet.    Sie  besteht  in  der  Gewährung 

3)  Ein  executor  hat  bereits  Dispositionsbefugniss,  ehe  die  formelle 
Einweisung  erfolgt  ist;  ein  Administrator  erst  nach  seiner  Bestallung, 
(vgl.  §  142.) 

4)  Der  Einfachheit  halber  nennen  wir  das  Gericht  hier  die  Probate 
Division  (33  u.  34  Vict.  c.  14)  und  verstehen  darunter  die  Pr.  D.  u.  Adm. 
Div.  in  ihrer  Gerichtsbarkeit  über  Nacklasssachen. 
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von  probate  und  letters  of  administration.  Die  streitige  Gerichts- 
barkeit kommt  zur  Anwendung,  wenn  gegen  einen  Antrag  auf 
Einweisung  oder  gegen  die  Ernennung  eines  Administrator  Oppo- 
sition erhoben,  oder  wenn  die  erfolgte  Einweisung  angefochten 
werden  soll.  Es  wird  dann  ein  regelmässiges  Prozessverfahren 
(probate  action  vgl.  0.  LXXI.  r.  1)  eingeleitet. 


Zweites  Kapitel. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit. 

I.  Auswahl  der  Testamentsvollstrecker  und  Nachlassverwalter. 

a.  Testamentsvollstrecker  (executors). 

§  141.  Alle  handlungsfähigen  natürlichen  Personen,  mit  Ein- 
schluss  verheiratheter  Frauen,  können  Testamentsvollstrecker 
sein  (Dixon  S.  130  ff.).  Minderjährigen,  sogar  ungeborenen 
Kindern  kann  das  Amt  zufallen,  doch  wird,  wenn  kein  Voll- 
jähriger zu  gleicher  Zeit  ernannt  ist,  der  probate  dem  Testaments- 
vollstrecker erst  nach  Erreichung  der  Volljährigkeit  gewährt 
und  inzwischen  ein  administrator  durante  minore  aetate  ernannt 
(gewöhnlich  der  Vormund  des  minderjährigen  Testamentsvoll- 
streckers; Dixon  S.  131);  juristische  Personen  können  das  Amt 
eines  Testamentsvollstreckers  durch  einen  Syndikus  ausüben 
(Dixon  S.  130).  Ausländisches  Domizil  oder  ausländische  Staats- 
angehörigkeit ist  kein  Hinderungsgrund  (33  u.  34  Vict.  c.  14). 

Für  einen  Testamentsvollstrecker,  der  nach  Antritt  seines 
Amts  geisteskrank  wird,  wird  gewöhnlich  der  betreffende  Kurator 
(committee)  als  administrator  ernannt;  statt  eines  wegen  Ver- 
brechens verurtheilten  executors  wird  sein  gesetzlicher  Vertreter 
(vgl.  §  38  Ic)  während  der  Dauer  seiner  Haft  bestellt  {Dixon 
S.  132). 

Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  die  Testamentsvollstrecker 
ausdrücklich  ernannt  werden;  die  Ernennung  kann  auch  implicito 
erfolgen  (z.  B.  wenn  es  im  Testament  heisst:  sollte  A.  verstorben 
sein,  so  ernenne  ich  B.  an  seiner  Stelle  etc.,  so  gilt  dies  als  Er- 
nennung des  A.).  Implicite  ernannte  executors  werden  als  „exe- 
cutors according  to  tlie  tenor"  bezeichnet.  Die  Ernennung,  gleich- 
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viel,  ob  ausdrücklich  oder  implicite  erfolgt,  kann  eine  beschränkte 
(z.  B.  für  die  Verwaltung  bestimmter  Vermögensstücke)  sein. 
(Dixon  S.  137.)  Die  Ernennung  eines  executor  kann  in  der  letzt- 
willigen Verfügung  einer  dritten  Person,  oder  der  Wahl  der 
anderen  ernannten  executor s  überlassen  werden;  auch  kann  be- 
stimmt werden,  dass  beim  Eintritt  gewisser  Ereignisse  andere 
executors  an  die  Stelle  der  in  erster  Linie  ernannten  treten 
sollen;  es  kann  auch  für  den  Fall  des  Abgangs  eines  Testa- 
mentsvollstreckers den  anderen  die  Ernennung  eines  Substituten 
überlassen  werden  (Dixon  S.  139  ff.).  Wenn  ein  executor  stirbt, 
so  geht,  wenn  nichts  Gegenteiliges  bestimmt  ist,  sein  Amt  an 
seine  Mit-executors  über;  sind  keine  solche  vorhanden,  so  tritt 
sein  Testamentsvollstrecker  an  seine  Stelle,  wenn  er  einen  solchen 
ernannt  hat  (vgl.  unter  b.  letzter  Absatz).    (Dixon  S.  143.) 

b.  Nachlass  Verwalter  (Administrators). 
Wenn  1)  im  Testament  kein  Exekutor  ernannt  ist  oder  die 
ernannten  Exekutoren  nicht  gewillt  oder  fähig  sind  das  Amt  zu 
übernehmen,  oder  wenn  2)  kein  Testament  vorhanden  ist,  so 
wird  ein  Administrator  bestellt.  Die  Regeln  über  die  Auswahl 
derselben  sind  zu  verwickelt,  um  ausführlich  dargestellt  zu 
werden  (vgl.  Dixon  S.  182 ff.)  Im  Allgemeinen  (und  abgesehen 
von  Ausnahmen  und  Qualifikationen)  lassen  sie  sich  wie  folgt 
wiedergeben: 

1.  bei  letters  of  administration  cum  testamento  annexo  wird  in 
erster  Linie  dem  Universal-Vermächtnissnehmer  (residuary  legatee)1) 
sodann  den  zunächst  interessirten  Personen  und  schliesslich 
einem  der  nächsten  Verwandten,  eventuell  einem  Gläubiger  die 
Administration  übertragen ; 2) 

2.  bei  letters  of  administration  in  Bezug  auf  einen  Nachlass, 
über  welchen  kein  Testament  vorhanden  ist,  wird  in  erster  Linie 
der  Ehegatte,  sodann  ein  Verwandter  in  der  nach  dem  Statute 

2)  Testamentarische  Dispositionen  über  bewegliches  Vermögen  (per- 
sonal property,  vgl.  §  140  Anm.  2)  werden  nach  englischem  Recht  stets 
als  Legate  aufgefasst;  die  Person,  welcher  das  gesammte  bewegliche 
Vermögen  nach  Abzug  der  Schulden  und  der  einzelnen  Legate  ver- 
macht wird,  wird  als  »residuary  legatee"-  bezeichnet. 

2)  Die  Reihenfolge  ist  so  zu  verstehen,  dass,  wenn  in  der  vorher- 
gehenden Klasse  Niemand  gewillt  oder  fähig  ist,  das  Amt  zu  übernehmen, 
ein  Mitglied  der  nächsten  Klasse  eintritt. 
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of  Distributions  bestimmten  Reihenfolge,3)  schiesslich  ein  Gläu- 
biger bestellt. 

3.  Wenn  besondere  Umstände  vorliegen,  z.  B.  bei  Ueber- 
schuldung  des  Nachlasses,  kann  gerichtlich  eine  andere  als  die 
nach  den  sonstigen  Vorschriften  zu  ernennende  Person  bestellt 
werden  (Prob.  Act  1857  s.  73). 

Wir  haben  bis  jetzt  den  Fall  berücksichtigt,  in  welchem  un- 
beschränkte Administration  über  den  ganzen  beweglichen  Nach- 
lass  gewährt  wird.  Zeitlich  beschränkte  Einweisung  wird  ge- 
währt, wenn  an  Stelle  des  rechtmässigen  aber  durch  vorüber- 
gehende Umstände  verhinderten  administrator  eine  andere  Person 
ernannt  wird  z.  B.  für  einen  Minderjährigen  (administration  du- 
rante  minore  aetate)  oder  für  einen  Geisteskranken  (for  the  use 
and  benefit  of  the  lunatic;  mit  der  Wiederherstellung  desselben 
endigt  die  Administration)  oder  für  einen  Abwesenden  (durante 
absentia).  Wenn  die  zeitweiligen  Umstände  vorüber  sind,  so  wird 
der  Berechtigte  durch  einen  sogenannten  cessate  grant  als  Ad- 
ministrator bestellt.  Sachlich  beschränkte  Einweisung  wird  ge- 
währt, wenn  ein  administrator  stirbt,  oder,  wenn  der  einzige 
exeeutor  oder  der  überlebende  exeeutor  unter  mehreren  stirbt, 
ohne  einen  exeeutor  ernannt  zu  haben,  ehe  der  Nachlass  ver- 
theilt ist  (vgl.  unten).  Die  Einweisung  erfolgt  dann  in  Bezug 
auf  den  unvertheilten  Nachlass;  man  nennt  dies  administration  de 
bonis  non  (administratis).  Es  kann  ferner  zweckmässig  erschei- 
nen, einen  Theil  des  beweglichen  Vermögens  unter  Separatverwal- 
tung zu  bringen.  Dann  wird  in  Bezug  auf  die  übrigen  Ver- 
mögenstheile  ein  sogenannter  grant  save  and  except  ertheilt,  und 
in  Bezug  auf  die  besonders  zu  verwaltenden  Theile  ein  soge- 
nannter grant  caeterorum.  Schliesslich  kann  auch  für  prozessuale 
Zwecke  ein  besonderer  Administrator  bestellt  werden,  der  je 
nach  den  Umständen  als  administrator  ad  litem  oder  pendente  Ute 
bezeichnet  wird.  Da,  wie  leicht  ersichtlich  ist,  die  verschie- 
denen, hier  besonders  genannten  Umstände  zusammen  vorkom- 

3)  Diese  Reihenfolge  ist  die  Reihenfolge  der  nach  Intestaterbrecht 
berechtigten  Personen  (gewöhnlich  next  of  kin  genannt).  In  Bezug  auf 
auswärtig  domicilirte  Erblasser  gilt  das  Intestaterbrecht  des  letzten  Do- 
micils;  die  Ernennung  zum  Administrator  erfolgt  dann  auch  in  der 
durch  das  Recht  dieses  Orts  für  die  Intestaterbfolge  bestimmte  Reihen- 
folge (vgl.  Dixon  S.  2 34;  Wesilake— Holtzendorff  S.  110,  136.). 


248      DRITTES  BUCH:  PROB.,  DIV.  U.  ADM.  DIVISION.    §  142. 


men  können,  so  ist  auch  eine  Kombination  verschiedener  grants 
möglich  {Dixon  S.  182  vgl.  auch  S.  260). 

Gewöhnlich  wird  bei  jeder  Ernennung  nur  ein  Administrator 
bestellt;  nur  in  Ausnahmefällen  wird  eine  sogenannte  joint  ad- 
ministration  bestellt  (Dixon  S.  219). 

Während  das  Amt  eines  Exekutors,  abgesehen  von  gegen- 
teiligen Bestimmungen,  auf  einen  unter  mehreren  Ueber- 
lebenden  übergeht,  und  wenn  nur  einer  ernannt  war,  oder  nur 
einer  am  Leben  geblieben  ist,  nach  seinem  Tode  an  seinen  Exe- 
kutor, wenn  er  einen  solchen  ernannt  hat,  hört  das  Amt  des  Ad- 
ministrators und  des  Exekutors,  der  selbst  keinen  Testaments- 
vollstrecker ernannt  hat,  mit  seinem  Tode  auf.  Man  sagt,  dass 
im  ersteren  Falle  die  Kette  der  Rechtsnachfolge  (the  chain  of 
representation)  fortgesetzt,  im  letzteren  unterbrochen  wird.  Wenn 
die  Kette  unterbrochen  wird,  ist  die  nach  dem  Verstorbenen 
zunächst  berechtigte  Person  zum  Administrator  de  bonis  non 
zu  bestellen. 

2.  Verfahren  vor  der  formellen  Einweisung. 

§  142.  Ein  testamentarisch  ernannter  Exekutor,  und  ebenso 
ein  von  Rechtswegen  berufener  Administrator  kann  das  Amt  ab- 
lehnen, ehe  die  Einweisung  durch  Gewährung  des  probate  bezie- 
hungsweise der  letters  of  administration  erfolgt  ist.  Es  kann  dies 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  geschehen.  Nach  einer  aus- 
drücklichen Ablehnung  ist  eine  weitere  Vorladung  nicht  nöthig. 
Als  stillschweigende  Ablehnung  gilt  das  Nicht-Erscheinen  in 
der  festgesetzten  Frist  nach  erfolgter  Vorladung.  Wenn  ein 
Exekutor  oder  Administrator  stirbt,  ehe  die  Einweisung  erfolgt  ist, 
so  ist  die  Wirkung  dieselbe,  als  ob  er  abgelehnt  hätte  {Dixon 
S.  15 Off.)1).  Die  Ablehnung  kann  wiederrufen  werden,  wenn 
das  Administrationsdekret,  welches  eine  andere  Person  ernennt, 
noch  nicht  bereits  mit  dem  Gerichtssiegel  versehen  ist  (Dixon 
S.  15  7 ff.).  Nach  Ablauf  der  Zeit  oder  nach  schriftlicher  Einreichung 
der  Ablehnung  ist  das  Verfahren  dasselbe,  als  ob  der  betreffende 


l)  Von  dieser  Regel  gibt  es  eine  Ausnahme.  Wenn  der  verstorbene 
executor  seinem  Solicitor  bereits  Vollmacht  gegeben  hatte,  die  Einweisung 
zu  beantragen,  so  wird  nach  seinem  Tode  dem  betreffenden  Solicitor  die 
adm.  cum  test.  ann.  übertragen  (Dixon  S.  143.). 
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Exekutor  oder  Administrator  nicht  ernannt  worden  wäre  (Prob. 
Act.  1857  s.  79;  Prob.  Act  1858  s.  16). 

In  Bezug  auf  die  Wirkung  der  formellen  Einweisung  ist 
bereits  (§  140  Anm.  3)  erwähnt  worden,  dass  im  Fall  der  Er- 
nennung eines  Exekutors  dessen  Dispositionsbefugniss  sofort  mit 
dem  Tode  des  Testators  beginnt,  während  im  Falle  der  Er- 
nennung eines  Administrators  erst  der  Erlass  der  letters  of  admi- 
nistration  den  Nachlass  des  Erblassers  seiner  Gewalt  unterwirft. 
Hat  ein  Exekutor  von  der  ihm  in  dieser  Weise  zustehenden 
Dispositionsbefugniss  Gebrauch  gemacht,  so  ist  eine  Ablehnung 
nicht  mehr  gestattet  (Dixon  S.  165).  Stirbt  er  indessen  vor  der 
Gewährung  des  Probate,  so  hat  sein  Exekutor  nicht  das  Recht, 
die  Verwaltung  fortzusetzen,  trotzdem  er  selbst  nicht  mehr  hätte 
ablehnen  können  (Dixon  S.  164).  Jemand,  der  in  die  Verwaltung 
eines  Nachlasses  eingreift,  ohne  als  Exekutor  oder  Administrator 
dazu  berechtigt  zu  sein,  wird  als  executor  de  son  tort  bezeichnet; 
der  executor  de  son  tort  unterliegt  allen  Pflichten  eines  ordnungs- 
mässigen  Executors,  ohne  von  den  dem  letzteren  zukommenden 
Rechtswohlthaten  Gebrauch  machen  zu  können,  z.  B.  von  dem 
Recht  der  Aufrechnung  seiner  Forderungen  an  den  Nachlass 
gegen  die  in  seine  Gewalt  kommenden  Vermögensstücke  (Dixon 
S.  178).  Das  Eingreifen  eines  Exekutors  vor  Erlass  des  Probate 
und  ebenso  das  eines  executor  de  son  tort  wird  als  intermeddling 
bezeichnet. 2)  Ein  Exekutor  kann  vor  der  Einweisung  einen 
Prozess  in  Bezug  auf  den  Nachlass  beginnen;  er  dringt  indessen 
nicht  durch,  wenn  er  nicht  bei  der  Hauptverhandlung  den  Probate 
Erlass  beibringt  (Dixon  S.  161). 

3.    Verfahren  bei  der  Einweisung, 
a.  Allgemeines. 

§  143.  Die  Schritte  in  Bezug  auf  die  Einweisung  werden  in 
der  Hauptsache  durch  die  Principal  Registry  Rules  oder  District  Re- 
gistry Rules  geregelt,  je  nachdem  sie  in  der  Haupt-Registratur 
oder  in  eine  der  District- Registraturen  eingeleitet  werden.  Die 
Probate  District  Registries  sind  nicht  identisch  mit  den  District 
Registries,  welche  früher  (§  8  und  passirn)  erwähnt  wurden.  Die 

2)  Nicht  jedes  Eingreifen  hat  die  im  Text  bezeichneten  Wirkungen, 
die  blosse  Besorgung-  dringender  Angelegenheiten  (z.  ß.  des  Begräbnisses) 
ist  nicht  intermeddling. 
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Abgrenzung  der  Bezirke  ist  festgesetzt  durch  Probate  Act  1857 
(Schedule  A.).  Nur  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes 
einen  festen  Wohnsitz  in  dem  betreffenden  Bezirk  hatte,  kann 
das  Gesuch  an  das  District  Registry  gerichtet  werden;  das 
Principal  Registry  ist  für  alle  Gesuche  zuständig  (D.  R.  R.  1). 
Früher  hiessen  die  Anwälte,  welche  Probate- Angelegenheiten  be- 
sorgten, Proctors  (procuratores)  jetzt  sind  nur  Solicitors  zuständig. 
Die  Vertretung  durch  einen  Anwalt  ist  im  Allgemeinen  nicht 
nöthig  (P.  R.  R.  2),  doch  bestehen  für  un vertretene  Antragsteller 
besondere  Vorschriften,  welche  wir  hier  unter  dem  Titel  personal 
applications  zitiren  (Dixon  S.  499).  Wenn  es  nöthig  wird,  den 
Gerichtshof  selbst  anzugehen,  muss  ein  Solicitor  die  Partei  ver- 
treten (Personal  Applications  r.  7). 

b.    Gesuch  um  Probate  und  Administration. 

Es  sind  neben  dem  Testament,  wenn  ein  solches  vorhanden 
ist,  folgende  Schriftstücke  einzureichen:  1)  ein  Inventar  des  be- 
weglichen Vermögens  (Personal  Applications  r.  13) ;  2)  ein  affi- 
davit  über  den  Werth  desselben  für  die  Steuerbehörde  (55.  Geo.  3 
c.  184  ss.  38  u.  39);  3)  ein  affidavit,  welches  den  sogenannten 
executor' s  oath  oder  administrator 's  oaili  enthält  (R.  P.  R.  47, 
D.  R.57). 

In  dieser  Erklärung  wird  vom  executor  eidlich  versichert: 
1)  die  Echtheit  des  Testaments;  2)  die  Identität  des  executor \  ferner 
verspricht  der  executor  3)  pflichttreue  und  gesetzmässige  Ver- 
waltung; 4)  Inventarisirung  nach  gesetzlicher  Vorschrift;  endlich 
enthält  das  affidavit  Angaben  5)  über  Zeit  und  Ort  des  Ablebens 
des  Erblassers;  6)  über  den  Gesammtwerth  des  beweglichen 
Nachlasses.  W^enn  Jemand  um  seine  Bestellung  als  administrator 
einkommt,  so  tritt,  wenn  ein  Testament  vorliegt,  an  die  Stelle 
der  Angabe  unter  2)  eine  Erklärung  darüber,  aus  welchem 
Grunde  kein  executor  vorhanden  ist,  und  es  wird  ferner  der 
Titel  angegeben,  aus  welchem  der  Antragsteller  seine  Berechti- 
gung auf  den  grant  ableitet;  wenn  kein  Testament  vorliegt,  tritt 
an  die  Stelle  der  Angaben  unter  1)  und  2)  eine  Aussage,  dass 
der  Erblasser  ohne  letztwillige  Verfügung  verstorben  ist;  ferner 
wird  erwähnt,  welche  Verwandten  er  hinterlassen  hat,  und  in 
welcher  Weise  der  Antragsteller  mit  dem  Erblasser  verwandt 
oder  aus  welchem  anderen  Grunde  er  zur  Einweisung  als  admini- 
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strator  berechtigt  ist  (vgl.  die  Formulare  bei  Dixon  S.  512 — 515, 
Nr.  3 — 5);  es  muss  aus  der  eidlichen  Erklärung  erhellen,  warum 
die  etwa  vorzugsweise  berechtigten  Personen  auszuschliessen  sind 
(z.  B.  weil  sie  abgelehnt  haben  —  R.  P.  R.  37,  D.  R.  43) ;  der  Re- 
gistrar  kann  einen  Nachweis  über  die  Benachrichtigung  der 
betreffenden  Personen  verlangen  (R.  P.  R.  28,  D.  R.  34).  Ueber 
sogenannte  special  grants  oder  limited  grants  sind  besondere 
Vorschriften  erlassen  (R.  D.  R.  58,  R.  P.  R.  29  —  30,  R.  D.  R. 
35 — 36).  Ein  Administrator  muss  vor  seiner  Einweisung  für  die 
richtige  Erfüllung  seiner  Pflichten  Kaution  leisten.  Dieselbe 
wird  auf  die  Art  gegeben,  dass  der  Antragsteller  zusammen  mit 
zwei  Bürgen  einen  sogenannten  Bond  für  den  doppelten  Betrag 
des  unter  die  Administration  kommenden  beweglichen  Vermögens 
unterzeichnet  *)  (Probate  Act  1851,  ss.  81  u.  82;  R.  P.  R.  38—41; 
R.  D.  R.  44—48). 

c.  Erlass  des  Einweisungsdekrets. 
Die  Registrars  haben  sich  über  alle  etwa  zweifelhaften  Um- 
stände zu  informiren,  ehe  sie  den  grant  gewähren  (R.  P.  R.  3, 
D.  R.  4).  Probate  und  Administration  cum  testamento  annexo,  darf 
in  der  Regel  frühestens  7  Tage,  und  Administration  schlechthin 
frühestens  14  Tage  nach  dem  Tode  des  Erblassers  gewährt 
werden  (R.  P.  R.  43—44,  R.  P.  R.  51—52).  Wenn  das  erste  Ge- 
such nach  Ablauf  von  3  Jahren  nach  dem  Tode  des  Erblassers 
eingereicht  wird,  muss  eine  Bescheinigung  über  die  Gründe  des 
Vorzugs  beigefügt  werden  (R.P.R.45;  D.  R.  53).  Die  District 
Registrars  haben  über  die  Gewährung  von  Probate  und  Admini- 
stration an  die  Haupt-Registratur  zu  berichten  (R.  D.  R.  83 —  85).  In 
regelmässigen  Fällen  wird,  nachdem  der  Registrar  sich  davon 

l)  In  einem  Bond  verpflichtet  sich  dar  Austeller  zur  Zahlung  einer 
Geldsumme  unter  einer  Resolutivbedingung".  Die  Bedingung  wird  stets 
auf  eine  Handlung  des  bedingt  Verpflichteten  gesetzt;  die  im  Bond  ver- 
sprochene Summe  ist  also  thatsächlich  eine  Konventionalstrafe,  welche  zu 
zahlen  ist,  wenn  die  den  Inhalt  der  Bedingung  bildende  Verpflichtung 
verletzt  wird.  Obgleich  eine  derartige  Schuld,  wie  jede  Konventional- 
strafe, jetzt  nicht  mehr  klagbar  ist,  insoweit  sie  das  Interesse  überschreitet, 
wird  die  Form  eines  Bond  doch  noch  regelmässig  für  die  Beurkundung 
gewisser  Verpflichtungen  angewandt.  Die  Bürgen  der  Person,  welche 
die  in  der  Bedingung  enthaltene  Verpflichtung  zu  erfüllen  hat,  unter- 
zeichnen den  Bond  als  Solidarschuldner  zusammen  mit  dieser  Person. 
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überzeugt  hat,  dass  dem  Gesuche  nichts  entgegensteht,  ohne 
Weiteres  das  Einweisungsdekret  erlassen  (die  Steuer  wird  durch 
Anheftung  von  Stempelmarken  auf  dem  affidavit  bezahlt,  auch 
dies  hat  der  Registrar  zu  prüfen).2) 

Das  Original-Testament  bleibt  im  öffentlichen  Gewahrsam 
und  eine  Abschrift  wird  in  ein  Buch  in  der  Hauptregistratur 
eingetragen,  wo  sie  jederzeit  eingesehen  werden  kann. 

d.  Zwischenfälle  des  Verfahrens. 
Die  District  Registrars  sind  in  ihrem  freien  Ermessen  mehr 
eingeschränkt,  als  die  Beamten  der  Hauptregistratur.  Sie  haben 
namentlich,  wenn  ein  Testament  durch  Korrekturen  etc.  entstellt  ist, 
oder  wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  einzelne  Schriftstücke  als  Theil 
eines  Testaments  anzusehen  ist,  und  überhaupt  in  Zweifelsfällen 
sich  mit  der  Hauptregistratur  zu  benehmen  (R.  D.  R.  20) ;  auch 
dürfen  sie,  wenn  ihnen  ein  späteres  augenscheinlich  ordnungs- 
mässiges  Testament  vorgelegt  wird,  nicht  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung Probate  in  Bezug  auf  ein  früheres  Testament  gewähren 
(R.  D.  R.  50).*) 

2)  Formular  für  letters  of  Administration,  (Dixon  S.  316). 

(Probate.)  Zto/r/W-Registratur 

Lichfield. 

Hiermit  wird  bekannt  gemacht,  dass  am  11.  Dezember  1885 
die  Administrations  -  Einweisung  in  den  gesammten  beweg- 
lichen Nachlass  des  ohne  letztwillige  Verfügung  verstorbenen 
A.  B.,  wohnhaft  zu  Stafford  in  der  Grafschaft  Stafford,  ge- 
storben am  30.  November  1885  zu  Stafford,  welcher  zur 
Zeit  seines  Todes  einen  festen  Wohnsitz  im  Bezirk  der 
Registratur  Lichfield  hatte,  durch  die  Pr.  D.  u.  Adm.  Div. 
des  High  Court  of  Justice  der  C.  B.,  der  Wittwe  des  ver- 
storbenen Erblassers  gewährt  wurde,  nachdem  sie  darauf 
beeidigt  wurde,  den  besagten  Nachlass  gut  und  treulich  zu  ver- 
walten, durch  Zahlung  der  zuRecht  bestehenden  Schulden  des 
genannten  ohne  letztwillige  Verfügung  verstorbenen  Erblassers 
und  durch  Vertheilung  des  überschiessenden  Betrages 
nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen,  und  ein  getreues  und 
vollständiges  Inventar  des  genannten  Nachlasses  und  eine 
richtige  und  wahrhaftige  Rechnungsablegung  zu  geben,  so 
oft  dies  rechtmässig  von  ihr  verlangt  wird. 

E.  J.  District- Registrator. 

(Siegel) 

3)  vgl.  auch  Probate  Act  S.  $0. 
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Alle  Registrars  sind  befugt,  wenn  ihnen  die  ordnungs- 
mässige  Ausfertigung*  des  Testaments  zweifelhaft  erscheint,  die 
Parteien  vor  den  Richter  zu  verweisen  (R.  P.  R.  6 ;  R.D.R.9), 
ebenso  kann  ein  Registrar  in  der  Hauptregistratur  eine  Sache, 
welche  an  ihn  durch  einen  District  Registrar  verwiesen  ist,  vor 
den  Richter  verweisen  und  muss  dies  thun,  wenn  er  selbst 
Zweifel  hat  (Dixon  S.  289). 

e.  Summarischer  Antrag  bei  Gericht. 
Der  Antrag  auf  Einweisung  kann,  wie  wir  später  sehen 
werden,  in  der  regelmässigen  Form  des  streitigen  Verfahrens 
vor  das  Gericht  gebracht  werden;  es  gibt  aber  eine  Reihe  von 
Fällen,  in  welchen  das  Gericht  durch  summarischen  Antrag  (mo- 
tion)  angerufen  werden  muss,  da  der  Erlass  nicht  vom  Registrar 
erwirkt  werden  kann.  Es  ergeht  dann  ein  Einweisungs-Urt heil 
(decree).    Hierher  gehören  (vgl.  Dixon  S.  283 — 303): 

1)  die  unter  d.  genannten  Fälle,  insofern  ein  Antrag  an  den 
Richter  gestellt  wird; 

2)  die  Fälle,  in  welchen  eine  minder  berechtigte  Person 
die  Einweisung  beansprucht,  wenn  die  besser  berechtigte  Person 
nicht  ausdrücklich  abgelehnt  hat  (z.  B.  ein  Antrag  auf  administration, 
wenn  die  executors  noch  nicht  ausdrücklich  abgelehnt  haben; 
oder  ein  Antrag  auf  administration  durch  einen  Gläubiger,  wenn 
die  Verwandten  noch  nicht  abgelehnt  haben).  Die  besser  be- 
rechtigte Person  wird  in  solchen  Fällen  vorgeladen  (durch  eine 
sogenannte  citation,  die  unter  Umständen  auch  durch  Ankündigung 
in  den  Zeitungen  ergehen  kann)  und  ihr  Nicht-Erscheinen  gilt 
als  Ablehnung  (vgl.  §  142); 

3)  bei  beschränkten  Einweisungen  (vgl.  §  141b), 

4)  in  Fällen,  in  welchen  der  Tod  einer  in  Betracht  kom- 
menden Person  nur  durch  Rechtsvermuthung  nachweisbar  ist; 

5)  bei  Anträgen  auf  Ernennung  einer  anderen  als  der 
nach  den  regelmässigen  Grundsätzen  berechtigten  Person  zum 
Administrator  in  den  durch  Prob.  Act  1857  s.  73  (vgl.  §  141 
unter  b.)  vorgesehenen  Fällen. 

f.  Widerruf  und  Abänderung  der  Einweisung. 
Der  Widerruf  der  Einweisung  kann  auf  dem  Wege  des  nicht 
streitigen  Verfahrens  erfolgen:  1)  wenn  es  sich  ergibt,  dass  die- 
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selbe  auf  Grund  unrichtiger  Angaben  gewährt  wurde  (z.  B.  es 
wird  nachträglich  ein  Testament  aufgefunden  oder  der  angeblich 
Verstorbene  kommt  lebend  zum  Vorschein,  oder  es  wird  ander- 
weitig unzweifelhaft  nachgewiesen,  dass  die  vermeintliche  Wittwe 
des  Erblassers  nicht  in  rechtlich  gültiger  Ehe  mit  ihm  lebte); 
2)  wenn  sich  die  Umstände  nachträglich  verändern  (z.  B.  der 
executor  wird  geisteskrank).  Wenn  die  Parteien  nicht  sämmtlich 
einverstanden  sind,  so  muss  auch  in  diesen  Fällen  der  Prozess- 
weg eingeschlagen  werden.    (Dixon  S.  281  ff.) 

In  verwickelten  Fällen  ist  ein  summarischer  Antrag  bei 
Gericht  nöthig,  in  einfachen  Fällen  kann  der  Widerruf  von  einem 
Registrar  der  Hauptregistratur  verfügt  werden,  keinenfalls  jedoch 
von  einem  District  Registrar  (R.  P.  R.  62). 

Eine  Abänderung  des  Einweisungs-Dekrets  kann  von  einem 
Registrar  vorgenommen  werden;  ein  District  Registrar  ist  indessen 
hierzu  nur  zuständig,  nachdem  eine  dahingehende  Verfügung 
von  einem  Registrar  der  Haupt  -  Registratur  erlassen  wurde 
(R.  P.  R.  63). 

Die  vor  Widerruf  des  Einweisungsdekrets  auf  Grund  des- 
selben ordnungsmässig  vorgenommenen  Rechtshandlungen  sind 
gültig;  in  Prozessen  kann  der  neu  eingewiesene  Exekutor,  be- 
ziehungsweise Administrator,  als  Partei  an  die  Stelle  des  durch 
den  Widerruf  seines  Amtes  entsetzten  treten  (Probate  Act  1857 
s.  76  u.  77). 


Drittes  Kapitel. 

Streitige  Gerichtsbarkeit. 

I.  Gegenstand. 

§  144.  Folgende  Gegenstände  können  auf  dem  Prozesswege 
vor  die  Prob.  Divorce  und  Admiralty  Division  gebracht  werden 

1)  Anträge  auf  Testaments-Einweisung  „in  solenner  Form".1) 
Ein  derartiger  Antrag  ist  zu  stellen,  wenn  gegen  die  Einweisung 
auf  dem  gewöhnlichen  Wege  aus  Gründen,  welche  mit  der  Natur 
des  Testaments  zusammenhängen,  Widerspruch  erhoben  wird  (z.  B. 

Der  englische  Ausdruck  ist  „adions  for  proving  wills  in  solemn 
form"-.    Man  sagt  auch  „adion  for  firopounding  the  will." 
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wenn  mehrere  Testamente  vorgefunden  werden,  wenn  die  Hand- 
lungsfähigkeit des  Testators  beanstandet  wird,  wenn  das  Testament 
angeblich  fehlerhaft  in  der  Form  ist,  wenn  das  Original-Testament 
nicht  gefunden  werden  kann  und  sein  Inhalt  anderweitig  nach- 
gewiesen werden  soll  etc.). 

2)  Anträge  auf  Gewährung  der  Administrations-Einweisung, 
falls  die  Berechtigung  des  Antragstellers  angefochten  wird. 

3)  Anträge  auf  Aufhebung  der  erfolgten  Einweisung,  inso- 
fern dies  nicht  durch  Widerruf  auf  dem  nicht  streitigen  Wege 
geschehen  (vgl.  §  143)  kann. 

Die  Einweisung  auf  dem  nichtstreitigen  Wege  kann  aufge- 
hoben werden,  während  die  Einweisung  auf  Grund  eines  im 
streitigen  Verfahren  erwirkten  Urtheils  in  der  Regel  nicht  mehr 
angefochten  werden  kann  (Dixon  S.  357). 

2.  Besonderheiten  des  Verfahrens. 

a.  Allgemeines. 
§  145.  Das  Verfahren  in  streitigen  Nachlassangelegenheiten 
ist  theilweise  durch  die  allgemeine  Prozessordnung  geregelt;  in- 
sofern dasselbe  nicht  anderweitig  bestimmt,  gelten  indessen  die 
früheren  Regeln  (hier  unter  C.  B.  —  contentions  Business  —  zi- 
tirt).  Die  Grafschaftsgerichte  sind  in  einer  bestimmten  Klasse 
von  Fällen  zuständig;  hier  soll  indessen  nur  das  Verfahren  im 
High  Court  besprochen  werden.1) 

b.  Caveat  und  Warning?) 
Der  Uebergang  vom  nichtstreitigen  in  das  streitige  Ver- 
fahren kann  dadurch  erfolgen,  dass  ein  caveat  in  der  Haupt- 
registratur oder  der  geeigneten  Distrikt-Registratur  eingereicht 
wird.  Das  caveat  ist  eine  Autforderung  von  einer  Person,  welche 
die  beanspruchte  Einweisung  beanstanden  will,  an  den  betreffenden 
Registrar  keine  weiteren  Schritte  in  Bezug  auf  die  Einweisung 
einzuleiten,  ohne  den  Urheber  desselben  (den  sogenannten 
caveator)  zu  benachrichtigen  (Dixon  S.  334 ;  Formular  S.  534; 
R.  R  R.  59  D.  R.  72). 

1)  In  den  District  Registries  können  keine  probate  actions  eingebracht 
werden. 

2)  Caveat  und  Warning  werden  zur  nicht-streitigen  Gerichtsbarkeit 
gerechnet  {Probate  Act  185J  s.  2)  doch  schien  es  für  den  Zweck  der  Dar- 
stellung geeigneter,  das  Verfahren  an  dieser  Stelle  zu  besprechen. 
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Sobald  das  caveat  eingereicht  ist,  muss  der  betreffende 
Registrar  den  Registrar  des  Bezirks,  in  welchem  der  Erblasser 
gestorben  ist,  oder  zur  Zeit  seines  Todes  einen  festen  Wohnsitz 
hatte,  und,  wenn  das  caveat  in  einer  Äs^n'ci-Registratur  einge- 
reicht wurde,  auch  den  Ha,wpt-Registrar  benachrichtigen  (R.  P. 
R.  61  D.  R.  74).  Eine  Einweisung,  welche  an  dem  Tage  erfolgt, 
an  welchem  das  caveat  eingereicht  wird,  oder  an  welchem  die 
Benachrichtigung  über  ein  bei  einer  anderen  Registratur  einge- 
reichtes caveat  eintrifft,  wird  durch  dasselbe  nicht  berührt  (R. 
P.  R.  62  D.  R.  75). 

Das  caveat  leitet  nicht  nothwendigerweise  einen  regelmäs- 
sigen Prozess  ein:  es  kann  nur  zu  dem  Zwecke  eingereicht 
werden,  um  dem  caveator  die  Gelegenheit  zu  geben,  die  Schritte 
beim  normalen  Verfahren  zu  überwachen  und  Sorge  dafür  zu 
tragen,  dass  die  nöthigen  Vorsichtsmassregeln  getroffen  werden 
(Beispiele  bei  Dixon  S.  355).  Das  caveat  kann  jederzeit  zurück- 
gezogen werden  (Dixon  S.  336). 

Nach  Einreichung  eines  caveat  ergeht  ein  sogenanntes 
warning  an  den  caveator.  Es  ist  dies  eine  mit  der  Post  zu 
sendende,  von  der  Haupt-Registratur  ausgehende  Aufforderung 
an  den  caveator,  binnen  sechs  Tagen  eine  Einlassungserklärung 
einzureichen  und  anzugeben,  welches  Interesse  er  am  Nachlass 
des  Erblassers  hat  (R.  P.  R.  63 — 65;  Formular  bei  Dixon  S.  534). 
Ohne  besondere  Genehmigung  können  Einlassungserklärungen 
nur  von  folgenden  Klassen  von  Personen  eingereicht  werden 
(Dixon  S.  338): 

1)  von  Testamentsvollstreckern, 

2)  von  Vermächtnissnehmern, 

3)  von  den  zur  Intestaterbfolge  berechtigten  Personen, 

4)  von  den  Rechtsnachfolgern  der  Vermächtnissnehmer  oder 
der  zur  Intestaterbfolge  berechtigten  Personen,  welche  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  verstorben  sind, 

5)  von  den  Gläubigern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern, 

6)  von  dem  Ehegatten  einer  unter  obige  Klassen  fallenden 
Person. 

Nach  erfolgter  Einlassung  kann  eine  Einigung  zwischen  den 
Parteien  erzielt  werden  oder  der  streitige  Punkt  durch  summa- 
rischen Antrag  erledigt  werden:  wo  nicht,  beginnt  ein  regel- 
mässiger  Prozess.    Unterbleibt    die   Einlassung,   so   muss  ein 
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afidavit  über  die  Zustellung  und  über  die  Versäumniss  (welche 
durch  Nachschlagen  bei  der  Hauptregistratur  ermittelt  wird)  ein- 
gereicht werden;  nachdem  dies  geschehen,  ist  die  Wirkung  des 
caveat  beseitigt  (cleared  ojf);  R.  D.  R.  67. 

Die  Einweisung  kann  nicht  erfolgen,  ehe  das  caveat  zurück- 
gezogen oder  ehe  dessen  Wirkung  beseitigt  ist,  oder  ehe  das 
streitige  Verfahren  zu  Ende  geführt  ist  (R,  I).  R.  7  7;  Probate  Act 
1858  s.  48). 

c)  Writ  of  summons  und  Citationsß) 
Ein  Prozess  in  der  Probate- Abtheilung  muss  wie  ein  solcher 
in  einer  anderen  Abtheilung  durch  writ  of  summons  eröffnet 
werden.4)  Erst  durch  den  writ  of  summons  kommt  die  Sache  als 
Prozess  vor  den  Gerichtshof  (Dixon  S.  362).  Bei  dem  indor- 
sement  of  claim  (vgl.  §  53  a)  ist  im  Falle  von  Probate  actions 
anzugeben,  unter  welchem  Titel  der  Kläger  seinen  Anspruch 
erhebt  (z.  B.  als  Exekutor,  Administrator,  Gläubiger  etc.  R.  S.  C. 
0.  III.  r.  5).  Es  muss  hierbei  bemerkt  werden,  dass,  wenn  gegen 
eine  beantragte  Einweisung  durch  caveat  Einspruch  erhoben  wor- 
den ist,  die  Klage  von  der  Person  ausgeht,  welche  die  betreffende 
Einweisung  beansprucht,  während,  wenn  nach  erfolgter  Ein- 
weisung Einspruch  erhoben  wird,  die  Person  klagen  muss,  welche 
die  Aufhebung  beantragt.5)  Vor  Aasgabe  des  writ  of  summons 
in  Probate  actions  muss  eine  affidavit  vom  Kläger  oder  einem 
der  Kläger  eingereicht  werden,  in  welchem  über  die  im  indor- 
sement  of  claim  angegebenen  Thatsachen  eidlich  ausgesagt  wird 

3)  Im  früheren  Verfahren  wurden  Prozesse  im  Probate  Court  durch 
citation  eröffnet;  jetzt  muss  dies  durch  writ  of  summons  geschehen.  Ci- 
tations  kommen  auch  im  nicht-streitigen  Verfahren  vor,  z.  B.  zur  Fest- 
stellung der  stillschweigenden  Ablehnung  der  Berechtigung  als  executor 
oder  administrator  (vgl.  §  142). 

4)  In  Probate  action  kann  der  writ  of  summons  nicht  in  einem  District 
Registry  sondern  nur  im  Central  Office  ausgegeben  werden  (O.V.  r.  r.  i  u.  2). 

5)  Beispiel  eines  indorsement  of  claim  in  Probate  actions:  „Kläger 
behauptet,  der  Bruder  und  einzige  erbberechtigte  Verwandte  des  ver- 
storbenen C.  D.  von  X.  Y.  zu  sein,  welcher  am  17.  Januar  1886  ohne 
letztwillige  Verfügung  verstorben  ist,  und  beansprucht  als  solcher  Ad- 
ministrations-P^inweisung  in  das  bewegliche  Vermögen  des  etc.  Diese 
Prozessladung  ist  gegen  Sie  ausgegeben  worden,  weil  Sie  ein  caveat  ein- 
getragen haben  und  behauptet  haben,  Sie  seien  der  einzige  erbberechtigte 
Verwandte  des  C.  D.u  (R.  S.  C.  Appendix  A.  III.  s.  5  (4)). 

SCIIUSTER,  Englische  Rechtspflege.  17 


258       DRITTES  BUCH:  PROB.,  DIV.  U.  ADM.  DIVISION.     §  145. 


(R.  S.  C.  0.  V.  r.  15).  An  auswärtige  Beklagte  kann  ein  writ  mit 
richterlicher  Genehmigung  zugestellt  werden  (0.  XI.  r.  3). 

Es  ist  vorteilhaft  für  den  Kläger,  alle  Personen,  welche  ein 
Interesse  an  dem  betreffenden  Nachlasse  haben,  als  Beklagte  vor- 
zuladen, da  die  nicht  benachrichtigten  Parteien  durch  die  Ent- 
scheidung nicht  berührt  werden;  doch  können  nicht  als  Beklagte 
vorgeladene  Personen  nachträglich  durch  „citation  to  see  procee- 
dings"  zur  Intervention  aufgefordert  werden,  und  sind  dann 
durch  das  Resultat  des  Rechtsstreits  gebunden. 

Wir  haben  in  §  140  erwähnt,  dass  die  Einweisung  nur  das 
bewegliche  Vermögen  betrifft  und  dass  das  unbewegliche  Ver- 
mögen ohne  Weiteres  an  den  Intestaterben  oder  den  Vermächt- 
nissnehmer  übergeht.  Da  aber  durch  die  Entscheidung  über  die 
Gültigkeit  eines  Testaments  die  Interessen  eines  heir-at-law  oder 
eines  devisee  natürlich  berührt  werden  können,  so  ist  1)  bestimmt, 
dass  in  Prozessen,  in  welchen  die  Gültigkeit  eines  Testaments  be- 
stritten wird,  an  diese  Klassen  von  Personen  eine  citation  to 
see  proceedings  erlassen  werden  muss,  wenn  bei  einer  Verhand- 
lung in  öffentlicher  Gerichtssitzung  nachgewiesen  wird,  dass  der 
Testator  Verfügungsgewalt  über  unbewegliches  Vermögen  hatte 
und  dass  das  streitige  Testament  unbewegliches  Vermögen  be- 
rührt (Probate  Act  1857  ss.  61 — 63) ;  2)  dass  das  Urtheil,  welches 
durch  Gewährung  der  Einweisung  die  Gültigkeit  eines  Testameuts 
anerkennt  oder  verwirft,  auch  in  Bezug  auf  das  unbewegliche 
Vermögen  wirksam  sein  soll,6)  wenn  die  citation  ordnungsmässig 
ergangen  ist  (a.  a.  0.  s.  62). 

Die  citation  wird  vom  Registrar  auf  Antrag  einer  Partei  (es 
braucht  nicht  der  Kläger  zu  sein)  erlassen  (R.  C.  B.  16);  vorher 
muss  ein  affidavit  über  die  Thatsachen  (R.  P.  R.  68;  D.  R.  79) 
und  ein  praecipe1)  (schriftliches  Gesuch  um  die  citation)  ein- 

6)  Die  direkte  Wirkung  des  Urtheils  ist,  dem  Antrag  entsprechend, 
nur  die  Einweisung  in  das  bewegliche  Vermögen:  Da  aber  zu  diesem 
Zwecke  über  die  Gültigkeit  des  Testaments  erkannt  wird,  bestimmt  das 
Gesetz,  dass  das  Urtheil  in  seiner  indirekten  Wirkung  weiter  geht  als 
der  Antrag. 

7)  Ein  „praecipe"  kommt  öfters  vor,  wenn  eine  Partei  ein  formelles 
Dokument  vom  Gericht  erwirken  will;  so  beim  Ersuchen  um  einen 
„writ  of  execution",  ferner  beim  Ersuchen  um  eine  formelle  Benachrichti- 
gung der  Gegenpartei  über  angebotene  Bürgschaftsleistung  in  Admini- 
strations-Prozessen. 
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gereicht  werden  (R.  C.B.  17).  Auch  hat  der  Registrar,  ehe  er 
die  citation  unterzeichnet,  dafür  zu  sorgen,  dass  ein  caveat  gegen 
die  Einweisung  eingetragen  wird  (wenn  dies  nicht  schon  ge- 
schehen ist;  R.  C.  B.  15).  Citations  sind  persönlich  zuzustellen, 
wenn  dies  möglich  ist,  und  wenn  der  Adressat  im  vereinig- 
ten Königreich  wohnt.  In  anderen  Fällen  ergeht  eine  öffent- 
liche Ladung  durch  Zeitungs-Inserat  (R.  C.  B.  18 — 19,  R.  P.  R. 
69 — 70;  D.R.79).  Die  Frist  für  die  Einlassung  ist  bei  anderen 
citations8)  acht  Tage  (vgl.  Formular  von  1882  Nr.  1 — 3);  in  dem 
hier  besprochenen  Falle  (citation  to  see  proceedings)  kann  die  Inter- 
vention zu  jeder  Zeit  vor  Erlass  des  Endurtheils  stattfinden 
(Formular  Nr.  4).  Auch  eine  nicht  geladene  Person  kann  inter- 
veniren,  muss  aber  zuvor  ein  affidavit  über  ihr  Interesse  ein- 
reichen (R.  S.  C.  O.  XII.  r.  23). 

d.  Sicherungsmassregeln. 
Wenn  ein  Prozess  schwebt,  kann  in  Bezug  auf  den  beweg- 
lichen Nachlass  ein  administrator  pendente  Ute  bestellt  werden 
(Probate  Act  1857  s.  70)  und  in  Bezug  auf  den  unbeweglichen 
Nachlass  ein  Receiver  (ibidem  s.  71).  Bei  Prozessen,  in  welchen 
die  erfolgte  Einweisung  angefochten  wird,  ergeht  an  den  Exekutor 
beziehungsweise  den  Administrator,  dessen  Bestellung  umgestossen 
werden  soll,  eine  Aufforderung,  die  Ausfertigung  des  Einweisungs- 
dekrets bei  Gericht  zu  deponiren.  (Man  nennt  dies  citation  to 
bring  in  probate,  beziehungsweise  administration,  vgl.  Formulare 
von  1882  Nr.  2  u,  3.)*) 

e.  Scripts. 

Eine  weitere  Besonderheit  des  Verfahrens  in  probate  actions 
ist  das  sogenannte  affidavit  as  to  Scripts;  Script  ist  jedes  testamen- 
tarische Schriftstück  (Testament,  Codicill,  Abschrift  oder  Ent- 
wurf eines  Testaments,  Instructionen  an  den  Solicitor  etc.).  Acht 
Tage  nacli  Einreichung  der  Einlassungserklärung  haben  Kläger 
und  Beklagter  ein  affidavit  einzureichen,  in  welchem  sie  angeben, 
ob  und  welche  Scripts  in  ihrem  Gewahrsam  sind.    Die  im  affi- 

8)  z.  B.  bei  den  im  freiwilligen  Verfahren  vorkommenden  unter  d) 
besprechenden  „citations  to  bring  in  the  grant",  die  sonst  denselben 
Regeln  unterliegen  wie  die  im  Text  besprochenen. 

9)  Die  citation  enthält  in  diesem  Falle  zugleich  eine  Aufforderung, 
sich  binnen  acht  Tagen  zur  Sache  zu  erklären  {to  show  cause). 

17* 
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davit   erwähnten  Schriftstücke  sind  in  der  Hauptregistratur  zu 
deponiren.    Keine  Partei  darf  das  affidavit  einer  anderen  Partei 
sehen,  ehe  sie  ihr  eigenes  affidavit  eingereicht  hat  (R.  C.  B.  30-32). 
f.    Sonstige  Besonderheiten  des  Verfahrens. 

Während  in  normalen  Prozessen  ein  statement  of  claim  in 
der  Regel  nur  nothwendig  ist,  wenn  Beklagter  ein  solches  be- 
ansprucht (vgl.  §  59)  ist  bei  probate  actions  vorgeschrieben,  dass 
abgesehen  von  einer  gegentheiligen  Verfügung,  ein  statement  of 
claim  spätestens  sechs  Wochen  nach  erfolgter  Einlassung,  abge- 
liefert werden  muss,  jedoch  braucht  in  keinem  Falle  das  statement 
of  claim  abgeliefert  zu  werden,  wenn  das  affidavit  as  to  Scripts 
nicht  wenigstens  schon  acht  Tage  eingereicht  ist.  Bei  versäumter 
Einlassung  muss  das  statement  of  claim  spätestens  sechs  Wochen 
nach  Ablauf  der  für  die  Einlassung  bestimmten  Frist  abgeliefert 
werden  (R.  S.  C.  0.  XX  r.  2). 

Ueber  die  Schriftsätze  selbst  ist  Nichts  Besonderes  bestimmt, 
mit  Ausnahme  einer  Vorschrift,  dass,  wenn  der  Kläger  das  Inter- 
esse eines  Beklagten  bestreitet,  dies  im  statement  of  claim  erwähnt 
werden  muss  ( 0.  XX  r.  9).  Die  Partei,  welche  ein  angefochtenes 
Testament  aufrecht  erhalten  will,  ist  in  der  Regel  Klägerin  (d.  h. 
die  Fälle,  wo  gegen  die  nicht  erfolgte  Einweisung  Einspruch 
erhoben  wird,  sind  die  häufigsten);  der  Fall,  in  welchem  eine 
erfolgte  Einweisung  angefochten  werden  soll  und  daher  die 
Rollen  vertauscht  sind,  kommt  weit  seltener  vor;  es  ist  daher 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  bestimmt,  dass  auch  im  letzteren 
Falle  der  Prozess  thatsächlich  so  geführt  werden  soll,  als  ob 
die  Person,  welche  das  Testament  aufrecht  erhalten  wTill,  Klägerin 
wTäre:  sie  hat  das  statement  of  claim  und  die  Gegenpartei  die 
defence  einzureichen  (R.  C.  B.  33). 

Bei  versäumter  Einlassung,  beziehungsweise  versäumter  Ab- 
lieferung der  Vertheidigungsschrift,  ist  der  Prozess  weiterzu- 
führen, als  ob  die  Einlassung  erfolgt,  beziehungsweise  die  Ver- 
theidigungsschrift eingereicht  worden  wTäre  (R.  S.  C.  0.  XIII 
r.  12;  0.  XXII  r.  11).  Im  Uebrigen  gelten  in  Bezug  auf  Ver- 
säumniss  die  allgemeinen  Bestimmungen. 

Die  Verhandlung  kann  mit  oder  ohne  jury  stattfinden.  Ein 
Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  geht  an  den  Divi- 
sional  Court  der  Probate  Division,  eine  Berufung  oder  Nichtig- 
keitsbeschwerde an  den  Court  of  Appeal  (R.  S.  C.  0.  XXX IX  r.  1). 
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DRITTER  ABSCHNITT. 

Divorce. 

Erstes  Kapitel. 

Sachliche  Zuständigkeit. 

§  146.  Das  Gesetz  von  1857,  welches  den  Divorce  Court 
geschaffen  hat,  der  jetzt  in  der  Probate,  Divorce  und  Admiralty 
Division  des  High  Court  aufgegangen  ist,  hat  es  zuerst  ermöglicht, 
eine  Auflösung  der  Ehe  durch  gerichtliche  Schritte  herbeizuführen. 
Das  Wort  divorce  hat  zugleich  eine  veränderte  Bedeutung  er- 
halten; früher  unterschied  man  divorce  a  vicunlo,  der  nur  auf  dem 
Wege  der  Spezial-Gesetzgebung  erwirkt  werden  konnte,  und 
divorce  a  mensa  et  thoro,  den  die  geistlichen  Gerichtshöfe  ge- 
währten; jetzt  ist  divorce  schlechthin  die  Auflösung  der  Ehe,  und 
die  Trennung1  von  Tisch  und  Bett  wird  judicial  Separation 
genannt. 

Die  Gegenstände,  für  welche  der  Divorce  Court  zuständig 
war,  und  welche  jetzt  an  die  Probate,  Divorce  und  Admiralty  Di- 
vision übergegangen  sind,  sind: 

1)  Anträge  auf  Auflösung  der  Ehe,  gerichtliche  Trennung 
und  Nichtigkeitsklagen  (Matrimonial  Causes  Act  1857  ss.  27 — 31, 
s.  7,  s,  6);l) 

2)  Anträge  auf  Wiederherstellung-  des  ehelichen  Lebens 
(restitution  of  conjugal  rights,  ibidem  s.  6)\ 

3)  Anträge  auf  ein  Interdikt  gegen  eine  Person,  die  sich 
fälschlich  einer  Ehe  berühmt  (jactitation  of  marriage  —  ibidem  s.  6'). 

4)  Anträge  auf  Anerkennimg  der  Legitimität  eines  Kindes 
(21  u.  22  Hct  c.  93  s.  1). 

Das  Gericht  ist  auch  zuständig  für  einige  mit  obigen 
Anträgen  zusammenhängende  vermögensrechtliche  Fragen  (Be- 

*)  Ein  neueres  Gesetz,  Matrimonial  Causes  Act  von  1878.  bestimmt  (s.  4), 
dass,  wenn  ein  Ehemann  einer  schweren  Köperverletzung  seiner  Frau 
durch  strafrechtliches  Verfahren  überführt  worden  ist,  der  Richter  oder 
Magistrate,  vor  welchen  der  Fall  kommt,  die  gerichtliche  Trennung  an- 
ordnen kann,  ohne  dass  die  Sache  vor  das  Ehescheidungsgericht  kommt ; 
gegen  derartige  Verfügungen  geht  eine  Berufung  an  die  Probate  Div.  u. 
Adm.  Division. 
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Stimmungen  über  Alimente,  Verwendung*  des  von  einem  Ehe- 
brecher zu  zahlenden  Schadensersatzes  etc.;  Abänderung  der  Ehe- 
pakten etc.)  und  andere  Fragen  (Gewalt  über  die  Kinder  etc.), 
vgl.  M.  C,  Act  1857  ss.  6.  7.  17.  24.  27—33.  35  etc. 

Auf  die  Kontroversen  über  die  Zuständigkeit  dieser  Abthei- 
lung in  Bezug  auf  Ausländer  und  im  Ausland  wohnende  Eng- 
länder kann  hier  nicht  eingegangen  werden  (vgl.  darüber  West- 
lake-Holtzendorff  S.  83 — 93,  Piggott,  Foreign  Judgmcnts,  S.  288 
bis  294> 


Zweites  Kapitel. 

Verfahren. 

§  147.  Das  Verfahren  wird  in  der  Hauptsache  durch  die 
Matrimonial  Causes  Act  1857  und  die  ergänzenden  Gesetze  und 
die  von  dem  Richter  des  Divorce  Court,  und  später  von  dem 
Präsidenten  der  Abtheilung  erlassenen  Ausführungsbestimmungen 
(Rules)  geregelt. 

a.  Klageschrift,  Ladung  und  Einlassung. 
Das  Verfahren  beginnt  mit  der  Einreichung  der  petition, 
welche  der  Klageschrift  in  einem  gewöhnlichen  Prozess  ent- 
spricht, und  welcher  ein  ajjfidavit  über  die  Thatsachen  beigefügt 
werden  muss  (Rules  1866  rr.  1  u.  2;  Additional  Rules  1869  r.  175). 
Nach  Einreichung  der  petition  erwirkt  die  betreibende  Partei  eine 
Ladung  (citation)  an  die  Gegenpartei  (respondent)  und,  wenn  es 
sich  um  Scheidung  wegen  Ehebruch  der  Gattin  handelt,  an  den 
oder  die  Ehebrecher,  welche  als  Mitbeklagten  (co-respondents) 
zugezogen  werden,  wenn  nicht  durch  richterliche  Verfügung 
anderweitig  bestimmt  wird  (vr.  4  u.  5).  Ist  der  Name  des  Ehe- 
brechers zur  Zeit  der  Einreichung  der  petition  dem  Kläger  nicht 
bekannt,  so  muss  die  petition,  sobald  derselbe  bekannt  ist,  mit 
Genehmigung  eines  Registrar  abgeändert  werden  (r.  6).  Die 
citation  wird  durch  ein  vorher  eingereichtes  praecipe  erwirkt 
(r.  8)  und  ist  persönlich  den  betheiligten  Parteien  zuzustellen, 
wenn  dies  möglich  ist;  ist  die  persönliche  Zustellung  unmöglich, 
so  hat  der  Richter  oder  ein  Registrar  die  Art  der  Zustellung  zu 
bestimmen  (rr.  10.  11.  13).     Mit  der  citation  ist  eine  mit  dem 
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Gerichtssiegel  versehene  Abschrift  der  petition  zuzustellen  (r.  12). 
Die  citation  ist  mit  einem  Vermerk  über  den  Erfolg*  der  Zu- 
stellung in  die  Registratur  wieder  einzuliefern  (r.  14).  Die 
citation  fordert  die  Parteien  in  der  Regel  auf  ihre  Einlassungs- 
erklärung binnen  acht  Tagen  nach  Zustellung  einzureichen 
(Formular  Nr.  2).  Unterbleibt  die  Einlassung,  so  wird  in  Ab- 
wesenheit der  betreffenden  Partei  weiterverhandelt,  nachdem 
durch  affidavit  die  Zustellung  und  Nicht-Einlassung  nachgewiesen 
sind  (r.  17;  Formular  Nr.  2.  5.  Formular  bei  Dixon  Nr.  53  auf 
S.  577).  Die  Einlassung  kann  jederzeit  geschehen,  ehe  das  Ver- 
säumnissverfahren eingeleitet  ist  (r.  20),  später  nur  auf  Grund 
einer  Verfügung  des  Registrar  (add.rule  185).  Eine  Partei,  welche 
die  Zuständigkeit  des  Gerichts  bestreiten  will,  muss  die  Ein- 
lassungserklärung unter  Protest  einreichen  und  spätestens  acht 
Tage  nachher  den  Protest  durch  act  on  petition  (vgl.  unter  c)  be- 
gründen (r.  22). 

b.  Schriftsätze.1) 
Der  erste  Schriftsatz  ist  die  bereits  erwähnte  petition;  der 
nächste  ist  die  Beantwortung  (answer)  durch  Beklagte  und  Mit- 

l)  Die  Form  der  Schriftsätze  erhellt  am  besten  aus  den,  den  Rules 
beigefügten  Formularen: 

1.  Petition  (Formular  Nr.  i). 
(Ueberschrift  etc.  ist  weggelassen.) 

Das  Gesuch  von  A.  B.,  wohnhaft  zu  X,  lautet: 

1.  Dass  der  Bittsteller  am  (Datum)  mit  C.  B.  (damals  C.  D.)  ver- 
ehelicht wurde  in  (Ort  der  Trauung). 

2.  Dass  nach  Abschluss  der  Ehe  der  Bittsteller  mit  seiner  Frau  in 
ehelicher  Gemeinschaft  gelebt  hat  zu  (Ort)  und  dass  der  Bitt- 
steller und  seine  Frau  aus  der  Ehe  (Zahl)  Kinder  gehabt  haben, 
nämlich  etc. 

3.  Dass  am  (Datum)  und  zu  anderen  Zeiten  zwischen  diesem  Tage 
und  (zweites  Datum),  besagte  C.  B.  zu  (Ort)  mit  R.  S.  Ehebruch 
begangen  hat. 

4.  Dass  während  der  Monate  Januar,  Februar  und  März,  der  ge- 
nannte R.  S.  häufig  besagte  C.  D.  besucht  hat,  und  bei  ver- 
schiedenen dieser  Gelegenheiten  Ehebruch  mit  C.  D.  be- 
gangen hat. 

Bittsteller  stellt  daher  das  ergebene  Gesuch:  (Spezieller  Antrag  und 
allgemeiner  Antrag  auf  die  dem  Gericht  gutdünkendc  Rochtshülfe). 

2.  Answer  (Formular  Nr.  y). 

Beklagte  C.  B.,  durch  C.  D.  Lhrem  Soliciior  (oder  ..in  Person-)  in 
Beantwortung  des  Gesuchs,  das  in  dieser  Sache  eingereicht  ist,  sagt: 
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beklagte,  welche  in  der  Regel  21  Tage  nach  Zustellung  der 
Ladung  in  der  Registratur  eingereicht  und  in  Abschrift  dem 
Kläger  ausgehändigt  werden  muss  (r.  28  [vgl.  jedoch  r.  186] 
r.  29).  Sind  in  der  Beantwortung  Angaben  enthalten,  welche 
über  eine  blosse  Ableugnung'  der  gegnerischen  Behauptungen 
hinausgehen,  so  ist  ein  afßdavit  zur  Bekräftigung  derselben  bei- 
zufügen.2) 

Die  Schriftsätze  dürfen  nur  thatsächliche  Angaben,  nicht 
Angaben  über  Beweismittel  enthalten;  jede  einzelne  Angabe  muss 
in  sich  vollständig  sein;  die  Zeitbestimmungen  müssen  genügend 
genau  sein,  um  einen  Gegenbeweis  zu  ermöglichen  (Dixon  S.  225). 
Wenn  der  Kläger  bei  Antrag  auf  Scheidung  wegen  Ehebruch 
zugleich  Schadensersatz  von  dem  Ehebrecher  beansprucht,  so 
muss  dies  sowohl  in  einem  besonderen  Abschnitt  der  Begründung 
des  Gesuchs,  als  auch  im  Antrage  erwähnt  werden  (Dixon  S.  566). 
Die  Parteien  sind  an  die  Behauptungen  in  den  Schriftsätzen  ge- 
bunden, doch  können  Abänderungen  durch  gerichtliche  Verfügung 
gestattet  werden  (rr.  34 — 37  App.  r.  187).  Ebenso  können  die 
Parteien  durch  gerichtliche  Verfügung  aufgefordert  werden,  üire 
Schriftsätze  durch  Einzelangaben  (further  particulars)  zu  ergänzen 
(rr.  38,  181). 

Weitere  Schriftsätze  (Replik  etc.)  sind  in  Zwischenräumen 
von  je  14  Tagen  einzureichen  und  abzuliefern  (rr.  32  u.  33). 
Die  Replik  kann  sich  nur  gegen  neu  vorgebrachte  Thatsachen 
richten.  Ausdrücklicher  joinder  of  issue  ist  nicht  zulässig,  da 
die  Ableugnung  einer  Thatsache  dies  ohne  Weiteres  bewirkt 
(Dixon  s.  262,  vgl.  §  65). 

Eine  Widerklage  wie  bei  den  anderen  Abtheilungen  kommt 
nicht  vor;  wenn  in  der  Vertheidigung  ein  selbständiger  Antrag 


1.  Dass  sie  leugnet,  dass  sie  mit  R.  S.,  wie  im  gesagten  Gesuch 
behauptet  ist,  Ehebruch  begangen  hat. 

2.  Beklagte  sagt  ferner,  dass  (Angabe  über  angeblichen  Ehebruch 
des  Bittstellers) 

Deshalb  stellt  Beklagte  das  ergebene  Gesuch  (Antrag  auf  Abweisung 
der  Klage  und  eventuell  Gegenantrag). 

2.)  Bei  Klagen  auf  Nichtigkeitserklärung,  gerichtliche  Trennung  und 
Scheidung,  sowie  bei  Jaktitationsklagen  haben  die  Parteien  in  dem  afß- 
davit, welches  die  Petition  bezw.  die  Beantwortung  begleitet,  anzugeben, 
dass  keine  Kollusion  besteht  (rr.  j  u.  31). 
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gestellt  wird,  so  muss  derselbe  durch  eine  sogenannte  cross- 
petition  besonders  vorgebracht  werden,  die  beiden  Klagten  werden 
dann  „konsolidirt"  d.  h.  zusammen  verhandelt  (Dixon  S.  224). 

c.  Zwischenanträge. 
Gewisse  Zwischenanträge  werden  vom  Registrar  in  Chambers 
gehört  (z.  B.  Anträge  auf  Abänderung  der  Schriftsätze  und  Einzel- 
angaben in  den  Schriftsätzen,  Anträge  in  Bezug1  auf  die  Ver- 
längerung von  Fristen  etc.3)  unter  eventueller  Beschwerde  an  den 
Richter  (vgl.  z.  B.  rr.  185 — 187).  Andere  Anträge  müssen  durch 
motion  vor  das  Gericht  gebracht  werden.  Zur  Erledigung  von 
Fragen,  welche  sich  aus  dem  Rechtsstreit  ergeben,  aber  nicht 
direkt  mit  dem  Hauptantrag  in  Zusammenhang  stehen,  kann  ein 
besonderes  Verfahren  durch  act  on  petition  eingeleitet  werden, 
nachdem  sich  zuvor  der  Antragsteller  in  Chambers  die  Erlaubniss 
erwirkt  hat,  darüber  gehört  zu  werden.  In  einem  solchen  Falle 
werden  wie  beim  Hauptverfahren  Schriftsätze  (dieselben  heissen 
act  on  petition,  answer  und  conclusion)  gewechselt  und  zuletzt 
ein  Termin  zur  Verhandlung  angesetzt  (r.  56 — 61).  Wie  wir 
bereits  gesehen  haben  (unter  a.)  ist  dies  Verfahren  anwendbar, 
wenn  ein  Beklagter  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  bestreitet, 
Ein  anderes  Verfahren  ist  in  Bezug  auf  ein  Gesuch  um  Alimente 
(pendente  Ute4)  vorgeschrieben.  Da  eine  Ehefrau,  gleichviel  ob 
sie  Klägerin  oder  Beklagte  ist,  berechtigt  ist,  einen  solchen  An- 
spruch zu  erheben,  wenn  nicht  der  Ehemann  nachweist,  dass  sie 
eigene  Mittel  hat,  kommt  dabei  nur  der  Betrag  der  Alimente  und 
die  Vermögenslage  der  Ehefrau  in  Betracht  (rr.81 — 89;  192 — 192). 

d.  De  murrer. 

Eine  Partei,  welche  sich  durch  demurrer  vertheidigt,  gibt  die 
Behauptungen  des  Gegners  zu,  leugnet  aber  die  Rechtsfolgerung, 
welche  er  aus  denselben  gezogen  hat.  Diese  Art  der  Verteidi- 
gung, die  auch  früher  in  den  anderen  Abtheilungen  statthaft 
war,  und  daselbst  jetzt  durch  ein  anderes  dem  selben  Zwecke 
dienendes  Verfahren  ersetzt  ist  (vgl.  §§  60,  62),  ist  in  Angelegen- 
heiten, die  hierher  gehören,  beibehalten  worden.   Es  ist  statt  Ii  all. 


3)  Ein  Zwischenantrag,  der  ebenfalls  in  Chambers  gehört  wird,  ist 
der  über  die  Gewalt  über  die  Kinder  pendente  Ute  (rr.  104,  212). 

4)  Ueber  „permanent  alimony"  vgl.  unter  I"). 
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sich  gegen  die  Behauptungen  des  Gegners  theilweise  durch  de- 
murr er,  theilweise  in  anderer  Weise  zu  vertheidigen ;  doch 
können  die  beiden  Arten  der  Vertheidigung  nicht  in  Bezug  auf 
dieselbe  Behauptung  angewandt  werden,  wenn  dies  nicht  durch 
gerichtliche  Verfügung  besonders  gestattet  wird  (Dixon  S.  252). 
Wenn  der  demurrer  die  Hauptpunkte  der  Sache  berührt,  so  wird 
darüber  gewöhnlich  zuerst  verhandelt,  sonst  wird  derselbe  in 
der  Regel  erst  nach  der  Verhandlung  über  die  bestrittenen  that- 
sächlichen  Fragen  (trial)  gehört.    (Dixon  S.  255). 

e.  Beweisverfahren  und  Hauptverhandlung. 
Die  Zeugen  sollen  in  der  Regel  mündlich  vernommen  wer- 
den, doch  kann  der  Richter  den  Parteien  gestatten,  ihre  Behaup- 
tungen ganz  oder  theilweise  durch  affidavits  nachzuweisen,  in 
welchem  Falle  die  Gegenpartei  oder  das  Gericht  verlangen  kann, 
dass  die  Aussteller  der  affidavits  bei  der  öffentlichen  Verhandlung 
einem  Kreuzverhör  unterzogen  werden  (Matrimonial  Causes  Act 
1857  s.  46).  Ebenso  wie  bei  den  anderen  Abtheilungen  kann  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  Vernehmung  eines  Zeugen  on 
commission  oder  durch  einen  Beamten  vor  der  Hauptverhandlung- 
angeordnet  werden  (ibidem  s.  47;  vgl.  über  diese  Arten  der 
Zeugenvernehmung  §  72).  Der  Kläger  kann  selbst  eidlich  ver- 
nommen werden,  braucht  aber  keine  Frage  zu  beantworten, 
deren  Absicht  ist  nachzuweisen,  dass  er  selbst  Ehebruch  be- 
gangen hat  (ibidem  s.43)5).  Ueber  das  Beweisrecht  gelten  die- 
selben Regeln,  wie  in  den  anderen  Abtheilungen  (ibidem  s.  48). 

Ueber  die  Art  der  Verhandlung  ist  Folgendes  bestimmt: 
WTird  kein  besonderer  Antrag  gestellt,  so  findet,  wenn  Schadens- 
ersatz beansprucht  wird,  die  Verhandlung  vor  einer  common  jury 
statt,  sonst  ohne  jury  (r.  205).  Wünscht  eine  Partei  eine  andere 
Art  der  Verhandlung,  so  ist  darüber  in  Chambers  zu  verhandeln; 
bei  Ehescheidungsklagen  haben  die  Parteien  das  Recht,  eine  jury 
zu  verlangen  (M.  C.  Act  1857  s.  28),  sonst  entscheidet  der  Registrar 
beziehungsweise  der  Richter  nach  seinem  Ermessen  über  den  An- 


5)  Ein  anderer  Zeuge  braucht  eine  solche  Frage  auch  nicht  zu  be- 
antworten, wenn  er  nicht  bereits  vorher  in  derselben  Verhandlung  in 
seiner  Aussage  abgeleugnet  hat,  dass  er  Ehebruch  begangen  hat  (Evidencc 
Further  Amendment  Act  1869  s.  3). 
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trag,  Die  Fragen,  welche  der  jury  vorzulegen  sind,  werden  von  dem 
Kläger  oder  —  wenn  er  es  in  der  festgesetzten  Frist  versäumt  — 
von  einem  der  Beklagten  entworfen  und  vom  Registrar  in  ihrer 
endgültigen  Form  festgestellt  (nach  Anhörung  der  Gegenpartei, 
wenn  sie  Einspruch  erhebt)  (rr.  41 — 43). 

Die  Versäumniss  des  Beklagten,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Einlassung  als  auf  die  Einlieferung  der  Vertheidigungsschrift  und 
auf  das  Erscheinen  in  der  Verhandlung,  befreit  bei  Ehescheidungs- 
klagen den  Kläger  nicht  vom  Nachweis  seiner  Behauptungen, 
.,das  Gericht  hat  sich  davon  zu  überzeugen,  so  weit  es  möglich 
ist,  nicht  nur,  dass  die  Angaben  über  Thatsachen  richtig  sind, 
sondern  auch  darüber,  dass  der  Kläger  nicht  den  Ehebruch  der 
Gegenpartei  begünstigt  oder  verziehen  hat,  und  soll  auch  die 
einredeweise  vorgebrachten  Behauptungen  untersuchen''6)  (M. 
G.  Act  s.  29). 

Es  ist  leicht  ersichtlich,  dass  diese  Regeln  von  der  sonstigen 
Gewohnheit,  alles  der  Thätigkeit  der  Parteien  zu  überlassen, 
merklich  abweichen;  sie  zeigen  die  Tendenz,  dass  man  die  Ehe- 
scheidung nicht  als  die  Anerkennung  eines  privatrechtlichen  An- 
spruchs ansieht,  sondern  als  ein  Offizialverfahren,  bei  welchem 
das  Gericht  vor  allem  öffentliche  Interessen  zu  vertreten  hat. 
Aus  dem  gleichen  Grundsatz  sind  die  später  zu  besprechenden 
Kegeln  über  die  Intervention  und  die  Anstellung  eines  beson- 
deren Staatsanwalts  (Queens  Proctor)  für  diese  Angelegenheiten 
abzuleiten. 

f.  Intervention  und  Urtheil. 
Das  Urtheil  in  den  hierher  gehörenden  Angelegenheiten  wird 
als  decree  bezeichnet:  bei  Ehescheidungsklagen  (Matrimonial  Ganses 
Act  1860  s.  7;  1866  s.  3)  und  Nichtigkeitsklagen  (Matrimonial 
Ganses  Acts  Amendment  Act  1873  s.  1)  wird  zuerst  ein  proviso- 
risches Urtheil  (decree  nisi)  erlassen;  nach  Ablauf  von  sechs  Mo- 
naten (vorbehaltlich  gegenteiliger  Bestimmung  durch  den  Richter) 
wird  auf  besonderen  Antrag7)  das  Endurtheil  (decree  absolute)  er- 

6)  Der  Ehebruch  des  Klägers,  ebenso  wie  gewisse  andere  Thatsachen 
können  als  Einrede  geltend  gemacht  werden:  die  so  behaupteten  That- 
sachen sollen  untersucht  werden,  auch  wenn  der  Beklagte  sie  nicht 
nachzuweisen  versucht. 

7)  Der  Antragsteller  reicht  ein  a/fidavit  ein,  in  welchem  ausgesagt 
wird,  dass  keine  Schritte  in  Bezug  auf  Intervention  geschehen  sind:  das 
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lassen,  wenn  keine  Opposition  erhoben  worden  ist.  Es  steht  näm- 
lich Dritten  frei,  zu  interveniren,  und  wenn  dieselben  nachweisen 
können,  dass  das  Dekret  durch  Kollusion  zwischen  den  Parteien 
oder  in  Folge  des  Nicht- Vorbringens  wesentlicher  Thatsachen 
erwirkt  wurde,  kann  das  provisorische  Urtheil  aufgehoben  oder 
eine  weitere  Untersuchung  angeordnet  werden.  In  der  Praxis 
kommt  es  nicht  vor,  dass  eine  Privatperson  intervenirt,  und  die 
Intervention  geht  in  der  Regel  vom  Staatsanwalt  für  eherecht- 
liche Angelegenheiten  (Queens  Proctor)  aus,  an  welchen  in  der- 
artigen Fällen  Mittheilungen  gemacht  werden  können  (M.  C  Act 
1860  s.  7).  Der  Queen 's  Proctor  als  solcher  kann  nur  im  Fall 
angeblicher  Kollusion  interveniren  und  muss  die  Genehmigung 
des  Gerichts  erhalten;  es  steht  ihm  aber  frei,  als  Privatperson 
auch  aus  dem  anderen  Grunde  zu  interveniren.  Der  Unterschied 
ist  von  Bedeutung,  weil  das  Verfahren  nicht  dasselbe  ist  (Inter- 
vention des  Q.  P.  rr.  68  u.  69;  Intervention  von  Privatpersonen 
rr.  70—76;  vgl.  auch  r.  202).  Die  gewöhnliche  Intervention 
kann  zu  jeder  Zeit  durch  Einreichung  einer  Einlassungserklärung 
eröffnet  werden  (r.  70);  in  der  Regel  erfolgt  sie  indessen  erst 
nach  Erlass  des  provisorischen  Urtheils.  Der  Gerichtshof  kann 
ex  officio  den  Registrar  beauftragen,  dem  Queen  s  Proctor  Material 
zur  Intervention  vorzulegen  (Dixon  S.  324). 

Das  Gericht  ist  befugt,  dem  Kläger  eine  andere,  als  die  be- 
antragte Rechtshülfe  zu  gewähren,  z.  B.  wenn  die  Beweismittel 
nicht  genügen,  um  auf  Scheidung  zu  erkennen,  aber  den  Kläger 
zu  gerichtlicher  Trennung  berechtigen,  kann  das  Urtheil  auf 
Trennung  lauten  (Dixon  S.  226 — 227). 

Neben  dem  Hauptantrag  kann  ein  Nebenantrag  gestellt 
werden,  z.  B.  den  Ehebrecher  zu  Schadensersatz  zu  verurtheilen 
oder  dem  Kläger  die  Gewalt  über  die  Kinder  zuzuerkennen 
(M.  C.  Act  1858  s.  35) ,8)  über  welchen  zugleich  mit  der  Haupt- 
frage erkannt  wird.  Andere  Fragen  indessen,  welche  bei  einer 
Ehescheidung  oder  gerichtlichen  Trennung  vorkommen,  sind  durch 
getrennte  petition  vor  das  Gericht  zu  bringen.    Es  gehört  dahin 

Dekret  wird  dann  ohne  Weiteres  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  ver- 
kündigt (rr.  8o  u.  207). 

8)  Dieser  Antrag  kann  auch  nach  Erlass  des  Urtheils  getrennt  gestellt 
werden  (M.  C.  Act  185p,  s.  4). 
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der  Antrag  auf  lebenslängliche  Alimente  (permanent  alimony), 
welche  eine  Ehefrau,  zu  deren  Gunsten  ein  Urtheil  auf  gericht- 
liche Trennung  ergangen  ist,  in  der  Regel  beanspruchen  kann 
(rr.  91  u.  190).  Der  Gerichtshof  ist  ferner  befugt,  je  nach  den  Um- 
ständen den  Ehegatten  zu  verurtheilen,  der  von  ihm  geschiedenen 
Frau  eine  lebenslängliche  Xutzniessung  an  einem  sicherzustellen- 
den Kapital  zu  gewähren  (M.  C.  Act  185  7  s.  32),  oder  Zahlungen 
an  dieselbe  in  regelmässigen  Zeitabschnitten  anzuordnen  (M. 
C.  Act  1866  s.  1).  Falls  wegen  Ehebruchs  der  Frau  auf  Schei- 
dung oder  gerichtliche  Trennung  erkannt  worden  ist,  kann  die 
Sicherstellung1  eines  Theils  ihres  Vermögens  zu  Gunsten  der 
unschuldigen  Partei  oder  der  Kinder  oder  beider  angeordnet 
werden  (M.  C.  Act  1857  s.44).  Bei  eüiem  Urtheil  auf  Scheidung 
oder  Nichtigkeit  ist  das  Gericht  befugt,  die  Ehepakten  zu  Gunsten 
der  Kinder  oder  eines  der  Ehegatten  abzuändern  (M.  C.  Act  1859 
s.  5).  Anträge,  welche  sich  auf  diese  Befugnisse  beziehen,  müssen 
durch  besondere  petition  vor  das  Gericht  g-ebracht  werden; 
rr.  95—103  schreiben  ein  besonderes  Verfahren  vor. 

Noch  ist  zu  erwähnen,  dass  bei  einem  Urtheil  auf  Wieder- 
herstellung des  ehelichen  Lebens  der  Ungehorsam  früher  mit 
Personalarrest  (attachment)  bestraft  werden  konnte.  Nachdem 
Mrs.  Weldon,  eine  Celebrität  in  den  Londoner  Gerichtshöfen,  noch 
neuerdings  ihr  Recht  auf  diese  Art  durchzuführen  gesucht  hat. 
ist  durch  die  Matrimonial  Causes  Act  1884  bestimmt  worden,9) 
dass  der  ungehorsamen  Partei  statt  einer  Strafe  die  Zahlung  von 
Alimenten  an  die  Gegenpartei  oder  die  Sicherstellung  eines 
Kapitals  zu  deren  Gunsten  aufzuerlegen  ist;  die  ungehorsame 
Partei  ist  ferner  der  böswilligen  Verlassung  schuldig  zu  erachten, 
und  der  Gegenpartei  das  Recht  auf  Trennung  beziehungsweise 
Scheidung  sofort  zuzuerkennen. 

g.  Rechtsmittel. 
Gegen    ein  Versäumnissurtheil  auf  gerichtliche  Trennung 
wird,  wenn  ein  genügender  Entschuldigungsgrund  dem  Gericht 
glaubhaft  gemacht   wird,  Restitution  gewährt  (M.  C.  Act  1857 
s.  23;  über  das  Verfahren  rr.  63 — 66). 

In  Bezug  auf  das  Verdikt  einer  jury  kann  die  Wiedereröffnung 
9)  Das  Gesetz  wird  häufig  Mrs.  Weldoris  Act  genannt. 
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des  Verfahrens  (new  trial)  ebenso  wie  in  den  anderen  Abtei- 
lungen beantragt  werden  (Dixon  S.  313). 

Berufungen  gehen  jetzt  an  den  Court  of  Appeal  (Jud.  Act  1881 
s.  9).  Die  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  ist,  abgesehen  von 
Urtheilen  bei  Scheidungsklagen,  Klagen  auf  Trennung,  Nichtig- 
keitsklagen und  Legitimitätsklagen,  keiner  Revision  unterworfen, 
wenn  es  sich  nicht  um  Rechtsfragen  handelt,  in  Bezug  auf 
welche  der  Court  of  Appeal  die  Revision  ausdrücklich  gestattet. 


Viertes  Buch. 


Verwaltende  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

der 

Chancery  Division. 


EINLEITUNG. 

§  148.  In  der  Probate  Division  und  Admiralty  Division  (in 
Probate-Seichen)  wird,  wie  wir  gesehen,  eine  Scheidung-  zwischen 
streitiger  (contentious)  und  nichtstreitiger  (non  -  contentious)  Ge- 
richtsbarkeit gemacht.  In  den  anderen  Abtheilungen  kennt  man 
eine  solche  Scheidung  nicht.  Vor  die  Chancery  Division  kommen 
eine  Anzahl  von  Angelegenheiten,  welche  nach  deutschen  Be- 
griffen zu  dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehören, 
die  aber  formell  auf  dem  Wege  des  streitigen  Verfahrens  vor- 
gebracht, und  entweder  in  der  regelmässigen  Weise  durch 
writ  of  summons  eingeleitet  werden,  oder  auf  summarischem 
Wege  vor  das  Gericht  (durch  eine  sogenannte  originating  petition) 
oder  den  Richter  in  Chambers  beziehungsweise  den  Chief 
Clerk  (durch  sogenannten  originating  summons)  gebracht  wer- 
den. Ob  ein  Verfahren,  das  durch  originating  summons  eröffnet 
wird  (d.  h.  durch  Vorladung  der  Parteien  vor  den  Richter  oder 
Chief  Clerk  in  Chambers  sofort  zur  Verhandlung  gebracht  wird) 
als  Prozess  (action)  anzusehen  ist,  ist  eine  Frage,  welche  die 
Gerichte  schon  öfters  beschäftigt  hat.  Sie  ist  durch  eine  Ent- 
scheidung des  Court  of  Appeal  (In  re  Fawsitt  30  Ch.  J>.  231) 
mit  Rücksicht  auf  die  Berufungsfrist  ausdrücklich  bejaht  worden.1) 

*)  Ein  originating  stimmons  kann  indessen  nicht  an  auswärtige  Beklagte 
zugestellt  werden.  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  geht  dir  Zuständigkeil 
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Wenn  sich  demgemäss  auch  die  beiden  Gebiete  weder  nach 
dem  Gegenstande,  noch  nach  dem  Verfahren  gegenseitig  abgren- 
zen lassen,  so  kann  man  doch  eine  Reihe  von  Angelegenheiten 
zusammenfassen,  in  welchen  es  sich  nicht  eigentlich  um  einen 
von  einer  Seite  erhobenen  und  von  einer  anderen  Seite  bestritte- 
nen Anspruch  handelt,  sondern  um  gewisse  Rechtshandlungen, 
bei  welchen  die  Mitwirkung  des  Gerichts  gesetzlich  vorgeschrie- 
ben ist.  Ohne  eine  besondere  Besprechung  dieser  Angelegen- 
heiten ist  eine  Darstellung  des  englischen  Gerichtswesens  unvoll- 
ständig, wenn  auch  ihre  Ausscheidung  als  besondere  Kategorie 
theoretisch  nicht  oder  höchstens  theilweise  berechtigt  ist. 

Die  Chancery  Division  kann  1)  die  Beaufsichtigung  der 
Verwaltung  eines  beweglichen  oder  unbeweglichen  Nachlasses 
oder  eines  Fideikommisses,  sei  es  im  Ganzen,  sei  es  in  einzelnen 
Beziehungen  übernehmen;  2)  als  Obervormundschaftsgericht  und 
3)  als  Fideikommissgericht  gewisse  Befugnisse  ausüben;  4)  Gelder 
empfangen  und  anlegen,  wenn  die  Berechtigten  nicht  verfügungs- 
fähig oder  nicht  ermittelt  sind.  Sie  hat  5)  gewisse  Befugnisse 
in  Bezug  auf  die  Veräusserung  und  Belastung  von  Grund- 
stücken seitens  eines  Niessbrauchers  und  6)  eine  Reihe  ver- 
mischter, hierher  gehörender  Befugnisse.  Ueber  den  Geschäfts- 
kreis unter  diesen  sechs  Rubriken  soll  zunächst  eine  Ueber- 
sicht  gegeben  und  dann  das  Verfahren  besprochen  werden. 


Erstes  Kapitel. 

Gegenstände  der  verwaltenden  und  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

I.  Verwaltung  im  Allgemeinen  und  in  Bezug  auf  einzelne  Fragen. 
§  149.  Wir  haben  in  §  109  das  Verfahren  besprochen,  welches 
einem  Urtheil  in   einer  sogenannten  administration  action  folgt, 

des  Gerichts  nicht  über  den  Gerichtsbezirk  hinaus.  Die  in  §  49  erwähnten 
Regeln  über  die  Zustellung  an  auswärtige  Beklagte  bilden  eine  Aus- 
nahme von  diesen  Grundsätzen;  die  Prozessordnung  erwähnt  aber  nur 
writs  of  summons,  und  da  eine  Ausnahme  von  einer  allgemeinen  Rechts- 
regel nur  gestattet  werden  kann,  wenn  sie  ein  Gesetz  in  unverkennbarer 
Weise  feststellt,  können  diese  Regeln  nicht  auf  einen  originaMng  summons 
angewandt  werden.     {In  re  Busfield  32  Ch.  D.  123  [Court  of  Appeal].) 
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wenn  dieselbe  durch  writ  of  summons  auf  dem  gewöhnlichen 
Wege  eröffnet  wird.  Nach  dem  jetzt  geltenden  Recht  kann  auch 
durch  originating  summons  auf  summarischen  Wege  eine  Ver- 
fügung herbeigeführt  werden,  durch  welche  die  Verwaltung  eines 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Nachlasses  oder  eines  Fidei- 
kommisses  gerichtlicher  Aufsicht  unterstellt  wird,  und  welche 
dann  dieselbe  Wirkung  hat  wie  das  oben  besprochene  Urtheil 
(0.  LV  r.  4).  Diejenigen  Personen,  welche  einen  derartigen 
Antrag  zu  stellen  berechtigt  sind,  haben  auch  die  Befugniss, 
einzelne  näher  zu  besprechende  Angelegenheiten,  welche  bei  der 
Verwaltung  dieser  Vermögensmassen  vorkommen,  dem  Richter 
oder  Chief  Clerk  in  Chambers  zu  unterbreiten.   (0.  LV  r.  3). 

Zur  Stellung  des  Antrags  auf  gerichtliche  Beaufsichtigung 
der  Verwaltung  eines  Nachlasses  beziehungsweise  eines  Fidei- 
commissum  sind  berechtigt  1)  die  executors  oder  administrators 
(vgl.  §  140)  oder  einzelne  derselben,  ferner  Gläubiger,  Vermächt- 
nissnehmer,  Intestaterben  etc.  und  ihre  Rechtsnachfolger.  2)  Die 
Kuratoren  des  Fideicommissum  und  die  Nutzungsberechtigten  und 
ihre  Rechtsnachfolger.  Folgende  Angelegenheiten  können  auf 
Antrag  der  genannten  Klassen  von  Personen  zur  Erledigung 
kommen: 

1.  Die  Entscheidung  von  Fragen  in  Bezug  auf  die  Berech- 
tigung einer  Person,  welche  als  Gläubiger,  Vermächtnissnehmer  etc. 
einen  Anspruch  macht. 

2.  Die  Ermittelung  der  Personen,  welche  eine  bestimmte 
Kategorie  von  Gläubigern,  Vermächtnissnehmern  etc.  bilden. 

3.  Anträge  auf  Anordnung  der  Rechnungsablegung  durch 
die  Nachlassverwalter  bezw.  Kuratoren  über  bestimmte  Geschäfte 
und  die  Beibringung  von  Belegen. 

4.  Anträge  auf  Anordnung  der  Einzahlung  bei  Gericht  der 
in  der  Gewalt  der  Nachlassverwalter  bezw.  Kuratoren  stehenden 
Gelder. 

5.  Anträge  auf  Anordnung  einer  von  einem  Nachlassver- 
walter vorzunehmenden  Handlung  oder  Unterlassung. 

6.  Anträge  auf  die  Genehmigung  von  Verkäufen,  Käufen,  Ver- 
gleichen oder  anderen  von  Nachlassverwaltern  bezw.  Kuratoren 
vorgenommenen  Rechtshandlungen. 

7.  Anträge  auf  die  Entscheidung  irgend  einer  Frage,  welche 

SCHTJSTEE,  Englische  Rechtspflege.  jo 
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bei  der  Verwaltung"  des  Nachlasses  oder  Fideicommissum  ent- 
steht (0.  LV  r.  3). 

Bei  Anträgen  auf  gerichtliche  Beauf sichtig ung  der  Verwal- 
tung* eines  Nachlasses  beziehungsweise  eines  Fideicommissum 
und  bei  den  ebengenannten  einzelnen  Anträgen  ist,  wenn  der 
Antragvon  einem  odermehreren  Nachlassverwaltern  oder  Kuratoren 
ausgeht,  die  Ladung  zur  Verhandlung  in  Chambers  an  die  Per- 
sonen, deren  Interesse  durch  den  Antrag  berührt  wird,  zuzu- 
stellen, und  wenn  andere  Nachlassverwalter  bezw.  Kuratoren  sich 
an  dem  Antrag  nicht  betheiligt  haben,  ist  auch  diesen  die  Ladung 
zuzustellen.  Wenn  der  Antrag  von  einer  anderen  Person  als  einem 
Nachlassverwalter  bezw.  Kurator  ausgeht,  ist  sämmtlichen  Nach- 
lassverwaltern bezw.  Kuratoren  die  Ladung  zuzustellen  (0.  LVr.5). 

2.  Vormundschaftssachen. 
§  150.    Die  Thätigkeit  der  Chancery  Division  als  Obervor- 
mundschaftsgericht umfasst  hauptsächlich  folgende  Gegenstände: 

a)  die  Absetzung  oder  Ernennung  von  Vormündern; 

b)  die  Gestattung  vorzeitiger  Verwendung  von  Geldern  für 
die  Verpflegung  oder  Erziehung  von  Minderjährigen,  welche  an 
den  betreffenden  Kapitalien  nur  ein  bedingtes  oder  befristetes 
Anrecht  haben; 

c)  die  Genehmigung  der  Verehelichung  der  Gerichtsmündel 
(wards  of  court)  oder  der  Minderjährigen,  deren  Vormund  ab- 
wesend oder  handlungsunfähig  ist; 

d)  die  Genehmigung  des  Abschlusses  von  Ehepakten  und 
Mietverträgen  durch  Minderjährige. 

e)  Bestimmungen  über  die  Gewalt  über  die  Kinder  bei 
Zwistigkeiten  zwischen  Ehegatten. 

a.  Absetzung  und  Ernennung  von  Vormündern. 
Ein  Vormund  kann  seines  Amtes  entsetzt  werden,  wenn 
sein  Einfluss  ein  unsittlicher  ist,  oder  wenn  er  die  Erziehung  des 
Mündels  vernachlässigt  oder  das  Vermögen  desselben  gefährdet. 
In  besonders  flagranten  Fällen  kann  auch  dem  Vater  unter 
diesen  Umständen  die  Gewalt  über  die  Kinder  entzogen  werden.1) 

*)  Smith,  Principles  of  Equity  S.  388 ;  Daniell  S.  1116.  Die  am  meisten 
zitirten  Entscheidungen  sind  zwei  von  Lord  Eldon  erlassene:  Wellesley 
v.  Duke  of  Beauf  ort,  2.  Russ.  20;  Shelley  v.  Westbrook,  facob  266.  Im 
letzteren  Falle  suchte  der  Dichter  Shelley  die  Gewalt  über  seine  Kinder 
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Einem  Vormund  kann  auch  schon  deshalb  die  Vormundschaft 
entzogen  werden,  weil  er  die  Wünsche  des  verstorbenen  Vaters 
nicht  erfüllt  (z.  B.  in  Bezug  auf  die  Religion  des  Kindes  —  Smith, 
S.  391,  393  \  Daniell  S.  1115).  Neuerdings  bestimmt  die  Criminal 
Law  Amendment  Act  von  1885,  dass  dem  Vater  oder  der  Mutter 
einer  Tochter,  welche  das  sechszehnte  Lebensjahr  nicht  vollendet 
hat,  die  Gewalt  über  dieselbe  entzogen  werden  soll,  wenn  sie 
ihre  Verführung  oder  Prostituirung  begünstigt  haben. 

In  diesen  Fällen  wird  ein  neuer  Vormund  durch  das  Gericht 
ernannt,  ebenso  wenn  ein  bestellter  Vormund  sein  Amt  nicht  an- 
nimmt oder  niederlegt  oder  stirbt,  ohne  dass  sein  Nachfolger  an- 
derweitig ernannt  ist.  Nach  einem  jüngst  erlassenen  Gesetze 
(Guardianship  of  Infants  Act  1886)  ist  die  überlebende  Mutter 
stets  Vormund  der  Kinder,  doch  kann  unter  Umständen  ein  bei- 
geordneter Vormund  durch  das  Gericht  bestellt  werden  (s.  2). 
Dasselbe  Gesetz  bestimmt  (s.  3  [J?]),  dass  wenn  die  Mutter  durch 
Testament  oder  anderweitig  einen  Vormund  für  den  Fall  ihres 
Todes  bestellt  hat,  dieser  auch,  wenn  der  Vater  der  Kinder  am 
Leben  ist,  vom  Gericht  in  Geineinschaft  mit  diesem  als  Vormund 
eingesetzt  werden  kann,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der 
Vater  nicht  dazu  geeignet  ist,  allein  die  Gewalt  über  die  Kinder 
auszuüben. 

Das  Gericht  kann  für  die  Kinder  auswärts  lebender  britischer 
Unterthanen  Vormünder  bestellen,  wenn  sie  sich  im  Gerichts- 
bezirk aufhalten,  oder  wenn  sie  im  Gerichtsbezirk  belegenes  Ver- 
mögen besitzen.  In  der  Regel  werden  in  England  wohnhafte 
Vormünder  bestellt  (Daniell  S.  1116). 

In  der  Regel  werden  Anträge  in  Bezug  auf  die  Ernennung 
eines  Vormunds  nur  in  Bezug  auf  solche  Minderjährige  gestellt, 
welche  Vermögen  haben;  es  ergibt  sich  dies  aus  praktischen 
Rücksichten  von  selbst,  doch  kann  man  nicht  sagen,  dass  die 
Zuständigkeit  des  Gerichts  erst  durch  das  Vorhandensein  von 
Vermögen  begründet  ist  (Lord  Eldon  in  Wellesley  v.  Beaufort 
a.  a.  0.  auf  S.  217). 

zu  erlangen,  die  im  Gewahrsam  der  Grosseltern  waren.  Lord  Eldon  ent- 
zog ihm  die  Vormundschaft  wegen  seiner  Beziehungen  zu  Mary  Goodwin 
im  Zusammenhang  mit  den  in  Queen  Mab  ausgesprochenen  religiösen 
Anschauungen,  nicht  —  wie  vielfach  gesagt  wird  —  wegen  dieser  An- 
schauungen an  und  für  sich. 

18* 
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b,  Genehmigung  vorzeitiger  Verwendung  von  Geldern 
für  Minderjährige. 
Das  Einkommen  eines  unter  fideikommissarischer  Ver- 
waltung stehenden  Vermögens,  zu  welchem  ein  Minderjähriger 
nach  Erreichung  seiner  Volljährigkeit  oder  früher  bedingt  oder 
unbedingt  berechtigt  ist,  kann  nach  heutigem  Recht2)  in  den 
meisten  Fällen  ohne  gerichtliche  Genehmigung  für  die  Verpfle- 
gung oder  Erziehung  desselben  verwendet  werden.  In  den 
Fällen,  in  welchen  dies  ausnahmsweise  nicht  statthaft  ist,  kann 
zu  diesem  Zwecke  ein  Antrag  bei  der  Chancery  Division  gestellt 
werden. 3)  Anders  verhält  es  sich  in  Bezug  auf  die  Verwendung 
von  Kapital  für  die  Berufszwecke  des  Minderjährigen.  Hier 
muss,  wenn  nicht  in  dem  Testament  oder  der  Urkunde,  welche 
das  Fideikommiss  errichtet,  ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten 
sind,  welche  die  Verwendung  rechtfertigen,  die  Genehmigung  der 
Chancery  Division  eingeholt  werden.4)  Steht  das  Vermögen  des 
Minderjährigen  nicht  unter  fideikommissarischer  Verwaltung,  so 
ist  die  Verfügungsgewalt  des  Vormunds  ebenfalls  eine  be- 
schränkte, und  in  vielen  Fällen  die  Mitwirkung  des  Gerichts- 
hofes zur  Vornahme  von  Rechtshandlungen,  welche  die  Ver- 
wendung oder  Anlage  des  Vermögens  betreffen,  nöthig  (Daniell 
S.  1128— 1131).  5) 

c.  Aufsicht  über  Gerichtsmündel. 
Ein  Minderjähriger  wird  Gerichtsmündel  (loard  of  court), 
wenn  in  seinem  Interesse  einer  der  unter  a)  und  b)  besproche- 
nen Anträge  oder  ein  Antrag  über  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens gestellt  worden  ist,  oder,  wenn  über  seine  Person  oder 
sein  Vermögen  ein  Prozess  eingeleitet  worden  ist  (Daniell 
S.  1113).    Ein  Gerichtsmündel  darf  sich  in  der  Regel  nicht  aus 

-)  Namentlich  seit  Erlass  des  Gesetzes  44  u.  45  Vict.  c.  41  s.  43 
(Conveyancing  Act  1881). 

3)  Anträge  dieser  Art  heissen  Anträge  über  mai?itenance  vgl.  Smith 
Equity  S.  3p1/ — 401. 

4)  Derartige  Anträge  heissen  Anträge  über  advancement,  vgl.  Smith 
S.  401 — 403,  über  den  ganzen  Gegenstand  Daniell  S.  1122 — 1128,  vgl.  auch 
R.  S.  C.  O.  LV  r.  23. 

5)  Auch  bei  nicht  entmündigten  Geisteskranken  können  ähnliche 
Anträge  gestellt  werden ;  es  ist  kürzlich  erkannt  worden,  dass  auch  unter 
solchen  Umständen  das  Kapital  angegriffen  werden  kann.  ( In  rc  Tuer's 
Will  Trusts  32  Ch.  D.  39). 
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dem  Gerichtsbezirke  entfernen,  und  darf  sich  nicht  ohne  Geneh- 
migung des  Gerichts  verheirathen.  Eine  ohne  gerichtliche  Ge- 
nehmigung abgeschlossene  Ehe  ist  zwar  gültig;  wenn  es  sich 
aber  um  einen  weiblichen  Gerichtsmündel  handelt,  so  können 
der  Gatte  und  ebenso  alle  Personen,  welche  Beihülfe  geleistet 
haben,  wegen  contempt  of  court  mit  Gefängnissstrafe  belegt  werden, 
welche  fortdauert,  bis  der  contempt  gesühnt  (purged)  ist.6)  Wenn 
das  Gericht  seine  Zustimmung  ertheilt,  werden  zugleich  Vor- 
schriften über  die  Ehepakten  gegeben  (Daniell  S.  1131  ff.;  Smith 
S.  395;  vgl.  auch  In  re  Graham  10  Eq.  530). 

Die  Genehmigung  der  Chancery  Division  muss  auch  in  Betreff 
solcher  Minderjährigen,  welche  nicht  Gerichtsmündel  sind,  einge- 
holt werden,  wenn  der  Vater  nicht  handlungsfähig  ist,  oder  wenn 
nach  seinem  Tode ,  die  Person,  welche  nach  den  Bestimmungen 
der  Marriage  Act  ihre  Zustimmung  zur  Eheschliessung  eines 
Minderjährigen  zu  geben  hat,  handlungsunfähig  oder  von  Eng- 
land abwesend  ist  (4  Geo.  IV  c.  76  ss.  16  u.  17). 

d.  Mitwirkung  bei  gewissen  von  Minderjährigen 
abgeschlossenen  Verträgen. 
Ein  Minderjähriger  kann  an  und  für  sich  in  Folge  seiner 
allgemeinen  Handlungsunfähigkeit  keine  bindenden  Ehepakten 
abschliessen;  doch  ist  durch  18  c.  19  Vict.  c.  43  bestimmt,  dass 
dies  mit  Genehmigung  des  Gerichts  geschehen  kann,  wenn  der 
Bräutigam  das  Alter  von  20,  bezw.  die  Braut  das  Alter  von  17 
Jahren  erreicht  hat.  Die  Vermiethung  von  Grundstücken  (durch 
lease)  kann  ebenfalls  trotz  der  Handlungsunfähigkeit  des  Minder- 
jährigen unter  gerichtlicher  Mitwirkung  erfolgen  (1  Will.  IV 
c.  65  ss.  16  u.  17). 

e.  Aufsicht  über  die  Ausübung  der  väterlichen 

Gewalt. 

Auf  Antrag  der  Mutter  eines  Minderjährigen  kann  die 
Chancery  Division,   unter  Berücksichtigung   der  Wohlfahrt  des 

r')  Dies  geschieht  theil  weise  durch  Errichtung  eines  Fideikommisses 
zur  Sicherung  des  Vermögens  des  Gerichtsmündels  nach  Anleitung  des 
Gerichts,  was  früher  deshalb  besonders  nöthig  war,  weil  an  und  für 
sich  das  Vermögen  der  Frau  ohne  Weiteres  auf  den  Gatten  überging. 
Die  Married  Womeris  Properiy  Act  1882  hat  die  Nothwendigkeit  einer 
derartigen  Vorkehrung  vermindert. 
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Kindes,  der  Handlungsweise  und  der  Wünsche  der  Eltern  über 
den  Zutritt  zu  dem  Kinde  und  die  Gewalt  über  dasselbe  Anord- 
nungen treffen,  welche  in  die  sonst  dem  Vater  zustehenden  Rechte 
eingreifen  {Guardianship  of  Infants  Act  1886  s.  5). 

3.  Fideikommisse  (Trusts). 

§  151.  Neben  der  allgemeinen  Aufsichtsbefugniss  des  Ge- 
richts, welche  unter  1)  besprochen  worden  ist,  sind  die  ein- 
zelnen Befugnisse,  welche  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  dem 
Chancery  Court  bezw.  der  Chancery  Division  in  Bezug  auf  Fidei- 
kommisse übertragen  worden  sind,  zu  erwähnen.  Diese  Befug- 
nisse könnnen  in  vier  Kategorien  eingetheilt  werden: 

a)  Bestellung  von  Kuratoren. 

b)  Vornahme  von  Rechtshandlungen  an  der  Stelle  der  Ku- 
ratoren. 

c)  Uebernahme  der  Fideikommissverwaltnng  falls  die  Kura- 
toren ihr  Amt  niederlegen. 

d)  Ertheilung  von  Anweisungen  an  die  Kuratoren. 

a.  Bestellung  von  Kuratoren. 

Die  Chancery  Division  hat  allgemein  die  Befugniss,  neue 
Kuratoren  zu  ernennen,  wenn  dies  nöthig  ist  (Truster  Act  1850 
s.  32  und  passim);  doch  ist  durch  die  Conveyancing  Act  von 
1881  (s.  1  [4])  die  Ernennung  von  Kuratoren  durch  die  Bethei- 
ligten ohne  Anrufung  des  Gerichts  wesentlich  erleichtert  worden. 

b.  Vornahme  von  Rechtshandlungen  an  Stelle  der 

Ku  rator  en. 

Wenn  ein  Kurator  handlungsunfähig,  verschollen  oder 
ohne  Hinterlassung  von  Rechtsnachfolgern  verstorben  ist,  oder 
wenn  er  nicht  gewillt  ist,  eine  im  Interesse  des  Fideikommisses 
nothwendige  Rechtshandlung  vorzunehmen,  so  kann  je  nach  den 
Umständen  entweder  durch  den  Gerichtshof  selbst,  oder  durch 
eine  besonders  ernannte  Person,  oder  durch  die  Mitkuratoren 
unter  gerichtlicher  Ermächtigung  das  Nöthige  nach  Massgabe 
der  für  den  einzelnen  Fall  vorgeschriebenen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen geschehen  (Truster  Act  1850  ss.  7,  10,  14,  15,  23  u. 
24;  Truster  Act  1852  s.  4). 
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c.  Gerichtliche  Deponirung  des  Fideikommiss- 
vermögens. 

Die  Kuratoren  oder  eine  Mehrheit  derselben  sind  ermäch- 
tigt, Gelder  bei  Gericht  einzuzahlen  oder  Antheilsrechte  (stock) 
oder  Werthpapiere  an  das  Gericht  zu  übertragen,  wenn  sie  die 
Verwaltung  nicht  fortsetzen  wollen  (Truster  Relief  Act  10  u.  11 
Vict.  c.  96  s.  1;  vgl.  auch  12  r.  13  Vict.  c.  74).  Die  betheiligten 
Personen  können  Anträge  über  die  Anlage,  sowie  über  die  Aus- 
zahlung von  Zinsen  oder  Kapital  stellen  (Daniell  S.  2074). 

d.  Ertheilung  von  Anweisungen  an  die  Kuratoren. 
Ein  Kurator  kann  sich  bei  Gericht  Anweisung  erbitten 
und  wird,  wenn  er  dies  bona  fiele  und  unter  richtiger  Angabe  der 
Thatsachen  gethan,  in  Bezug  auf  die  betreffende  Handlung  von 
weiterer  Verantwortlichkeit  entbunden  Law  of  Property  and  Trustee 
Relief  Amendment  Act  22  u.  23  Vict.  c.  35  s.  10). 

4.  Einzahlung  von  Geldern  bei  Gericht  um  Anlage  derselben. 
§  152.  Wir  haben  unter  3)  gesehen,  dass  Kuratoren  befugt 
sind,  gewisse  ihnen  anvertraute  Vermögensstücke  an  das  Gericht  zu 
übertragen.  Es  ist  ferner  noch  eine  Anzahl  von  Fällen  zu  erwähnen, 
in  welchen  Geld  bei  Gericht  eingezahlt  werden  kann.  Eine  Reihe 
von  Gesetzen  ordnet  den  zwangsweisen  Verkauf  von  Grund- 
stücken oder  Gerechtsamen,  welche  an  Grundstücken  haften  oder 
die  zwangsweise  Ablösung  der  Grundherrlichkeit  (bei  copijlwlds) 
an,  entweder  um  die  Grundstücke  für  die  Verwendung  für 
öffentliche  Zwecke  zu  gewinnen,  oder  um  —  wie  bei  der  Ab- 
lösung gewisser  Gerechtsamen  oder  der  Grundherrlichkeit  —  die 
Eigenthums  Verhältnisse  zu  vereinfachen. l)    Wenn  das  betreffende 

J)  Es  gehören  hierher  folgende  Gesetze :  Lands  Clauses  Consolidation 
Act  184$;  Copyhold  Acts  1841,  1842,  1852,  1858 ;  5  r.  6  Vict.  c.  26;  14  u.  15 
Vict.  c.  104  (Expropriation  für  kirchliche  Zwecke);  Defence  Acts  1842, 
1860  u.  1864  (Expropriation  für  die  Zwecke  der  Landesverteidigung) ; 
Commons  Inclosures  Act  1845  (Gemeinheitstheilungen);  Artizans  and  La- 
bourers  Dwellings  Improvement  Act  1875.  Nicht  auf  Grundstücke  bezüglich 
aber  in  gleicher  Weise  eine  zwangsweise  Ablösung  anordnend,  ist  das 
Gesetz  in  Bezug  auf  die  Renten  der  Staatsschuld  (Consolidated  Funds 
Permanent  C karges  Redemfiiion  Act  187 jj.  Kine  Hypothekenbank  hat,  wenn 
Hypotheken  abgelöst  werden  und  nicht  eine  entsprechende  Quantität 
Pfandbriefe  eingerufen  werden,  die  eingegangenen  Gelder  bei  Gericht 
einzuzahlen  (Mortgage  Debenture  Act  18 yo  ss.  8  u.  o). 
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Grundstück  nicht  in  der  Gewalt  eines  verfügungsfähigen  In- 
habers ist  (z.  B.  wenn  der  Inhaber  ein  Minderjähriger  oder  Usu- 
fructnar  ist),  so  sind  die  betreffenden  Gelder  bei  Gericht  ein- 
zuzahlen. Dies  geschieht  in  entsprechender  Weise  bei  der 
zwangsweisen  Tilgung  gewisser  Forderungsrechte  (vgl.  Anm.  1). 
Ebenso  sind  Legate  an  minderjährige  oder  abwesende  Vermächt- 
nissnehmer  bei  Gericht  einzuzahlen  (Legacy  Duty  Act  36,  Geo.IIl 
c.  52  s.  32). 

Ferner  kommt  die  Einzahlung  bei  Gericht  bei  der  Gründung 
von  Eisenbahngesellschaften  und  Trambahn-Gesellschaften  und 
bei  der  Gründung  von  Lebensversicherungsgesellschaften  vor. 
(Parliamentary  Deposits  Act  1846;  Tramways  Act  1870  etc.;  Life 
Assurance  Companies  Act  1870). 

Die  Anträge  in  Bezug  auf  die  Anlage  bezw.  Auszahlung 
der  betreffenden  Gelder  gehören  in  den  hier  besprochenen  Ge- 
schäftskreis der  Chancery  Division.2) 

5.  Veräusserung  und  Belastung  von  Grundstücken  durch  den  Niessbraucher. 

§  153.  Der  englische  Grundbesitz  ist  zum  grossen  Theil 
nicht  in  den  Händen  vollberechtigter  Inhaber,  sondern  von  Per- 
sonen, welchen  nur  der  Niessbrauch  auf  Lebenszeit  zusteht  (so- 
genannte tenants  for  life).  Um  den  wirtschaftlichen  Nachtheil, 
welcher  dadurch  entsteht,  dass  der  thatsächliche  Inhaber  nur  eine 
beschränkte  Dispositionsbefugniss  hat,  einigermassen  zu  heben, 
hat  die  Gesetzgebung  in  verschiedener  Weise  eingegriffen.  In 
Bezug  auf  die  Veräusserung  und  Vermiethung  ist  nach  jetzt  gel- 
tendem Recht  den  Nutzniessern  ziemlich  freie  Hand  gegeben 
(Settlecl  Estates  Act  1877  und  insbesondere  Settled  Land  Act  1882 
—  häufig  Lord  Caims'  Act  genannt),  doch  darf  das  Herrenhaus 
des  Gutes  nur  mit  Genehmigung  der  Kuratoren  oder  des  Gerichts- 
hofes (der  Chancery  Division)  veräussert  werden.  Der  Erlös  ist 
an  die  Kuratoren  oder  an  das  Gericht  zu  zahlen,  und  nach  den 


2)  Auch  im  gewöhnlichen  Verfahren  kommt,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  Einzahlung  von  Geldern  bei  Gericht  vielfach  vor.  Nach  den  jetzt 
geltenden  Bestimmungen  kommen  alle  bei  Gericht  eingezahlten  Gelder 
unter  die  Verwaltung  des  Paymaster  General  (Chancery  Funds  Act  18  J2; 
Supreme  Court  of  Judicature,  Funds  Act  1883;  Supreme  Court  Funds 
Rules  1884).  Die  auf  diese  Art  verwalteten  Gelder  erreichen  eine  höchst 
bedeutende  Summe. 
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Bestimmungen  des  Gesetzes  anzulegen.  Das  Fällen  von  Holz 
oder  die  Belastung  oder  Veräusserung  von  Theilen  des  Grund- 
stückes ist  zum  Zwecke  der  Ablösung  der  Grundsteuer  oder  der 
Befreiung  von  der  Grundherrlichkeit  gestattet  (Land  Tax  Redemp- 
tion  Act;  Copyhold  Acts  1841.  1843.  1852.  1858).  Ferner  ist  die 
Belastung  von  Land  mit  Genehmigung  der  zu  diesem  Zwecke 
bestellten  Land-Kommission  (unter  Berufung  an  die  Chancery 
Division)  gestattet,  wenn  der  Erlös  zu  wirthschaftlichen  Auf- 
besserungen (Drainage  etc.)  verwandt  werden  soll  (8  u.  9  Vict. 
c.  56;  vgl.  auch  Settled  Land  Act  1882  ss.  25—29). 

6.  Vermischte  Befugnisse. 

§  154.  Es  gehören  hierher  eine  Reihe  von  Befugnissen, 
welche  sich  nicht  systematisch  gruppiren  lassen.  Die  Befugnisse 
in  Bezug  auf  Aktiengesellschaften  sind  verschiedenartiger 
Natur.  Die  Liquidation  derselben  wird  im  Zusammenhang  mit 
dem  Konkursverfahren  besprochen  werden  (vgl.  §§  179 — 181). 
Die  Chancery  Division  greift  ferner  ein  in  Bezug  auf  die  Schritte 
für  die  theilweise  Rückzahlung  des  Aktienkapitals  ( Companies 
Act  1867  ss.  9 — 20)  und  bei  der  beabsichtigten  Vereinigung 
mehrerer  Lebensversicherungsgesellschaften  (Life  Assurance  Com- 
panies Act  1870  S.  14). 

Antheilsberechtigungen  (stock)  an  der  Staatsschuld,  welche 
wegen  Nicht-Geltendmachung  der  Berechtigung  seitens  des  In- 
habers auf  die  Staatsschulden -Kommission  übergegangen  sind, 
können  in  gewissen  Fällen  auf  Anordnung  der  Chancery  Division 
unter  Anwendung  eines  summarischen  Antrags  an  den  ursprüng- 
lichen Inhaber  wieder  übertragen  werden  (National  Deht  Act 
1870;  ähnliche  Bestimmungen  hat  Ljocal  Loa?is  Act  1875). 

In  Bezug  auf  milde  Stiftungen  kann  der  Gerichtshof  bei  Un- 
gehörigkeiten in  der  Verwaltung  auf  Antrag  zweier  Personen  an- 
gerufen werden;  auch  können  zweifelhafte  Fragen  dem  Gerichts- 
hof unterbreitet  werden  (Lord,  Iiomilhj s  Act;  Charitable  Trust 
Acts  1853,  1855,  1860,  1862,  1869). 

Ein  Ausländer  darf  nicht  Eigenthümer  oder  Miteigentümer 
eines  britischen  Schiffes  sein.  Fällt  ein  derartiges  Eigenthums- 
recht einem  Ausländer  zu,  so  kann  der  Verkauf  und  die  Aus- 
zahlung des  Erlöses  an  den  Berechtigten  durch  die  Chancery 
Division  oder  durch  die  Probate,  Divorce  und  Admiralty  Division 
angeordnet  werden  (Merchani  Shipping  Ar/  1854  s,  62). 
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Ferner  gehören  hierher  Anträge  auf  Berichtigung  des  Re- 
gisters über  Urheberrechte  (Customs  Consolidation  Act  1876). 

Die  Chancery  Division  kann  endlich  angerufen  werden,  um 
ein  Verfahren  einzuleiten,  durch  welches  ermittelt  werden  soll, 
ob  Jemand,  mit  dessen  Leben  das  Recht  eines  Dritten  auf  ein 
Grundstück  aufhört,  noch  am  Leben  ist  (Act  for  Produktion  of 
Cestui  que  vie  6  Anne  c.  72.) 


Zweites  Kapitel. 

Verfahren. 

Einleitung. 

§  155.  Die  Zuständigkeit  der  Chancery  Division  ist  in  den 
meisten  der  unter  dieser  Rubrik  verzeichneten  Fällen  aus  be- 
sonderen Gesetzen  abgeleitet,  welche  auch  Bestimmungen  über 
das  Verfahren  enthalten,  namentlich  darüber,  ob  die  Sache  auf 
dem  regelmässigen  Prozesswege  (unter  Einleitung  durch  writ  of 
summons)  oder  summarisch  in  Chambers  (unter  Vorladung  der 
Parteien  durch  summons)  oder  in  offener  Gerichtssitzung  auf 
mündlichen  Antrag  (motion)  oder  schriftliches  Gesuch  (petition) 
vorzubringen  ist.  Diese  Bestimmungen  sind  jetzt  aufgehoben, 
insofern  sie  mit  der  allgemeinen  Prozessordnung  kollidiren. l) 

l.   Gegenstände,  welche  in  Chambers  zu  verhandeln  sind. 

§  156.  In  Chambers  können  folgende  hierher  gehörende 
Anträge  verhandelt  werden: 

1)  Anträge  auf  gerichtliche  Beaufsichtigung  der  Verwaltung 
eines  Vermögens  und  verwandte  Anträge  (vgl.  §  149); 

])  Die  Dispaich  of  Businen  (Court  of  Chancery)  Act  (1855)  bestimmt,  dass 
der  Lord  Chancellor  mit  dem  Master  of  the  Rolls  und  zwei  Vice  Chan- 
cellors  zusammen  Regeln  darüber  zu  erlassen  befugt  sind,  welche  Sachen 
in  Chambers  gehört  werden  können.  Da  das  Rules  Comittee  (vgl.  §  28  S.  40), 
welches  die  R.  S.  C.  erlassen  hat,  aus  dem  Lord  Chancellor,  dem  Master 
of  the  Rolls  und  mehreren  Richtern,  deren  Stellung  der  der  früheren  1 7Vr- 
Chancellors  entspricht,  besteht,  so  werden  diese  Rztles  als  in  Ueberemstim- 
mung  mit  dieser  Ermächtigung  erlassen  angesehen  und  haben  daher 
derogirende  "Wirkung.  Dies  war  früher  zweifelhaft,  ist  aber  in  der  Ent- 
scheidung Ex  parte  Mayor  of  Londo7t  25  Ch.  D.  384  endgültig  festgestellt 
worden. 
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2)  Anträge  über  die  Absetzung*  und  Ernennung  von  Vor- 
mündern, und  über  die  Verwendung  von  Geldern  für  die 
Verpflegung  und  die  Berufszwecke  des  Minderjährigen  (mainte- 
nance  and  advancement)  (0.  LV  r.  2  [12 J).  Anträge  in  Bezug 
auf  die  Ehepakten  Minderjähriger  (a.  a.  0.  r.  2  [10])  und  die  Miet- 
verträge (leases)  solcher  Minderjährigen,  welche  Gerichtsmündel 
sind  (a.  a.  0.  r.  2  [9])\ 

3)  Anträge  in  Bezug  auf  die  Vornahme  von  Rechtshand- 
lungen für  handlungsunfähige  und  abwesende  Kuratoren  eines 
Fideikommisses  im  Fall  des  Zwangs  Verkaufs,  beziehungsweise 
der  zwangsweisen  Uebertragung  von  Antheilsrechten  an  der 
öffentlichen  Schuld  (stock)  oder  von  unbeweglichen  Sachen,  welche 
zu  dem  Fideikommiss  gehören  (a.a.  0.  r.  2  [8]);  Anträge  in  Be- 
zug auf  die  Anlage  fideikommissarisch  verwalteten  Vermögens 
oder  in  Bezug  auf  die  Auszahlung  von  Zinsen  oder  Kapital 
(a.  a.  0.  r.  2  [13]);  Anträge  in  Bezug  auf  die  Verwendung  von 
Geldern  oder  Werthschriften,  welche  Kuratoren  bei  Gericht  nieder- 
gelegt haben,  insofern  der  Werth  £  1000  nicht  übersteigt  (a.  a.  0. 
r.  2  [5]); 

4)  Anträge  in  Bezug  auf  die  Anlage  und  Auszahlung  von 
Geldern  in  den  in  §  152  erwähnten  Fällen: 

a)  wenn  der  Anspruch  durch  eine  gerichtliche  Entschei- 
dung begründet  ist  (a.  a.  0.  r.  2  [1])\ 

b)  wenn  der  Titel  des  Antragsstellers  nur  von  dem  Nach- 
weise seiner  Identität,  oder  einer  Geburt,  einer  Ehe,  oder  eines 
Todes  abhängt  (a.  a.  0.); 

c)  wenn  es  sich  nur  um  die  Auszahlung  von  Zinsen 
handelt  (a.  a.  0.  r.  2  [3])\ 

d)  wenn  der  Werth  £  1000  nicht  überschreitet  (a.  a.  O. 
r.  2  [2,4]); 

e)  wenn  es  sich  um  Gelder  handelt,  welche  bei  der 
Gründung  einer  Aktiengesellschaft  als  Kaution  deponirt  wurden, 
oder  um  Gelder,  welche  als  Erlös  für  enteignete  Grundstücke 
oder  bei  der  Ablösung  der  Grundherrlichkeit  eingezahlt  wurden 
(a.  a.  O.  r.  2  [b\  7,11]).') 

x)  Nach  den  Rules  under  the  Seliled  Land  Act  1882  können  Anträge 
in  Bezug-  auf  die  Veräusserung"  oder  Belastung  von  Land  durch  den 
Usufructuar  ebenfalls  durch  Summons  in  Chambers  vorgebracht  werden 
(R.  S.  L.  A.  r.  2). 
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Die  Sachen,  welche  nicht  in  Chambers  verhandelt  werden, 
können,  insofern  das  betreffende  Gesetz  es  gestattet,  durch  petition 
oder  motüm  summarisch  zur  Verhandlung  kommen;  andernfalls 
muss  der  regelmässige  Prozessweg  eingeschlagen  werden;  der- 
selbe ist  überhaupt  stets  statthaft,  doch  kann  die  betreibende 
Partei,  die  sich  seiner  in  den  Fällen  bedient,  in  welchen  ein  ein- 
facheres Verfahren  zulässig  ist,  in  die  dadurch  entstandenen  Mehr- 
kosten verurtheilt  werden. 

2.   Verhandlung  in  Chambers. 

§  157.  Die  meisten  der  hier  erwähnten  Anträge  können 
vor  dem  Chief  Clerk  verhandelt  werden.  Ausgenommen  sind 
die  in  §  149  erwähnten  Anträge,  welche  vom  Richter  in  Person 
zu  hören  sind.1)  Wie  bereits  früher  erwähnt  worden  ist,  kann 
jeder  Antrag,  der  in  Chambers  gestellt  wird,  in  die  öffentliche 
Gerichtssitzung  zur  Verhandlung  verwiesen  werden  (vgl.  §  90). 

Ein  summons,  durch  welchen  das  ganze  Verfahren  eröffnet 
wird  (wie  dies  bei  den  meisten  hier  erwähnten  Anträgen  der  Fall 
ist),  heisst  originating  summons  (0.  LXXI  r.  1).  Ein  originating 
summons  muss  sieben  Tage  vor  dem  Verhandlungstermin  zuge- 
stellt werden  —  0.  LIV  r.  4  —  (ein  gewöhnlicher  summons  zwei 
Tage,  und  ein  summons  for  directions  vier  Tage  vorher).  Auch 
im  Falle  eines  originating  summons  hat  die  Gegenpartei  eine  Ein- 
lassungserklärung im  Central  Office  einzureichen  (0.  LV  r.  23). 

Bei  der  Chancery  Division  sind  sogenannte  Conveyancing 
Counsel  angestellt,  welchen  die  Einzelausführung  von  Rechts- 
geschäften, welche  im  Zusammenhang  mit  dem  Antrag  vorzu- 
nehmen sind,  übertragen  wird,  z.  B.  die  Abfassung  von  Ehepakten, 
die  Uebertragung  von  Eigenthumsrechten,  Untersuchungen  über 
Besitztitel  etc.  (0.  LI  r.  7).  Bei  Meinungsverschiedenheiten 
kann  die  betreffende  Partei  beim  Richter  Beschwerde  einlegen 
(a.  a.  0.  r.  8).*) 

Früher  wurden  in  den  Chancery  Chambers  meistens  nur  So- 
licitors  als  Vertreter  der  Parteien  zugelassen,  jetzt  kann  stets  ein 


])  Ueber  das  Verhältniss  der  Chief  Clake  zu  den  Richtern  vgl.  8 
und  9). 

2j  Als  Conveyancing  Cotmsel  müssen  mindestens  sechs  Personen  vom 
Lord  Chancellor  bestellt  werden,  welche  seit  mindestens  zehn  Jahren 
Barristers  gewesen  sind  (15  r.  16  Vict.  c.  80  s.  41). 
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Barrister  erscheinen  (O.LVr.  la,  eine  der  im  Dezember  1885 
neu  erlassenen  Regeln). 

Ein  originating  summons  gilt  als  die  Eröffnung  eines  Rechts- 
streits, und  die  auf  denselben  erfolgende  Verfügung  als  endgültige 
Verfügung;  die  Berufungsfrist  ist  daher  ein  Jahr  (vgl.  §  148 
und  die  daselbst  zitirte  Entscheidung  In  re  Fawsitt),  die  Zustel- 
lung an  auswärtige  Beklagte  wird  nicht  gestattet  (a.  a.  0). 

Im  Uebri^en  ist  das  Verfahren  in  Chambers  in  der  hier  be- 
sprochenen  Angelegenheiten  mit  dem  gewöhnlichen  Verfahren 
bei  Zwischenanträgen  (vgl.  §  90)  identisch. 

3.  Verhandlung  in  öffentlicher  Gerichtssitzung. 
§  158.  Das  Verfahren  auf  mündlichen  Antrag  (motion) 
kommt  in  den  hier  besprochenen  Fällen  äusserst  selten  vor. 
Das  gewöhnliche  Verfahren  ist  das  durch  petition. l)  Eine  petition 
enthält  eine  schriftliche  Darstellung  des  Sachverhalts  und  en- 
digt mit  dem  Antrag.  Sie  ist  zunächst  in  der  Kanzlei  der  Chan- 
cery Registrars  einzureichen  und  wird,  wenn  es  sich  nicht  um 
einen  rein  formellen  Antrag  handelt,  auf  welchen  die  betreffende 
Verfügung  ohne  Weiteres  erfolgen  muss  (petitton  of  course, 
order  of  course)  mit  einem  Vermerk  am  Rande  versehen,  durch 
welchen  die  Parteien  aufgefordert  werden,  in  einem  bestimmten 
Termin  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  zu  erscheinen.  Dieser  Ver- 
merk wird  als  die  Antwort  auf  das  Gesuch  {answer  to  the  petition 
bezeichnet)  und  wird  im  Namen  des  Senior  Registrar  ausgestellt 
(0.  LXII  r.  18).  Bei  manchen  Anträgen,  z.  B.  Anträgen  auf  die 
Uebertragung  deponirter  Werthpapiere,  Auszahlung  von  Geldern 
etc.  kann  es  vorkommen,  dass  ausser  dem  Antragsteller  Niemand 
an  der  Sache  interessirt  ist  Sind  ausser  dem  Antragsteller  andere 
Personen  interessirt,  so  hat  die  Zustellung  der  petition  (durch  Aus- 
händigung einer  Abschrift  derselben  nnd  der  answer  und  Vor- 
zeigung des  Originals)  mindestens  zwei  Tage  vor  dem  Termine 
zu  erfolgen  (Daniell  S.  1565).  Eine  Petition,  welche  das  Ver- 
fahren eröffnet,  heisst  originating  petition.  Ob  in  Bezug  auf  die 
Berufungsfrist  und  die  Zustellung  an  auswärtige  Beklagte  dieselbe 

*)  Bei  einem  Verfahren,  das  mit  originating  summons  eröffnet  wird, 
wird  der  Antragsteller  stets  als  Kläger  (plaintiff),  die  anderen  Parteien 
als  Beklagte  (defendants)  bezeichnet.  Bei  pctitions  heisst  der  Antragsteller 
petitioner,  die  Gegenparteien  respondents. 
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Regel  gilt  wie  bei  einem  originating  summons,  ist  fraglich.  Ob- 
gleich kein  begrifflicher  Unterschied  zwischen  den  Anträgen, 
welche  durch  originating  common  und  solchen,  welche  durch  origi- 
nating petition  gestellt  werden,  besteht,  und  sehr  oft  je  nach  dem 
Werth  des  Gegenstandes,  das  eine  oder  das  andere  Verfahren 
anzuwenden  ist,  kann  der  historische  Unterschied  nicht  verkannt 
werden,  dass  die  Anwendbarkeit  einer  originating  petition  für  die 
einzelnen  Anträge  durch  besondere  Gesetze  vorgeschrieben  ist, 
während  der  originating  summons  für  die  sämmtlchen  in  §  156 
erwähnten  Angelegenheiten  durch  die  Prozessordnungen  einge- 
führt ist. 


Fünftes  Buch. 


Konkurs  verfahren. 


EINLEITUNG. 
§  159.  Eine  eingehende  Darstellung*  des  englischen  Kon- 
kursrechts ist  hier  nicht  am  Platze.1)  Hier  soll  nur  das  Ver- 
fahren in  seinen  allgemeinen  Umrissen  dargestellt  werden  unter 
vornehmlicher  Berücksichtigung  seiner  besonders  charakteristi- 
schen Theile.  Die  englische  Gesetzgebung  hat  auf  diesem  Ge- 
biete in  einer  keineswegs  konsequenten  Weise  herumgetastet. 
Das  Gesetz  von  1883 2),  welches  das  heutige  Konkursrecht  regelt, 
verdankt  seine  Entstehung  dem  Umstände,  dass  der  bei  dem 
Gesetz  von  1869  massgebende  Grundsatz,  den  Gläubigern  mög- 
lichst freie  Hand  zu  lassen,  als  ein  verfehlter  erkannt  wurde.  Das 
jetzige  Gesetz,  das  namentlich  dem  Handelsamt  weitgehende  Be- 
fugnisse in  der  Beaufsichtigung  der  Verwaltung  des  Konkurs- 
wesens gibt,  hat  einen  entgegengesetzten  Weg  eingeschlagen. 
Dass  dies  an  und  für  sich  eine  Verbesserung  ist,  wird  nicht 


1)  Vgl.  darüber  Gertscher,  das  englische  Konkursrecht,  nach  dem  Ge- 
setze vom  25.  August  1883,  Separatabdruck  aus  der  „Allgem.  Oesterreichi- 
schen Gerichtszeitung"  Wien  1882;  ferner  Hentschel,  die  englische  Kon- 
kursordnung: Busch's  Archiv  47,  S.  233 — 315.  Die  letztere  Arbeit  enthält 
vergleichende  Verweisungen  auf  das  deutsche  Konkursrecht. 

2)  In  den  folgenden  Abschnitten  bedeuten  die  Zahlen  mit  einem 
vorausgeschickten  s.  die  seciio7is  des  Gesetzes  von  1883;  die  Zahlen  mit 
einem  vorausgeschickten  r.  die  Rules ,  welche  der  Lord  Chancellor  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Handelsamt  als  Ausführungsbestimmungen 
(in  ähnlicher  Weise,  wie  das  Rules  Commiltee  die  Prozessordnung)  laut 
der  durch  s.  127  erthcilten  Bcfugniss  erlassen  hat. 
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bestritten,  doch  glaubt  man,  dass  die  Strenge  der  Vorschriften 
jetzt  häufig  da  zu  Privatarrangements  führt,  wo  früher  der  gericht- 
liche Weg  eingeschlagen  wurde. 

Es  muss  vorausgeschickt  werden,  dass  Korporationen  und 
Aktiengesellschaften  dem  gemeinen  Konkursrechte  nicht  unter- 
worfen sind  (s.  123)  und  dass  im  Fall  ihrer  Insolvenz  ein 
anderes  Verfahren  (vgl.  §  179)  eingeschlagen  wird;  ferner  ist 
für  den  Konkurs,  der  über  eine  Nachlassmasse  verhängt  wird, 
eine  besondere  Prozedur3)  vorgeschrieben,  welche  indessen  nur 
formell  von  der  gewöhnlichen  abweicht  (s.  125).  Andererseits 
ist  der  Unterschied  zwischen  Kaufleuten  und  Nicht- Kaufleuten 
im  Allgemeinen  beseitigt,  indem  die  Bestimmungen  des  Kon- 
kursrechts in  der  Regel  auf  Beide  gleichmässig  Anwendung 
finden.4)  Ehefrauen  sind  indessen  nur  dann  einem  Konkurs- 
verfahren unterworfen,  wenn  sie  Handelsfrauen  sind  (Married 
Womeris  Property  Act  1882  s.  1  [5]).  Das  Konkursverfahren  kann 
nur  gegen  solche  Schuldner  eingeleitet  werden,  welche  in  Eng- 
land domizilirt  sind,  oder  wenigstens  ein  Jahr  lang  vor  Ein- 
reichung des  Eröffnungsgesuchs  in  England  gewohnt  oder  eine 
Wohnung  oder  eine  Geschäftsniederlassung  in  England  gehabt 
haben  (s.  6  [1]  d). 

3)  Der  An  trag  geht  auf  administration  of  ihe  estate  of  a  deeeased  deb- 
tor  according  to  the  law  of  bankrtrplcy  und  kann  nur  von  einem  Gläubiger 
gestellt  werden.  Ist  bereits  in  der  Chancery  Division  (oder  in  einem 
County  Court)  ein  Antrag  auf  Verwaltung  des  Nachlasses  unter  gericht- 
liche Aufsicht  gestellt  (vgl.  §§  3  ß ;  149),  so  kann  der  Antrag  nicht  bei  dem 
Konkursgericht  gestellt  werden;  es  kann  aber  ein  Gläubiger  bei  dem 
Gericht,  bei  welchem  der  Antrag  gestellt  ist,  unter  Nachweis  der  Insol- 
venz des  Nachlasses  die  Verweisung  der  Verwaltung  an  das  Konkurs- 
gericht beantragen,  und  das  betreffende  Gericht  kann  eine  Verfügung 
erlassen,  welehe  dieselbe  Wirkung  hat,  als  wenn  der  normale  Antrag 
beim  Konkursgericht  gestellt  worden  wäre. 

4)  Der  Unterschied  hat  noch  eine  gewisse  Bedeutung  in  Bezug  auf 
die  Ansprüche  der  Masse  auf  Sachen,  welche  im  scheinbaren  Eigenthum 
des  Gemeinschuldners  sind,  indem  der  betreffende  Artikel  (s.  44  [3])  nur 
solche  Sachen  betrifft,  welche  der  Gemeinschuldner  in  seinem  Handels- 
oder Gewerbebetrieb  benutzt  (vgl.  §  174). 


§  160. 
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289 


Erstes  Kapitel. 

Die  amtlichen  Organe  des  Konknrswesens. 

I.    Die  Konkursgerichte. 

§  160.  Für  das  Konkurswesen  ist  England  in  den  so- 
genannten London  Bankruptcy  District  und  die  County  Court  Di- 
stricts  eingetheilt.  Der  London  Bankruptcy  District  umfasst  die 
Bezirke  der  City  of  London  und  der  sämmtlichen  Metropolitan 
County  Courts.  Die  County  Court  Districts  für  Konkurswesen 
sind  im  Allgemeinen  identisch  mit  den  früher  besprochenen 
County  Court  Districts,  doch  kann  der  Lord  Chancellor  für  die 
Zwecke  des  Konkurswesens  Districte  zusammenlegen  oder  dem 
London  Bankruptcy  District  zutheilen  (s.  92). 

Je  nachdem  der  Gemeinschuldner  während  der  letzten 
sechs  Monate  vor  Einreichung  des  Eröffnungsgesuchs  länger 
im  London  District  oder  in  einem  County  Court  District  gewohnt 
oder  Geschäfte  betrieben  hat1),  ist  das  Gesuch  beim  High  Court 
oder  dem  betreffenden  County  Court  einzureichen. 

Der  High  Court  ist  als  solcher  für  das  Konkurs wesen  zu- 
ständig, doch  sollen  die  betreffenden  Geschäfte  durch  den  Lord 
Chancellor  einer  besonderen  Abtheilung  (augenblicklich  ist  es 
die  Queen" s  Bench  Division ;  Erlass  vom  1.  Januar  1884)  zugetheilt 
werden.  Die  Konkurssachen  sind  einem  besonderen  Richter 
unterstellt  und  es  besteht  für  dieselben  eine  eigene  Organi- 
sation. Die  Queerfs  Bench  Division  in  Bankruptcy  kann  daher 
in  unserer  Darstellung  als  getrennter  Gerichtshof  angesehen 
werden,  wenn  sie  auch  formell  nur  ein  nach  seinem  Geschäfts- 
kreis abgesonderter  Zweig  der  Queen 's  Bench  Division  ist.  Um 
die  lange  Bezeichnung  zu  vermeiden,  werden  wir  hier  vom  Kon- 
kursgericht  schlechthin   sprechen   und   darunter  entweder  die 

l)  Im  Zweifel  entscheidet  der  Ort,  wo  er  Geschäfte  betrieben  hat 
(y.  145).  Wohnt  der  Schuldner  tm  Ausland  oder  ist  sein  Aufenthaltsort 
unbekannt,  so  ist  der  High  Couyi  zuständig".  Uebrigens  bewirkt  die  Ein- 
reichung beim  nicht  regelmässig  zuständigen  Gericht  nicht  die  Abwei- 
sung :  es  kann  entweder  die  Verweisung  an  das  richtige  Gericht  ange- 
ordnet werden  oder  das  ursprünglich  augerufone  Gericht  kann  die  Sache 
zu  Ende  führen  (s.      [3\',s-97  [*]  [*]• 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  je) 
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Queens  Berich  Division  in  Bankruptcy  oder  den  zuständigen  County 
Coiirt  je  nach  den  Umständen  verstehen^. 

Die  Konkursgerichte  haben  doppelte  Funktionen: 

1)  wirken  sie  in  der  Weise,  welche  in  der  Einzeldarstellung 
ersichtlich  sein  wird,  beim  Konkursverfahren  mit  und  entscheiden 
über  Prioritätsstreitigkeiten  zwischen  den  Gläubigern; 

2)  sind  sie  in  Prozessen  zwischen  dem  Kurator  und  Dritten 
in  folgender  Weise  zuständig: 

a)  County  Courts  sind  zuständig: 

a)  bei  Ansprüchen,  die  erst  durch  den  Konkurs  ent- 
standen sind  (es  sind  dies  solche  Fälle,  in  welchen  der  Masse- 
kurator in  Folge  des  Konkurses  ein  Recht  erwirkt,  welches  der 
Gemeinschuldner  nicht  hatte  —  z.  B.  das  Recht  auf  Rückerstat- 
tung einer  nach  Konkursrecht  anfechtbaren  Vermögenszuwendung, 
vgl.  §  174)  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag; 

ß)  bei  anderen  die  Konkursmasse  betreffenden  Streit- 
fragen (also  auch  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Massekurator 
sein  Recht  nur  aus  der  Rechtsnachfolge  in  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen des  Gemeinschuldners  ableitet),  wenn  der  Werth  des 
Objekts  £  200  nicht  überschreitet  oder,  wenn  alle  Parteien  sich 
der  Gerichtsbarkeit  des  betreffenden  Gerichtshofs  freiwillig  unter- 
werfen; 

b)  der  High  Court  als  Konkursgericht  ist  zuständig  bei 
allen  die  Konkursmasse  betreffenden  Streitfragen. 2) 

Die  Anträge,  welche  im  gewöhnlichen  Konkursverfahren  vor 
das  Gericht  kommen,  werden  theilweise  in  Chambers,  theilweise 
in  öffentlicher  Gerichtssitzung  verhandelt,  EinTheil  derselben  kann 
vor  einem  der  Registrars  (d.  h.  einem  der  sogenannten  Regist  rar  $ 
in  Bankruptcy  im  High  Court,  beziehungsweise  dem  Registrar 
eines  County  Court)  verhandelt  werden  (vgl.  B.  Act  1883  s.  99: 
Rules  6 — 7;  Direction  of  Justitice  Cave  vom  1.  Januar  1884). 
Thatsächliche  Fragen  werden  vor  einer  jury  verhandelt,  wenn 
das  Konkursgericht  auf  Antrag  einer  Partei  dies  verfügt  (s.  102 
[3]).  Berufungen  gegen  Entscheidungen  eines  County  Court  gehen 
an  einen  Divisional  Court  des  High  Court,  Berufungen  gegen  Ent- 


2)  B.  Act  1883  s.  102  (ij.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  im  Zusammen- 
hang mit  dem  früheren  Recht  lässt  auch  andere  Interpretationen  zu. 
Die  Auslegung  Hentschel's  (a.  a.  O.  S.  301)  ist  unrichtig. 
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Scheidungen  des  High  Court  gehen  an  den  Court  of  Appeal.  Re- 
vision ist  nur  mit  besonderer  Genehmigung  zulässig  (s.  104  [2]; 
Bankruptcy  Appeals  Act  1884  s.  2). 

Der  Lord  Chancellor  darf  mit  der  Zustimmung  des  Präsidenten 
des  Handelsamts  Ausführungsbestimmungen  (Males)  zur  Konkurs- 
ordnung erlassen  (Bankruptcy  Act  s.  127).  Derartige  Rules  sind 
zuletzt  in  1886  erlassen  worden  und  diese  Rules  im  Zusammen- 
hang mit  der  von  Justice  Cave  erlassenen  Instruktion  vom  1.  Ja- 
nuar 1884  sind  jetzt  massgebend. 

2.  Das  Handelsamt. 

§  161.  Das  Handelsamt  (Board  of  Trade)  ist  formell  ein 
Kollegium  mit  einem  Präsidenten.  Das  Kollegium  tritt  aber  nie 
zusammen  und  der  Präsident  ist  sein  einziges  thätiges  Mitglied. 
Er  muss  Parlamentsmitglied  sein  und  ist  einer  der  Beamten, 
deren  Amtsdauer  mit  dem  Rücktritt  des  Ministeriums  aufhört; 
zuweilen  ist  er  auch  Mitglied  des  Kabinets.  Ein  parlamenta- 
rischer und  ein  ständiger  Sekretär  stehen  ihm  zur  Seite.  Der  Ge- 
schäftskreis des  Handelsamts  entspricht  mutatis  mutandis  —  bei 
jeder  Vergleichung  zwischen  englischen  und  kontinentalen  Ver- 
hältnissen sind  die  mutanda  sehr  zahlreich  —  dem  eines  kon- 
tinentalen Handelsministeriums. 

Dem  Handelsamt  sind  in  Bezug  auf  das  gewöhnliche  Kon- 
kursverfahren verschiedenartige  Befugnisse  eingeräumt.  Es  hat 
die  Official  Receivers  (vgl.  unten)  anzustellen  (Bankruptcy  Act 
s.  66),  Rechenschaftsablegung  von  denselben  zu  empfangen  und 
denselben  Anweisungen  über  ihre  Geschäftsführung  zu  geben 
(s.  70  [3]).  Es  hat  ferner  die  Kuratoren  zu  bestellen,  wenn  die 
Gläubiger  unterlassen,  dies  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  zu 
thun  (s.  21  [6]).  Wenn  kein  Gläubiger- Ausschuss  ernannt  ist, 
so  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  für  die  Vornahme  einer 
Handlung  des  Kurators  die  Mitwirkung  dieses  Ausschusses  vor- 
schreibt, die  Zustimmung  des  Handelsamts  einzuholen1)  (s.  22  [,9p. 

Das  Handelsamt  hat  die  Kautionsleistung  des  Kurators  zu 
prüfen  und  ihm  ein  Certifikat  auszustellen  (s.  21  [5]),  wodurch  er 
als  Rechtsnachfolger  des  Gemeinschuldners  genügend  legitimirt 
wird  (s.  138).    Jeder  Kurator  hat  in  der  Regel  die  bei  ihm  ein- 


l)  In  dieser  Beziehung  kann  sich  das  Handelsamt  von  dem  Official 
Receiver  vertreten  lassen. 

1!)* 
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gehenden  Gelder  für  Rechnung  des  Bankrupt  Estates  Account 
bei  der  Bank  of  England  einzuzahlen;  dieses  Konto  steht  unter 
der  Kontrole  des  Board  of  Trade  (s.  74).2)  Der  Kurator 
hat  wenigstens  zwei  Mal  im  Jahre  beim  Handelsamt  eine  von 
demselben  zu  revidirende  Abrechnung  einzureichen  (s.  78)  und 
wenigstens  ein  Mal  im  Jahre  einen  allgemeinen  Bericht  über 
seine  Geschäftsführung  der  Prüfung  dieser  Behörde  zu  unter- 
breiten (s.  81).  Das  Handelsamt  kann  den  Kurator  verurtheilen, 
Verluste  zu  ersetzen,  welche  durch  sein  Verschulden  (dolus 
oder  culpa  mit  Einschluss  von  Unterlassungen)  entstanden  sind 
(s.  81)  und  hat  überhaupt  die  Befugniss,  seine  Geschäftsführung 
zu  kontroliren  und,  wenn  nöthig,  einzuschreiten  (s.  91).  Es  kann 
einen  Kurator  wegen  Pflichtverletzung  seines  Amtes  entsetzen; 
wenn  indessen  die  Gläubiger  mit  einer  solchen  Massregel  nicht 
einverstanden  sind  und  dies  in  einer  General -Versammlung 
durch  ordinary  resolution  (vgl.  §  168)  erklären,  so  kann  beim 
High  Court  Beschwerde  erhoben  werden  (s.  86  [2]).  Nach  Be- 
endigung der  Geschäftsführung  eines  Kurators  hat  endlich  das 
Handelsamt  darüber  zu  entscheiden,  ob  ihm  Entlastung  zu  er- 
theilen  ist  (s.  82). 

3.  Die  Official  Receivers. 
§  162.  Die  Official  Receivers  werden  vom  Handelsamt  ernannt, 
gelten  aber  zugleich  als  Beamte  des  Gerichtshofs,  welchem  sie 
zugetheiltjsind  (s.  66  [1]).  Ein  jeder  derselben  ist  in  bestimmten 
örtlichen  Grenzen  zuständig  und  zwar  soll  in  der  Regel  für  einen 
auf  diese  Art  festgestellten  Bezirk  ein  Official  Receiver  ernannt 
werden  (s.  66). 

Die  Befugnisse  der  Official  Receivers  sind  doppelter  Natur, 
sie^beziehen  sich  1)  auf  die  Untersuchung  der  Handlungsweise 
des  Gemeinschuldners,  2)  auf  die  Verwaltung  der  Masse  (s.  68  [1]). 
Ein  OfficiaUReceiver  hat  in  der  ersten  Eigenschaft  namentlich  zu 
untersuchen,  ob  der  Gemeinschuldner  sich  in  Bezug  auf  seine 
Geschäftsführung  eines  strafbaren  Vergehens  schuldig  gemacht 


-)  Wenn  auf  diesem  Konto  eine  grössere  Summe  steht,  als  für  die 
laufenden  Bedürfnisse  nöthig"  ist,  so  ist  der  Ueberschuss  vom  Handelsamt 
an  die  Staatskasse  (Treasury)  einzuzahlen,  um  von  derselben  angelegt 
zu  werden:  in  entsprechender  Weise  sind  die  Anlagen,  wenn  nöthig, 
wieder  zu  realisiren  und  die  Gelder  zurückzuzahlen  (s.  j6). 
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hat,  und  ferner,  ob  Umstände  vorliegen,  welche  die  Verweige- 
rung oder  Einschränkung  der  order  of  dicharge  (vgl.  §  172) 
wünschenswerth  machen  (s.  69  [1]).  Er  hat  in  der  zweiten 
Eigenschaft  vor  Bestellung  eines  Kurators  als  Sequester  (ebenso 
wie  ein  zum  Zweck  der  Sicherung  oder  Zwangsvollstreckung 
vom  High  Court  ernannter  Receiver  —  vgl.  §§  77  c;  130)  und  (wenn 
kein  besonderer  Geschäftsführer  bestellt  wird)  auch  als  Geschäfts- 
führer zu  fungiren  (s.  70  1  [a])  und  in  Bezug  auf  Einberufung 
der  Gläubigerversammlung  die  nöthigen  Schritte  einzuleiten 
(s.  70.  1  [b— ■/]).  Ferner  hat  er  als  Kurator  zu  fungiren,  wenn 
das  Amt  des  letzteren  nicht  besetzt  ist  (s.  54  [i]  s.  70  1.  [g]; 
s.  87.  [4]  s.  82  [4]).  Wenn  der  Official  Receiver  die  Stelle  des 
Kurators  vertritt,  so  beziehen  sich  alle  Bestimmungen,  welche 
Kuratoren  betreffen,  auch  auf  ihn  (s.  68  [3\ 


Zweites  Kapitel. 

Gewöhnliches  Verfahren. 

I.  Uebersicht. 

§  163.  Das  Konkursverfahren  zerfällt  in  zwei  Stadien,  ein 
vorbereitendes  und  ein  Haupt-Verfahren.  Das  vorbereitende  Ver- 
fahren lässt  sich  wieder  in  zwei  Stadien  eintheilen,  das  ein- 
leitende und  das  gerichtliche.  Voraussetzung  des  einleitenden 
Verfahrens  sind  gewisse  als  acts  of  bankruptey  bezeichnete  Hand- 
lungen des  Gemeinschuldners;  auf  Grund  derselben  kann  ein 
Eröffnungs-Gesuch  (bankruptey  petition)  eingereicht  werden,  und 
die  Gewährung  des  Gesuchs  durch  Erlass  der  reeeiving  order  leitet 
das  gerichtliche  vorbereitende  Verfahren  ein.  Der  Erlass  der 
reeeiving  order  veranlasst  das  Einschreiten  des  Official  Receiver 
die  nächsten  Schritte  sind  die  Einberufung  der  Gläubigerver- 
sammlung, welcher  wo  möglich  der  Vorschlag  zu  einem  Zwangs- 
vergleich unterbreitet  werden  soll,  und  das  öffentliche  Verhör 
des  Gemeinschuldners  vor  dem  Konkursgericht;  je  nach  dem 
Beschluss  der  Gläubigerversammlung  oder  dem  Verhalten  des 
Gerichts  in  Bezug  auf  einen  vorgeschlagenen  Zwangs  vergleich 
wird  dann  entweder  das  Verfahren  eingestellt  oder  das  Haupt- 
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Verfahren  durch  die  adjudication  of  bankruptcy  (definitive  Kon- 
kurs-Eröffnung") eingeleitet;  in  letzterem  Falle  erfolgt  dann  die  Be- 
stellung* eines  Kurators,  wenn  dies  nicht  bereits  früher  geschehen 
ist,  Erst  durch  die  adjudication  wird  der  Kurator  als  Universal- 
Nachfolger  in  das  Vermögen  des  Gemeinschuldners  eingewiesen 
und  mit  der  Liquidation  betraut.  Der  Gemeinschuldner  kann 
von  seinen  persönlichen  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  den  sich 
etwa  ergebenden  Ausfall  nach  Liquidation  der  dem  Kurator  über- 
gebenen  Masse  befreit  werden,  wenn  die  Voraussetzungen  vor- 
handen sind,  welche  das  Gericht  zur  Gewährung  der  (dem  eng- 
lischen Konkursrecht  eigenthümlichen)  Entlastungs  -  Verfügung 
( order  of  discharge)  ermächtigen.  Auch  nach  erfolgter  adjudication 
ist  ein  Zwangsvergleich  noch  statthaft. 

2.  Eröffnungsgesuch  (bankruptcy  petition). 

§  164.  Ein  Gesuch  auf  Eröffnung  des  Konkursverfahrens 
kann  eingereicht  werden,  wenn  ein  act  of  bankruptcy  des  Schuld- 
ners vorliegt  (s.  5).  Folgende  Handlungen  und  Unterlassungen 
sind  acts  of  bankruptcy: 

1)  Cessio  bonorum  (s.  3  [aj). 

2)  Dolose  Zuwendungen  von  Vermögensstücken  an  Dritte 
s.  3  [6]). 

3)  Zuwendungen  an  Gläubiger,  welche  nach  vollzogener 
Konkurseröffnung  als  dolose  Bevorzugungen  angesehen  würden 
(s.  3  [c-]). 

4)  Entfernung  vom  Wohnort,  um  den  Gläubigern  zu  ent- 
gehen. 

5)  Die  Duldung  einer  gerichtlichen  Pfändung. 

6)  Die  Anmeldung  der  Zahlungsunfähigkeit  oder  die  frei- 
willige Einreichung  eines  Eröffnungsgesuchs. 

7)  Die  Nicht-Befriedigung  eines  Judikatsgläubigers  nach  Zu- 
stellung eines  bankruptcy  notice.  Es  ist  dies  eine  Aufforderung, 
welche  einem  in  England  wohnenden  Schuldner  ohne  Weiteres 
und  einen  auswärts  wohnenden  Schuldner  unter  gerichtlicher 
Genehmigung  zugestellt  werden  kann.  Dieselbe  gilt  als  erfolg- 
los, wenn  von  Seiten  eines  in  England  befindlichen  Schuldners 
spätestens  sieben  Tage  nach  Zustellung  und  von  Seiten  eines  aus- 
wärts wohnenden  Schuldners  in  der  in  der  betreffenden  Ver- 
fügung festgesetzten  Frist  weder  Zahlung  erfolgt,  noch  Sicherheit 
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gegeben,  noch  ein  Accord  abgeschlossen  ist,  welchen  der  Gläu- 
biger oder  der  Gerichtshof  billigt,  oder  wenn  nicht  dem  Gerichts- 
hof der  Beweis  beigebracht  wird,  dass  der  Schuldner  eine  den 
Betrag  der  Forderung  mindestens  erreichende  Gegenforderung 
gegen  den  Gläubiger  hat,  welche  im  ursprünglichen  Rechtsstreit 
nicht  vorgebracht  werden  konnte  (s.  3  \g\). 

8)  Die  Benachrichtigung  eines  Gläubigers  von  der  erfolgten 
oder  demnächst  erfolgenden  Zahlungseinstellung. 

Der  Antrag  kann  vom  Schuldner  in  allen  Fällen  gestellt 
werden;  von  einem  oder  mehreren  Gläubigern  unter  folgenden 
Voraussetzungen : 

1)  der  Betrag  der  Schuld  muss  mindestens  £  50  sein.1) 
(s  6  [1  a]); 

2)  es  muss  sich  um  eine  liquide,  fällige  oder  zu  einer  be- 
stimmten späteren  Zeit  zahlbare  Forderung  handeln  (s.  6  [16']); 

3)  seit  dem  act  of  bankruptcy,  auf  welchen  der  Antrag  sich 
beruft,  darf  der  Zeitraum  von  drei  Monaten  noch  nicht  abgelaufen 
sein  (s.  6  [1  c]); 

4)  der  Schuldner  muss  in  England  domicilirt  sein  oder  min- 
destens ein  Jahr  lang  daselbst  einen  Wohnsitz  oder  eine  geschäft- 
liche Niederlassung  gehabt  haben  (s.  6  \1  d]). 

Der  Antrag  eines  Gläubigers  muss  von  einem  affidavit 
über  die  Thatsachen  begleitet  sein  (s.  7  [1]).  Nachzuweisen  ist 
die  Berechtigung  der  Forderung,  die  Zustellung  des  Eröffnungs- 
gesuchs  und  der  act  of  bankruptcy  (s.  7  [1]).  Der  Antrag  wird 
abgewiesen,  wenn  der  Nachweis  dieser  Thatsachen  oder  der 
Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  nicht  gelingt,  oder  die  Schuld 
nicht  den  festgesetzten  Betrag  erreicht:  im  Fall  einer  bankruptcy 
notice,  wenn  über  das  betreffende  Urtheil  die  Berufung  schwebt 
(s.  7  \3.  4]).  Der  Antrag  darf  ohne  Genehmigung  des  Konkurs- 
gerichts nicht  zurückgezogen  werden,  gleichviel  ob  ihn  ein  Gläu- 
biger oder  der  Schuldner  gestellt  hat  (s.  7  [7];  s.  8  [2]). 

3.  Receiving  order. 
§  165.    Durch  die  receiving  order  wird  der  Official  lu'ceiver 
als  Sequester  des  gemeinschuldnerisclKMi  Vermögens  bestellt.  Von 
nun  an  sind  Klagen  oder  Vollstreckungsmassregeln  gegen  den 
Gemeinschuldner  nur  mit  Genehmigung  des  Konkursgerichts  zu- 


x)  lieber  das  Verfahren  bei  kleinen  Forderungen  vgl.  §  178. 
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lässig  (s.  9  [1]).  In  dringenden  Fällen  kann  bereits  vor  Erlass 
der  receiving  order  der  Official  Receiver  provisorisch  bestellt  wer- 
den; auch  die  Sistirung  der  gegen  den  Schuldner  schwebenden 
Prozesse  oder  Vollstreckungsmassregeln  kann  bereits  vorher  vom 
Konkursgericht  oder  dem  Prozessgericht  unter  Nachweis  des  An- 
trags angeordnet  werden  (s.  10).  Unter  Umständen  kann  die 
Führung  der  Geschäfte  durch  einen  Special  Manager  oder  durch 
den  Official  Receiver  selbst  von  letzterem  auf  Antrag  eines  Gläu- 
bigers für  die  Zeit  bis  zur  Ernennung  eines  Kurators  angeordnet 
werden  (s.  12).  Die  receiving  order  kann  annullirt  werden,  wenn 
eine  Mehrheit  der  Gläubiger  an  Zahl  und  Betrag  in  Schottland 
oder  Irland  wohnt,  und  es  zweckmässiger  erscheint,  das  Verfahren 
in  einem  dieser  Landestheile  zu  eröffnen  (s.  14).  Der  Erlass  einer 
receiving  order  ist  im  Londoner  Amtsblatt  (London  Gazette)  und 
in  einer  lokalen  Zeitung  zu  veröffentlichen  (s.  13). 

4.  Anmeldung  der  Forderungen. 

§  166.  Die  Anmeldung  der  Forderungen  erfolgt  durch  Ein- 
reichung eines  affidavit  unter  Beibringung  der  Urkunden  (Sched 
II,  1)  beim  Official  Receiver  oder  beim  Kurator.  Die  Forderung 
muss  vierzehn  Tage  nach  Anmeldung  entweder  schriftlich  anerkannt 
oder  ganz  oder  theilweise  bestritten  werden  oder  es  muss  eine  Auf- 
forderung zu  weiteren  Nachweisen  erfolgen  (Sched,  II  22  r.  1 73). 
Gegen  die  betreffende  Entscheidung  kann  binnen  21  Tagen  Be- 
schwerde beim  Konkursgericht  eingebracht  werden  (Sched  II 24 
r.  174).1)  Auch  nach  erfolgter  Anerkennung  kann  auf  Antrag  des 
Kurators,  eines  Gläubigers,  oder  (im  Falle  eines  Accords)  des 
Schuldners,  eine  Forderung  vom  Konkursgericht  aus  der  Liste 
gestrichen  werden  (Sched  II 23 — 25).  Jeder  Gläubiger,  der  seine 
Forderung  angemeldet  hat,  hat  das  Recht,  Einsicht  in  die  Liste 
der  angemeldeten  Forderungen  zu  nehmen  (Sched  II  7). 

Angemeldet  werden  können  alle  Forderungen,  auch  bedingte 
und  betagte,  für  welche  der  Gemeinschuldner  zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  receiving  order  haftet,  oder  vor  Gewährung  der  order 
of  discharge  haftbar  wird.  Ausgenommen  sind  1)  nicht  liquide 
Forderungen  aus  Delikten  (mit  Ausnahme  von  Delikten  bei  fidu- 

x)  Das  Konkursgericht  kann  unter  Umständen  eine  Forderung  als 
nicht  berechtigt  erklären,  selbst  wenn  sie  sich  auf  ein  Urtheil  stützt  (Ex 
parte  Kibble  L.  R.  w  Ch.  373). 
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ziarischen  Rechtsverhältnissen  —  breach  of  trust) ;  2)  Forderungen 
auf  Grund  eines  Rechtsgeschäfts,  das  ein  von  einem  actofbank- 
ruptcy  des  Schuldners  benachrichtigter  Gläubiger  mit  diesem  ein- 
gegangen hat  (s.  37  [1]  [2]  [3]). 

Die  Bestimmungen  in  Betreff  der  Anmeldung  gedeckter 
Forderungen  (Sched  II  9 — 17),  sind  zu  komplicirt  um  hier  wieder- 
gegeben zu  werden  (vgl.  darüber  Williams  Bankruptcy  Praetice, 
3.  Auflage  S.  368  ff.,  Hentschel  a.  a.  0.  S.  268—270).  Die  Auf- 
rechnung gegenseitiger  Forderungen  ist  im  Allgemeinen  zulässig 
(s.  38).  Die  genauere  Ausführung  dieses  Gegenstandes  ist  eben- 
falls hier  nicht  möglich.2) 

5.  Oeffentliches  Verhör  des  Gemeinschuldners. 
§  167.  Der  Gemeinschuldner  hat,  wenn  er  selbst  das  Er- 
öffnungsgesuch eingereicht  hat,  binnen  drei  Tagen,  wenn  es  ein 
Gläubiger  eingereicht  hat,  binnen  sieben  Tagen  einen  durch  affi- 
davit  bekräftigten  Status  vorzulegen.  Unterbleibt  dies,  so  kann 
die  adjudication  sofort  erfolgen  (s.  16).  Gläubiger  können  diesen 
Status  auch  vor  Anmeldung  ihrer  Forderungen  besichtigen  (s.16, 1). 
Nach  Einreichung  desselben  hat  sobald  als  möglich  ein  Ver- 
hör des  Gemeinschuldners  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  (public 
eocamination)  stattzufinden.  Dem  Verhör  hat  der  Official  Receiver 
beizuwohnen  und  kann  der  Kurator  beiwohnen,  wenn  ein  solcher 
bereits  ernannt  ist.  Der  Gemeinschuldner  wird  vereidigt  und 
muss  ein  Protokoll  über  seine  Aussagen  unterzeichnen.  Das 
Verhör  kann  von  Termin  zu  Termin  vertagt  werden  und  wird  so 
lange  fortgesetzt,  bis  der  Gerichtshof  dasselbe  für  geschlossen 
erklärt.  Der  Schluss  des  Verhörs  kann  nicht  verfügt  werden, 
bis  der  Termin  für  die  erste  Gläubigerversammlung  abgelaufen 
ist  (s.  17). 

6.    Gläubigerversammlung  und  Gläubigerausschuss. 

§  168.  Die  erste  Gläubigerversammlung  ist  in  der  Regel 
spätestens  vierzehn  Tage  nach  Erlass  der  receiving  order  vom 
Official  Receiver  zusammenzuberufen  (s.  15  Sched  1 1 — 4).  Spätere 
Versammlungen  können  vom  Official  Receiver  oder  vom  Kurator 
berufen  werden;  sie  sind  zu  berufen,  wenn  das  Konkursgericht 


Die  beste  [Jebersicht  findet  sich  in  de  11  Anmerkungen  zu  /Y  \  v  r.  Harl 
2  Sm.  LC.  308,'  vgl.  auch  Williams  S.  123  ff.). 
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es  anordnet  oder  wenn  Gläubiger,  deren  Forderungen  mindestens 
ein  Viertel  der  Gesammtf orderungen  erreichen,  einen  dahingehen- 
den Antrag  stellen  (Sched  I  5 — 6  r.  13).  Der  Officio!  Reeewer 
oder  ein  von  ihm  bestellter  Vertreter  präsidirt  in  der  ersten 
Versammlung,  später  ernennt  die  Versammlung  einen  Präsidenten 
(Sched  I  7).  Die  Gläubiger  können  in  Person  oder  durch  Be- 
vollmächtigte ihre  Stimmen  abgeben  (Sched  1 15).  Stimmberech- 
tigt sind  die  Gläubiger  in  Bezug  auf  angemeldete  liquide  und 
vom  Vorsitzenden  für  die  Zwecke  der  Abstimmung  anerkannte 
Forderungen  (bei  gedeckten  Forderungen  kommt  der  nach  Abzug 
des  taxirten  Werthes  des  Unterpfandes  sich  ergebende  Betrag 
in  Betracht).  Wird  gegen  eine  Forderung  Einwendung  erhoben, 
so  darf  der  betreffende  Gläubiger  seine  Stimme  abgeben,  dieselbe 
kann  aber,  wenn  die  Einwendung  sich  später  als  begründet 
erweist,  gestrichen  werden  (Sched  1  7 — 12,  14 — 16). 

Die  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlung  sind  entweder 
ordinary  resolutions  oder  special  resolutions,  je  nachdem  das  Gesetz 
die  eine  oder  die  andere  Form  der  Beschlussfassung  vorschreibt. 
Eine  ordinary  resolution  ist  ein  Beschluss  der  Mehrheit  der  ver- 
tretenen Forderungen,  eine  special  resolution  ist  ein  Beschluss 
der  Mehrheit  der  abstimmenden  Gläubiger,  wenn  deren  Forde- 
rungen mindestens  drei  Viertel  des  Gesammtbetrages  der  in 
der  Abstimmung  vertretenen  Forderungen  erreichen  (s.  169). 

Die  Gläubigerversammlung  kann  durch  ordinary  resolution 
einen  Gläubigerausschuss  (committee  of  inspection)  ernennen,  der 
wenigstens  aus  drei  und  höchstens  aus  fünf  Mitgliedern  hestehen 
soll,  von  welchen  jeder  einzelne  durch  gewöhnlichen  Beschluss 
der  Gläubigerversammlung  abgesetzt  werden  kann;  ein  Mitglied 
ist  ipso  facto  seines  Amtes  enthoben,  wenn  es  in  Konkurs  ge- 
räth  oder  fünfmal  hintereinander  eine  Ausschusssitzung  ver- 
säumt (s.  22). 

7.  Zwangsvergleich. 
§  169.  Ein  Zwangsvergleich  muss  durch  special  resolution 
der  Gläubigerversammlung  beschlossen  und  in  einer  zweiten 
Versammlung  durch  eine  Personenmehrheit  der  Abstimmenden 
und  eine  Summenmehrheit  von  mindestens  drei  Viertel  der 
sämmtlichen  angemeldeten  Forderungen  bestätigt  werden.  In  der 
zweiten  Abstimmung  genügt  eine  briefliche  Zustimmungs-  oder 
Ablehnungserklärung,  welche  dem  Officio!  Receiver  eingesandt 
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wird,  zur  Ausübung  des  Stimmrechts  (s.  18  [1 — 3]).  Die  zweite 
Versammlung-  darf  nicht  vor  Schluss  des  Verhörs  des  Gemein- 
schuldners zusammentreten  (s.  18  [3]). 

Der  Zwangs  vergleich  hat  erst  dann  bindende  Wirkung, 
wenn  er  vom  Konkursgericht  nach  Anhörung  widersprechender 
Gläubiger  und  nach  Prüfung  eines  vom  Officio!  Receiver  einzu- 
reichenden Berichts,  genehmigt  ist  (s.  18  [4,  J,  7,  8]).  Die  Ge- 
nehmigung muss  versagt  werden,  wenn  der  Vorschlag  im  Inter- 
esse der  Gläubiger  nicht  angemessen  erscheint,  oder  wenn  eine 
der  Thatsachen  vorliegt,  welche  bei  einem  Antrage  auf  Entlastung 
(vgl.  §  174a)  als  Hinderungsgründe  anzusehen  wären.  Sie  muss 
ferner  versagt  werden,  wenn  die  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Vorzugsrechte  verletzt  werden  (s.  18  [6\  14]).  Sie  kann  ver- 
sagt werden,  wenn  einer  der  Fälle  vorliegt,  in  welchen  bei  einem 
Entlastungs-Antrag  der  Gerichtshof  ein  freies  Ermessen  ausüben 
darf  (vgl.  §  174a). 

Bei  Nicht-Zahlung  einer  Rate  oder  bei  Umständen,  welche 
die  Durchführung  des  Vergleichs  erschweren,  kann  das  Konkurs- 
gericht auf  Antrag  eines  Gläubigers  den  Zwangsvergleich  auf- 
heben und  den  Konkurs  eröffnen  (s.  18  [11]). 

In  Bezug  auf  Forderungen,  für  welche  der  Gemeinschuldner 
trotz  einer  order  of  discharge  haftbar  bleibt  (vgl.  §  174b),  wird 
der  Gläubiger  durch  den  Zwangsvergleich  nicht  gebunden,  wenn 
er  nicht  ausdrücklich  zustimmt  (s.  19). 

8.  Konkurseröffnung  (adjudication  of  bankruptcy). 
§  170.  Die  receiving  order  hat,  wie  wir  gesehen,  nur  die 
Wirkung  einer  Sequestrirung.  Die  Wirkung  der  adjudication  ist 
der  Uebergang  des  schuldnerischen  Vermögens  an  den  Kurator, 
welcher  dasselbe  unter  die  Gläubiger  zu  vertheilen  hat,  und 
ferner  der  Verlust  gewisser  Ehrenrechte  für  den  Gemeinschuldner 
(s.  32—34). 

Die  Konkurseröffnung  wird  vom  Konkursgericht  verfügt: 

1)  auf  ausdrücklichen  Beschluss  der  Gläubigerversammlung; 

2)  wenn  eine  Gläubigerversammlung  nicht  stattfindet  oder 
resultatlos  verläuft; 

3)  wenn  vierzehn  Tage  nach  Schluss  des  Verhörs  kein 
Zwangsvergleich  beschlossen  und  genehmigt  ist  (s.  20  [1]). 

Die  Konkurseröffnung  ist  im  Londoner  Amtsblatt  und  einer 
lokalen  Zeitung  zu  veröffentlichen  (s.  20  [-]). 
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Die  Ernennung  des  Kurators  erfolgt  in  der  Regel  durch 
ordinary  resolution  der  Gläubigerversammlung,  kann  aber  auch 
von  dieser  an  den  Ausschuss  übertragen  werden;  sie  muss  vom 
Board  of  Trade  nach  Deponirung  der  vorgeschriebenen  Kaution 
bestätigt  werden.  Erhebt  der  Board  of  Trade  aus  irgend  einem 
Grunde  Einspruch,  so  hat  eine  nach  dem  Betrag  der  Forderungen 
berechnete  Mehrheit  der  Gläubiger  das  Recht,  die  Frage  vor 
das  Konkursgericht  zu  bringen  (s.  21  [1  —  3]).  Wenn  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  kein  Kurator  ernannt  ist,  so  hat  der  Official 
Receiver  den  Umstand  an  das  Handelsamt  anzuzeigen  und  es 
wird  hierauf  von  dieser  Behörde  eine  geeignete  Person  ernannt 
(8,  21  [6]). 

Ein  Zwangs  vergleich  kann  auch  nach  erfolgter  Konkurs- 
eröffnung von  den  Gläubigern  in  derselben  Weise  angenommen 
werden,  wie  vorher,  nachdem  zuerst  durch  special  resolution  be- 
schlossen worden  ist,  die  dahingehenden  Vorschläge  des  Gemein- 
schuldners in  Erwägung  zu  ziehen.  Wenn  das  Konkursgericht 
diesen  Zwangsvergleich  genehmigt,  kann  eine  Verfügung  ergehen, 
durch  welche  der  Konkurs  aufgehoben  wird  (s.  23  [1,  2]). 

Ebenso  kann  der  Konkurs  durch  das  Gericht  aufgehoben 
werden,  wenn  nach  der  Meinung  des  Gerichtshofs  derselbe  nicht 
hätte  eröffnet  werden  sollen,  oder  wenn  nachgewiesen  wird,  dass 
alle  Forderungen  gegen  den  Gemeinschuldner  befriedigt  worden 
sind  (s.  35  [1,  2]). 

Auch  die  Aufhebung  des  Konkurses  soll  im  Londoner 
Amtsblatt  und  in  einer  lokalen  Zeitung  veröffentlicht  werden 
(«.  35  [3]). 

9.    Zwangsgewalt  über  den  Gemeinschuldner. 
§  171.    Die  Haft  des  Gemeinschuldners  und  die^  Beschlag- 
nahme der  Bücher,  Urkunden  und  Vermögensstücke  desselben 
kann  vom  Konkursgericht  angeordnet  werden: 

a)  nach  Zustellung  einer  bankruptcy  notice  (vgl.  §  164)  oder 
Einreichung  eines  Eröffnungsgesuchs,  wenn  anzunehmen  ist,  dass 
er  sich  der  Zahlung  seiner  Schulden  oder  dem  Konkarsver- 
fahren durch  Flucht  entziehen  will  (s.  25  [1  a]); 

b)  nach  Einreichung  eines  Eröffnimgsgesuchs,  wenn  an- 
zunehmen ist,  dass  er  Vermögensstücke,  Bücher  oder  Urkunden 
entfernen  oder  verbergen  will  (a.  a.  0.  [lb]); 

c)  nach  Zustellung  eines  Eröffnungsgesuchs  oder  nach 
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Erlass  einer  receiving  order,  wenn  er  Vermögensstücke,  deren 
Werth  £  5  übersteigt,  ohne  Genehmigung  des  Official  Receiver 
aus  seinem  Gewahrsam  entfernt  (a.  a.  0.  [1  c]): 

d)  wenn  er  ohne  genügenden  Grund  nicht  in  dem  zu  einem 
Verhör  festgesetzten  Termin  erscheint  (a.  a.  0.  [1  d]). 

Auf  Antrag  des  Official  Receiver  oder  des  Kurators  kann  nach 
Erlass  der  receiving  order  vom  Konkursgericht  angeordnet  werden, 
dass  während  einer  zu  bestimmenden  Frist,  welche  drei  Monate 
nicht  überschreiten  darf,  alle  an  den  Gemeinschuldner  gerichtete 
Briefe  dem  Official  Receiver,  beziehungsweise  dem  Kurator,  auszu- 
händigen sind  (s.  26). 

Der  Gemeinschuldner  oder  seine  Ehefrau  können  ebenso 
wie  dritte  Personen  (vergl.  §  174)  aufgefordert  werden,  vor  Ge- 
richt über  den  Verbleib  von  Vermögensstücken  oder  Urkunden 
auszusagen  oder  dieselben  beizubringen  (s.  27). 

10.    Vernehmung  dritter  Personen. 

§  172.  Alle  Personen,  welche  anscheinlich  Vermögens- 
stücke des  Gemeinschuldners  in  Händen  haben,  oder  denselben 
zur  Zahlung  von  Schulden  verspflichtet  sind,  oder  über  seine 
Vermögensverhältnisse  Aufschluss  zu  geben  im  Stande  sind, 
können  nach  Erlass  der  receiving  order  auf  Antrag  des  Official 
Receiver,  beziehungsweise  des  Kurators,  zur  Vernehmung  vor- 
geladen oder  zur  Beibringung  von  Urkunden  aufgefordert  wer- 
den. Im  Fall  des  Ungehorsams  stehen  dem  Konkursgerichte 
Zwangsmittel  zu  Gebote  (s.  27  [1—3]). 

Jemand,  der  in  seinem  Verhör  bekennt,  dass  er  dem  Ge- 
meinschuldner zu  einer  Geldzahlung  verpflichtet  ist,  oder  dass 
er  Vermögensstücke  desselben  in  Verwahrung  hat,  kann  sofort 
zur  Zahlung  beziehungsweise  zur  Auslieferung  verurtheilt  werden 
(,.  27  [4,  5\). 

II.  Entlastung  des  Gemeinschuldners  (order  of  discharge). 
§  173.  Die  order  of  discharge  ist  eine  Eigentümlichkeit 
des  englischen  Verfahrens;  sie  steht  in  keinem  direkten  Zusam- 
menhang mit  der  Liquidation  der  Masse  durch  den  Kurator, 
welche  auch  nach  Gewährung  der  order  of  discharge  ihren  regel- 
mässigen Fortgang  benimmt;  sie  bezweckt  vielmehr  lediglich, 
den  Gemeinschuldner  von  seiner  persönlichen  Verpflichtung  zu 
befreien. 
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a.  Voraussetzungen  der  Genehmigung". 
Der  Antrag  auf  Entlastung  kann  sofort  nach  der  Konkurs- 
eröffnung beim  Gericht  eingereicht  werden,  kommt  aber  nicht 
vor  Schluss  des  öffentlichen  Verhörs  (vgl.  §  167)  zur  Ver- 
handlung (s.  28  [1]).  Ein  Bericht  über  die  Geschäftsführung  des 
Gemeinschuldners  ist  vorher  vom  Officio!  Receiver  auszufertigen, 
und  das  Gericht  hat  denselben  bei  seiner  Entscheidung  zu  be- 
rücksichtigen. 

Die  Entscheidung  steht  in  der  Regel  im  Ermessen  des  Ge- 
richtshofs und  lautet  entweder  auf  sofortige  oder  befristete  Ent- 
lastuug;  oder  es  ergeht  eine  sogenannte  conditional  order  of 
discharge  (d.  h.  eine  Entlastung  unter  Bedingungen,  welche  den 
zukünftigen  Erwerb  des  Gemeinschuldners  berühren);  oder  der 
Antrag  wird  abgewiesen. 

Abzuweisen  ist  der  Antrag  in  allen  Fällen,  in  welchen 
ein  Vergehen  (misdemeanour)  des  Gemeinschuldners  nach  den  Be- 
stimmungen der  Konkurs  Ordnung  oder  der  Debtors  Act  von  1869 
vorliegt  (s.  28  [2]).    Folgende  Vergehen  gehören  hierher: 

1)  unvollständige  Angaben  über  die  Vermögenslage,  Nicht- 
Auslieferung von  Vermögensstücken  oder  Urkunden  an  den  Kurator, 
ebenso  das  Schweigen  bei  Anmeldung  einer  fingirten  Forderung; 

2)  die  dolose  Verheimlichung  der  Entfernung  von  Vermögens- 
stücken, deren  Werth  £  10  überschreitet,  oder  die  Verheimlichung 
von  Schulden  oder  Forderungen,  wenn  sie  nach  Einreichung  des 
Eröffnungsgesuchs  oder  in  einem  Zeitraum  von  vier  Monaten 
vorher  stattgefunden  hat; 

3)  die  Verheimlichung  von  Büchern  und  Urkunden  nach 
Einreichung  des  Eröffnungsgesuchs; 

4)  Veränderungen  in  Büchern  oder  Urkunden  oder  falsche 
Buchungen,  insofern  sie  nach  Einreichung  des  Eröffnungsgesuchs 
oder  frühestens  vier  Monate  vorher  stattfinden; 

5)  der  Erwerb  von  Waaren  auf  Kredit  in  einem  Zeitraum 
von  vier  Monaten  vor  Einreichung  des  Eröffnungsgesuchs ,  wenn 
der  Kredit  auf  Grund  falscher  Vorspiegelungen  gewährt  wurde 
und  die  Waaren  unbezahlt  geblieben  sind;  ebenso  die  Verpfän- 
dung von  kreditirten  und  unbezahlten  Waaren  innerhalb  des 
gleichen  Zeitraums; 

6)  betrügerische  Angaben,  um  die  Genehmigung  eines  Accords 
von  den  Gläubigern  zu  erwirken; 
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7)  die  Flucht  aus  England  (oder  der  Versuch  derselben) 
unter  Entfernung  von  Waaren,  deren  Werth  £  20  erreicht,  inso- 
fern sie  nach  Erlass  der  receiving  Order  oder  frühestens  vier 
Monate  vorher  stattfindet;1) 

8)  der  Erwerb  von  Waaren,  deren  Werth  £  20  erreicht  auf 
Kredit  nach  erfolgter  Konkurseröffnung,  ohne  Angabe  der  That- 
sache,  dass  der  Käufer  ein  nicht  entlasteter  in  Konkurs  befind- 
licher Schuldner  ist.2) 

Wenn  der  Schuldner  in  einem  der  genannten  Fälle  die  Ab- 
wesenheit von  dolus  nachweist,  so  wird  die  betreffende  Handlung 
nicht  als  Vergehen  angesehen,  und  die  Entlastung  kann  gestattet 
werden. 

Die  Entlastung  kann  nicht  sofort  unbedingt  gewährt 
werden  (d.  h.  wenn  sie  nicht  verweigert  wird,  muss  sie  vertagt 
oder  bedingt  ertheilt  werden)  in  folgenden  Fällen  (s.  28  [3]; 
s.  29)\  wenn  der  Gemeinschuldner: 

1)  seine  Bücher  in  ungenügender  Weise  geführt  hat; 

2)  seine  Geschäfte  fortgesetzt  hat,  nachdem  ihm  seine  In- 
solvenz bekannt  war; 

3)  Schulden  kontrahirt  hat,  und  nicht  nachweisen  kann,  dass 
er  beim  Abschluss  des  Geschäfts  Grund  hatte  seine  Zahlungs- 
fähigkeit anzunehmen; 

4)  durch  gewagte  Geschäfte  oder  verschwenderischen  Lebens- 
wandel den  Konkurs  herbeigeführt  hat; 

5)  durch  frivole  Einreden  gegen  klagende  Gläubiger  denselben 
unnöthige  Kosten  verursacht  hat; 

6)  in  einem  Zeitraum  von  drei  Monaten  vor  Erlass  der  re- 
ceiving order,  da  es  ihm  bereits  unmöglich  war,  seinen  Verpflich- 
tungen regelmässig  nachzukommen,  einzelne  Gläubiger  in  wider- 
rechtlicher WTeise  begünstigt  hat; 

7)  bereits  früher  in  Konkurs  war  oder  mit  seinen  Gläubigern 
einen  Vergleich  abgeschlossen  hat; 


1)  Die  unter  7  erwähnte  Handlung  gilt  als  felony  (Verbrechen). 

2)  Die  unter  1—7  erwähnten  Handlungen  sind  misdemeanours  nach 
der  Debiors  Act  186p  s.  11—12;  einige  derselben  ursprünglich  nur  wenn 
von  Kaufleuten  ausgehend;  diese  Beschränkung  ist  aber  durch  B.  Act  1883 
s.  163  (2)  beseitigt;  die  unter  8  erwähnte  Handlung  definirt  als  mis- 
demeanour  Ii.  Act  1883  s.  j. 
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8)  sich  irgend  einer  betrügerischer  Handlungsweise  schuldig 
gemacht  hat,3) 

b.  Wirkung  der  Entlastung. 

Trotz  der  Entlastung  hat  der  Gemeinschuldner  dem  Kurator 
bei  der  Liquidation  beizustehen,  und  kann  bei  Vernachlässigung 
dieser  Pflicht  wegen  contempt  of  court  bestraft  werden  oder  der 
order  of  discharge  verlustig  erklärt  werden  (s.  28  [7]J. 

Eine  der  Bedingungen,  welche  bei  der  Gewährung  der  Ent- 
lastung* gestellt  werden  kann,  ist  die,  dass  ein  Urtheil  zu  Gunsten 
des  Kurators  oder  des  Official  Receiver  für  den  unbezahlt  bleiben- 
den Theil  der  gegen  ihn  angemeldeten  Forderungen  eingetragen 
wird,  welches  vollstreckbar  wird,  sobald  das  Konkursgericht  seine 
Genehmigung  ertheilt.  Die  Genehmigung  kann  ertheilt  werden, 
wenn  der  Gemeinschuldner  nach  Erlass  der  order  of  discharge 
Vermögen  erwirbt  (s.  28  [6]). 

Die  unbedingte  order  of  discharge  befreit  den  Gemeinschuldner 
von  allen  im  Konkurs  anmeldbaren  Forderungen  mit  Ausnahme 
a)  gewisser  Forderungen  des  Fiskus,  b)  der  Forderungen,  welche 
durch  betrügerische  Handlungsweise  des  Gemeinschuldners  ent- 
standen sind,  c)  solcher  Forderungen,  deren  Nicht-Betreibung 
durch  betrügerische  Mittel  erwirkt  wurde  (s.  30  \1\  [2]). 

Wenn  gegen  den  Gemeinschuldner  auf  Grund  einer  Forde- 
rung geklagt  wird,  von  welcher  er  durch  die  order  of  discharge 
befreit  wurde,  so  genügt  es  zu  seiner  Vertheidigung,  wenn  er 
die  order  of  discharge  als  Beweismittel  beibringt,  und  nachweist, 
dass  der  Klagegrund  vorher  entstanden  war  (s.  30  [3]). 

Bürgen  oder  Solidarschuldner  werden  durch  die  order  of 
discharge  nicht  befreit  (s.  30  [4]). 

12.  Materielles  Konkursrecht. 

§  174.  Bei  der  Liquidation  der  Masse  kommen  einige  Punkte 
des  materiellen  Konkursrechts  in  Betracht,  welche  hier  erwähnt 
werden  müssen.    Es  gehören  hierher  insbesondere  die  Fragen 

3)  Als  betrügerische  Handlungsweise  kann  in  diesem  Sinne  nach 
dem  Ermessen  des  Gerichts  angesehen  werden:  die  Zuwendung  von 
Kapital  durch  Ehepakten,  wenn  zur  Zeit  als  sie  gemacht  wurde  das  Rest- 
Vermögen  nicht  zur  Zahlung  der  Schulden  ausreicht,  oder  das  in  den 
Ehepakten  gegebene  Versprechen  später  zu  erwerbendes  Kapital  der 
Frau  oder  den  Kindern  zuzuwenden  (s.  2q). 
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in  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  und  Vertheilung  der  Masse; 
das  Anfechtungsrecht  des  Kurators  in  Bezug  auf  widerrechtliche 
Vermögenszuwendungen  oder  Bevorzugungen  von  Gläubigern; 
ferner  die  Befugnisse  des  Kurators  in  Bezug  auf  belastete  Sachen 
und  onerose  Verträge.  Alle  diese  Gegenstände  können  nur  bei 
ausführlicher  Besprechung  in  befriedigender  Weise  auseinander- 
gesetzt werden.  Hier  muss  es  genügen,  auf  einige  charakteristische 
Punkte  hinzuweisen. 

Der  Konkurs  wird  stets  auf  den  Zeitpunkt  zurückdatirt,  an 
welchem  der  den  Eröffnungsantrag  begründende  act  of  bank- 
ruptcy  stattfand;  im  Fall  mehrerer  solcher  Handlungen  auf  die 
erste  derselben  in  einem  Zeitraum  von  drei  Monaten  vor  Ein- 
reichung des  Eröffnungsgesuchs  (S.  43).  Ferner  ist  zu  erwähnen, 
dass  unter  den  Vermögensstücken,  welche  zur  Konkursmasse 
gehören,  die  Dritten  gehörigen  Waaren  einbegriffen  sind,  welche 
zum  Zwecke  des  Gewerbetriebs  in  der  Verfügungsgewalt  des 
Gemeinschuldners,  mit  Wissen  und  Willen  des  Eigenthümers,  in 
der  Weise  stehen,  dass  der  Gemeinschuldner  der  anscheinende 
Eigenthümer  (reputed  owner)  ist  (s.  44  III). 

Die  liberale  Zuwendung  von  Kapital  an  eine  dritte  Person 
durch  settlement1)  ist  ohne  Weiteres  der  Masse  gegenüber  nichtig, 
wenn  die  Konkurseröffnung  innerhalb  von  zwei  Jahren  erfolgt; 
wenn  dieselbe  innerhalb  von  zehn  Jahren  erfolgt,  so  ist  sie 
nichtig,  wenn  der  Empfänger  nicht  nachweisen  kann,  dass  zur 
Zeit,  als  die  Zuwendung  gemacht  wurde,  der  Gemeinschuldner 
ohne  Inanspruchnahme  der  betreffenden  Summen  seinen  Ver- 
pflichtungen nachkommen  konnte.  Zuwendungen  auf  Grund  von 
Ehepakten  sind  ausgenommen,  doch  ist  ein  in  den  Ehepakten 
gegebenes  Versprechen,  zukünftig  zu  erwerbendes  Kapital  der 
Frau  oder  den  Kindern  zuzuwenden,  der  Masse  gegenüber  nich- 
tig, wenn  die  Konkurseröffnung  vor  der  thatsächlichen  Ueber- 
weisung  erfolgte  (s.  47).    Jede  Veräusserung  von  Vermögens- 

*)  Unter  settlement  verstellt  man  die  Ueberweisung  von  Kapital  oder 
Kapitalnutzungen,  in  der  Weise,  dass  das  Kapital  selbst  von  dem  Be- 
dachten nicht  aufgebraucht  wird.  Meistens  wird  ein  solches  Kapital  an 
Kuratoren  (irustees)  übergeben,  doch  ist  dies  nicht  nothweudig.  Die 
Schenkung  von  Geld  an  einen  Sohn  zur  Verwendung  in  seinem  Geschäft 
gilt  nicht  als  settlement  und  kann  nicht  angefochten  werden  (vgl.  die 
Entscheidnng  in  re  Player  15  q.  B.  D.  682). 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege.  20 
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stücken,  welche  drei  Monate  vor  Einreichung  des  Eröffnungs- 
gesuchs  oder  später  mit  der  Absicht  erfolgt,  einen  Gläubiger  zu 
bevorzugen  ist  der  Masse  gegenüber  nichtig  (s.  48). 

Bei  der  Vertheilung  der  Masse  haben  die  im  letzten  Jahre 
fälligen  Steuerforderungen  und  die  nicht  länger  als  vier  Monate 
verfallenen  Lohnforderungen,  insofern  sie  den  Betrag  von  £  50 
nicht  überschreiten,  ein  Vorzugsrecht  (s.  40  [1]  [2]).  Bei  dem  Kon- 
kurs von  Gesellschaften  haftet  das  Gesellschaftsvermögen  in  erster 
Linie  für  die  Gesellschaftsschulden,  und  das  Sondervermögen  der 
Gesellschafter  in  erster  Linie  für  ihre  Privatschulden  (s.  40  (3). 

Der  Kurator  kann  binnen  drei  Monaten  nach  seiner  Bestallung 
belastete  Sachen  aufgeben  und  von  onerosen  Verträgen  abgehen, 
wenn  er  dies  im  Interesse  der  Masse  für  rathsam  hält  (s.  55). 
Die  Gegenpartei  kann  auch  vor  Ablauf  der  dreimonatlichen  Frist- 
den  Kurator  zu  einer  Erklärung  veranlassen;  im  Falle  eines 
Vertrags  gilt  dann  seine  Anerkennung  als  Novation,  welche  die 
Masse  an  die  Stelle  des  Gemeinschuldners  setzt  (s.  55  [4]  und 
dazu  Williams  S.  258).  Von  Vermiethungs vertragen  (leases)  kann 
der  Kurator  nur  mit  gerichtlicher  Genehmigung  abgehen. 

13.  Liquidation  und  Dividendenvertheilung. 
§  175.  Dem  Kurator  sind  in  Bezug  auf  die  Liquidation  der 
Masse  weitgehende  Befugnisse  eingeräumt,1)  doch  kann  er  fol- 
gende Rechtshandlungen  nur  mit  Genehmigung  des  Gläubiger- 
ausschusses vornehmen:  1)  die  Fortsetzung  der  Geschäfte  des 
Gemeinschuldners,  2)  die  Führung  von  Prozessen,  3)  die  Er- 
nennung von  Vertretern,  4)  die  Kreditgewährung  in  Bezug  auf 
die  aus  der  Masse  verkauften  Gegenstände,  5)  den  Abschluss  von 
Schiedsverträgen,  Accorden  und  Vergleichen,  6)  die  Vertheilung 
nicht  realisirter  Gegenstände,  die  zur  Masse  gehören.  Die  Geneh- 
migung muss  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders  ertheilt  werden 
(s.  57).  Im  Uebrigen  hat  der  Kurator  auch  die  Anweisungen  der 
Gläubigerversammlung  und  des  Ausschusses  zu  befolgen,  kann 
zu  seiner  Information  die  Gläubiger  zusammenrufen  oder  das 
Konkursgericht  um  Anleitung  ersuchen.  Wenn  Gläubiger,  deren 
Forderungen  ein  Viertel  des  Gesammtbetrags  erreichen,  das  Er- 
suchen an  ihn  richten,  die  Gläubiger  zusammenzurufen,  so  muss 
er  diesem  Wunsche  nachkommen  (s.  89  [2]  [3]). 


i)  Vgl.  s.  9o  (4). 
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Die  erste  Dividende  soll  vier  Monate  nach  Schluss  der  ersten 
Gläubigerversammlung  und  die  folgenden  wo  möglich  in  Zwischen- 
räumen von  je  sechs  Monaten  gezahlt  werden  (s.  58).  Auch  nicht 
angemeldete  oder  bestrittene  Forderungen  sind  bei  der  Berech- 
nung der  Dividenden  zu  berücksichtigen,  insofern  die  für  die  An- 
meldung (bezw.  für  den  Nachweis  einer  bestrittenen  Forderung) 
den  Umständen  nach  angemessene  Zeit  noch  nicht  abgelaufen  ist 
(s.  60).  "Wenn  die  ganze  Masse  liquidirt  ist,  oder  wenn  nach  dem 
Ermessen  des  Ausschusses  und  des  Kurators  eine  weitere  Fort- 
setzung der  Liquidation  den  Gläubigern  keinen  Vortheil  bringen 
würde,  wird  die  Schluss-Dividende  erklärt;  vorher  ist  eine  Präk- 
lusivfrist für  den  Nachweis  bestrittener  Forderungen  zu  be- 
stimmen (s.  62). 

14.  Entlastung  des  Kurators. 
§  176.  Die  Amtsführung  des  Kurators  hört  auf: 

1)  nach  vollendeter  Liquidation  und  Auszahlung  der  Schluss- 
dividende, 

2)  nach  Genehmigung  eines  Zwangsvergleichs, 

3)  in  Folge  seiner  Abdankung  oder  Entlassung. 

Es  wird  sodann  auf  seinen  Antrag  im  Auftrag  des  Handels- 
amts ein  Bericht  über  seine  Thätigkeit  ausgefertigt;  nach  Kennt- 
nissnahme  dieses  Berichts  und  Anhörung  der  Parteien,  welche 
Einspruch  erheben,  wird  ihm  vom  Handelsamt  die  Entlastung 
gewährt  oder  verweigert.  Gegen  die  Entscheidung  des  Handels- 
amts kann  Beschwerde  beim  High  Court  eingebracht  werden 
(s.  82  [11]).  Die  Entlastung  befreit  ihn  von  jeder  Haftbarkeit  für 
Handlungen  oder  Unterlassungen  bei  der  Verwaltung  der  Masse; 
sie  kann  aber  widerrufen  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass 
sie  durch  Betrug  oder  die  Verheimlichung  wesentlicher  That- 
sachen  erwirkt  wurde  (s.  82  [3]). 

Insofern  der  Kurator  nicht  bereits  früher  seine  Amtsführung 
niedergelegt  hat,  bewirkt  die  Entlastung  ipso  jure  die  Beendigung 
derselben  und  der  Official  Receiver  übernimmt  die  Befugnisse, 
welche  etwa  noch  auszuüben  sind  (s.  82  \4\). 
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Drittes  Kapitel. 

Verfahren  bei  geringem  Betrag  der  Masse. 

I.   Summarisches  Konkursverfahren. 

§  177.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Werth  der  Masse 
voraussichtlich  den  Betrag  von  £  300  nicht  überschreitet,  so 
kann  der  Gerichtshof  ein  summarisches  Verfahren  anordnen.  In 
diesem  Verfahren  wird  kein  Kurator  und  kein  Gläubigerausschuss 
ernannt;  der  Officio!  Reeewer  übernimmt  die  Befugnisse  des  Ku- 
rators und  holt  die  Genehmigung  des  Board  of  Trade  in  den 
Fällen  ein,  in  welchen  ein  Kurator  nach  den  sonstigen  Bestim- 
mungen sich  an  den  Ausschuss  wenden  muss  (s.  121  [i,  2]). 
Ferner  treten  folgende  Modifikationen  im  Verfahren  ein:  1)  Nur 
eine  Publikation  in  einer  lokalen  Zeitung  findet  statt;  2)  juries 
werden  nicht  zugezogen;  3)  wenn  der  Official  Receiver  den  Ge- 
richtshof davon  überzeugt,  dass  der  Gemeinschuldner  sich  ent- 
fernt hat,  oder  dass  er  keinen  angemessenen  Zwangsvergleich 
vorzuschlagen  beabsichtigt,  kann  die  Konkurseröffnung  ohne 
Weiteres  erfolgen;  ebenso  wenn  der  Gerichtshof  bei  Gelegenheit 
des  öffentlichen  Verhörs  sich  davon  überzeugt,  dass  es  nicht  ge- 
recht oder  zweckmässig  wäre  einen  Zwangsvergleich  zu  geneh- 
migen; 4)  eine  Berufung  ist  nur  mit  besonderer  Genehmigung 
statthaft;  5)  alle  Zahlungen  sind  an  die  Bank  of  England  zu 
leisten;  6)  wenn  der  Gemeinschuldner  keinen  Akkordvorschlag 
in  der  vorgeschriebenen  Weise  bei  dem  Official  Receiver  ein- 
reicht, kann  die  Konkurseröffnung  sofort  verfügt  werden;  7)  wenn 
in  der  ersten  Gläubigerversammlung  eine  Personenmehrheit, 
welche  drei  Viertel  des  Betrages  der  angemeldeten  Forderungen 
vertritt,  einen  Zwangsvergleich  genehmigt,  ist  die  Bestätigung 
in  einer  zweiten  Versammlung  nicht  nöthig;  8)  es  soll  womöglich 
nur  eine  Dividendenvertheilung  stattfinden  (s.  121  [3]  r.  199). 

Die  Gläubiger  können  im  Verlaufe  des  Verfahrens  einen 
Kurator  ernennen  und  wenn  dies  geschieht,  tritt  das  normale 
Konkursverfahren  an  die  Stelle  des  summarischen  (s.  121  letzter 
Absatz). 

2.   Verwaltung  unter  Aufsicht  des  County  Court. 
§  178.    Wenn  ein  Judikatsschuldner  aus  einem  in  einem 
County  Court  erlassenen  Urtheile  nicht  im  Stande  ist,  die  Forde- 
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rung  sofort  zu  befriedigen,  und  angibt,  dass  seine  Gesammtver- 
schuldung  den  Betrag  von  £  50  nicht  überschreitet,  kann  die 
ratenweise  Zahlung  und  gerichtliche  Liquidation  seiner  Schulden 
verfügt  werden.  Die  Zahlung  kann  entweder  im  ganzen  Betrag 
der  Forderung  angeordnet  werden,  oder  es  kann  ein  Theil  derselben 
erlassen  werden  (S.  122  [1 — 3]).  Nach  Erlass  einer  derartigen  Ver- 
fügung sind  Klagen  und  Vollstreckungen  gegen  den  Gemein- 
schuldner in  Bezug  auf  Forderungen,  welche  in  der  von  demselben 
beim  County  Court  eingereichten  Aufstellung  inbegriffen  sind,  nur 
mit  Genehmigung  des  betreffenden  Gerichts  zulässig  (s.  122  [3]). 
Wenn  das  Aktiv- Vermögen  den  Werth  von  £  10  überschreitet, 
kann  Vollstreckung  zu  Gunsten  der  Gesammt-Gläubiger  ange- 
ordnet werden  (s.  122  [4]  vgl.  auch  Formular  Nr.  6  zu  Gen. 
Rules  Adm.  Orders). 

Ueber  die  Anmeldung  und  Prüfung  der  Forderungen  ent- 
halten die  für  dieses  Verfahren  besonders  erlassene  General 
Rides  nähere  Bestimmungen  (vgl.  auch  s.  122  [9 — 11]).  Die 
Summen,  welche  in  Uebereinstimmung  mit  der  administration 
order  bei  Gericht  einbezahlt  werden,  und  der  Erlös  der  Voll- 
streckung sind  zunächst  zur  Befriedigung  der  Kosten  des 
Klägers  in  dem  betreffenden  Prozesse,  dann  zur  Befriedigung 
der  Gerichtskosten  bei  der  Liquidation  (welche  10  pCt.  der  Ge- 
sammt-Forderungen  nicht  überschreiten  dürfen),  in  letzter  Linie 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  in  der  in  der  Verfügung  be- 
stimmten Weise  zu  verwenden  (s.  122  [8]).  Gläubiger,  deren 
Forderungen  nach  Erlass  der  Verfügung  entstanden  sind,  werden 
erst  befriedigt,  nachdem  den  vorherigen  Gläubigern  der  ihnen  in 
der  administration  order  zugesprochene  Theil  ihrer  Forderungen 
ausgezahlt  ist  (s.  122  [12]).  Wenn  alle  angemeldeten  Forde- 
rungen in  dem  in  der  Verfügung  vorgeschriebenen  Masse  be- 
friedigt sind,  so  wird  dieselbe  aufgehoben  und  der  Gemeinschuldner 
seiner  restlichen  Verpflichtungen  gegen  die  Gläubiger,  deren 
Forderungen  angemeldet  und  anerkannt  worden  sind,  entbunden 
(s.  122  [13]) 
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Viertes  Kapitel. 

Verfahren  bei  Aktiengesellschaften1) 

I.  Einleitung. 

§  179.  Englische,  schottische  und  irische  Aktiengesellschaften 
sind  dem  gewöhnlichen  Konkursverfahren  nicht  unterworfen 
(s.  123);  im  Falle  ihrer  Zahlungsfähigkeit  entspricht  dem  Konkurs- 
verfahren ein  Verfahren,  das  bei  Eisenbahngesellschaften,  welchen 
durch  Special-Gesetz  die  Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen 
sind,  durch  die  Railway  Companies  Act  186'/ \  in  Bezug  auf  alle 
anderen  Aktiengesellschaften  durch  die  Companies  Act  1862  und 
die  Joint  Stock  Companies  Arrangement  Act  1870  geregelt  ist. 

Die  Rechte  einer  juristischen  Person  können  in  England 
auf  verschiedene  Weise  erworben  werden:  1)  durch  königliches 
Patent  oder  Specialgesetz;  2)  durch  Registrirung  nach  den  Be- 
stimmungen der  Companies  Act  18622),  Jede  im  Vereinigten 
Königreich  begründete  Vereinigung  von  mehr  als  zehn  Personen 
zum  Betrieb  von  Bankgeschäften  und  jede  zu  anderen  Erwerbs- 
zwecken bestimmte  Vereinigung  von  mehr  als  zwanzig  Personen, 
welche  nicht  auf  eine  der  erwähnten  Arten  als  juristische  Person 
konstituirt  wird,  ist  ungesetzlich  (Companies  Act  1862  s.  43)). 
In  Bezug  auf  das  dem  Konkursverfahren  entsprechende  Verfahren 
wird  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Registered  und  Unregi- 
stered  Companies;  von  letzteren  sind  wiederum  die  Eisenbahn- 
gesellschaften, welche  durch  Special-Gesetz  konstituirt  werden, 
auszunehmen.    Registered  Companies  nennt  das  Gesetz  die  unter 

T)  Irländische  und  schottische  registrirte  Aktiengesellschaften  werden 
nach  den  Bestimmungen  des  Aktiengesetzes  liquidirt;  die  besonders  auf 
sie  anwendbaren  Vorschriften  müssen  hier  unerwährt  bleiben. 

2)  Die  nach  den  Bestimmungen  der  Joint  Stock  Companies  Acts 
1856  ti.  1857;  der  Joint-Stock  Banking  Companies  Act  18 57  und  The 
Act  to  enable  Joint-Stock  Banking  Companies  to  be  formed  an  the  Principle 
of, Limited  Liability  vor  Erlass  des  Gesetzes  von  1862  registrirten  Aktien- 
gesellschaften sind  in  der  Hauptsache  jetzt  den  Bestimmungen  des  letz- 
teren Gesetzes  unterworfen;  die  im  Text  erwähnten  Vorschriften  gelten 
auch  für  sie  (C.  Act  1862  s.  175 — 178). 

3)  Die  Bergwerke  in  Devon  und  Cornwall  unterstehen  einer  be- 
sonderen Gerichtsbarkeit  und  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen. 
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2)  aufgeführten  Aktiengesellschaften;  Unregistered  Companies  sind 
die  unter  1)  aufgeführten  und  ferner  alle  Gesellschaften,  welche  aus 
mehr  als  sieben  Personen  bestehen,  also  Bankgesellschaften, 
welche  aus  8 — 10  Theilhabern  bestehen,  andere  Erwerbszwecken 
dienende  Gesellschaften,  welche  aus  8 — 20  Theilhabern  bestehen, 
und  endlich  alle  aus  über  7  Theilhabern  bestehende  Gesellschaften, 
welche  nicht  mit  der  Absicht  auf  Erwerb  begründet  sind.  Eine 
im  Auslande  begründete  Aktiengesellschaft,  welche  eine  Geschäfts- 
niederlassung in  England  hat,  wird  in  Bezug  auf  das  hier  zu 
besprechende  Liquidationsverfahren  ebenfalls  als  Unregistered 
Company  behandelt  (In  re  Matheson  Brothers  27  Ch.  D.  225). 

Eine  registrirte  Aktiengesellschaft  kann  auf  drei  verschiedene 
Arten  in  Liquidation  treten:  1)  zwangsweise  auf  Grund  gerichtlicher 
Verfügung;  2)  freiwillig1  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Aktionäre; 

3)  freiwillig  aber  unter  gerichtlicher  Aufsicht  auf  Grund  gericht- 
licher Verfügung  in  Folge  eines  nach  Eröffnung  der  normalen 
freiwilligen  Liquidation  eingereichten  Gesuchs.  Da  in  den  Fällen, 
in  welchen  sonst  ein  Konkursverfahren  statthaft  wäre,  das  unter 
1)  erwähnte  Verfahren  zulässig  ist,  auch  nachdem  die  freiwillige 
Liquidation  bereits  begonnen  hat,  ist  nur  dieses  hier  zu  be- 
sprechen; es  sei  aber  erwähnt,  dass  die  Gläubiger  es  öfters  vor- 
ziehen den  unter  3)  erwähnten  Weg,  der  das  Verfahren  bedeu- 
tend vereinfacht,  einzuschlagen. 

Eine  Unregistered  Company  kann  auf  die  unter  1)  erwähnte 
Art  liquidirt  werden  ( Companies  Act  1862  s.  199  [2] ),  doch  ist, 
wenn  das  Gesetz  oder  das  Patent,  das  eine  Aktiengesellschaft 
konstituirt,  eine  andere  Art  der  Liquidation  ermöglicht,  auch 
diese  zulässig.  Eine  nicht  als  juristische  Person  konstituirte  unter 
die  Definition  einer  Unregistered  Company  fallende  Gesellschaft, 
untersteht  auch  dem  gewöhnlichen  Konkursverfahren.  Für  Eisen- 
bahngesellschaften gelten  besondere  Bestimmungen,  ebenso  für 
die  Bergwerke  in  Cornwall  und  Devon.4) 

2.  Regelmässiges  Verfahren. 
§  180.  Die  zwangsweise  Liquidation  einer  registrirten  Aktien- 
gesellschaft kann  verfügt  werden: 

4j  Wir  worden  in  der  Folge,  wenn  wir  einfach  von  Unregistered  Com- 
panies sprechen,  Eisenbahngesellschafte.n  und  Bergwerke  in  Devon  und 
Cornwall  nicht  einhegreifen:  der  Leser  muss  dieselben  stets  als  ausge- 
nommen betrachten. 
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1)  auf  Grund  einer  special  resolution  der  Aktionäre; 

2)  wenn  sie  ein  Jahr  lang  den  Geschäftsbetrieb  ausgesetzt 
oder  unterbrochen  hat; 

3)  wenn  die  Zahl  der  Aktionäre  unter  sieben  gesunken  ist; 

4)  wenn  die  Gesellschaft  insolvent  ist,  d.  h. 

a)  wenn  eine  schriftliche  Aulforderung  eines  Gläubigers, 
einen  £  50  überschreitenden  unbestrittenen  Anspruch 
zu  befriedigen,  unberücksichtigt  geblieben  ist; 

b)  wenn  eine  Zwangsvollstreckung  erfolglos  geblieben  ist; 

c)  wenn  der  Gerichtshof  sich  von  der  Zahlungsunfähigkeit 
der  Aktiengesellschaft  überzeugt  hat; 

5)  auch  wenn  keiner  der  obigen  Fälle  vorliegt,  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichtshofs  (Companies  Act  1862  ss.  79  u.  80). 

Die  zwangsweise  Liquidation  einer  Unregistered  Company 
kann  verfügt  werden: 

1)  wenn  der  regelmässige  Geschäftsbetrieb  aufgehört  hat; 

2)  wenn  die  Gesellschaft  insolvent  ist,  d.  h.  wenn  einer  der 
oben  unter  4)  erwähnten  Umstände  vorliegt  (mit  Modifikationen 
für  den  Fall  solcher  Gesellschaften,  die  nicht  mit  den  Rechten 
einer  juristischen  Person  ausgestattet  sind,  bei  welchen  neben 
der  Gesellschaft  die  einzelnen  Mitglieder  haften); 

3)  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtshofs  (Companies  Act  1862 
s.  199  [3  u.  4]). 

Der  Antrag  kann  von  einem  oder  mehreren  Gläubigern,  von 
der  Gesellschaft  selbst  oder  von  einem  oder  mehreren  Aktionären 
gestellt  werden  (vgl.  Hurrell  u.  Hyde,  The  Law  of  Joint  Stock 
Companies  S.  111 — 114;  Companies  Act  1862  s.  82;  Companies 
Act  1867  s.  40).  Der  Antrag  ist  durch  schriftliches  Gesuch 
(petition)  bei  der  Chancery  Division  zu  stellen  (Companies  Act  1862 
s.  81).  Nach  Erlass  der  betreffenden  Verfügung  sind  Klagen 
und  Vollstreckungen  gegen  die  Gesellschaft  nur  unter  besonderer 
Genehmigung  zulässig  (a.  a.  0.  s.  87,  vgl.  auch  s.  202). 

Die  Chancery  Division  ist  der  Gerichtshof,  der  mit  der 
zwangsmässigen  Liquidation  von  Aktiengesellschaften  betraut  ist 
(a.  a.  0.  s.  81,  s.  199  [1]):  doch  kann  dieser  Gerichtshof  dem 
lokalen  Konkursgericht  oder  einem  Grafschaftsgericht  die  be- 
treffenden Befugnisse  übertragen  (a.  a.  0.  s.  81,  Companies  Act  1867 
ss.  41  u.  42). 
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Der  erste  Schritt  nach  Erlass  der  winding  up  order  ist  die 
Ernennung"  eines  oder  mehrerer  Official  Liquidators  durch  das 
Gericht.  Gewöhnlich  wird  die  in  dem  betreffenden  Gesuch  vor- 
geschlagene Person  ernannt. 

Das  Verfahren  zerfällt  in  zwei  sachlich  abgegrenzte  Hälften: 
1)  das  Verfahren  zur  Einrufung  der  Beiträge  der  Aktionäre,  in- 
sofern diese  haften;  2)  das  eigentliche  Liquidationsverfahren. 
Ersteres  Verfahren  ist  gänzlich  in  den  Händen  des  Gerichts,  das 
letztere   wird   gewöhnlich   dem   Official  Liquidator  übertragen. 

1)  Für  den  ersteren  Zweck  wird  vom  Official  Liquidator 
eine  durch  affidavit  beglaubigte  Liste  der  Beitragspflichtigen  er- 
richtet, und  zu  ihrer  Prüfung  ein  Termin  in  Chambers  angesetzt, 
zu  welchen  alle  in  der  Liste  erwähnte  Personen  vorzuladen  sind 
(Companies  Act  1862,  general  order  1862  r.  30).  Nach  Feststellung 
der  Liste  kann  vom  Official  Liquidator  die  Einrufung  von  Bei- 
trägen beantragt  werden;  über  den  Antrag  wird  in  Chambers  ver- 
handelt; die  Beitragspflichtigen  sind  vorzuladen  (r.  33).  Das 
Gericht  ist  ermächtigt  dem  Antrag  stattzugeben,  auch  ehe  er- 
mittelt worden  ist,  ob  die  sonstigen  Aktiven  zur  Zahlung  der 
Schulden  genügen  (Company  Act  1862  s.  102),  und  es  ist  ferner 
ermächtigt,  jedem  Beitragspflichtigen  auch  die  Berichtigung  anderer 
Verpflichtungen  gegen  die  Gesellschaft  (d.  h.  solcher  Verpflich- 
tungen, welche  nicht  aus  seiner  Qualität  als  Aktionär  abgeleitet 
sind)  durch  Verfügung  anzubefehlen  (a.  a.  0.  s.  109).  Die  be- 
treffenden Verfügungen  sind  in  derselben  Weise  vollstreckbar 
wie  andere  Verfügungen  der  Chancery  Division  (a.  a.  0.  s.  120); 
eine  Berufung  muss  binnen  drei  Wochen  angemeldet  werden 
(a.a.  0.  s.  124).  Die  Verhaftung  eines  Beitragspflichtigen  und  die 
Beschlagnahme  seiner  Bücher  und  Mobilien  kann  angeordnet 
werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  er  im  Begriff  steht,  sich 
ausser  Landes  zu  begeben  oder  Vermögensstücke  zu  verheim- 
lichen, um  sich  seinen  Verpflichtungen  zu  entziehen,  oder  um  die 
Prüfung  der  Geschäftslage  der  betreffenden  Gesellschaft  zu  ver- 
hindern (a.  a.  0.  s.  118). 

2)  Die  Liquidation  wird  in  der  Regel  dem  Official  iÄquidator 
übertragen.  Seine  Stellung  entspricht  nicht  ganz  der  des  Kurators 
beim  regelmässigen  Konkursverfahren,  da  er  nicht  als  Rechts- 
nachfolger der  Gesellschaft  angesehen  werden  kann,  sondern  nur 
gewisse  Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  und  Liquidation 
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ihres  Vermögens  hat.  Folgende  Befugnisse  kann  er  mit  Geneh- 
migung des  Gerichtshofs  ausüben,  oder  ohne  Genehmigung,  wenn 
er  durch  eine  allgemeine  Verfügung  dazu  ermächtigt  ist;  er  kann: 

1)  im  Namen  der  Aktiengesellschaften  klagen  und  verklagt 
werden; 

2)  die  Geschäfte  der  Aktiengesellschaft  weiterführen,  inso- 
fern dies  im  Interesse  einer  günstigen  Liquidation  nöthig  ist; 

3)  die  Vermögensstücke  der  Aktiengesellschaft  einzeln  oder 
en  bloc,  privatim  oder  auf  dem  Wege  der  Subhastation  verkaufen; 

4)  Rechtshandlungen  im  Namen  der  Gesellschaft  vornehmen 
und  das  Korporationssiegel  derselben  benutzen  etc.  etc.  ( Comp. 
Act  1862,  ss.  94—96). 

Für  die  Anmeldung  der  Forderungen  kann  vom  Gericht  eine 
Präklusivfrist  festgesetzt  werden:  nach  Ablauf  derselben  haben 
die  Gläubiger  in  Bezug  auf  die  vor  Anmeldung  ihrer  Forderungen 
vertheilten  Summen  kein  Anrecht  mehr  (a.  a.  0.  s.  107).  Bedingte, 
betagte  und  illiquide  Forderungen  können  angemeldet  werden 
(s.  158).  In  Bezug  auf  die  relativen  Rechte  der  gedeckten  und 
ungedeckten  Gläubiger  gelten  die  Bestimmungen  des  Konkurs- 
rechts (Jud.  Act  1875  s.  10).  Der  Officio!  Liquidator  hat  eine 
Liste  der  angemeldeten  Forderungen  bei  Gericht  einzureichen; 
auf  dieser  Liste  sind  die  unbestrittenen  Forderungen  von  den- 
jenigen zu  trennen,  über  welche  weitere  Nachweise  verlangt 
werden.  Die  Liste  ist  durch  ein  affidavit  zu  bekräftigen.  Das 
Gericht  entscheidet  über  die  Berechtigung  der  bestrittenen  For- 
derungen unter  Anhörung  der  betreffenden  Gläubiger  (Gen.  Order 
Nov.  1862  rr.  20—25). 

In  Bezug  auf  betrügerische  Bevorzugung  eines  Gläubigers 
gelten  die  Bestimmungen  des  Konkursrechts.  Die  Einreichung 
des  Gesuchs  auf  zwangsweise  Liquidation  wird  dabei  als  die 
Handlung  betrachtet,  welche  dem  act  of  bankruptcy  im  gewöhn- 
lichen Verfahren  entspricht  ( Comp.  Akt  1862  s.  164). 

Die  Liquidatoren  können  mit  Genehmigung  des  Gerichts, 
Vergleiche  und  Arrangements  jeder  Art  sowohl  mit  Gläubigern 
als  mit  Schuldnern  (beitragspflichtigen  Aktionären  sowohl  als 
anderweitigen  Schuldnern)  abschliessen  (a.  a.  0.  ss.  159  u.  160). 

Auf  Antrag  eines  Gläubigers  oder  des  Liquidators  kann  das 
Gericht  die  Einberufung  einer  Gläubigerversammlung  zur  Bera- 
thung  eines  vorgeschlagenen  Zwangsvergleichs  anordnen.  AVenn 
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feine  Personenmehrheit  der  anwesenden  oder  vertretenen  Gläubiger, 
insofern  deren  Forderungen  mindestens  drei  Viertel  des  Betrages 
der  vertretenen  Forderungen  erreichen,  den  Vorschlag  genehmigt 
hat  und  derselbe  vom  Gericht  bestätigt  wird,  sind  die  nicht  er- 
schienenen oder  widersprechenden  Gläubiger  durch  den  Vergleich 
gebunden.  Der  Zwangsvergleich  kann  entweder  auf  alle  Gläu- 
biger oder  nur  auf  eine  bestimmte  Klasse  derselben  Bezug  haben 
(Joint  Stock  Companies  Arrangement  Act  1870). 

Die  Rechte  der  Aktionäre  untereinander  werden  durch  das  Ge- 
richt auseinandergesetzt;  das  Gericht  hat  die  etwa  überschiessen- 
den  Gelder  zu  vertheilen,  und,  falls  die  Activa  zur  Zahlung  der 
Forderungen  nicht  ausreichen,  zu  bestimmen,  in  welcher  Höhe 
und  in  welcher  Reihenfolge  die  Liquidationskosten  zu  bestreiten 
sind  (Comp.  Act  1862  ss.  109  u.  110).  Wenn  die  Liquidation 
beendet  ist,  kann  ein  besonderer  Antrag  auf  Auflösung  der 
Aktiengesellschaft  gestellt  werden  und  eine  dahin  gehende  Ver- 
fügung erlassen  werden  (s.  111).  Die  Bestimmung  ist  unpraktisch, 
da  Niemand  ein  Interesse  daran  hat,  den  Antrag  zu  stellen. 

3.  Verfahren  bei  Eisenbahngesellschaften. 
§  181.  Wir  haben  bereits  (§  136)  das  besondere  Voll- 
streckungsverfahren besprochen,  welches  bei  Eisenbahngesell- 
schaften angewandt  wird.  Ln  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  einer 
solchen  Gesellschaft  kann  der  Aufsichtsrath  einen  Reorganisations- 
vorschlag bei  der  Chancery  Division  einreichen  (Railway  Companies 
Act  1867  s.  6).  Nach  Einreichung  des  Vorschlags  kann  der 
Gerichtshof  auf  Antrag  der  Gesellschaft  die  Einstellung  aller 
Prozesse  gegen  dieselbe  anordnen  (a.  a.  0.  S.  7);  nach  Veröffent- 
lichung der  Einreichung  im  Londoner  Amtsblatt  dürfen  Voll- 
streckungsmassregeln nicht  ohne  besondere  gerichtliche  Genehmi- 
gung vorgenommen  werden  (a.  a.  0.  S.  9).  Die  verschiedenen 
Klassen  von  Aktionären  und  Inhabern  von  Prioritäts-Obligationen 
haben  über  den  Vorschlag  abzustimmen;  die  vom  Gesetz,  bezüglich 
jeder  einzelnen  Klasse  vorgeschriebene  Mehrheit,  bindet  die 
Minderheit;  die  Zustimmung  der  Klassen,  deren  Interesse  von 
dem  Vorschlag  nicht  berührt  wird,  ist  nicht  nothwendig  (a.  a.  0. 
ss.  10 — 15).  Während  eine  Frist  von  drei  Monaten  nach  Ein- 
reichung des  Vorschlags,  und  mit  Genehmigung  des  Gerichts 
auch  nachher,  kann  der  Aufsichtsrath  durch  petition  den  Gerichts- 
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hof  um  Bestätigung*  des  Reorganisationsplans  ersuchen  (a.  a.  0. 
S.  16). 

Bei  der  Verhandlung  über  den  Vorschlag  sind  diejenigen 
Aktionäre  oder  Gläubiger  anzuhören,  welche  mindestens  zwei 
Tage  vorher  eine  Einlassungserklärung  im  Central  Office  einge- 
reicht haben.  Die  Bestätigung  hat  zu  erfolgen,  wenn  der  Ge- 
richtshof sich  davon  überzeugt,  dass  die  vorgeschriebenen 
Mehrheiten  ihre  Zustimmung  gegeben  haben,  und  dass  die,  gegen 
den  Vorschlag  erhobenen  Einwendungen  nicht  begründet  sind 
(a.  a.  0.  S.  17;  0.  24.  Jan.  1868  rr.  19,  20).  Nachdem  die 
Bestätigung  erfolgt  ist,  wird  der  Reorganisationsplan  in  die  Ge- 
richtsrollen eingetragen  (enrolled,  vgl.  §  106),  und  bindet,  nach- 
dem dies  geschehen  ist,  die  Personen,  welche  ihre  Zustimmung 
gegeben  haben,  und  die  Klassen  von  Personen  bei  welchen  die 
Zustimmung  der  vorgeschriebenen  Mehrheit  genügt  (a.  a.  0.  S.  18). 
Gläubiger,  welche  nicht  zu  den  erwähnten,  durch  Mehrheits- 
beschluss  gebundenen  Klassen  gehören,  und  nicht  ausdrücklich 
zugestimmt  haben,  werden  durch  den  Reorganisationsplan  nicht 
berührt;  sie  können,  nachdem  die  Verhandlung  über  den  Antrag 
auf  Bestätigung  vorüber  ist,  wieder  den  Rechtsweg  betreten 
(Daniell  S.  2183).  Das  enrolment  erfolgt  nicht  unmittelbar  nach 
der  Bestätigung,  sondern  erst  nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen 
Frist;  während  derselben  muss  der  Reorganisationsplan  mehrere 
Male  im. Londoner  Amtsblatt  und  anderen  Zeitungen  veröffentlicht 
werden  (a.  a.  0. S.  19;  R.  S.  C.  0.  LXI  r.  11). 

In  der  Zeit  zwischen  der  Bestätigung  und  dem  enrolment 
kann  Berufung  gegen  die  Bestätigung  eingelegt  werden,  und 
wenn  dies  geschieht,  kann,  auf  Antrag  des  Berufungsklägers 
verfügt  werden,  dass  das  enrolment  bis  zur  Verhandlung  über 
die  Berufung  einzustellen  ist.  Nachdem  das  enrolment  bewirkt 
.ist,  sind  alle  Rechtsmittel  ausgeschlossen  (Daniell  S.  2186). 


Alphabetisches  Register. 


Abkürzungen. 

CA.  D.  —  CAancery  Division. 

Q.  B.   =  Queen 's  BencA  Division. 

Pr.  D.  =  Probate,  Divorce  u.  Admiralty  Division. 

Pr.       =  Pr.  D.  in  Nachlasssachen. 

Div.     —  Pr.  D.  in  eherechtlichen  Angelegenheiten. 

Adm.   =  Pr.  D.  in  seerechtlichen  Angelegenheiten. 

C.  A.    =  Court  of  Appeal. 

H.  L.  —  House  of  Lords. 


(Die  Ziffern  bedeuten  die  Seiten;  die  Verweisungen  beziehen  sich  auch  auf  die  Anmerkungen.) 


A. 

Abänderungen,  s.  Schriftsätze. 
Admiralitätsgerichtsbarkeit,  County 
Courts  4. 

—  High  Court  20,  234. 
Advokaten,  s.  Barristers. 
Affidavit  —  im  Allgemeinen  110. 

—  bei  dem  Gesuch  um  Gewährung 
des  Armenrechts  69. 

—  über  die  Person  des  Prozess- 
vormunds 55. 

—  bei  der  Beantwortung  von  Frage- 
stücken 113. 

 von  Fragen  über  Urkunden  115. 

—  eines  Zeugen  ausnahmsweise  Be- 
weismittel 125,  266. 

—  bei  dem  Antrag  auf  Restitution 
gegen  einVersäumnissurtheil  J46. 

Aktiengesellschaften  unterstehen 
nicht  dem  gewöhnl.  Konkursver- 
fahren 14,  288. 

—  Auflösung  von  281,  310. 

—  Prozessfähigkeit  57,  siehe  auch 
Prozessvertrotung. 


Amtsgeheimniss  —  Schutz  desselben 
bei  der  Beweisaufnahme  113,  166. 

Anerkennung  einer  Rechnung  95. 

Anfechtung  von  Vermögenszuwen- 
dungen im  Konkursverfahren  305. 

Anlage  und  Auszahlung  gerichtlich 
deponirter  Gelder  279,  283. 

Annullirung  von  Schriftsätzen  wegen 
ungenügender  Begründung  100. 

Antheilsrechte,  auf  Namen  lautende, 
Verhinderung  der  Uebertragung 
durch  gerichtlicheVerfügung  132. 

Anträge,  summarische,  CA.D.28'2, 285. 

—  Pr.  D.  253. 
Anwälte,  s.  Solicitors. 

Anzeige,  vorläufige,  vor  Erhebung 
einer  Klage,  in  welchen  Fällen 
vorgeschrieben  79. 

Appellationsgerichtshof  28. 

—  Besetzung  30. 
Armenrecht  68. 

Arrest,  dinglicher  wegen  Ungehor- 
sam gegen  ein  Interdikt  135. 

—  im  seerechtlichen  Verfahren  237. 
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Assisengerichte  26. 

Attorney  General,  Genehmigung 
bei  der  Einlegung  von  Rechts- 
mitteln 33. 

—  als  Vertreter  der  Krone  klagt  in 
besonderen  Prozessformen  53. 

Aufhebung  der  Zustellung  einer 
Prozessladung  87. 

—  des  Urtheils  eines  Spezialrich- 
ters  176. 

 Schiedsrichters  180,  181. 

—  eines  regelmässigen  Urtheils  199 
Aufschriften  auf  der  Prozessladung 

—  zur  Individualisirung  der 
Klage  80,  82. 

—  zur  Angabe  der  Zustellungs- 
adresse 83. 

—  als  Ersatz  der  Klageschrift  83. 

—  bei  Nachlasssachen  257. 
Ausländer  dürfen  nicht  Eigentü- 
mer britischer  Schiffe  sein  281. 

Auswärtige  Parteien,  Klagen  gegen 
— ,  in  welchen  Fällen  zulässig  74- 

—  Sicherheitsleistung  f.  Kosten  136. 

—  Zustellung  der  Prozessladung  87- 

—  Armenrecht  70. 

—  Streitverkündung  62. 

B. 

Barristers  (Advokaten)  48. 

—  haften  nicht  für  culpa  49. 

—  Zeugniss  über  Mittheilungen  von 
Klienten  167. 

Beamte  42. 
Beisitzer  19. 

—  in  seerechtlichen  Angelegen- 
heiten 241. 

Benennung  des  Rechtsurhebers,  Ver- 
wandtschaft mit  Interfileader-  Ver- 
fahren 65. 

Bergung  235. 

Berufung,  im  Allgemeinen  194,  200. 

—  gegen  Entscheidungen  der  County 
Courts  18. 

 des  High  Court  29. 

—  in  Konkurssachen  25. 


Berufung  in  seerechtlichen  Ange- 
legenheiten 242. 

—  in    eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 270. 

—  in  welchen  Fällen  ausgeschlos- 
sen 30. 

—  bei  d.  Interfileader- Verfahren  66. 

—  Verfahren  bei  der  204. 
Beschlagnahme  v.  Forderungen  217. 
Beschränkte  Einweisung  eines  Nach- 
lassverwalters 247. 

Beschränkung  der  Haftbarkeit  im 

seerechtlichen  Verfahren  240. 
Beschwerden  154. 

—  wegen  Kosten  194. 
Besitzklagen    in   den  Grafschafts- 
gerichten 3. 

—  Vereinigung  mit  anderen  Kla- 
gen 72. 

—  in  Bezug  auf  Schiffe  234. 

—  Vollstreckung  bei  223. 
Beweisaufnahme,  Uebersicht  109. 

—  älteres  Verfahren  96,  109. 

—  in  Chambers  110.  152. 

—  durch  Augenschein  126. 

—  bei  der  Hauptverhandlung  162. 

—  zum  Zwecke  d. Vollstreckung  229. 

—  in    eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 266. 

—  s.  ferner  affidavit,  Fragestücke, 
Urkunden,  Zeugenverhör. 

Beweismittel,  nicht  in  den  Schrift- 
sätzen zu  erwähnen  92. 

—  Anwendbarkeit   neuer  bei  der 
Berufung  204. 

—  Benutzung  der  im  Vorverfahren 
gewonnenen  124. 

Beweisrecht  162. 
Billigkeitsgerichtsbarkeit  10. 

—  der  Grafschaftsgerichte  3. 
Bodmereibrief  235. 
Bureau,  s.  Chambers. 

c. 

Centrai-Bureau  16,  19. 

—  Uebersicht  der  Geschäfte  36. 

—  Ausstellung  d.  Prozessladung  76. 
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Centrai-Bureau,  vorbereitendes  Ver- 
fahren 77. 

—  Geschäfte  bei  der  Pr.  Div.  233. 
Chambers,  Verhandlungen  in  16,  19, 

282. 

Chancery  Court,  Geschichte  9. 
Chancery  Division,  Geschäftskreis  13. 

—  Organisation  15. 

—  Freiwillige  und  verwaltende  Ge- 
richtsbarkeit 271. 

Chief  Clerks,  Befugnisse  16,  42. 
Common  Law,    Verhältniss  zu 

Equity  9. 
County  Courts  2. 

—  Richter  3. 

—  —  können  Hülfsrichter  bei  den 
Assisen  sein  27. 

D. 

Deliktsklagen,Verweisungan  County 

Court  5. 
Demurrer,  s.  Rechtsfragen. 
District  Registries  16. 

—  Ausstellung  d.  Prozessladung  76. 

—  Vorbereitendes  Verfahren  77. 

—  für  Nachlasssachen  23,  233. 
Divisional  Courts,  hören  Berufungen 

aus  County  Courts  18,  242. 

 Anträge  auf  Wiederaufnahme 

des  Verfahrens  198. 

—  können  nach  Vereinbarung  der 
Parteien  in  erster  Instanz  ange- 
rufen werden  18. 

—  Besetzung  19. 

E. 

Ehegatten,  Vereinigung  getrennter 
Ansprüche  in  einem  Prozesse  72. 

—  Zustellung  der  Prozessladung  86. 
Eherechtliche  Angelegenheiten  — 

Uebersicht  261. 

—  Verfahren  262. 

—  Intervention  bei  267. 

Eid,  Erklärung  an  Kidesstatt  wegen 

religiöser  Bedenken  168. 
Eidliche  Erklärungen  s.  affidavit. 


Einlassungserklärung  88. 

—  theilweise  89. 

—  unter  Protest  (Div.)  263. 
Einreden  95. 

Einstweilige  Verfügungen  über 
Handlungen  und  Unterlassungen 
(Interlocutory  injunctions)  133. 

Einweisung  in  einen  Nachlass  — 
Gesuch  um  die  250. 

—  Verfügung  251. 

—  Widerruf  und  Abänderung  253. 
Einweisung    in    ein  verpfändetes 

Grundstück  (Foreclosure)  13. 
Einzahlung  bei  Gericht,  freiwillige 
als  Prozesshandlung  99. 

—  zur  Sicherung  des  Gegners  129. 

—  wegen  mangelnder  Verfügungs- 
fähigkeit des  Berechtigten  (Ch. 
D.)  279. 

Einzelangaben  i.  d.  Schriftsätzen  106. 
Eisenbahngesellschaften,  Vollstrek- 
kung  gegen  230. 

—  Verfahren  bei  Zahlungsunfähig- 
keit 315. 

Erhaltung  des  Streitgegenstandes  — 
Sicherung  derselben  129. 

Ersuchungsschreiben  an  auswärtige 
Gerichte  (Zeugenvernehmung) 
123. 

F. 

Fideikommisse,  Aufsichtsbefugniss 
der  Ch.  D.  278. 

—  Verwandtschaft  mit  den  uses  der 
früheren  Zeit  10. 

Fiskus,  Prozesse  desselben  früher  im 
Exchequer  Court  verhandelt  17. 

—  als  Partei  53. 

Formulare,  special  indorsement  84. 

—  Schriftsätze  im  normalen  Ver- 
fahren 107. 

•  in  Ehescheidungssachen  263. 

—  Klageschrift  in  Nachlasssachen 
257. 

—  Urtheil  in  Q.  B.  D.  182. 

—  Revisionsgesuch  209. 

—  Vollstreckungsbefehl  227. 
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Formulare,  Einweisungsdekret  (let- 
ters of  administration)  252. 

Formulirung  der  Rechtsfragen  durch 
die  Parteien  (special  case)  142. 

Frachtverträge,  Klagen  aus  densel- 
ben 234. 

Fragestücke  111. 

—  Benutzung  der  Antwort  bei  der 
Hauptverhandlung  115. 

—  Folgen  des  Ungehorsams  in  Be- 
zug auf  die  Beantwortung  1 14. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit  —  in 
Nachlassachen  245. 

—  Ck  D.  271. 

Friedensrichter,  Vergünstigungen 
der  —  bei  Klagen  wegen  Amts- 
handlungen 79,  192. 

Fristen  für  Ausgabe  der  Prozess- 
ladung in  bes.  Fällen  80. 

—  für  Zustellung  derselben  81. 

—  für  Einlassung  88,  145. 

—  —  auswärtiger  Beklagter  76. 

—  für  Streitverkündung  63. 

—  für  Zustellung  d.  Klageschrift  94. 

 Verteidigungsschrift  98. 

 Replik  102. 

 zweiter    Schriftsätze,  wegen 

Veränderungen  in  der  Sachlage 
105,  106. 

—  für  Abänderungen  in  den  Schrift- 
sätzen 105. 

—  für  die  Beantwortung  von  Frage- 
stücken 113. 

—  für  die  Vorzeigung  von  Urkunden 
auf  Verlangen  des  Gegners  117. 

—  für  Terminsbestimmung z.  Haupt- 
verhandlung 157. 

—  für  Berufung  201. 

—  für  Revision  210. 

—  für  Zwangsvollstreckung  225. 

—  für  die  Fällung  eines  Schieds- 
spruchs 178. 

—  —  Vollstreckung  eines  Schieds- 
spruchs 181. 

—  für  Zustellungen  im  seerecht- 
lichen Verfahren  238. 


Fristen  für  Einweisung  in  einen 
Nachlass  251. 

—  für  das  durch  originating  sum- 
mons  eingeleitete  Verfahren  284. 

—  Ausdehnung  durch  gerichtliche 
Verfügung  151. 

G. 

Gebührenskala  193. 
Geisteskranke,  Prozessvertretung 55. 

—  Zustellung  d.  Prozessladungen  85. 
Geistliche  Gerichtshöfe,  Berufungen 

aus  deren  Urtheilen  34. 
Gerichtliche  Beaufsichtigung  einer 

Vermögensverwaltung  272. 
Gerichtliche  Genehmigung,  nöthig 

bei  Klagen  gegen  Auswärtige  75. 

—  bei  Abänderungen  in  den  Schrift- 
sätzen 105,  170. 

—  in  der  Regel  bei  Zustellung  von 
Fragestücken  an  den  Gegner  111. 

—  bei  der  Aufhebung  des  Mandats 
eines  Schiedsrichters  177. 

—  in  gewissen  Fällen  bei  der  Ein- 
legung von  Rechtsmitteln  25, 
30,  33. 

—  bei  der  Zulassung  neuer  Beweis- 
mittel in  d.  Berufungsinstanz  204. 

Gerichtsbefehl ,  Eintragung  eines 
Schiedsvertrags  als  177. 

Gerichtsmündel,  Aufsicht  der  Ch.  D. 
über  —  276. 

Gesellschafter,  Auseinandersetzun- 
gen zwischen  denselben  3.  13. 

Geschworene,  s.  jury. 

Glaubwürdigkeit,  Fragen  über  die 
—  des  Aussagenden  in  den  Frage- 
stücken nicht  zulässig  112. 

—  Fragen  über  die  —  von  Zeugen 
zulässig  165. 

Grafschaftsgerichte,  s.  County  Courts. 

H. 

Handelsamt,  Befugnisse  in  Konkurs- 
sachen 291. 

Handelsgesellschaften,  Parteifähig- 
keit 54. 
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Handelsgesellschaften,     Zustellung  I 
der  Prozessladung  an  86. 

—  Einlassungserklärung  der  89. 
Heuerforderungen,  Klagen  aus  235. 
Hauptverhandlung,  Uebersicht  155. 

—  Verfahren  160. 

—  Beweisaufnahme  162. 

—  in     seerechtlichen  Angelegen- 
heiten 241. 

—  in    eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 266. 

I 

Interdikt  (injunction)  12,  133;  s.  auch 

einstweilige  Verfügungen. 
Intervention  61. 

—  bei  Besitzklagen  61. 

—  bei  Versäumnissurtheilen  61, 146.  j 

—  bei  Berufungen  62. 

—  bei    eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 267. 

J. 

Juristische    Personen,  Prozessver- 
tretung 56. 

—  Zustellung  der  Prozessladung  an 
86. 

—  Vollstreckung  gegen  220,  222. 

—  Konkurs  310. 
Jury,  Besetzung  158. 

—  coinmon  und  special  159. 

—  Anfechtungsrecht  d.  Parteien  159. 

—  wann  zuzuziehen  bei  Prozessen 
in  Q.  B.  D.,  156. 

-  Ck  D.  157. 

—  Pr.  260. 
 Div.  266. 

-  in  Konkurssachen  25,  290. 

K. 

Kanzleigerichtshof,  s.  Chancery  Court. 
Klagebeantwortung,  s.  Schriftsätze. 
Klageschrift,  s.  Schriftsätze. 
Klagensystem  To. 

Konkurs.  Wirkung  auf  schwebende 
Prozesse  67. 

—  — Vollstreckungsmassregeln  226. 
Vergehen  nach  Konkursrecht  302. 

SCHUSTER,  Englische  Rechtspflege. 


Konkursgerichtsbarkeit  4,  24,  289. 
Konkursverfahren,  Uebersicht  293. 

—  Voraussetzungen  des  Eröffnungs- 
gesuchs (acts  of  öankrtiptey)  294. 

—  vorbereitendes  gerichtliches  Ver- 
fahren (reeeiving  order)  295. 

—  Anmeldung  d.  Forderungen  296. 

—  Verhör  d.  Gemeinschuldners  297. 

—  Zwangsvergleich  298. 

—  Konkurseröffnung  299. 

—  Entlastung  301. 

—  Liquidation  306. 

—  bei  geringem  Betrag  d.  Masse  308. 
Kontraktsklage  im  High  Court,  wenn 

County  Court  zuständig,  Folgen 

für  den  Kläger  5. 
Kosten,  Bestimmungen  über  die  190. 

 bei  Zwischenanträgen  192. 

 (H.  L.)  212. 

—  Begünstigungen  gewisser  Klassen 
von  Personen  in  Bezug  auf  die 
Erstattung  der  —  191. 

—  ohne  Rücksicht  auf  den  Aus- 
gang des  Rechtsstreits  einer 
Partei  aufzuerlegen,  insoweit  ent- 
standen : 

durch  Weitschweifigkeit  in 
den  Schriftsätzen  92. 
durch  unnöthige  Abänderun- 
gen derselben  105. 
durch  unberechtigte  Verwei- 
gerung von  Zugeständnissen 
119. 

durch  Beanspruchung  der  Bei- 
bringung unerheblicher  Ur- 
kunden 164. 

—  s.  auch  Sicherheitsleistung. 
Kurator  eines  Geisteskranken  (com- 

mittee)  55. 

eines  fideicommissum  (trustee) 

—  Aufsichsichtsbefugnissder  CA. 
D.  278. 

einer  Konkursmasse  (trustee  in 
bankruptey)  Ernennung  300. 

—  —  Entlastung  307. 

—  Vereinigung  seiner  Ansprüche 

21 
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mit  Ansprüchen  der  Masse  in 
einer  Klage  73. 

L. 

Legitimitätsstreitigkeiten  (Div.)  261. 

Leugnung  von  Thatsachen  in  der 
Vertheidigungsschrift  muss  aus- 
drücklich geschehen  98. 

—  in  den  folgenden  Schriftsätzen 
gilt  Schweigen  als  Leugnung  103. 

Lieferungen  an  Schiffe,  Klagen  aus 
—  235. 

Litispendenz,  Registrirung  der  185. 
M. 

Masters  of  the  Supreme  Court,  Be- 
fugnisse 19,  42. 

—  sind  Protokollführer  in  derHaupt- 
verhandlung  169. 

Meinungen,  Zeugniss  über  163. 
Minderjährige,  Prozessfähigkeit  54. 

—  Zustellung  der  Prozessladung 
an  85. 

—  Beantwortung  von  Fragestücken 
d.  Prozessvormund  erlassen  113. 

—  keinem  Versäumnissurtheil  we- 
gen Nicht-Einlassung  unterwor- 
fen 144. 

N. 

Nachlassgerichtsbarkeit  4,  243. 
Nachlassverfahren,  Uebersicht  243. 

—  freiwilliges  245. 

—  streitiges  254. 

bei  Ueberschuldung  des  Nach- 
lasses 288. 

—  Klassen  von  Personen,  welche 
bei  Prozessen  als  Parteien  bei- 
treten können  256. 

Nachlassverwalter,  Bedeutung  des 
Amts  244. 

—  Auswahl  der  Person  246. 

—  Folgen  seines  Todes  248. 

—  Vereinigung  seiner  Ansprüche 
mit  den  Ansprüchen  des  Nach- 
lasses in  einer  Klage  72. 

—  Begünstigung  in  Bezug  auf 
Kosten  191. 


Nichtigkeitsklagen  (Div.)  261. 

Niessbraucher,  Mitwirkung  der  Ch. 
D.  bei  gewissen  Rechtshandlun- 
gen der  —  280. 

o. 

Obervormundschaft,  Geisteskranke 

56. 

—  Minderjährige,  s.  Vormundschaft. 
Obmann  (bei  Schiedsgerichten)  178. 
Official  Receiver,    Befugnisse  des 

(Konkursverfahren)  292. 
Ort,  Prozessbeginn  76. 

—  Vorbereitendes  Verfahren  77. 

—  Zwischenanträge  78. 

—  Hauptverhandlung  78. 

—  Konkursverfahren  289. 
Oertliche  Zuständigkeit  (High  Court) 

73. 

P. 

Parteien,  Zuziehung  von  Streitge- 
genossen 60. 

—  Repräsentativparteien  60. 

—  Veränderungen  in  der  Person 
der  67.  . 

—  Zuziehung  dritter  Personen  bei 
einer  Widerklage  101. 

—  Zuziehung  von  Parteien  in  Nach- 
lassangelegenheiten  258. 

Parteifähigkeit  53. 
Personalarrest  als  Sicherungsmass- 
regel im  Vorverfahren  127. 

—  bei  Nichtbeantwortung  v.  Frage- 
stücken 114. 

—  bei  Ungehorsam  gegen  Inter- 
dikte 135. 

—  als  Vollstreckungsmassregel  219. 
Personenvereine,  Parteifähigkeit 

der  53. 

Pfandrecht,  seerechtliches  (mari- 
time iien)  236. 

Popularklagen  97. 

Privileg  gewisser  Personen  in  Be- 
zug auf  Personalarrest  128. 

—  öffentlicher  Beamten  in  Bezug 
auf  ihr  Zeugniss  113,  166. 
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Privy  Council,  Judicial  Committee, 
Zuständigkeit  34. 

—  Besetzung  35,  41. 

Probate,  Divorce  and  Admiralty  Di- 
vision, Uebersicht  231. 
Prozessfähigkeit  54. 
Prozessladung  80. 

—  wird  in  Nachlass-  und  Eheschei- 
dungsangelegenheiten erst  nach 
Einreichung  eines  affidavit  aus- 
gegeben 257,  262. 

Prozessordnungen,  s.  Rules. 
Prozessvertretung  59. 
Prozessvormund  55. 

Q- 

Queeris  Bench  Division  17. 
Queeris  Counsel,  Stellung  eines  49. 

—  kann  Hülfsrichter  bei  den  As- 
sisen sein  27. 

Queens  Proctor  Staatsanwalt  in  ehe- 
rechtlichen Angelegenheiten  267. 

R. 

Realklagen  17,  70. 

Receiver     (Sequester),  Bestellung 

eines,   als  Sicherungsmassregel 

131. 

—  als  Vollstrekungsmassregel  224. 

—  s.  Official  Receiver. 
Rechnungslegung  13,  140. 
Rechtsbelehrung  der  jury  durch  den 

Richter  162,  196. 
Rechtsfragen,  Formulirung  durch 
die  Parteien  (special  case)  142. 

—  Bestreitung  der  Folgerungen 
aus  den  vom  Gegner  angeführ- 
ten Thatsachen  141. 

 (Div.)  265. 

—  —  getrennte  Verhandlungen  über 
141. 

Rechtsmittel,  Uebersicht  194. 
Rechts-Innungen  48. 
Registrars,  Grafschaftsgerichte  6. 

—  Chancery  Division,  Befugnisse  16, 
42. 


Registrars,  Chancery  Division,  Proto- 
kollführer 169. 

—  —  mit  der  Abfassung  der  Ur- 
theile  betraut  182. 

—  Probate,  Divorce  u.  Adm.  Division 
232. 

—  für  Konkurssachen  42,  290. 

—  District- Registrars  42. 
Registrirung  von  Urtheilen  185. 
Replik,  s.  Schriftsätze. 
Restitution  gegen  Versäumnissur- 

theile  146,  148. 

—  s.  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand. 

Revision,  Fälle  in  welchen  sie  aus- 
geschlossen 33,  207. 

—  Einleitung  des  Verfahrens  209. 

—  Schriftsätze  210. 

—  Hauptverhandlung  211. 
Revisionsgerichtshöfe  31. 
Richter  6.  37. 
Rücktritt  einer  Partei  150. 

—  wegen  Veränderungen  in  der 
Sachlage  104, 

Rules,  County  Court  7. 

—  Supreme  Cotirt  39. 

—  Pr.  D.  233. 

—  Bankruptcy  291. 

Rules  Committee,  County  Court  7. 

—  Supreme  Court  39. 

—  Beispiel  der  ausgedehnten  Be- 
fugniss  62. 

S. 

Schadensersatzklagen,  seerechtli  che 
234. 

Schadensersatzsumme,  Bestim  tnung 
der —  in  besonderen  Fällen  186. 

Schiedsrichter,  freiwillige  Verwei- 
sung an  176. 

—  Verweisung  an — auf  Anordnung 
des  Gerichts  180. 

-  Ernennung  178. 

-  Verfahren  vor  einem  179,  181. 
Schiedsspruch  179,  181. 

—  Vollstreckung  eines  solchen  179. 
181. 

21* 
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Schriftsätze,  Geschichte  des  schrift- 
lichen Verfahrens  89. 

-  allgemeine  Regeln  92. 

—  Klageschrift  93. 

—  Vertheidigungsschrift  95. 

-  Replik  102. 

—  Widerklage  100. 

—  Schluss  d.  Schriftenwechsels  103. 

—  Berücksichtigung  von  Verände- 
rungen in  der  Sachlage  104. 

—  nachträgliche  Abänderung  der- 
selben 104. 

 bei  der  Hauptverhandlung  170. 

—  Annullirung  eines  Schriftsatzes 
auf  Anordnung  des  Gerichts  141. 

—  in  der  Revisionsinstanz  210. 

—  im  seerechtlichen  Verfahren  240. 

—  im  Nachlassverfahren  260. 

—  in  eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 263,  265. 

Schottland  und  Irland,  Zustellung 
der  Prozessladung  an  Beklagte 
in  75. 

—  Vollstreckung  dort  gefällter  Ur- 
theile  185. 

Seerechtliche  Gerichtsbarkeit  4,  234. 
Sheriff,  Befugnisse  44. 

—  Wahl  desselben  45. 

—  Beantwortung  von  Fragestücken 
durch  einen  113. 

Sicherheitsleistung  für  Kosten  bei 
Deliktsklagen,  welche  im  High 
Court  geführt  werden,  obwohl 
County  Court  zuständig  5. 
-  von  auswärtigen  Klägern  ver- 
langt 136. 

—  wenn  Kläger  insolvent  ist  136. 

—  bei  Einlegung  der  Revision  210. 
Sicherungsmittel      während  des 

.  Rechtsstreits,  Uebersicht  127. 

—  in  seerechtlichen  Angelegen- 
heiten 237. 

—  in  Nachlassangelegenheiten  259. 
Solicilors,  Qualifikation  47. 

—  als  Prozessbevollmächtigte  59. 

—  Audienzrecht  47. 


Solicitors,  Haftung  derselb.  für  culpa 
47,193. 

—  müssen  Prozessschriften  unter- 
zeichnen, wenn  Partei  vom  Ar- 
menrecht Gebrauch  macht  69. 

—  Zeugniss  über  Mittheilungen  von 
Klienten  167. 

Solidarhaft  59. 

Special-Richter,  Verweisung  an  173. 

—  Befugnisse  175. 

—  Ernennung  178. 

—  s.  auch  Verweisung. 
Spruch  der  Jury  168. 
Stiftungen,  öffentliche  —  Aufsichts- 
befugnisse der  Ch.  D.  281. 

Sträflinge,  Prozessvertretung  56. 
Streitgenossenschaft  59. 
Streitverkündung  62. 
Subalternbeamte  42. 
Summarisches  Verfahren,  wenn  die 
Prozessladung  ein  special  indorse- 
ment  hat  138. 

—  in  Nachlasssachen  253. 

—  zur  Erwirkung  eines  Urtheils  auf 
gerichtl.  Beaufsichtigung  einer 
Vermögensverwaltung  273. 

—  bei  der  Einweisung  in  verpfän- 
dete Grundstücke  und  bei  der 
Wiedereinlösung  derselben  190. 

T. 

Terminsbestimmung  in  erster  In- 
stanz 157. 

—  in  der  Berufungsinstanz  202. 
Testamentsvollstrecker  244. 

—  Ernennung  245. 

—  Beginn  der  Verfügungsbefugniss 
über  den  Nachlass  249. 

—  Folgen  des  Todes  der  246. 

—  können  ihre  Ansprüche  mit  An- 
sprüchen des  Nachlasses  in  einer 
Klage  vereinigen  72. 

—  Begünstigung  derselben  in  Bezug 
auf  Prozesskosten  191. 

Thatsächliche  Fragen,  getrennt  e  Ver- 
handlung über  143. 
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Tod  einer  Partei,  Wirkung  auf  den 
Prozess  67. 

Trennung  von  Ehegatten,  gericht- 
liche 261. 

u. 

Uebertragung  eines  dinglichen 
Rechts,  Wirkung  auf  einen  Pro- 
zess über  dasselbe  67. 

Ungehorsam  in  Bezug  auf  gericht- 
lich anbefohlene  Auskunft  an 
die  Gegenpartei  114,  118. 

Urkunden,  eidliche  Erklärung  über 
115. 

—  Vorzeigung  a.  d.  Gegenpartei  1 16. 

—  Beweis  durch  163. 
Urtheil,  Fällung  169. 

—  Abfassung  181,  206. 

—  Eintragung  183. 

—  Registrirung  185. 

—  aus  anderen  Gebieten  des  Ver- 
einigten Königreichs,  auf  welche 
Weise  vollstreckbar  185. 

—  besonderes  Verfahren  in  Ch.  D. 
nach  Erlass  eines  U.  188. 

—  Aufhebung  eines  U.  199. 

-  Form  der  Verkündung  (H.L.)  212. 

V. 

Väterliche  Gewalt,  Entziehung  der 
275,  277. 

Vereinigung  mehrerer  Ansprüche 
in  einem  Prozesse  71,  72,  151. 

Verhaftung  wegen  Ungehorsam  129. 

Verpflegung  Minderjähriger,  Ver- 
wendung von  Geldern  für  276. 

Versäumniss,  Nicht-Einlassung  14.".. 

—  auswärtiger  Beklagten  87. 

—  im  schriftlichen  Verfahren  147. 

-  bei  der  eidlichen  Auskunfts-Er- 
theilung  an  die  Gegenpartei  14!>. 
164. 

—  im  Nachlassverfahren  260. 

—  im  eherechtlichen  Verfahren  267. 

—  Wirkung  von  Versäumniss- 
urtheilen  143,  147. 

—  Restitution  gegen  Vcrsäumniss- 
urtheile  146,  148. 


Vertagung  des  Urtheils  171,  172. 

Vertheidigung  durch  Bestreitung 
der  gegnerischen  Rechtsfolge- 
rungen 95,  99. 

—  in  eherechtlichen  Angelegen- 
heiten 265. 

Verteidigungsschrift,  s.  Schrift- 
sätze. 

Vollstreckung,  Fristen  225. 

—  kann  bei  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels eingestellt  werden  183. 

-  wird  bei  Einleitung  des  Kon- 
kurses rückgängig  gemacht  226. 

—  Verfahren  226. 

 besonderes  bei  Eisenbahnge- 
sellschaften 230. 

—  Uebersicht  über  dieArten  der  213. 
Vormundschaftssachen,  Uebersicht 

274. 

—  Ernennung  und  Absetzung  von 
Vormündern  durch  das  Ge- 
richt 283. 

W. 

Widerklage  100. 

—  in  eherechtlichen  Angelegen- 
heiten nicht  zulässig  264. 

Wiederaufnahme  desVerfahrens  1 96. 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 

Stand   in  Bezug   auf  Verträge 

auf  Grund  derBilligkeitsgerichts- 

barkeit  13. 
Wiederherstellung    des  ehelichen 

Lebens  261,  269. 

Z. 

Zeugenverhör  vor  der  Hauptver- 
handlung 120,  122,  L23. 

-  bei  derselben  165. 
Zeugnisszwang  163. 

-  Ausnahmen  112,  166. 
Zugeständnisse,  stillschweigende  in 

den  Schriftsätzen  98,  148. 

-  ausdrückliche  in  denselben  119. 
—  auf  Aufforderung  119. 
Zusamnienstoss  von  Schiffen,  Klagen 

wegen  234,  240. 
Zuständigkeit,  Grafschaftsgerichte  3. 
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Zuständigkeit,    örtliche    im  High 
Court  73. 
Ch.  D.  13. 
Q.  B.  D.  17. 

—  Pr.  D.  22. 

—  Konkursgerichte  24,  281). 

—  Assisengerichte  26. 

—  C.  A.  29. 

—  H.  L.  33. 

—  Judicial  Committee  of  the  Privy 
Council  34. 


Zustellung  der  Prozessladung  85. 

—  im  seerechtlichen  Verfahren 
237. 

Zwangsverkauf  von  Sachen,  welche 
dem  Verderben  ausgesetzt  sind, 
während  des  Rechtsstreits  130. 

Zwangsverwaltung  131. 

Zwischenanträge,  Uebersicht  151. 

—  allgemeiner  Termin  für  153. 
Zwischenurtheile  bei  Versäumniss 

144. 


Verzeichniss  englischer 


technischer  Ausdrücke. 


A. 

Acknowledgments  of  married  women 
37. 

Act  of  bankrupicy  294. 

Act  on  Petition  (Div.)  265. 

Actions,  inrem,  mixed,  inpersonamlO. 

—  in  tort,  of  contract  71. 

—  for  the  recovery  of  land  71. 

—  local,  transitory  78. 
Administration  —  ad  liiem,  de  bonis 

non,  dtirante  minore  aetate,  for  the 

use  and  benefit  of  the  lunatic  247. 
Administration  of  the  estate  of  a  de- 

ceased  debtor  according  to  the  law 

of  bankruptcy  288. 
Administration  Bond  251. 
Administration  cum  testamento  annexo 

244. 

Administration  aciions  (Ch.  D.)  188, 
272. 

Administrator  (convicts)  56. 
Administrator  (Pr.)  246. 
Administrator 's  oath  250. 
Admiralty  4,  20,  234. 
Adjournment  for  ftirther  coiisidera- 

tion  17  J,  172. 
Adjudication  of  bankruptcy  299. 
Adoption  of  Referee 's  Report  171. 
Advancement  270. 
Affidavit  110. 

Affidavit  of  documents  116. 

Affidavit  of  merits  146. 

Answer  (Equity  p leading)  96. 

Answer  (Div.)  263. 

Answer  to  the  petition  (Ch.  DJ  285. 


4^^/,  G?z/r/  <?/  28,  194,  200. 
Appearance  Book  (H.  L.)  210. 
Appellant  202. 
Appendix  (H.  L.)  211. 
Appraisement  and  Sale  (Adm.)  24 
Apprentices  48. 
Arbitrator  176. 

Arrest,  Warrant  of  (Adm.)  237. 

^^^ör^  19,  24,  241. 

Assise,  Commiss ioners  of  26. 

Associate  169. 

Assumpsit  71. 

Attachment,  writ  of  220. 

Attachment  of  de  bis  217. 

Attaint,  writ  of  194. 

Atlorney  General  49. 

Audita  querela  22S. 

Award  179. 

^. 

Äw7  f^w  j  238. 
Äw//^"  45. 

Bankrupt  Estates  Account  292. 
Bankrtiptcy  24. 
Bankruptcy  notice  294. 
Bankruptcy  petition  294. 
48. 

Baron  (Court  of  Exchequer)  18. 
Barrister  t8. 
Bencher  49. 

m  Chancery  80. 

/JV'//V   <?/"  .IT//*'  37. 

Board  of  trade  291. 
ä?«^  251. 

Bottomry  Bond  235. 
Bound  Bai  Uff  46. 
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a 

Capias  ad  satisfaciendum,  writ  of 219. 
Caveat  238,  255. 
Central  office  36. 

Certificate,    Chief  Clerk 's  (accotints 
and  inquiries)  173,  189. 

—  Master 's  as  io  judgment  169. 
Certiorari,  writ  of  11. 

Cestui  que  use  10. 

Cestui  que  vie  282. 

Cham  of  Representation  248. 

Challenge  to  the  poll  and  to  the  array 

159. 
Chambers  19. 
Chancery  Cotirt  9. 
Character,  evidence  as  to  163. 
Charging  order  218. 
Charity  Commissioners  14. 
Cfe^f  18. 

Gfe«fe  16,  42. 
Chief  fustice  18,  38. 

—  of  Co7nmon  Pleas  18. 
Circm'ts,  County  Courts. 

—  assise  28. 
Citation  257,  262. 
Cfe/ofc  (County  Court)  6. 
Commission    of  Assise    a?td  Nisi 

Prius  26. 

—  #/~  Ojy^r  tf/zd"  Terminer  and  Gaol 
Delivery  26. 

Commissioners  to  lake  oaths  and  affi- 
davits  43,  110. 

—  —  acknowledgments  of  7narried 
women  43. 

Committal  221. 

Committee  of  inspection  (bankrupicy) 
298. 

Committee  (of  a  lunatic)  55. 
Common  law  9. 
Common  Pleas,  Court  of  17. 
Commune  Concilhim  31. 
Conclusion  (Div.)  265. 
Conairrent  writs  81. 
Confession  of  defence  104. 
Contempt  of  Cotirt  176,  277,  304. 
Consolidation  151. 


Conveyancing  Counsel  284. 
Convicts  56. 
Co-respondent  262. 
Cot'poration  —  aggi'egate  57. 

ötf  between  party  and  party  — 
dtf  between  solicitor  and  dient  192. 
Council  of  fudges  8. 
Council  of  Legal  Edtication  48. 
Counsel s  Brief  182. 
Counterclaim  100. 
Counts  96. 
County  Courts  2. 
Covenant,  Action  of  71. 
Cras\y  Action  100. 
Cross  Examination  165. 
Curator  Interim  (Convicts)  56. 
Curia  advisari  vult  171. 
Custody  (Interim)  129,  222. 

Damage  (Adm.)  234. 

Zte3/,  Action  of  11. 

Decree  —  /zm,  absolute  (Div)  267. 

Default  =  Versäumniss. 

Defence  95. 

Delivery,  writ  of  223. 

Demtirrer  95,  96,  99,  265. 

—  proceedings  in  Heu  of  1 41. 
Deponent  110. 
Deputy-Sheriff  45. 

I  Deiimie  71. 

Devisee  243. 

Dilatory  Pleas  95. 
I  Directions  to  Agents  (H  L.)  208. 

Dis charge,  Order  of  (Bankrupicy)  301. 
!  Discovery  109,  115. 

Distringas,  notice  in  Heu  of  132. 

District  Registry  16. 

—  Probate  23. 
Divisional  Courts  18,  198. 
Divorce,  füll  Court  of  29. 
Divorce   and    Matrimonial  Causcs, 

Court  of  29. 

Ejectment  71. 
Elegit,  writ  of  216. 
Enrolment  181,  316. 
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Entry  of  jtidgment  183. 
Entry  of  trial  158. 
Equity  9. 

Equitable  mortgage  1 1 . 
ZVn?r  28,  91. 
Error,  writ  of  1)1,  195. 
Estoppel  163. 
Evidence  —  <?r#/,  doczimentary  (pri- 

mary  —  socondary)  163. 
Examinatloiz  in  chief  165. 
Examiners  of  the  Court  43,  121. 
Excheqtier  Chamber,  Court  of  29. 
Exchequer,  Court  of  Vi. 
Execution,  zvrits  of  214. 
Executor  244. 

—  according  to  the  tenor  245. 

—  jwz  tor/  24'.». 


Feoffee  to  the  use  10. 
Fieri  facias,  writ  of  214. 
Foreclosure  191. 

Fztrther  consideration,  adjotirnment 
for  171,  172. 

6r. 

Garnishee  217. 
General  issue  05. 
Oa/z/,  limited  (Fr.)  247. 

—  vr<z^£  #/z^  except  (Pr.)  247. 

—  caeterorum  (Pr.)  247. 

i/. 

Hearsay  evidence  163. 
Helr-at-law  243. 

//zg^  Bailiff  (County  Court)  6,  46. 
//zjpÄ  Court  7. 
House  of  Lords  31. 
Hundred  .VI. 

J. 

Indorsement  of  adress  83. 
Indorsement  of  claim  — general,  spe- 
cial HO,  82. 
Information  53. 

Injzmction,    interlocntory,  Perpetua/ 
12,  133. 

—  mandatory  133. 

—  Interim  135. 


//z;zj  ö/"  Cozirt  48. 
Inqzriiy,  zvrit  of  144,  187. 
Inquisition  (hmatlcs)  55. 
Inquisition  of  office  53. 
Intermeddling  (Pr )  249. 
Interpleader  65. 
Interrogatorics  III,  122. 


factitation  of  marriage  261. 
foinder  of  actions  7 1 . 
foinder  of  issue  102. 
foint  liability  59. 
fzidgment  100,  181. 

—  bespeaking  j.  182. 

—  interloctitory  201. 

—  motion  for  j.  172,  109. 

—  motion  in  arrest  of  j.  01. 

—  ;z<?;z  ob  st  ante  veredlet o  01. 

—  /zz//z<;  ^n?  /zz;z<r  183. 
ftidlcial  Committee  20,  34. 
fudicial  notlce  163. 
ftidlcial  Separation  (Div)  201. 
fustices  of  the  High  Court  15,  40. 

—  0/  //^  Peace  70. 

X. 

Leading  questions  165. 

Leiters  of  admlnlstration  244. 

Limitation  of  liability  (Adm.)  240. 

Limited  grant  (Pr)  247. 

Lincolns  Inn  48. 

London  Bankruptcy  Court  24. 

London  sittings  10.  27. 

Zerrt'  Ofcz>/"  fustlce  of  England  IS,  38. 

Z<?n/  Zfz]^  Admiral  2(1. 

Z^z-tz7  //z£V&  Chancellor  of  Great  Bri- 

ialn  15,  38. 
Lords  fustices  of  .Appeal  Ol. 
Lords  of  Appeal  33. 

z«  ordlnary  33. 

>/. 

Maintenancc  276. 
Mandamus,  writ  of  133. 

—  prerogative  zvrit  of  17. 
Magma  n  Concilium  ."»1. 
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Maritime  lim  236. 
Marshall  (Adm.)  46,  242. 
Master  of  the  Rolls  15,  39. 
Masters  of  the  Stipreme  Court  19,42. 
Middlesex  sittings  19,  27. 
Misdirection  196. 
Mortgage  11. 

Motion  in  arrest  of  judgment  91. 

—  for  judgment  112. 

—  to  sei  aside  a  judgment  199,  200. 

—  to  vary  the  minutes  182. 
Motions  151. 

Ne  exeat  regno,  writ  of  128. 

New  assignment  103. 

New  trial  196. 

Next  friend  54. 

Nil  debet  96. 

Nisi  prhis  26. 

Non  assumpsit  95. 

Non  est  factum  (not  his  deed)  95. 

Non  suit,  judgment  of  1 70. 

Not  guilty,  n.  g.  by  Statute  96. 

Notice  of  appeal  (H.  L.)  209. 

Notice  of  motion  152. 

Notice  to  prodtice  for  inspection  116. 

Notice  of  trial  157. 

o. 

Officers  42. 

Officio l  Receiver  292. 

Opinion,  Evidence  as  to  163. 

Order  153. 

Order  of  course  285. 

Order  of  dis charge  (bankruptey)  301. 

Order  of  reference  (Adm.)  242. 

Order  of  Service  (H.  L.)  210. 

P. 

Zfc**/  159. 

Parliament  Office  (H.  L.)  210. 
Permanent  Cozmcil  31. 
Petition  (Ch.  D.)  285. 

—  262. 

—  of  course  285. 

—  originating  285. 


Petitioiter  262. 

P/m  confession  and  avoidance  95. 
Pleadings  89. 

Pleas  in  abatement,  in  bar;  dilatory, 

peremptory  95,  96. 
Possession,  writ  of  223. 
Praecipe  227. 

Preliminary  Act  (Adm.)  240. 
President  of  Probate,  Divorce  and 

Admij'alty  Division  39 
Prima  facie  case  161. 
Principal  Registry  (Pr.  u.  Adm.)  233. 
Printed  Cases  (H.  L.)  210. 
Privy  Council,  fudicial  Committee  of 

29,  34. 
Probate  Court  of  20,  243. 
Probate  etc.  Division  231. 
Proctors  250. 
Production  by  order  117. 
Property,  real,  personal  243. 
Puisne  fudges  18. 

Qtieeiis  Bench,  Court  of  18. 
—  Division  17. 
Queeiis  Counsel  49. 
Queeris  Proctor  267. 

i*?£<z/  actions  17. 
Rebutter  102. 

Receiver  131,  224;  s.  auch  Official 

Receiver. 
Receiving  order  295. 
Record,  Courts  of  1. 
Redemption  191. 
Re-examination  167. 
Referee,  special,  official  44,  173. 
Reference  174. 

Registrar  IG»  23,  24,  26,  42,  169. 
Rejoinder  102. 
Release  (Adm.)  238. 

proeeedings  in  (Adm)  237. 
Replevin  1,  71. 
i?^/y  102. 

Representative  parties  60. 
i?^  mter  tf//^  <7<rto<?  163. 
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Residuary  legatee  246. 

Resolution,  ordinary,  special  (Bank- 

ruptcy)  298. 
Respondent  2G2,  280. 
Respondentia  Bond  (Adm.)  235. 
Restitution  of  conjugal  rights  (Div.J 

261. 

Rule  of  Court  (Arbitration)  III. 
Ru/es  7,  39,  233,  291. 
Ru/es  Committee  39. 

s. 

Scale,  higher,  lower  (Costs)  193. 

Scire  facias  53. 

Scripts  (Pr.)  259. 

Sequestration,  writ  of  221. 

Serjeants  at-law  43. 

Service  of  writ  of  summons  85. 

—  0/"  Mtf  Jurisdiction  85. 

—  substituted  87. 
Settlement  305. 
Several  liability  59. 
Sherijf  44. 
Solicitor  General  49. 
Solicitors  46. 
Special  case  142. 
Special  indorsement  83. 
Specific  Performance  12,  13. 
Standing  Orders  (H.  L.)  208. 
Statement  of  claim  93. 
Statute  of  Distributions  Ml. 
Subpoena,  writ  of  9. 

—  «öf  testificandum  163. 

—  duces  tecum  164. 
Summing  up  162. 
Summons  152. 

—  /<?r  directions  153. 


Summons  to  proceed  188. 

—  originating  271. 

—  zo/^V  80. 

Supreme  Cotcrt  of  fudicahire  1. 
Surrejoinder,  Szirrebtitter  102. 

T. 

Taxing  Masters  16,  25,  193. 
Temple,  Inner,  Middle  48. 
Third  party  notice  62. 
Traverse  95. 

Treasurer  ( County  Cotirt)  6. 
Trespass,  action  of  71. 

—  <?/z       ^ö^,  action  of  11. 

—  0/  ^  armis  90. 

Trial,  at  bar,  at  nisi  prius  157. 

—  0/"  w\r#£  <?/" 143. 
Trover,  action  of  71,  90. 
7Vwj/j  11,  278. 

17. 

Under-Sheriff  45. 
tfsw  10. 

F. 

Venire  de  novo  194. 

Venue,  local  —  transitory  74. 

Verdict,  general  —  special  —  subject 

to  special  case  168. 
Vice-Chancellors  15. 

TT. 

H^r^  3/*  G?«/Y  276. 

Warning  (Pr.)  255. 

Withdrawing  a  juror  170. 

W^r/V  0/"  «fo,  s.  das  Wort,  welches 

auf  „3/""  folgt. 
Writs,  original  80. 


Wilhelm  Gronau's  Buclulruckerpi  in  Berlin. 


